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Zu den Beiträgen in diesem Heft 


„Angebot und Nachfrage haben ihrengemein- 
samen Ursprung in dem Willen der Menschen, 
zur Befriedigung ihrer Bedürfnisse wirtschaft- 
lich tätig zu werden.‘ (Sachverständigenrat, 
Jahresgutachten 1977/78, S. 127) 


Zwar ist selbst für den offiziellen Sachverstand in der Bundesrepublik die Tatsache nicht wegzu- 
diskutieren, ‚daß für den weit überwiegenden Teilder Arbeitslosen und für andere, die möglicher- 
weise einem Erwerb nachgehen wollen (!), gegenwärtig keine Beschäftigungschancen vorhanden 
sind“ (IG 77/78, S. 126), dennoch scheint es — will man dem Sachverständigenrat Glauben schen- 
ken — allgemein am „Willen“ zu mangeln, denn Angebot und Nachfrage haben sich in der öko- 
nomischen Landschaft der Bundesrepbulik auf einem so niedrigen Niveau eingependelt, daß trotz 
(verhaltenem) Aufschwung die Arbeitslosenzahlen nicht unter die Millionengrenze sinken. Der 
Sachverständigenrat macht dafür (jenseit aller wissenschaftlichen Diskussion) allein die schlech- 
ten Bedingungen der Produktion (also der „Angebotsseite‘“) verantwortlich, hier wiederum we- 
sentlich die „zu hohen‘‘ Löhne — nachdem noch ein Jahr zuvor den Gewerkschaften eine maß- 
volle Lohnpolitik bescheinigt wurde. Hatte sich diese inzwischen verändert, gar radikalisiert? 
Durchaus nicht, aber nach einem Jahr stellt der Rat mal eben fest, daß die (von ihm vorgeschla- 
gene) Wirtschaftspolitik halt eine „Schlappe“ erlitten hat (vgl. ebd., S. 151). Die Folgerung aus 
dieser Einsicht ist nun nicht die, das dahinter stehende wissenschaftliche Konzept anzuzweifeln; 
an diesem wird vielmehr festgehalten und es wird ein neuer (alter) Sündenbock in den Gewerk- 
schaften gefunden. Denn getreu ihrem neo-klassischen Dogma (gab es nicht die Cambridge-Kri- 
tik?!) muß „ein mehr als nur zeitweiliges Überangebot am Arbeitsmarkt (...) mit einem zu ho- 
hen Lohn zu tun haben.“ (ebd., S. 140) Hier liegt also für den Rat das „Kardinalproblem“: Zu 
hohe Löhne sind die Ursache des Beschäftigungsproblems; „weil nicht genügend Angebot renta- 
bel erscheint, mangelt es auch an Einkommen und an wirksamer Nachfrage.“ (ebd., S. 127). 
Von da ab wird dann in der Manier des J. B. Say so lange weitergebastelt, bis die neue Lohnfor- 
mel steht: Reallohnsenkung, wie es halt der Markt verlangt! (Zu einer treffenden Kritik des Jah- 
resgutachtens vgl. die WSI-Mitteilungen, 1/78) 

Führt denn nun aber eine (staatlich induzierte) höhere Nachfrage zur Lösung des Beschäf- 
tigungsproblems? Diese Frage reicht weit in die marxistische Diskussion um die Krisentheorie 
hinein, die in der Kontroverse um die „Überakkumulation-“ und die „‚Überproduktions-/Unter- 
konsumtionstheorien“ kulminiert und deren politische Relevanz zuletzt anläßlich der Diskus- 
sion des Memorandums „Für eine wirksame und soziale Wirtschaftspolitik“ („Gegengutachten‘‘) 
deutlich wurde. Deutlich wurde dabei auch, daß das Verhältnis von Überakkumulation von Ka- 
pital und Überproduktion von Waren durchaus noch nicht so eindeutig zu lösen ist, wie dies von 
den verschiedenen Positionen aus geschieht. Deshalb in diesem und in folgenden Heften der Pro- 
kla der Versuch, über eine Diskussion diese grundsätzlichen Probleme anzugehen. Zunächst gibt 
in diesem Heft A, Shaikh einen Überblick über die Geschichte der Krisentheorien, in.dem er zu- 
gleich eine Kritik der Unterkonsumtions- resp. Überproduktionstheorie entwickelt. Eine dazu 
entgegengesetzte Position vertreten Beckenbach/Krätke in ihrer Kritik der Überakkumulations- 
theorie, in der sie einmal die (auch in dieser Zeitschrift ausführlich begründete) Überakkumula- 
tionstheorie von Mattick/Yaffe und von Altvater/Hoffmann/Semmler kritisieren und in einer 
Darstellung und Kritik der Theorien von Bauer und Sweezy die Tragfähigkeit und politische Re- 
levanz der Überproduktionstheorie aufzeigen wollen. A. Kleinknecht nimmt in seinem Beitrag 
die Thesen von M. Itoh (in Prokla 22) auf und kritisiert sie als unzureichend für die Begründung 
der Überakkumulation, da Itoh auf halbem Wege bei der „profits-squeeze“-Theorie stehen blei- 
be. In Heft 32 soll die Diskussion mit einem Diskussionsschwerpunkt fortgesetzt werden. Dabei 
soll insbesondere auch die Frage aufgenommen werden, inwieweit überhaupt eine alternative 
Wirtschaftspolitik (z.B. als Forderung der Gewerkschaften) von der marxistischen Krisentheorie 
her begründbar ist, wie dies ja in dem Memorandum geschieht und wie dies in diesem Heft auciı 
Beckenbach/Krätke darlegen. X. Busch versucht in seinem Artikel Die Europäische Gemeinschaft 


in der Krise eine vergleichende empirische Analyse der Kapitalakkumulation in vier Länder der 
EG (Italien, Großbritannien, Bundesrepublik, Frankreich) und zeigt auf, daß aufgrund der unter- 
schiedlichen Entwicklung in den verschiedenen Ländern die Wirtschafts- und Währungsunion 
vorerst Fiktion bleiben wird. Dabei liefert dieser Artikel wichtige Daten für die in den weiteren 
Heften (vgl. unten!) vorgesehenen Schwerpunkte zum Eurokommunismus und zur Entwicklung 
in der EG. 

Der sich anschließende Diskussionsteil zum Terrorismus umfaßt ein gesondertes Editorial; 
deshalb hier nur kurz die Mitteilung, daß drei für diesen Diskussionsschwerpunkt fest vorgesehe- 
ne Artikel von Prokla-Autoren (aus Zeitgründen) bereitsin anderen Zeitschriften erschienen sind, 
auf die wir im Editorial noch hinweisen. 

Zum Schluß eine Mitteilung in eigener Sache: Die bisherige PROKLA-Redaktionskonfe- 
renz hat sich umorganisiert. Die Konferenz umfaßt ca. 45 Mitglieder (größtenteils PROKLA-Au- 
toren) und es ist klar, daß aufgrund dieser Mitgliederzahl das bisher „basisdemokratische“ Mo- 
dell der Redaktionskonferenz für eine effektive Redaktionsarbeit immer schwerfälliger wurde 
und darüber letztlich unkontrollierbare interne Entscheidungsprozesse befördert wurden, Des- 
halb wählt die Konferenz jetzt jeweils für ein Jahr eine feste Redaktion, die in dieser Zeit voll 
verantwortlich für die Redaktionsarbeit ist. Die Arbeit der Redaktionskollektive in der PROKLA 
bleibt davon unberührt. Die Jahresplanung der PROKLA für 1978 umfaßt folgende Schwerpunk- 
te: Rationalisierung und Gewerkschaften (Heft 31); Eurokommunismus (Heft 32) ;Ökologie und 
Marxismus (Heft 34) und Krise und Arbeitslosigkeit (II) (Heft 35). Daneben wird die laufende 
Diskussion fortgeführt werden; u, a.'hat uns Oskar Negt eine Antwort auf Apel/Heidorn zuge- 
sagt (vgl. dazu auch die am Schluß dieses Heftes abgedruckte kurze Kritik an Apel/Heidorn von 
G. Wegner). Die Beiträge für den ursprünglich für dieses Heft vorgesehenen Schwerpunkt ‚‚Ent- 
wicklung in der EG“ werden auf verschiedene folgende Hefte (bes. Heft 32) aufgeteilt, da — bis 
auf den in diesem Heft abgedruckten Artikel von K. Busch — die Artikel nicht mehr rechtzeitig 
überarbeitet werden Konnten, 

Die Redaktionskonferenz 


Anwar Shaikh 
Eine Einführung in die Geschichte der Krisentheorien *) 


Einleitung 


Dieser Aufsatz beschäftigt sich mit der Geschichte der Krisentheorien. Ganz allge- 
mein meint der Begriff „Krise“, wie wir ihn verwenden, ein Versagen der ökonomi- 
schen und politischen Reproduktionsbeziehungen im Kapitalismus. Im einzelnen 
sind die Krisen, die wir untersuchen wollen, solche, die aus dem System selbst, aus 
seinen Funktionsprinzipien entstehen. Wie wir sehen werden, liegt es in der Natur 
der kapitalistischen Produktion, ständig einer Vielzahl von immanenten und extern 
erzeugten Störungen und Fehlallokationen ausgesetzt zu sein. Aber nur zu gewissen 
Zeitpunkten lösen diese „Erschütterungen“ allgemeine Krisen aus. Wenn das System 
‚gesund‘ ist, erholt es sich schnell von allen möglichen Rückschlägen; wenn es ‚krank‘ 
ist, kann fast alles zum Zusammenbruch führen. Wir wollen hier die verschiedenen 
Erklärungen untersuchen, wie und warum das System periodisch erkrankt. 


L. Reproduktion und Krise 


Betrachten wir die Eigentümlichkeiten der kapitalistischen Gesellschaft. Sie ist ein 
komplexes, ineinandergreifendes soziales Netzwerk, dessen Reproduktion exakte 
Komplementaritätsbeziehungen der verschiedenen produktiven Tätigkeiten erfor- 
dert, und.dabei werden diese von Hunderttausenden von Einzelkapitalisten getragen, 
welche nur ihre eigene Profitsucht kennen. Sie hat eine Klassenstruktur, in der der 
Erhalt der Kapitalistenklasse den Erhalt der Arbeiterklasse erfordert. Doch keine 
Erbfolge, keine Tradition, keine religiöse Idee bestimmt, wer regiert und wer regiert 
wird. Sie ist eine kooperative Gesellschaft, und doch kämpft unaufhörlich einer ge- 
gen den andern: die Kapitalisten gegen die DEI, die Kapitalisten gegeneineander 
und die Arbeiter gegeneinander. 


*) Der Verfasser ist Assistenzprofessor an der „New York School for Social Research‘‘; das 
Manuskript wurde für einen ‚Reader‘ über die Krise in den USA geschrieben, der von der 
„Union for Radical Political Economy‘ (URPE) herausgegeben werden wird. Die URPE 
ist eine Vereinigung von ca. 2000 kritischen und marxistischen Politischen Ökonomen in 
den USA, die über alle Fraktionen hinweg in Arbeitskreisen, Jahreskonferenzen und ge- 
meinsamen Veröffentlichungen politisch-ökonomische Probleme diskutieren. 

Die deutsche Übersetzung stammt von Hans-H.Harbort und Rita Pokorny; inhaltliche Be- 
arbeitung und zusätzliche Anmerkungen für die deutsche Diskussion von Jürgen Hoffmann 
und Willi Semmler. 


Die schwierige Frage beieiner solchen Gesellschaft ist nicht, warum sie zusam- 
menbricht, sondern warum sie überhaupt funktioniert. In diesem Zusammenhang 
muß man sich vergegenwärtigen, daß jede Erklärung der kontinuierlichen Reproduk- 
tion.des Kapitalistmus gleichzeitig (implizit oder explizit) eine Antwort auf die Frage 
gibt, wie und warum er sich nicht kontinuierlich reproduziert. Mit anderen Worten: 
Die Analyse der Reproduktion und die Krisenanalyse sind nicht voneinander zu tren- 
nen. Dies trifft für jede Theorie zu, gleich, ob sie diese Beziehung verdeutlicht oder 
nicht. 

Man kann in der Geschichte der ökonomischen Theorie drei Hauptstränge einer 
Analyse der kapitalistischen Reproduktion unterscheiden. Der erste — und am mei- 
sten verbreitete — geht von der Vorstellung aus, der Kapitalismus sei fähig, sich quasi 
„automatisch“ zu reproduzieren. Dieser Prozeß mag bruchlos und effizient (neoklas- 
sische Theorie) oder erratisch und kostspielig (Keynes) sein, er findet aber zu einem 
immanenten Gleichgewicht. Vor allem aber gibt es keine notwendigen Grenzen für 
das Kapitalistische System oder seine historische Existenz: Wenn man es sich selbst 
überläßt (neoklassische Theorie) oder richtig lenkt (Keynes), kann es ewigen Bestand 
haben. Diese Auffassung hat natürlich immer die bürgerliche Theorie bestimmt. 

Die zweite Position nimmt einen entgegengesetzen Standpunkt ein: Hier wird 
behauptet, daß das kapitalistische System aus sich heraus zur Expansion unfähig ist. 
Um zu überleben, muß es wachsen, aber um dieses Wachstum aufrechtzuerhalten, 
braucht es äußere Nachfragequellen (z. B. den nicht-kapitalisierten Teil der Welt). 
Das bedeutet, daß die Reproduktion letztlich von Faktoren außerhalb des Systems 
reguliert wird: Die Grenzen des Systemssind äußere. Auf dieser Überlegung basieren 
die verschiedenen Unterkonsumtionstheorien, einschließlich der marxistischen. 

Die dritte Position nimmt an, daß der Kapitalismus zwar zur Expansion (self- 
expansion) fähig ist, daß aber der Akkumulationsprozeß die zugrundeliegenden in- 
neren Widersprüche so verschärft, bis sie in einer Krise aufbrechen: Die Grenzen des 
kapitalistischen Systems sind immanent. Diese Richtung ist fast ausschließlich mar- 
xistisch und umfaßt die Krisenerklärungen der „fallenden Profitrate“ wie auch der 
Profitklemme (1). 

Jede der genannten Positionen impliziert eine bestimmte Vorstellung von Kri- 
sen, ihrer Ursachen und Implikationen. Daher werden wir sie nacheinander untersu- 
chen. 


i Gemeint ist hier die Theorie des „‚profit-squeeze“, die von Glyn/Sutcliffe entwickelt wur- 
de (deutsch bei Rotbuch: „Die Profitklemme“, Berlin 1974; vgl. dazu auch die Kritik von 
David Yaffe in Prokla 14/15 -jh/ws) 


I. Dersich ‚automatisch‘ reproduzierende Kapitalismus 


Im Folgenden diskutieren wir der Reihe nach die Laissez-Faire- und keynesianische 
Tradition der orthodoxen Theorie. 


A. Die Tradition des Laissez-Faire 


Uns ist die Vorstellung vom Kapitalismus als einem sich selbst regulierenden, reibungs- 
losen, leistungsfähigen und harmonischen System leider nur zu vertraut. Angefan- 
gen mit Adam Smiths „Invisible Hand“ bis hin zur unergiebigen Eleganz der moder- 
nen allgemeinen Gleichgewichtsanalyse hat diese Vorstellung die bürgerliche Theorie 
beherrscht. Sich selbst überlassen, wird der Kapitalismus nach dieser Theorie (2) sich 
reibungslose, effizient und voraussichtlich ewig reproduzieren. So die Theorie. 

Obwohl man das System für selbstregulativ hält, bleibt der Prozeß der Regu- 
lierung weitgehend unberücksichtigt. Sofern dieses Problem analysiert wird, konzen- 
triert man sich zumeist entweder auf statistische oder auf dynamische Gleichgewich- 
te. Dadurch entsteht der Eindruck, als ob der Anpassungsprozeß vernachlässigt wer- 
den könne. Diese Auffassung ist sogar notwendig, da die Vorstellung eines längeren 
Anpassungsprozesses ihren Gleichgewichtsbegriff und damit die liebgewordene „Op- 
timalität‘ des Systems bedrohen würde. 

Es treten aber Krisen auf. Das ist natürlich für diese Ökonomen höchst ärger- 
lich! Die ideologische Bedeutung der Krisen verlangt daher wenigstens periodisch eine 
Beschäftigung mit dem Problem der Krisen. Wenn Ökonomen die Geschichte empiri- 
scher Erscheinungen untersuchen, beschäftigt sie ausnahmslos nicht nur die Häufig- 
keit von Krisen, sondern auch deren offensichtliche Regelmäßigkeit. Für die USA 
zählt z. B. Wesley Clair Mitchell 15 „Krisen“ in den 110 Jahren von 1810 bis 1920, 
und Paul Samuelson registriert 7 „Rezessionen“ in den 30 Jahren von 1945 und 1975 
(3). Dazwischen liegt die „Great Depression“, die fast 10 Jahre anhielt! Es gibt ei- 
gentlich nur zwei Möglichkeiten, diesen Befund in das theoretische System einzu- 
bauen, ohne es dabei zu sprengen. Zu allererst kann man argumentieren, daß prinzi- 
piell keine Krisen auftreten müssen; wenn sie dann doch auftreten, können sie auf 
Faktoren zurückgeführt werden, die außerhalb der kapitalistischen Reproduktion lie- 
gen. Das System wird ohne eigenes Verschulden periodisch von Krisen erschüttert. 
Diese Tradition sucht die Krisenursachen entweder in der Natur (Sonnenflecken, Miß- 
ernten usw.) und/oder im Menschen (psychologische Zyklen von Hoffnung und Ver- 
zweiflung, Kriege, Revolutionen und politische Fehler (4). 

Die Regelmäßigkeit der Krisen ist allerdings nur schwerlich Sonnenflecken oder 
menschlichen Biorhythmen anzulasten, während solche Erklärungen wie Kriege oder 
politische Fehler nicht hinreichen, so eindeutig zyklische Erscheinungen zu erklären. 


2 Als Beispiel einer ausführlichen Darstellung neoklassischer Konzeption vgl. Alchian und 
Allen (1969), Kap. 1-4 

3 Mitchell (1923), S. 43, und Samuelson (1976), S. 250 - 251 

4 Samuelson (1976), S. 257 


Wir kommen daher zur Theorie der Konjunkturzyklen; sie stellt die zweite grundle- 
gende Möglichkeit dar, das Phänomen der Krisen in die orthodoxe Theorie zu inte- 
grieren. Auch hier wird das System als sich selbst-regulierend aufgefaßt; allerdings 
verläuft der Regulierungsprozeß nicht reibungslos, sondern zyklisch. Verschiedene 
Faktoren innerhalb des Systems führen zur Ausbildung von selbst-erzeugten Zyklen, 
so daß die Selbstreproduktion (des Systems) eine rhythmische Abfolge bekommt. 

Es muß hier betont werden, daß für die orthodoxe Theorie ein Zyklus nicht 
gleichbedeutend mit einer Krise ist. Um im Rahmen des allgemeinen theoretischen 
Systems zu bleiben, muß man die Zyklen als im wesentlichen ‚kleine Schwankun- 
gen“ betrachten, die in einer ersten Näherung zurecht vernachlässigt werden dürfen. 
So stellt der zyklische Charakter des Regulierungsprozesses keine Einschränkung der 
Reproduktionsfähigkeit des Systems dar. Der als Konjunkturtheorie bekannte Zweig 
der Ökonomie stellt eine Kombination dieser beiden gurndlegenden Ansätze dar. 
Regelmäßige harmlose Schwankungen sind Teil des Systems: Kontraktionen und Ex- 
pansionen gehören zum normalen Konjunturzyklus. Gewaltsame oder länger andau- 
ernde Expansionen und Kontraktionen sind jedoch äußeren Faktoren geschuldet, die 
in der Natur oder im Menschen liegen und die entweder einen Zyklus in eine Krise 
umschlagen lassen oder selbständig eine Krise erzeugen. Krisen bleiben also dem nor- 
malen Prozeß des kapitalistischen Reproduktion äußerlich. 

Trotz dieser Funktion, mögliche Kritik abzuschirmen, hat die Konjunkturtheo- 
tie in der Ökonomie des Laissez-Faire immer nur eine Nebenrolle gespielt. Ihr Gegen- 
stand war zu gefährlich, ihre Geschichte zu sehr von antikapitalistischen Einstellun- 
gen gefärbt, als daß sie problemlos in das große Theoriegebäude integriert werden 
konnte. Dies änderte sich jedoch mit dem Aufkommen der Keynesianischen Ökono- 
mie. Wir werden gleich sehen, warum. 


B. Die (rechte) Keynesianische Tradition 


Bisher haben wir nur von der Tradition des „‚Laissez-Faire“ in der bürgerlichen Theo- 
tie gesprochen, da sie fast immer die dominierende war. Aber der massive weltweite 
Zusammenbruch des Kapitalismus in der Weltwirtschaftskrise der 30er Jahre hat die- 
ser Tradition einen entscheidenden Schlag versetzt. Der Zusammenbruch selbst konn- 
te vielleicht noch von den „Gläubigen“ umstandslos auf die eine oder andere geschil- 
derte Art und Weise erklärt werden; unerklärlich blieb aber, daß das System keine 
Anstalten machte, zu einem „normalen“ Vollbeschäftigungsgleichgewicht zurückzu- 
schwingen. Selbst offizielle (konservative) Schätzungen nannten für die USA 1939 
eine Arbeitslosenzahl von 10 Millionen — volle zehn Jahre nach dem „Großen Krach“. 
Mit zunehmender Dauer der Depression und dem Anwachsen sozialer Unruhe geriet 
die Laissez-Faire-Theorie immer mehr in Verruf und wurde bald von der Keynesiani- 
schen Theorie abgelöst. 

Keynes attackierte die orthodoxe Vorstellung, daß ‚das Angebot seine eigene 
Nachfrage bestimmt“, denn diese Auffassung führte zu der Schlußfolgerung, daß der 
Kapitalismus automatisch dazu neige, die vorhandene Arbeitskraft und die Produk- 


tionsmittel mehr oder weniger vollständig anzuwenden. In seiner Analyse ist statt- 
dessen das von den Kapitalisten geplante Niveau der Investitionen der entscheidende 
Faktor für die Bestimmung des Niveaus von Produktion und Beschäftigung. Aber die 
Investitionspläne hängen in beträchtlichem Maße von der Profiterwartung ab, von 
den „Erwartungen“ und „Instinkten“ der Kapitalisten. Daraus resultieren zwei wich- 
tige Schlußfolgerungen. Erstens, daß die „Erwartungen“ bekanntlich höchst schwan- 
kend sind, ist die kapitalistische Reproduktion eher erratisch. Zweitens, und das ist 
noch wichtiger, besitzt der Kapitalismus keinen automatischen Mechanismus, auf- 
grund dessen die Kapitalisten genau den zur Erhaltung der Vollbeschäftigung erfor- 
derlichen Investitionsumfang planen können. Es muß aber betont werden, daß man 
dennoch glaubte, das System würde aus sich heraus (automatisch) zu einem Gleich- 
gewicht finden: allerdings schließt dieses Gleichgewicht keineswegs eine andauern- 
de Arbeitslosigkeit oder Inflation aus. 

Die sogenannte Keynesianische Revolution war jedoch sehr ambivalent. Ein 
Großteil der grundlegenden Struktur der Keynesschen Analyse war identisch mit der 
orthodoxen Theorie, die er attackierte (5): Die Einteilung der Gesellschaft in Produ- 
zenten und Konsumenten (nicht Klassen), die gleiche Grundeinschätzung der mensch- 
lichen Natur, die zentrale Bedeutung von psychologischen „Neigungen“ und Präferen- 
zen, die Rolle von Angebot und Nachfrage, und vor allem das allgemeine Vertrauen 
in die Gleichgewichtsanalyse. Es nimmt also nicht wunder, daß ein Teil der Orthodo- 
xie Keynes in eine neue Version bürgerlicher Theorie integrieren konnte. Indem sie 
einräumten, daß in der Tat kein automatischer Mechanismus die kapitalistische Re- 
produktion reibungslos, effizient und krisenfrei machte, sahen die neoklasischen 
Keynesianer (,„Bastard Keynesians‘‘, wie Joan Robinson sie nennt) den Staat als den 
Mechanismus, welcher die in den Parabeln des „Laissez-Faire“ geschilderte Gesell- 
schaft verwirklichen sollte. Wenn der Staat seine Aufgaben erfülle, würde er die Ge- 
samtnachfrage so steuern, daß eine annähernde Vollbeschäftigung erreicht würde 
und so gut wie keine Inflation entstünde; mit dieser Modifizierung „könnten die übri- 
gen Lehren der (Orthodoxie) wiederbelebt werden“ (6). 

Da ökonomische Schwankungen zulässiger Bestandteil der Keynesianischen 
Theorie sind, ist die Konkunkturzyklustheorie nun viel ungefährlicher. Da der Staat 
überdies die Schwankungen prinzipiell eliminieren kann, wird es sogar notwendig, 
Zyklen und Krisen genau zu analysieren, um ihnen entgegenwirken zu können. In 
der Folge hat es seit der sog. Keynesianischen Revolution eine wahre Flut von Er- 
kenntnissen über Krisen gegeben. Es überrascht nicht, daß die Keynesianer dazu nei- 
gen, die erratische und gewalttätige Geschichte der Kapitalistischen Akkumulation 
als eine Folge von „politischen“ Fehlern anzusehen (7). Ihre Einschätzung der gegen- 
wärtigen Krise macht da keine Ausnahme. Keynes hatte noch eine andere Gruppe 
von Anhängern, die sogenannten linken Keynesianer, unter denen Joan Robinson 
eine führende Stellung einnimmt. Ihre Ansichten wie auch die von Michael Kalecki 


5 Lekachman (1976), S. 343 

6 Joan Robinson (1971), S. xxx 

7 Lekachman (1976), S. 347 - 48. Dies war ziemlich genau Keynes’ eigene Sichtweise und 
findet sich auch bei seinen Anhängern. 


und Joseph Steindl werden wir im nächsten Abschnitt diskutieren. 


UI. Der zur Selbst-Expansion unfähige Kapitalismus 


Von Anfang an wurde die Laissez-Faire-Vision eines harmonischen, krisenfreien Ka- 
pitalismus von der ebenso alten wie beharrlichen Vorstellung bedrängt, der Kapitalis- 
mus sei seinem Wesen nach unfähig zur Akkumulation. Die inneren Kräfte des Sy- 
stems, so wird behauptet, könnten es höchstens auf einem gleichbleibenden Niveau 
reproduzieren: Aber ein stagnierender Kapitalismus zerfällt sehr schnell. Einer kon- 
kurriert mit dem anderen, aber da es kein Wachstum gibt, kann keiner gewinnen, es 
sei denn, auf Kosten anderer. Kapital steht gegen Kapital, Arbeiter gegen Arbeiter, 
und Klasse gegen Klasse. Entweder die Widersprüche verschärfen sich so, daß sie das 
System sprengen, oder es degeneriert zu einer Gesellschaft, in der eine kleine herr- 
schende Elite von Massenarmut und menschlicher Not getragen wird. In jedem Fall 
ist ein nicht akkumulierender Kapitalismus auf Dauer nicht existenzfähig. 

Es ist bemerkenswert, daß dieses Gegenargument von der selben Voraussetzung 
ausgeht wie die Theorie, gegen die es sich richtet. Die orthodoxe Theorie hat immer 
betont, daß das letzte Ziel jeder kapitalistischen Produktion die Konsumtion sei: 
Was jetzt nicht konsumiert wird, fließt in die Produktion zurück, um die zukünftige 
Konsumtion zu versorgen. Auf jeden Fall ist die Konsumtion der bestimmende Fak- 
tor. Im Spiegel der Unterkonsumtionstheorie wird dieselbe Vorstellung zu einer Waf- 
fe gegen den Kapitalismus. Das folgende Argument taucht in der langen und kom- 
plexen Geschichte dieser Variante der Krisentheorie immer wieder auf: Zwar ist der 
letzte Regulator aller Produktion jetzt und für alle Zukunft wirklich die Konsumtion; 
aber die kapitalistische Produktion orientiert sich nicht am Bedarf, sondern an der 
Kaufkraft, nicht an Nachfrage, sondern an „effektiver“ Nachfrage (d. h. zahlungs- 
fähige Nachfrage). Und ihre Widersprüchlichkeit besteht darin, daß sie aus sich her- 
ausnichtin der Lage ist, eine für eine Akkumulation ausreichende effektive Nachfra- 
ge zu erzeugen. Mit anderen Worten, die inneren Mechanismen des Systems zwingen 
es in einen stationären Zustand: Um weiter wachsen zu können, benötigt es irgend 
eine äußere Quelle effektiver Nachfrage — d. h. außerhalb seiner ihm zugrundeliegen- 
den Mechanismen. 


A. Der Begriff der Nachfragelücke 


In den vergangenen 150 Jahren hat es viele Versuche gegeben, das Unterkonsumtions- 
problem auf den Begriff zu bringen. Trotz der Vielzahl von Formulierungen fällt je- 
doch auf, wie durchgängig die Vorstellung von derletztlichen Regulierung der gesam- 
ten Produktion durch die Konsumgüternachfrage ist. 

Teilen wir einmal die gesamte gesellschaftliche Produktion in zwei große Grup- 
pen oder „Abteilungen“ auf. Die Abteilung I produziert Produktionsgüter (Grund- 
stoffe, Energie, Fabriken und Ausrüstung), während die Abteilung II Konsumgüter 


und Dienstleistungen (Lebensmittel, Bekleidung, Unterhaltung usw.) produziert. 
Dann ist die Grundannahme der Unterkonsumtionstheorie, daß die Nachfrage nach 
Konsumgütern und Dienstleistungen nicht nur das Niveau der Produktion der Abtei- 
lung II (Konsumgüter) bestimmt. Die Produktion der Produktionsgüterindustrie wird 
letztlich reguliert von der Nachrage nach Produktionsmitteln in der Konsumgüterin- 
dustrie: Die Nachfrage nach Produktionsgütern ist also „abgeleitet“ von der Nach- 
frage nach Konsumgütern. Beachten wir, daß dies nicht nur heißt, daß die Produk- 
tion der Abteilung II die Produktion in der Abteilung I beeinflußt und umgekehrt. 
Vielmehr wird etwas sehr viel wichtigeres behauptet, nämlich daß die Beziehung 
letztlich einseitig ist: Die Abteilung I folgt’der Abteilung II. 

Parallel dazu läuft die Auffassung von Zirkulation alseinem Prozeß, durch den 
das gesellschaftliche Produkt zwischen Arbeitern und Kapitalisten aufgeteilt wird. 
Ein Teil des gesamten Sozialprodukts wird so als Ersatz für die in der Produktion 
verbrauchten Produktionsmittel betrachtet, und der verbleibende Teil, das Netto- 
Produkt, steht für die Verteilung an Arbeiter und Kapitalisten zur Verfügung. Eine 
ähnliche Aufteilung findet auch auf der Einkommensseite statt. Eine bestimmte 
Summe aus den Verkäufen aller Firmen werde dafür verwandt, das in der Produktion 
für Produktionsmittel vorgeschossene Geld zu ersetzen. Der Rest sei das effektive 
Nettoeinkommen der Firmen, welches in Löhne und Profite aufgeteilt wird. Dieses 
Nettoeinkommen, von den orthodoxen Ökonomen Volkseinkommen genannt, ist 
die Quelle der effektiven Nachfrage für das Nettoprodukt. 

Die Nettoproduktion hat demnach zwei Aspekte. Auf der einen Seite haben 
wir Waren und Dienstleistungen und auf der anderen Seite das Nettogeldeinkommen, 
welches der Summe von Löhnen und Profiten entspricht: hier Angebot, dort effek- 
tive Nachfrage. 

Jetzt können wir das Grundproblem der Unterkonsumtionstheorie bestimmen. 
Im allgemeinen geben die Arbeiter ihren gesamten Lohn aus. Damit kaufen sie einen 
Teil des Nettoprodukts zu normalen Preisen „zurück“. Da die Arbeiter aber nie das 
gesamte Nettoeinkommen erhalten, können sie auch nie das gesamte Nettoprodukt 
zurückkaufen. Die Konsumtion der Arbeiter hinterläßt immer eine „Nachfragelücke“‘; 
ferner, je geringer ihr Lohnanteil ist, umso größer ist diese ‚„‚Nachfragelücke“. An die- 
sern Punkt der Analyse zeigt sich, daß immer noch das Mehrprodukt verkauft wer- 
den muß, und auch das Einkommen der Kapitalisten — der Profit — muß noch ver- 
ausgabt werden. Wenn diese beiden Größen sich ausgleichen würden, könnte das ge- 
samte Produkt verkauft und die „Nachfragelücke“ geschlossen werden. Aber unter 
‚welchen Bedingungen wird das eintreten? 

Die ersten Unterkonsumtionstheoretiker neigten dazu, das Nettoprodukt als 
nur aus Konsumgütern bestehend zu sehen. Ausgehend von ihrer Grundannahme, daß 
die Produktion der Abteilung I von der Nachfrage nach Produktionsmitteln in der 
Abteilung II reguliert wird, kamen sie leicht zu der Vorstellung, daß die Produktion 
der Abteilung I in jeder Periode gerade ausreichend ist, die vom Gesamtsystem ver- 
brauchten Produktionsmittel zu ersetzen. Das bedeutet, daß — obwohl das gesamte 
Sozialprodukt sich aus Produktionsgütern (Abteilung I) und Konsumgütern (Abtei- 
lung II) zusammensetzt — das Nettoprodukt (Gesamtprodukt minus Eirsatz der Pro- 


duktionsmittel) nur aus Konsumgütern besteht. 

Von diesem Standpunkt aus gesehen bleibt, nachdem die Arbeiter ihre Löhne 
für den „Rückkauf des Anteils‘ am Nettoprodukt ausgegeben haben, einerseits ein 
Mehrprodukt in Form von Konsumgütern übrig und andererseits die nicht ausgege- 
benen Profite, die das „Einkommen“ der Kapitalisten darstellen. Daraus folgt, daß 
die „Nachfragelücke“ nur geschlossen werden kann, wenn die Kapitalisten ihre ge- 
samten Profite für individuellen Konsum ausgeben. Dann aber kann es keine Investi- 
tionen geben und damit kein Wachstum, keine aus sich heraus erzeugte Akkumula- 
tion. Das heißt nicht, daß die Kapitalisten nicht versuchen werden, zu akkumulieren. 
Die eigentliche Bedeutung liegt darin, daß die Akkumulationsbemühungen der (Ka- 
pitalisten-) Klasse insgesamt zum Scheitern verurteilt sind. In der mörderischen Kon- 
kurrenz der Kapitalisten untereinander ist schließlich der Umfang des Vermögens ein 
wichtiger Machtindex. Und eine Methode, zu mehr Größe und Macht zu kommen, 
ist, zu sparen, zu investieren und dadurch zu expandieren. Also werden die Kapitali- 
sten immer versuchen zu akkumulieren. Nehmen wir also an, wir würden von der 
oben geschilderten Situation ausgehen, daß die Abteilung I gerade so viele Produk- 
tionsgüter produziert, daß die Produktionskapazität des Systems erhalten wird, und 
die Abteilung II so viele Konsumgüter produziert, wie von den Arbeitern und Kapita- 
listen mit ihrem gesamten Einkommen „zurückgekauft“ werden kann. Nehmen wir 
weiter an, daß die Kapitalisten beim nächsten Mal nur einen Teil ihrer Gewinne für 
Konsumgüter ausgeben, den Rest aber investieren in den Kauf von Produktionsmit- 
teln, die Einstellung von Arbeitern und die Errichtung von Betrieben in der Abtei- 
lung I und/oder II. 

In dieser Situation geschieht etwas Seltsames. Nehmen wir an, der Gesamtpro- 
fit beläuft sich auf 200 000 Dollar, welche die Kapitalistenklasse zunächst vollstän- 
dig für den persönlichen Konsum ausgibt. Nehmen wir dann an, daß sie ihren Konsum 
auf 150 000 Dollar reduzieren und die restlichen 50 000 Dollar investieren, indem 
sie für 30 000 Dollar Produktionsgüter kaufen (aus dem Vorrat der Abteilung I) und 
für 20 000 Dollar Arbeiter einstellen (aus der unbeschäftigten Reservearmee). Dann 
beträgt der Nettorückgang der Konsumnachfrage nur 30 000 Dollar, da der Rückgang 
der Konsumnachfrage der Kapitalisten teilweise durch den zusätzlichen Konsum der 
neu eingestellten Arbeiter ausgeglichen wird. Dennoch aber geht die Nachfrage nach 
Konsumgütern zurück, so daß die Verkäufe der Abteilung II sinken, was wiederum 
zur Folge hat, daß ihr eigener Bedarf an Produktionsmitteln sinkt und dadurch die 
Verkäufe in der Abteilung I zurückgehen. Und dabei hat gerade die Maßnahme, die 
das alles verursacht hat, zu einer Erweiterung der allgemeinen Produktionskapazität 
geführt. Der Versuch, die Kapazität zu erhöhen, hat daher nicht nur die zusätzlich 
geschaffene Kapazität überflüssig gemacht, sondern darüberhinaus auch einen Teil 
der Ausgangskapazität. Das führt unvermeidlich zu einem Rückgang. Die immanent 
sich entwickelnde Akkumulation negiert sich selbst. Da eine Expansion nur allmäh- 
lich entsteht und Zeit braucht, kann man sich leicht vorstellen, daß es eine ganze 
Weile dauert, bis der Rückgang der „effektiven Nachfrage“ sich auswirkt, und noch 
länger, bis die darauffolgende Kontraktion sich durchsetzt. Das Ergebnis der Akku- 
mulationsversuche wäre demnach ein Aufschwung, gefolgt von einem Abschwung, 
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wobei die Nettoakkumulation während des Zyklus Null beträgt. In der Logik der 
Unterkonsumtionstheorie wäre dies das Verhalten einer ungelenkten kapitalistischen 
Wirtschaft. 

Zyklische Auf- und Abschwünge sind in der Geschichte des Kapitalismus nichts 
Neues. Allerdings macht die Analyse dieser Geschichte auch sehr deutlich, daß die- 
se Zyklen mit einem enormen säkularen Wachstum in den kapitalistischen Wirtschafts- 
systemen einhergehen — eine Tatsache, die in scharfem Widerspruch steht zu einem 
stagnierenden Kapitalismus, wie ihn die Unterkonsumtionstheoretiker sehen. Aus 
diesem Grunde sahen sich alle Unterkonsumtionstheorien gezwungen, auf ‚‚exogene‘“, 
d. h. äußere Fakotren zurückzugreifen, um diese Diskrepanz von Geschichte und 
Theorie erklären zu können. In den beiden folgenden Abschnitten, in denen wir nach- 
einander die Geschichte der Unterkonsumtionstheorien vor und nach Marx diskutie- 
ren, werden wir sehen, welch wichtige Rolle diese äußeren Faktoren spielen. 


B. Konservative und radikale Unterkonsumtionstheorien 


Im vorhergehenden Abschnitt habe ich versucht, die grundiegende Logik der Unter- 
konsumtionstheorie und die daraus sich ergebenden Implikationen darzustellen. Da- 
bei habe ich einen modernen Begriffsapparat verwendet, z. B. Marx’ Begriff der zwei 
Abteilungen und Kaleckis Analyse der aggregierten Angebots- und Nachfragegrößen. 
Diese Begriffe sind relativ neu, und selbstverständlich erscheint der Streit in der Ge- 
schichte der Unterkonsumtionstheorie selbst nicht in dieser Form. Es muß in der Tat 
auffallen, daß zwar der Begriff der „Nachfragelücke‘“ in dieser Geschichte immer 
wieder auftaucht, die damit zusammenhängende Unmöglichkeit einer kapitalistischen 
Akkumulation aus sich selbst heraus aber selten erfaßt wird. Besonders in den nicht- 
marxistischen Theorien wird diese Implikation geflissentlich übergangen. Es ist wirk- 
lich eine schwierige Situation, im 19. Jahrhundert in einer Periode fast explosiven 
kapitalistischen Wachstums zu leben und zu schreiben und der eigenen Theorie ent- 
nehmen zu müssen, daß Wachstum nicht der kapitalistischen Produktion eigen ist. 

Überzeugt von der Richtigkeit dieser Grundposition, aber unfähig oder unwil- 
lig, ihre vollen Implikationen zu akzeptieren, stellten sich die frühen Unterkonsum- 
tionstheoretiker fast durchweg auf den Standpunkt, daß zuviel Akkumulation eine 
Krise zur Folge haben würde. Sie gingen von der Annahme aus, daß die Wirtschaft 
mit einer gerade angemessenen Rate wächst. Nach der im vorhergehenden Abschnitt 
beschriebenen Logik nahmen sie an, daß die Kapitalisten die Konsumtion einschrän- 
ken und den so gesparten Betrag in zusätzliche Produktionsgüter und Arbeitskräfte 
investieren. Während also die Investitionen die Produktionskapazität erweitert ha- 
ben, resultierten der Nettorückgang der Nachfrage nach Konsumgütern und die nach- 
er Wirkung auf die Produktionsgüternachfrage in einer Unterauslastung sogar 

der Ausgangskapazität. „Zuviel Sparen“ würde zu einem Abschwung führen (8). 
Die Unterkonsumtionisten konnten sich einen keynesianischen Widerspruch zwischen ge- 
plantem Sparen und geplanten Investitionen nicht vorstellen. Die Kapitalisten planen bei- 


des, und was sie sparen, wird investiert, nicht gehortet. Das Horten spielt in den Unterkon- 
sumtionstheorien keine wesentliche Rolle, wie Bleaney (op. cit. pp. 50 - 51) bemerkt. 
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Was diese Logik aber tatsächlich beinhaltet, ist, daß jedes Sparen zu einem Ab- 
schwung führen muß; eine Tatsache, auf die ihre Gegner sehr bald hinweisen. Michael 
Bleaney faßt in seiner ausgezeichneten Studie „Underconsumtion Theories“ das Di- 
lemma der frühen Unterkonsumtionstheoretiker zusammen: 

„Kurz umrissen, ist es der Standpunkt dieser Autoren, daß es einen Punkt gibt, über den hinaus 
die Akkumulationsrate zu hoch sein wird und einen Abschwung auszulösen droht. In ihrer Argu- 
mentation ist diesaber offenbar die Akkumulationsrate Null, wie Chalmers treffend aufzeigt. Sie 
befinden sich also in einem Dilemma, aus dem heraus sie entweder den Rückzug antreten und 
einen Teil ihrer Ergebnisse verwerfen oder die Absurdität ihrer Schlußfolgerungen erklären müs- 
sen.“ (Bleaney (1976), S. 59) 

Der erste bedeutende Ökonom, der sich diesem Dilemma gegenübersah, war Thomas 
Malthus (1820 ff.). Gemäß der Tradition der Unterkonsumtionstheoretiker behaup- 
tete Malthus, daß es die Nachfrage nach Konsumgütern sei, welche die Produktion 
reguliert, so daß nur eine bestimmte Wachstumsrate „gerechtfertigt‘‘ werden Kann. 
Natürlich war Malthus aufgrund der Logik seiner Argumentation und der impliziten 
Folgerung nie in der Lage, die Größe dieser „‚gerechtfertigten‘‘ Wachstumsrate zu be- 
stimmen. Immerhin betonte er, daß zuviel Sparen zur Folge hätte, daß die Konsum- 
tion der Kapitalisten die Nachfragelücke auf Seiten der Arbeiter nicht ausfüllen kön- 
ne, so daß also Überproduktions- (bzw. Unterkonsumtions-) Krisen im Kapitalismus 
durchaus möglich seien. Bei Malthus wurde diese Tendenz zur Unterkonsumtion zu 
einer reaktionären Apologetik für die feudalen Landbesitzer, deren hoher Lebensstan- 
dard und zur Schau gestellter Konsum als willkommener Ausgleich zu der Tendenz 
der Kapitalisten gesehen wurde, zuviel zu sparen. (Malthus ist auch berühmt für sei- 
nen Angriff auf die Arbeiterklasse in Form seiner sogenannten Populationsgesetze. 
Damals wie heute sollten diese brutalen „Naturgesetze“ nie für das Verhalten der 
„zivilisierten“ herrschenden Klassen gelten). 

Simon de Sismondi war ein Zeitgenosse von Malthus, der im Kapitalismus eben- 
falls eine Tendenz zur Unterkonsumtion erkannte. Auch bei ihm finden wir die Be- 
hauptung, daß das Niveau der Konsumtion die gesamte Produktion reguliert, so daß 
sie nur so schnell wie die Konsumtion wachsen kann. Aber der Kapitalismus schränkt 
die Konsumtion der Massen ein, indem er sie in Armut hält; die Arbeiter sind zu arm, 
um ihr eigenes Produkt zurückzukaufen (auch hier wieder die allgegenwärtige Nach- 
fragelücke). Ferner wird mit dem sich entwickelnden Kapitalismus die Einkommens- 
verteilung immer ungleicher, so daß die Konsumtion der Massen langsamer anwächst 
als der Gesamtreichtum (die Lücke wird größer). Bei Sismondi finden wir also nicht 
nur eine Tendenz zur Unterkonsumtion, diese nimmt sogar zu mit dem Reifungspro- 
zeß des Kapitalismus. Im Laufe der Zeit werden die Krisen immer tiefer und die in- 
ternationale Konkurrenz um die äußeren Märkte immer schärfer. 

Im Gegensatz zum reaktionären Malthus war Sismondi ein Radikaler, den die 
Leiden der Bauern und Arbeiter unter dem Kapitalismus bedrückten. Zu seiner Zeit 
stand er an der Spitze des von Marx so genannten kleinbürgerlichen Sozialismus, der 
gegen die vom Kapitalismus verursachten Grausamkeiten und Zerstörungen kämpfte 
und diesen reformieren wollte, um diese Zustände zu beseitigen. Sismondi selbst be- 
fürwortete radikale Veränderungen der Einkommensverteilung zugunsten der Bau- 
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ern und Arbeiter und betrachtete die Durchführung dieser und anderer ökonomischen 
Reformen als Aufgabe des Staates (9). 

Sowohl die Malthussche als auch die Sismondische Variante der Unterkonsum- 
tionstheorie berufen sich auf die äußeren Märkte als Quellen der Nachfrage nach 
Konsumgütern. Bei Malthus ist es nur eine beiläufige Anmerkung, aber für Sismondi 
sind die ausländischen Märkte ein wichtiges Absatzgebiet für die inländische Über- 
produktion, und er sieht eine wachsende internationale Konkurrenz als Folge des 
sich verschärfenden Problems der Unterkonsumtion entstehen. Wenn der internatio- 
nale Handel dieses Problem lösen soll, muß ein bestimmtes Land natürlich mehr in 
andere Länder exportieren alses von ihnen importiert. Für die Welt insgesamt ist das 
offensichtlich unmöglich. Wenn der gesamte Handel auf die kapitalistische Sphäre 
beschränkt ist, dann ist der Außenhandel für das kapitalistische Weltsystem ein inter- 
ner Handel und bietet keine Möglichkeit, dem Unterkonsumtionsproblem zu entkom- 
men. Folglich sieht Sismondi den Außenhandel auch nicht als allgemeine Lösung 
des Problems an. 

In der Periode zwischen Sismondi (1837) und J. A. Hobson (1902) liegt der 
große Wendepunkt in der Geschichte des Kapitalismus, welcher den Beginn des Zeit- 
alters des Imperialismus darstellt. In den Jahren 1870 bis 1914 stiegen die europäi- 
schen Auslandsinvestitionen um mehr als 700 %, wobei ein Großteil auf die soge- 
nannte Dritte Welt entfällt (10). Es ist daher keineswegs überraschend, daß seit etwa 
1900 der Außenhandel mit dem Imperialismus eine Lösung für das Problem der Un- 
terkonsumtion darzustellen schien. Wenn man die Welt in imperialistische kapitalisti- 
sche Länder und unterentwickelte Dritte Welt einteilt, dann ist es schließlich leicht 
möglich, anzunehmen, daß diese Dritte Welt die überschüssigen Ersparnisse der ent- 
wickelten kapitalistischen Länder absorbieren kann — entweder direkt in Form von 
Auslandsinvestitionen oder indirekt in Form von Warenexporten. Sowohl bei Hobson 
als auch bei Rosa Luxemburg (die ich im nächsten Abschnitt diskutieren werde) ist 
die Beziehung zwischen Unterkonsumtion und Imperialismus von großer Bedeutung. 

Hobson geht von der uns bekannten Überlegung der Unterkonsumtionstheo- 
retiker aus. Er macht als das letztendliche Ziel aller Produktion, auch der im Kapita- 
lismus, ausdrücklich die Produktion von Konsumgütern aus. Ferner ist er der erste, 
der die Abteilung I (Produktionsgüterindustrie) eindeutig der Abteilung II (Konsum- 
güter) untergeordnet sieht, so daß der gesamte Produktionsprozeß als vertikal inte- 
griertes System aufgefaßt werden kann, ausgehend von den Rohstoffen und stufen- 
weise fortschreitend bis zum Endprodukt, welches nur aus Konsumgütern besteht. 
Schließlich geht auch er von dem Postulat einer „angemessenen“ Wachstumsrate 
aus (die er natürlich auch nicht definieren kann) und zeigt dann weiter, daß zuviel 
Sparen zu einem Abschwung führt. Krisen entstehen also aus Übersparen (11). 

Hobson führt auch den Begriff des „Surplus“ ein, der in seiner weiteren Ana- 
lyse eine wichtige Rolle spielt. Ganz allgemein definiert Hobson das „Surplus“ als 

9 Bleaney (1976), S. 63 


10 Michael Barrat-Brown (1974), S. 170 
11 Bleaney (1976), S. 153 - 168 


den Überschuß des Gesamtgeldwerts der Produktion, der über die notwendigen Ko- 
sten dieser Produktion hinausgeht (12). Dieser Begriff beinhaltet die Trennung von 
notwendigen und nicht notwendigen Produktionskosten sowie von Produktionsko- 
sten und anderen Kosten (wie Verkaufskosten, Umsatzsteuer usw.). Dies ist ein wei- 
terer Begriff als der von mir oben als ‚Profit‘ (Verkäufe abzüglich aller Kosten) de- 
finierte, aber wir brauchen auf den Unterschied nicht näher einzugehen. Jedenfalls 
schließt Hobsons Begriff des „Surplus“ die nicht notwendigen „Kosten‘“ wie Mono- 
polprofite und Grundrente ein (da diese nicht aus irgendeiner Produktion herrühren). 
Mit der Weiterentwicklung des Kapitalismus nehmen diese „‚parasitären Einkommen“ 
an Umfang zu, und da ihre Empfänger in der Regel wenig konsumieren, besteht eine 
Tendenz zum Übersparen. DasProblem der Unterkonsumtion verschärft sich also (13). 

Nach Hobson stellt der Außenhandel ein Ventil für überschüssige Ersparnisse 
und einen Markt für überschüssige Produktion auch im Konkurrenzkapitalismus dar. 
Mit zunehmender Konzentration der Industrie und Ausweitung der Monopole erhält 
das Unterkonsumtionsproblem einen qualitativ höheren Stellenwert. Einerseits ver- 
größern die Monopolprofite den Surplus und führen zu vermehrtem Sparen; da ande- 
rerseits die Monopole diese überhöhten Profite durch Preiserhöhungen erreichen, ver- 
kleinern sie damit in der Regel den Markt. Dieselben Faktoren, die die Ersparnisse 
vergrößern, verkleinern gleichzeitig die Möglichkeit ihrer Wiederausgabe und damit 
die Nachfrage. Der Imperialismus erscheint als mögliche Lösung: Imperialismus ist 
die höchste Stufe der Unterkonsumtion. 

Nach Hobson muß das aber nicht unbedingt so sein. Der wahre Ursprung von 

Krisen und Imperialismus liegt in der Ungleichheit der Einkommen und denübeıgro- 
ßen Einkommen der Monopolisten und Rentiers, und die Lösung liegt in angemesse- 
nen Reformen: 
„Jede Veränderung im politisch-ökonomischen Kräfteverhältnis wird diesen Besitzern ihr über- 
schüssiges Einkommen entziehen und es entweder den Arbeitern als höhere Löhne oder der Ge- 
meinschaft als höheres Steueraufkommen zufließen lassen, so daf es ausgegeben und nicht ge- 
spart wird — beides wird die Konsumwelle vergrößern —; es wird daher keinerlei Notwendigkeit 
bestehen, Auslandsmärkte oder ausländische Anlagesphären für Investitionen zu erobern.“ (Hob- 
son, zit. nach Bleaney, op. cit., S. 166) 


Eine erstaunliche Anzahl der Thesen von Hobson aus den Jahren nach 1900 tauchen 
in späteren marxistischen Analysen wieder auf. So betont Lenin in einer Schrift von 
1916 den Zusammenhang von Monopol und Imperialismus, wenn er auch Hobsons 
Analyse der Unterkonsumtion verwirft. Andererseits argumentiert die deutsche Re- 
volutionären Rosa Luxemburg (1921 — gemeint ist die „Antikritik — jh/ws), daß die 
Wurzeln des Imperialismus in der Tat im Unterkonsumtionsproblem liegen, obwohl 
sie natürlich Hobsons Schlußfolgerungen daraus zurück weist. In neuerer Zeit haben 
die Marxisten Paul Sweezy und Paul Baran in wichtigen Arbeiten einige Hobsonsche 
Thesen aufgegriffen, so z. B. die Beurteilung der Gesamtproduktion als vertikal inte- 
griertem Sektor, den Begriff des „Surplus“, die Auffassung, daß Monopole ein grö- 
ßeres Surplus zur Folge haben, und vor allem, daß die Abschöpfung des Surplus ein 


12 Bleaney (1976), S. 180 
13 Ebd,, S:171 
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immanentes Problem der kapitalistischen Produktion darstellt, welches sich mit der 
Ausweitung der Monopole verschärft. Diese Theorien werden wir im folgenden dis- 
kutieren. 


C.  Marxistische Unterkonsumtions- und Disproportionalitätstheorien 


In den frühen Unterkonsumtionstheorien wird das Problem immer an einer zu hohen 
Akkumulationsrate festgemacht. Wir haben aber gesehen, daß nach dieser Logik jede 
Akkumulation dazu tendiert, sich selbst aufzuheben. Das führte die Unterkonsum- 
tionstheoretiker unweigerlich zu der Schlußfolgerung, daß der Kapitalismus zur Stag- 
nation neigt, daß ein eigenständig expandierender Kapitalismus unmöglich ist. 

Marx zerstörte diese Argumentation restlos. Um das verstehen zu können, müs- 
sen wir den Fortschritt der Begrifflichkeit bei ihm näher betrachten. 

Wir kennen bereits den ersten großen Fortschritt, der darin bestand, sich die 
Gesamtproduktion in Begriffen zweier großer Abteilungen vorzustellen, mit Produk- 
tionsgütern (Abt. I) und Konsumgütern (Abt. IT). Das bedeutet, daß das Gesamtpro- 
dukt zu jedem Zeitraum aus Produkten beider Abteilungen zusammengesetzt ist. 
Marx’ zweite Errungenschaft bestand darin, das Wesen der effektiven Nachfrage klar- 
zustellen. Wie man sich erinnern wird, kannten die Unterkonsumtionstheoretiker 
grundsätzlich drei Arten der effektiven Nachfrage: Ersatznachfrage, welche Produk- 
tionsgüter zurückkauft, um verbrauchte zu ersetzen, Konsumnachfrage der Arbeiter, 
welche ihren „Anteil“ am Produkt zurückkaufen, und Konsum- und Investitionsnach- 
frage der Kapitalisten, welche die „Nachfragelücke“ in der Nettoproduktion füllen 
muß. Marx ging zuerst aus von einem Zeitproblem. Angenommen, der Produktions- 
prozeß in jeder Abteilung benötigt eine bestimmte Zeitspanne, sagen wir ein Jahr. 
Dann Können also die im Gesamtprozeß verbrauchten Produktionsmittel nicht aus 
der Produktion dieses Jahres ersetzt werden, da die ersten fertigen Produktionsgüter 
aus der in diesem Jahr begonnenen Produktion erst am Jahresende vom Band rollen 
werden. Entsprechend können die in diesem Jahr beschäftigten Arbeiter nicht die 
Konsumgüter, die sie gerade herstellen, „zurückkaufen‘, da diese nicht vor dem Jah- 
resende fertiggestellt sind; genausowenig können die Kapitalisten das konsumieren, 
was noch nicht verfügbar ist. 

Gehen wir zurück zum Jahresanfang. Um das Beispiel möglichst einfach zu hal- 
ten, nehmen wir an, daß alle im Laufe des Jahres benötigten Produktionsmittel am 
Jahresanfang gekauft werden (dies dient nur der einfacheren Darstellung). Die Kapi- 
talisten beschließen das gewünschte Niveau der Produktion für das laufende Jahr. 
Daher kaufen sie eine bestimmte Menge Produktionsgüter und stellen eine bestimmte 
Anzahl Arbeiter ein; die Arbeiter wiederum beützen ihren Lohn, um Konsumgüter 
zu kaufen. Gleichzeitig müssen die Kapitalisten eine bestimmte Menge Konsumgüter 
für ihre eigene persönliche Konsumtion im Laufe des Jahres kaufen. Beachten wir, 
daß die effektive Nachfrage ausschließlich von der Kapitalistenklasse getragen wird: 
Die Löhne der Arbeiter sind für die Kapitalisten Teil der Bruttogesamtinvestitions- 
ausgaben dieses Jahres. Es ist nicht gerechtfertigt, Konsumtion und Investition als 
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funktionell unabhängig zu betrachten, da die Masse der Konsumtion von den Löhnen 
kommt, welche selbst notwendiger Teil der Investitionsausgaben sind. 

Am Anfang des Jahres ist es also die Kapitalistenklasse, die durch ihre Konsum- 
tions- und Investitionsausgaben die effektive Nachfrage bestimmt. Aber wer verkauft 
die Waren? Natürlich die Kapitalistenklasse! Der Jahresanfang ist zugleich das Ende 
des Vorjahres; daher wird zu diesem Zeitpunkt auch das fertige Produkt des vorjäh- 
rigen Produktionsprozesses verfügbar. Die Produktion des Vorjahres versorgt die Ka- 
pitalistenklasse mit dem Warenangebot, das in diesem Jahr verkauft werden kann; 
die diesjährigen Ausgaben der Kapitalistenklasse für Bruttoinvestitionen und persön- 
lichen Konsum bestimmen die effektive Nachfrage für dieses Warenangebot. Wenn 
das phantastisch anmutet, muß man sich vor Augen halten, daß die kapitalistische . 
Reproduktion überhaupt phantastisch ist. Produktions- und Konsumtionsentschei- 
dungen werden von Hunderttausenden von Einzelkapitalisten getroffen ohne Rück- 
sicht auf die Reproduktion des Ganzen. Obwohl die Kapitalisten beide Seiten der 
Angebot-Nachfrage-Beziehung bestimmen, tun sie das nicht als Klasse, sondern als 
Individuen. Die Schwierigkeit liegt darin, zu erklären, wie die Rechnung überhaupt 
„aufgeht“. Wir werden in Kürze darauf zurückkommen. 

Es ist nicht schwierig, hier anzuknüpfen und zu zeigen, daß ein kontinuierliches 
Wachstum durchaus möglich ist, wenn die effektive Nachfrage in jedem Jahre gerade 
ausreicht, das vorhandene Angebot zu „normalen“ Preisen zu kaufen (14). Wenn die 
Investitionen um 10 %steigen, wächst auch die Produktion um 10 %. Wenn also auch 
die Konsumtion der Kapitalisten um 10% wächst, dann steht jeder Jahresproduktion 
die notwendige effektive Nachfrage gegenüber (15). Seit Marx ist die Möglichkeit ei- 
nes ausgeglichenen Wachstums allgemein akzeptiert. Ausgeglichenes Wachstum be- 
deutet, daß Produktionskapazität und effektive Nachfrage etwa gleichschnell wach- 
sen Können. Für sich gesehen folgt daraus aber nicht unbedingt, daß der Kapitalis- 
mus das auch nur annähernd verwirklichen kann. Ebensowenig erklärt es uns, wie 
die Kausalkette verliefe, wenn solches Wachstum im Durchschnitt tatsächlich erreicht 
werden könnte. Dennoch aber stellt die Tatsache einer möglichen gleichgewichtigen 
Reproduktion auf erweiterter Stufenleiter eine unübersehbare Bedrohung für die 
Unterkonsumtionstheorien dar. Und im Lichte dieser Bedrohung stoßen wir auf die 
marxistischen Varianten der Unterkonsumtionstheorie. 

Im ersten Band ‚des Kapital zeigt Marx, daß ein Mehrprodukt nur entstehen 
kann, wenn der gesellschaftliche Gesamtarbeiter mehr Stunden pro Tag arbeitet, als 
notwendig sind für die Produktion der Güter, die sie selbst zu ihrer Reproduktion 
brauchen bzw. die als Ersatz für die im Produktionsprozeß verbrauchten benötigt 


14 Der Leser wird bemerkt haben, daß ich eine Erörterung der „normalen“ Preise und ih- 
rer Bestimmung bei Marx vermieden habe. Ich diskutiere dieses Thema ausführlich in 
„Marx’ Theory of Value and the ‚Transformation Problem‘“, in: The Subtle Anatomy 
of Capitalism, ed. Jesse Schwartz, Goodyear Pbl. Co., California 1977, pp. 106 - 137. 

15 (Der Autor geht von den zuvor gemachten Annahmen aus, daß die effektive Nachfrage 
ausschließlich von den Kapitalisten getragen wird, da ja die Löhne der Arbeiter Teil der 
Bruttoanlageinvestitionen der Kapitalisten seien. Unter dieser Voraussetzung kann also 
die Darstellung mit den Marxschen Gleichgewichtsbedingungen einer erweiterten Repro- - 
duktion verglichen werden. — jh/ws) 
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werden. Es ist eben diese, über die zur Aufrechterhaltung ihres eigenen Unterhalts 
und des Produktionssystems hinausgehende Mehrarbeitszeit, die das von den Kapita- 
listen angeeignete Mehrprodukt schafft. 

Diese Erkenntnisse fand im weit entfernten zaristischen Rußland Resonanz. 
Hier hatte der Kapitalismus begonnen, die gesellschaftlichen Strukturen zu zerstören, 
insbesondere den Mir, die uralte Bauerngemeinschaft. Etwa um 1850 stellten einige 
Populisten die These auf, daß der Mir die Grundlage eines direkten Übergangs zum 
Kapitalismus bilden könne, ohne daß man die Schrecken der kapitalistischen Indu- 
strialisierung durchmachen müsse. Um 1880 hatte der 1. Band des „Kapitals‘‘ den 
marxistischen Populisten nicht nur eine vernichtende Kritik des Kapitalismus im all- 
- gemeinen geliefert, sondern auch — mithilfe einer geringen Extrapolation — eine 
wichtige theoretische Waffe gegen den Kapitalismus in Rußland (16). Die marxisti- 
schen Populisten nahmen Marx Hinweis auf die Bedeutung der Mehrarbeitszeit als 
Beweis für die Unmöglichkeit der Entwicklung des Kapitalismus in Rußland. In der 
klassischen Manier der Unterkonsumtionstheorie schlossen sie aus der Tatsache, daß 
die Arbeiter mehr produzieren, als sie konsumieren, daß der Binnenmarkt nie ein 
Wachstum ermöglichen würde. Die entwickelten westlichen kapitalistischen Ländern 
hatten mit den Auslandsmärkten einen Ausweg gefunden; aber Rußland — so argu- 
mentierten sie — sei zu unentwickelt, um auf dem Weltmarkt effektiv konkurrieren 
zu können. Daher sei der Kapitalismus in Rußland nicht lebensfähig. Die Organisie- 
rung der Bauern sei der Schlüssel zum Sozialismus. 

Der zweite Band des „Kapital“ wurde 1885 veröffentlicht, zwei Jahre nach 
Marx’ Tod. Dennoch hielten die marxistischen Populisten noch weitere 15 Jahre lang 
daran fest, daß „es für ein kapitalistischen Land unmöglich ist, ohne Auslandsmärk- 
te zu existieren“ (17). Zu der Zeit aber hatten die russischen Marxisten ein Gegenar- 
gument entwickelt, und mit ihm verbanden sich bedeutende Namen: Bulgakow, Tu- 
gan-Baranowsky, Struve und Lenin. 

Diese letztere Gruppe von Marxisten kritisierte die populistische Unterkon- 
sumtions-These in zweierlei Hinsicht. Erstens stellten sie fest, es sei eine Tatsache, 
daß sich in ganz Rußland die Kapitalisten und die Warenbeziehungen rapide ausbrei- 
teten. Lenins erstes Buch, „Die Entwicklung des Kapitalismus in Rußland“ (1899) 
versuchte genau das zu beweisen. Zweitens attackierten Lenin und die anderen die 
logische Grundlage des populistischen Arguments. Ihr Grundirrtum liege — so sagten 
sie — in der Annahme, daß im Kapitalismus die Konsumtion der Zweck der Produk- 
kton sei. Der Kapitalismus produziere nur für den Profit, nicht für den Konsum, 
und Marx’ Analyse der erweiterten Reproduktion beweise ohne jeden Zweifel, daß 
diese profitorientierte Produktion durchaus in der Lage sei, ihre eigenen Binnenmärk- 
te zu erzeugen. Unterkonsumtion sei kein immanentes Problem. Der Kapitalismus 
sei bereits existent, lebensfähig und im Wachstum begriffen, und die Organisierung 
des städtischen Proletariats sei die vordringlichste Aufgabe. 

In diesem Streit waren Struve, Bulgakow, Tugan-Baranowsky und Lenin ein- 
deutig die Sieger. Aber ihr Sieg warf nur eine Reihe neuer, viel wichtigerer Fragen auf: 


16 Jacoby (1975), 8.511 
17 Ebd., S: 10 (Zitat v. Danielson) 
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Wenn der Kapitalismus tatsächlich zu einem Wachstum aus sich selbst heraus fähig 
ist, was hindert ihn daran, ewig weiter zu wachsen? Mit anderen Worten: Wo liegen 
seine Grenzen? Und wie kann man ferner die verheerenden Krisen verstehen, denen 
er periodisch unterworfen ist? 

Als Antwort darauf vertrat Tugan-Baranowsky die extreme Auffassung, der 
Kapitalismus sei völlig unabhängig von der Konsumtion, jedenfalls solange die Abtei- 
lungen I und Il im richtigen Verhältnis zueinander wachsen. Aber — so meint er wei- 
ter — bei der gegebenen Anarchie der kapitalistischen Produktion sei dieses ausgegli- 
chene Verhältnis eine Sache des Zufalls. Der „Trial-and-Error“-Charakter der kapita- 
listischen Produktion verursache demnach periodisch große Ungleichgewichte, die 
die Reproduktion stören und Krisen verursachen würden. Lenin wandte sich gegen 
Tugan-Baranowskys Annahme, die Konsumtion sei irrelevant; aber obwohl er die 
Anarchie der kapitalistischen Produktion als Ursache der Krisen erwähnte. lieferte 
er keine ausgearbeitete Krisentheorie. Er sollte auf dieses Thema auch nicht wieder 
eingehen. Etwa zehn Jahre später tauchte die Disproportionalitätstheorie der Krisen 
in Deutschland wieder auf, diesmal in Rudolf Hilferdings umfassenden Werk über den 
Monopolkapitalismus. Sowohl Tugan-Baranowsky als auch Hilferding vertraten in 
der Folge die These: Da die Anarchie des Kapitalismus zu Krisen führe, könnte eine 
Planung die Krisen eliminieren. „Organisierter Kapitalismus“ sei, so Hilferding, die 
Lösung und der parlamentarische Weg zur staatlichen Kontrolle die Methode (18). 

Rosa Luxemburg wollte dieses Ergebnis der Debatte nicht akzeptieren. Als ak- 
tive Revolutionärin war sie entschieden gegen den Reformismus, den die Disporpor- 
tionalitätstheorie zu beinhalten schien. Wenn man erst einmal zugibt, „daß die ka- 
pitalistische Entwicklung nicht auf ihren Untergang hin verläuft“, so erklärte sie, 
„dann sei der Sozialismus nicht mehr objektiv notwendig‘. Die Theorie des kapita- 
litischen Zusammenbruchs aufgeben heiße den wissenschaftlichen Sozialismus aufge- 
ben. Sie versuchte daher, die marxistische Unterkonsumtionsdebatte wiederzubele- 
ben (19). 

Da die Marxschen Beispiele für eine Reproduktion auf erweiterter Stufenleiter 
(ausgeglichenes Wachtsum) sich als der entscheidende Faktor in der früheren Debat- 
te. der russischen Marxisten erwiesen hatte, griff Luxemburg diese Beispiele direkt 
an. Sie räumt ein, daß Marx die theoretische Möglichkeit einer erweiterten Repro- 
duktion zwar eindeutig aufgezeigt habe, jedoch scheine er nicht erkannt zu haben, 
daß das in der Realität unmöglich sei, da das erforderliche kapitalistische Verhalten 
vom gesellschaftlichen Standpunkt aus widersinnig sei (20). Stellen wir uns vor, daß 


18 Ebd., S: 14-16 

19 Ebd., S. 22 (Jacoby bezieht sich hier offensichtlich auf „Die Akkumulation des Kapitals“: 
„Es ist klar, daß, wenn man die schrankenlose Akkumulation des Kapitals annimmt (wie 
Struve, Bulgakow, Tugan Baranowsky — jh/ws), man auch die schrankenlose Lebensfä- 
higkeit des Kapitals bewiesen hat (...). Ist die kapitalistische Produktionsweise imstande, 
schrankenlos die Steigerung der Produktivkräfte, den ökonomischen Fortschritt zu sichern, 
dann ist sie unüberwindlich, der Sozialismus hört auf, eine historische Notwendigkeit zu 
sein.“ (Luxemburg 1966 (1913), S. 296) Da uns i.d.R. die Sekundärliteratur nicht vorlag, 
haben wir die Zitate im Text rückübersetzen lassen. jh/ws) 

20 Bleaney (1976), S. 89 
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am Ende eines Produktionszyklus das gesamte Sozialprodukt in einem Lagerhaus ge- 
sammelt ist. Dann kommen die Kapitalisten und entnehmen einen Teil des Gesamt- 
produkts, um die im Zyklus verbrauchten Produktonsmittel zu ersetzen, und die Ar- 
beiter kommen und entnehmen ihre Konsumtionsmittel. Übrig bleibt das Mehrpro- 
dukt, von dem die Kapitalisten wieder einen Teil für ihren persönlichen Konsum ent- 
nehmen. Jetzt fragt Luxemburg: woher kommen die Käufer für das restliche Pro- 
dukt? Dies ist natürlich wieder das bekannte traditionelle Unterkonsumtionsproblem 
der „Nachfragelücke‘“.) Wenn Marx recht hat, sagt sie, dann ist es die Kapitalisten- 
klasse, die den Rest der Produktion aufkauft, um ihn zu investieren und so die Pro- 
duktionskapazität zu erweitern. Aber das leuchtet nicht ein, denn „wer sind die neu- 
en Konsumenten, für die Produktion immer wieder erweitert werden soll?“ Selbst 
wenn die Kapitalisten sich so verhalten, wie Marx behauptet, dann sind im nächsten 
Zyklus die Produktionskapazität und die auftretende Lücke noch größer und das 
Problem noch schwerer in den Griff zu bekommen. Marx’ „Akkumulationsschema 
gibt keine Antwort auf die Frage, wer von der erweiterten Reproduktion letztlich 
"profitiert . . .“. Eine erweiterte Reproduktion ist zwar theoretisch möglich, aber ge- 
sellschaftlich nicht durchführbar (21). 

Daraus folgt, daß die tatsächliche kapitalistische Akkumulation nur mit irgend- 
welchen Kräften außerhalb der „rein“ kapitalistischen Beziehungen erklärt werden 
kann. Luxemburg bemerkt, daß Malthus’ Lösung in Form einer dritten Klasse von 
nicht produzierenden Konsumenten nicht schlüssig ist, da ihre Revenuen nur aus Pro- 

- fiten oder Löhnen kommen können. Genausowenig bietet der Außenhandel der ka- 
pitalistischen Länder untereinander eine Lösung für den Kapitalismus insgesamt, da 
er innerhalb des Weltsystems stattfindet. Sie kommt daher zu der Auffassung, daß 
die kapitalistische Akkumulation eine Käuferschicht außerhalb der kapitalistischen 
Gesellschaft erforderlich macht, welche ständig mehr von ihr kauft, als sie ihr ver- 
kauft. Also ist der Handel zwischen der kapitalistischen und der nicht-kapitalistischen 
Sphäre eine Grundvoraussetzung der historischen Existenz des Kapitalismus, und die 
Folge davon ist notwendigerweise der Imperialismus, in dem die kapitalistischen Län- 
der um die Kontrolle über diese so wichtigen Quellen der effektiven Nachfrage kämp- 
fen. Überdies wird mit der Ausbreitung des Kapitalismus über die Erde die nicht-ka- 
pitalistische Welt zunehmend kleiner, und damit schwindet die Hauptquelle der Ak- 
kumulation. Die Tendenz zu Krisen wird stärker, und die Konkurrenz unter den ka- 
pitalistischen Ländern um die verbleibenden nicht-kapitalistischen Gebiete verschärft 
sich. Krisen im Weltmaßstab, Kriege und Revolutionen sind das unausweichliche Er- 
gebnis dieser Entwicklung. 

Selbst wenn Luxemburg Recht hätte mit der Unmöglichkeit einer Akkumula- 
tion, würde ihre Lösung nicht funktionieren, da die „Dritte Welt“ ständig mehr kau- 
fen als verkaufen müßte. Woher aber sollten die zusätzlichen Revenuen kommen? 

Tatsächlich aber sieht sie auch die Möglichkeit einer Akkumulation falsch. 
Um das zu verstehen, müssen wir kurz zu der am Anfang dieses Abschnitts dargestell- 
ten Analyse zurückkehren. Erinnern wir uns, daß am Ende des Produktionszyklüs 


21 Ebd., S. 193 (Bleaney bezieht sich hier auf das 26. Käpitel der „Akkumulation...“ (Lu- 
xemburg 1966, S. 318 ff.) — jh/ws) - 
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die Kapitalisten im Besitz des gesamten Sozialprodukts sind. Gleichzeitig sind ihre 
Bruttoinvestitionen und persönlichen Konsumausgaben die ursprünglichen Quellen 
der effektiven Nachfrage nach diesem Produkt (da die Löhne der Arbeiter Teil der 
Gesamtinvestitionen sind). Abgesehen von ihrer eigenen persönlichen Konsumtion 
sind ihre übrigen Ausgaben (Bruttoinvestitionen) keineswegs an der Konsumtion als 
solcher orientiert. Sie sind ausschließlich an Profiterwartungen orientiert. Nun zei- 
gen die Beispiele von Marx, daß die Kapitalisten bei einer angemessenen Investitions- 
höhe in der Lage wären, ihr Produkt zu verkaufen und die erwarteten Profite zu 
machen. Wenn dieser Erfolg sie wiederum zu neuen Investitionen in Erwartung noch 
höherer Profite veranlaßt, würden sie wiederum belohnt werden, usw. Während die- 
ser Zeit würde sich die Konsumtion ausweiten aufgrund steigender Beschäftigung 
von Arbeitern und wachsenden Reichtums der Kapitalisten. Aber diese Ausweitung 
der Konsumtion wäre das Resultat, nicht die Ursache (22). 

Wenn das auch Luxemburgs Kritik der Reproduktion auf erweiterter Stufen- 
leiter widerlegt, so beantwortet esnoch nicht die beiden zentralen Fragen, von denen 
sie ausging. Erstens, welche Kräfte — wenn überhaupt — ermöglichen tatsächlich ei- 
ne erweiterte Reproduktion? Und zweitens, stimmt es, daß, wenn eine erweiterte 
Reproduktion tatsächlich möglich ist, „sich die kapitalistische Entwicklung nicht 
auf ihren Untergang hin bewegt?“ 

Was die Theorie diskutiert, entscheidet die Wirklichkeit. Im Jahre 1929 brach 
eine alles verwüstende weltweite Krise des Kapitalismus aus, gefolgt von mehr als 
zehn Jahren tiefer Depression und Arbeitslosigkeit. Auf diesem Hintergrund rückten 
die Probleme der kapitalistischen Reproduktion schnell wieder in den Mittelpunkt. 

Den ersten größeren Versuch, die Unterkonsumtionstheorie wieder für die Er- 
klärung heranzuziehen, unternahm Paul Sweezy in seinem einflußreichen Buch „Die 
Theorie der Kapitalistischen Entwicklung“ (1942). Sweezy ging es explizit darum, 
eine Unterkonsumtionstheorie zu formulieren „frei von den Einwänden, die gegen 
frühere Versionen vorgebracht wurden“ (23). In diesem frühen Stadium ist Sweezy 
noch sehr unter dem Einfluß der traditionellen unterkonsumtionstheoretischen Vor- 
stellung, daß die Nachfrage nach Konsumgütern die gesamte Produktion reguliert. 
Aus dieser Sicht erscheint die Abteilung I als Teil des vertikal integrierten Produk- 
tionsapparats der Abteilung II, so daß Veränderungen des Produktiosniveaus der Ab- 
teilung I (Produktionsgüter) im wesentlichen Veränderungen in der Kapazität der 
Konsumgüterproduktion bedeuten. Darüberhinaus argumentiert Sweezy, daß eine 
1%ige Veränderung in der Produktion der Abteilung I die Produktionskapazität der 
Konsumgüterproduktion um 1 % anhebt. Dies ist im Grunde eine Wiederholung der 


22 Wenn man den Band I des „Kapitals“ kennt, wird man sich erinnern, daß Marx zwei ver- 
schiedene Kreisläufe von Kauf und Verkauf unterscheidet: W-G-W und G-W-G’. Im ersten 
geht es um die Konsumtion, im zweiten um die Erweiterung des Kapitals. In der kapitali- 
stischen Produktion ist letzterer der ausschlaggebende Kreislauf. 

23 Sweezy (1942), S. 179 (deutsch 1959; vgl. dort S. 140): ‚Wenn die Unterkonsumtions- 
theorie wieder Prestige gewinnen und einen Platz unter den bedeutenden und akzeptier- 
ten Prinzipien der Marxschen Theorie einnehmen soll, scheint es klar, daß eine sorgfältige 
Formulierung notwendig ist, gegen die man die gegen die früheren Versionen Beltne ge- 
machten Einwände nicht erheben kann.“ — jh/ws) 
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bereits diskutierten Theorie von Hobson. 

Betrachten wir jetzt die effektive Nachfrage, die sich — wie wir gesehen haben 
— zusammensetzt aus der Konsumtion der Kapitalisten und den Gesamtinvestitions- 
ausgaben (wobei die letzteren wiederum zusammengesetzt sind aus Ausgaben für die 
Produktionsmittel und die Beschäftigung von Arbeitern). Sweezy stellt fest, daß im 
Verlauf der Entwicklung des Kapitalismus die Mechanisierung zunimmt und immer 
mehr Maschinen benötigt werden, um einen Arbeiter zu beschäftigen; das bedeutet, 
daß die Investitionsausgaben der Kapitalisten für Produktionsgüter schneller wach- 
sen als für Löhne. /n seiner Analyse der Produktion bedeuten die Investitionsausga- 
ben für Produktionsgüter ein entsprechendes Anwachsen der Kapazität der Konsum- 
güterproduktion, wohingegen die langsamer wachsenden Ausgaben für Löhne sich 
natürlich auf die Konsumtion der Arbeiter auswirken. Danach scheint also die Kapa- 
zität der Produktion. von Konsumgütern schneller anzuwachsen als die Konsumnach- 
frage der Arbeiter. Es eröffnet sich eine „Nachfragelücke“. Natürlich könnte die 
Konsumtion der Kapitalisten diese Lücke schließen. Aber mit fortschreitender Ent- 
wicklung des Kapitalismus tendieren die Kapitalisten dazu, einen immer größeren 
Teil ihrer Profite zu investieren und entsprechend weniger zu konsumieren, so daß 
also ihre Konsumtion hinter der Produktionskapazität der Abteilung II zurückbleibt. 
Sweezy folgert daraus: 

y„ . .„ daß das Wachstum der Konsumtion die ihm innewohnende Tendenz hat, hinter dem Wachs- 
tum im Ausstoß der Konsumgüter zurückzubleiben. Wie wir schon gezeigt haben, kann sich die- 
se Tendenz entweder in Krisen oder in Stagnation oder in beiden ausdrücken.“ (Sweezy (1942), 
p. 183, hier deutsch: (1959), S. 143) 

Der Grundfehler von Sweezys Analyse ist der traditionelle Fehler der Unterkonsum- 
tionstheoretiker, die Abteilung I nur als „Input“ für die Abteilung II anzusehen. Aus 
dieser Annahme folgt notwendig, daß ein Ansteigen der Produktion von Produktions- 
gütern die Kapazität der Konsumgüterproduktion vergörßern muß. Aber das ist nicht 
richtig: Produktionsgüter Können auch für die Produktion von Produktionsgütern 
verwandt werden, und wie wir in der Kritik an Luxemburg feststellten, erfordert 
die erweiterte Reproduktion eine solche Verwendung. Im Gegensatz zu Seezys Auf- 
fassung ist es durchaus möglich, bei einer angestiegenen technischen Zusammenset- 
zung des Kapitals (Verhältnis von Rohstoffen und Maschinen zur angewandten Ar- 
beit) und einem proportionalen Anwachsen der Produktion in beiden Abteilungen 
trotzdem eine erweiterte Reproduktion zu erhalten. 

Sweezys zweiter Versuch, diesmal zusammen mit Paul Baran, findet sich zwan- 
zig Jahre später im „Monopolkapital“. Wir haben gesehen, daß Sweezy bei seinem 
ersten Versuch behauptet hatte, daß der Kapitalismus eine immanente Tendenz ha- 
be, die Produktionskapazität der Abteilung II schneller zu vergrößern als die Kon- 
sumnachfrage. In „Monopolkapital“, geschrieben im Licht von Marx, Keynes und 
Kalecki, beschränkt er sich nicht mehr nur auf die Abteilung II oder die Konsumnach- 
frage. vielmehr wird hier behauptet, daß der moderne Kapitalismus eine Tendenz 
habe, die gesamte Produktionskapazität schneller als die aus sich heraus erzeugte ef- 
fektive Nachfrage zu erweitern — so daß ohne die Einwirkung äußerer Faktoren „der 
Monopol-Kapitalismus immer- tiefer in den Sumpf chronischer Depression sinken 
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würde“ (24). 

Aus dieser: Diagnose ergibt sich, daß ‚die ziemlich lange Periode, in der der 
kapitalistische Akkumulationsprozeß kräftigexpandierte ... und in der die Nachfra- 
ge nach Arbeitskräften schnell anstieg und die Produktionskapazitäten voll oder doch 
nahezu voll ausgelastet waren“, mit äußeren Faktoren erklärt werden müssen (25). 
So verweisen Baran und Sweezy auf größere Innovationen (Dampfmaschinen, Eisen- 
bahnen, Automobile), imperialistische Expansionen und Kriege sowie allgemeine Sti- 
mulierung der Nachfrage durch Werbung, Regierungspolitik usw. als zentrale Fakto- 
ren der Überwindung des immanenten stagnierenden Charakters des Monopolkapita- 
lismus. 


Die behauptete Gleichsetzung von Monopolen mit langsamem Wachstum und 
Überkapazität ist nicht neu. Wir werden sehen, daß viele Theorien diesen Zusam- 
menhang zu erklären versuchen. Barans und Sweezys besondere Leistung ist die 
Theorie, daß diese Phänomene aus der andauernden Tendenz des Monopolkapitalis- 
mus zur Überausweitung der Produktionskapazität entstehen, welche zu Krisen und/ 
oder Stagnation führen. Wir wollen versichen, die logische Grundlage dieser Argu- 
mentation herauszuärbeiten. 

Wir erinnern uns, daß in Marx’ Analyse die Gesamtinvestitionen und Konsum- 
ausgaben der Kapitalisten die effektive Nachfrage bestimmen (wobei die Gesamtin- 
vestitionen die Lohnkosten einschließen, welche ihrerseits die Konsumtion der Ar- 
beiter bestimmen). Ferner ist, insofern die persönliche Konsumtion der Kapitalisten- 
klasse mehr oder weniger passiv von früheren und gegenwärtigen Profiten abhängt, 
die Gesamtinvestition in der Tat die zentrale Variable. Nehmen wir jetzt an, daß zu 
Beginn eines Jahres die gesamten Investitionsausgaben für die Produktion des kom- 
menden Jahres ausreichen, um die Produktionskapazität zu erweitern, nicht aber, 
um das gesamte vorhandene Sozialprodukt zu kaufen. Dann haben die Kapitalisten 
einerseits eine Ausweitung ihrer zukünftigen Produktionskapazität begonnen, wäh- 
rend sie andererseits selbst für ihre jetzige Kapzität keine ausreichende Nachfrage 
finden. 

Bei der Anarchie der kapitalistischen Produktion dürfen wir dieses Ergebnis 
relativ häufig erwarten. Die Frage ist nur, handelt es sich hier lediglich um einen As- 
pekt der normalen Fluktuationen der kapitalistischen Reproduktion oder ist es 
mehr? Marx hat zum Beispiel behauptet, daß die Kapitalisten bestrebt sind, so 
schnell wie objektiv möglich zu akkumulieren, so daß eine Diskrepanz wie die oben 
erwähnte sich wahrscheinlich selbst korrigieren würde (26). 


24 Baran und Sweezy (1966), S. 108 (deutsch: 1967, S. 109) 
25 Sweezy (1975),S. 2 


26 Das bedeutet, daß die potentielie Profitrate , _ die Akkumulationsrate determiniert 
c+tv 


und außer in Krisenzeiten diese potentielle Profitrate auch realisiert wird. Daher nimmt 
die Bewegung der potentiellen Profitrate in Marx’ Analyse eine so wichtige Stellung ein. 
Wir werden im nächsten Abschnitt näher darauf eingehen. 

In Marx’ Terminologie vergegenständlicht sich die den Arbeiter tatsächlich abgepreßte Ar- 
bei im Produkt. Mehrwert wird also nur in dem Maße vergegenständlicht, wie tatsächlich 
Mehrarbeit geleistet wird. Der Kapitalist muß dann das eigentliche Produkt durch Verkauf 
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Wenn man aber davon ausgehen könnte, daß in jeder Periode die Investitionen 
tendenziell im oben beschriebenen Rahmen bleiben — groß genug für die Ausweitung 
der Kapazität, nicht aber, um die Produktion der vorhergehenden Periode zu kaufen 
—, dann würde die Produktionskapazität natürlich der effektiven Nachfrage davon- 
laufen und das System sähe sich einer Nachfragelücke gegenüber bzw. einem „Reali- 
sierungsproblem‘‘. Genau dieses Argument liegt Barans und Sweezys Annahme zu- 
grunde, daß der (potentielle) Surplus schneller wächst als die Aufnahmefähigkeit des 
Systems. Doch obwohl sie im Monopol eine Hauptursache für dieses Problem sehen, 
erläutern sie nicht, warum die Monopolisten angesichts einer unzureichenden Nach- 
frage weiterhin ihre Kapazitäten überausweiten würden. Das zentrale Moment ihrer 
gesamten Theorie bleibt also unerklärt. Erik Olin Wright weist in seinem kürzlich ver- 
öffentlichten Überblick über marxistische Krisentheorien auf diese entscheidende 
Schwäche hin: 

„Es ist die größte Schwäche dieser Position zur Unterkonsumtion, daß ihr eine Theorie der De- 
terminanten der tatsächlichen Akkumulationsrate fehlt... Ein Großteil der Unterkonsumtions- 
theoretiker optiert (zumindest implizit) für Keynes’ Lösung dieses Problems, indem sie sich auf 
die persönlichen Profiterwartungen der Kapitalisten als Hauptfaktor für die Akkumlationsrate 
konzentrieren. Aus marxistischer Sicht ist das keine ausreichende Erklärung. Ich habe bis jetzt 
noch bei keinem marxistischen Unterkonsumtionstheoretiker eine entwickelte Theorie der Inve- 


stitionen und der Akkumulationsrate gefunden, deshalb bleibt die Theorie derzeit unvollständig,“ 
(Wright (1977), S. 215 - 216) 


Baran und Sweezy gehen in ihrem Buch auf Beiträge von Joan Robinson, Michael 
Kalecki und Joseph Steindl ein. Da diese Autoren ebenfalls wichtige Vertreter der 
links-keynesianischen Tradition sind, wollen wir die Implikationen ihrer jeweiligen 
Analysen für unser Problem der Krisen herausarbeiten. 

Sowohl in der Keynesschen als auch in der Marxschen Analyse sind die Inve- 
stitionen entscheidend. In der Keynesianischen Theorie liegt die Betonung vor allem 
auf den kurzfristigen Determinanten der Investitionsentscheidungen. Soweit dieoben 
genannten Autoren deshalb die Investitionsentscheidungen diskutieren, setzen sie 
sich in erster Linie mit den kurzfristigen und nur sekundär mit den langfristigen struk- 
turellen Veränderungen auseinander. Joan Robinson geht in ihren frühen Arbeiten 
nur nebenbei auf strukturelle Veränderungen ein, während ihre späteren Arbeiten 
vor allem auf Kalecki basieren (27). Wenn Kalecki seinerseits kurz auf die langfristi- 
gen Veränderungen eingeht, nimmt er einfach an, daß der Kapitalismus ohne die 


in Geld verwandeln, um die Früchte seiner Ausbeutung realisieren zu Können. Wenn nicht 
das gesamte Mehrprodukt verkauft wird, dann wird ein Teil des von den Kapitalisten an- 
geeigneten Mehrwerts nicht als Profit realisiert. Die realisierte Profitrate ist dann kleiner 


als c 3 v, die produzierte oder potentielle Profitrate. In diesem Sinne existiert ein „Reali- 


sierungsproblem“ nur insoweit, wie die Kapitalisten tatsächlich produzierte Waren nicht 
zu normalen Preisen verkaufen können. In den Schriften der Unterkonsumtionstheoreti- 
ker jedoch bezeichnet der Begriff „Realisierungsproblem‘“ meistens eine Diskrepanz von 
potentieller und tatsächlicher Produktion. Nach Marx hängt dieses letztere Problem damit 
zusammen, daß mit der Entwicklung des Kapitalismus die Erfordernisse der Produktion 
von Profitimmer mehr mit den Möglichkeiten einer gesellschaftlichen Produktion in Kon- 
flikt geraten, 
27 Bleaney (1976), S. 225 
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Einwirkung äußerer Faktoren zur Stagnation tendiert. Demnach sind Innovationen 
der wichtigste Faktor für die Ausweitung der Investitionen über das zur Reproduk- 
tion des Systems notwendige Niveau hinaus, und er ist der Meinung, die abnehmen- 
de Intensität der Innovationen im Monopolkapitalismus sei verantwortlich für das 
derzeitige langsame Wachstum (28). Das alles ist aber ziemlich unvollständig, und in 
seiner letzten größeren Arbeit (1968) betont Kalecki, daß eine ausreichende Erklä- 
rung der langfristigen Determinanten der Investition noch ausstehe (29). 

Steindl schließlich konstatiert zuerst einmal die Unvollständigkeit von Kaleckis 
langfristiger Analyse und versucht diese Schwäche zu beheben. In letzter Instanz ist 
jedoch auch er gezwungen, eine abnehmende Intensität der Innovationen als wichtig- 
sten Faktor für das verlangsamte Wachstum des modernen Kapitalismus anzunehmen, 
obwohl er betont, daß die Monopole diesen Effekt verschärfen. Wie zuvor Kalecki, 
kommt auch er zu dem Schluß, daß eine ausreichende Erklärung bis jetzt nicht ge- 
funden ist (30). Es ist also kein Wunder, daß Baran und Sweezy ihre eigene Beurtei- 
lung des Problems vorziehen. 


IV. Kapitalismus als sich selbst beschränkende Akkumulation von Kapital 


Die radikalen und marxistischen Unterkonsumtionstheoretiker konzentrieren sich 
zumeist auf die effektive Nachfrage als begrenzenden Faktor der kapitalistischen Ak- 
kumulation. In Marx’ eigener Analyse ist die effektive Nachfrage jedoch kein imma- 
nentes Problem. Im Gegenteil, nach seiner Auffassung sind die Kapitalisten bestrebt, 
so schnell wie möglich zu akkumulieren, so daß erweiterte Reproduktion und nicht 
Stagnation das System charakterisiert. Das bedeutet nicht, daß der Akkumulations- 
prozeß reibungslos verläuft oder daß nicht partielle Krisen auftreten können aufgrund 
von Mißernten etc. Aufjeden Fall bedeutet es aber, daß die Grenzen des Akkumula- 
tionsprozesses nicht aus ungenügender Nachfrage resultieren. Heißt das aber, wie 
Rosa Luxemburg so überzeugend behauptet, daß man bei Ablehnung der Unterkon- 
sumtionstheorie auf dem Standpunkt stehen muß, die Akkumulation (und damit 
der Kapitalismus selbst) sei durchaus zu unbegrenzter Ausweitung fähig? Durchaus 
nicht. Nach Marx sind die Grenzen der Akkumulation im Akkumulationsprozeß 
selbst zu suchen. „Die wahre Schranke der kapitalistischen Produktion ist das Kapi- 
tal selbst.“ (31) 

Die kapitalistische Akkumulation ist an der Profitabilität orientiert. Nach Marx 
verringert die Akkumulation aber zunehmend die Profitabilität, so daß sie sich ten- 
denziell selbst unterminiert. Dies ist das berühmte Gesetz von der fallenden Tendenz 
der Profitrate, welches uns gleich beschäftigen wird. Gleichzeitig beinhaltet die Ak- 
kumulation eine Ausweitung der kapitalistischen Produktionsbeziehungen und ein 
Anwachsen des Proletariats und seiner Macht. 


28 Ebd,, S: 245 - 248 

29 Vgl. Steindl (1976), S. xcii, Fußnote 7 

30 ebd., S.xv-xvi 

31 Marx, Kapital III (MEW 25; 1964), S. 260 


Abnehmende Profitabilität bedeutet abnehmende Akkumulationsraten und 
Verschärfung der Konkurrenz der Kapitalisten untereinander (national und interna- 
tional) um die Märkte, Rohstoffe und billige Arbeitskraft. Mit der Eliminierung der 
schwächeren Kapitale steigt die ökonomische Konzentration und Zentralisation des 
Kapitals (d.h. „Monopole“). Ferner sind die Kapitalisten immer stärker gezwungen, 
die Löhne zu verringern, entweder direkt durch Mechanisierung oder den Import bil- 
liger Arbeitskraft und/oder durch den Kapitalexport in ärmere Länder. Gleichzeitig 
nimmt die Arbeiterklasse zahlenmäßig immer mehr zu und die kollektive Erfahrung 
des Kampfes gegen den Kapitalismus wächst. Den Angriffen des Kapitals auf die Ar- 
beiter wird immer mehr Widerstand und (auf lange Sicht) ein ‚Gegenangriff‘ entge- 
gengesetzt. Der Klassenkampf verschärft sich. ; 

Dabei muß unbedingt beachtet werden, daß die Tendenz zur sinkenden Profi- 
tabilität (wie von Marx analysiert) nicht durch die hohen Löhne verursacht wird, ob- 
wohl steigende Löhne sie durchaus verstärken können. Das heißt, daß die periodi- 
schen Krisen, die aus der abnehmenden Profitabilität entstehen, nicht den Forderun- 
gen oder dem Widerstand der Arbeiter angelastet werden können, obwohl die ver- 
schiedenen historischen Stufen und politischen Situationen natürlich die Art und 
Weise beeinflussen, wie das System insgesamt auf die einzelnen Krisen reagiert. So- 
lange jedoch die kapitalistischen Beziehungen dominieren, werden diese allgemeinen 
Tendenzen sich weiter durchsetzen. Dementsprechend betont Marx, daß die Aufgabe 
des Proletariats nicht ist, dem Kapital Widerstand zu leisten, sondern es zu stürzen. 

Diese kurze Darstellung sollte gezeigt haben, daß zunehmende „Monopole“, 
sinkende Akkumulationsraten und verschärfte Klassenkämpfe eher als Auswirkungen 
der grundlegenden Gesetzmäßigkeiten der kapitalistischen Entwicklung verstanden 
werden können denn als Faktoren, die neue Gesetzmäßigkeiten entstehen lassen — 
wie z. B. bei Baran und Sweezy (32). Da das Gesetz der sinkenden Profitabilität für 
diese Erklärung zentrale Bedeutung hat, müssen wir esimeinzelnen näher diskutieren. 


A. Marx’ Theorie der fallenden Profitrate 


In den meisten Gesellschaften werden Aufteilung der gesellschaftlichen Arbeitszeit 
und Abzug von Mehrarbeit gesellschaftlich reguliert, durch Tradition, Gesetz und 
Gewalt. In der kapitalistischen Gesellschaft werden die produktiven Tätigkeiten von 
einzelnen Kapitalisten privat und zum Zwecke der Profitmacherei unternommen. Die 
gesellschaftliche Reproduktion ist kein explizites Anliegen und trotzdem muß sie 
stattfinden und findet auch statt. Oberflächlich gesehen sind es die Geldpreise und 
Profite, welche den (all-) täglichen „Feedback“ liefern, der.die Entscheidungen der 


32 Es ist übrigens interessant, daß, wenn die Kapitalisten als Resultat der abnehmenden Profi- 
tabilität ihre Investitionsausgaben einschränken, ein Teildes zur Verfügung stehenden Pro- 
dukts nicht verkauft wird, und es den Anschein haben wird, als sei die Krise durch fehlen- 
de effektive Nachfrage, durch „Unterkonsumtion“, verursacht. Aber in Wirklichkeit ist 
die „Unterkonsumtion“ nur eine Reaktion auf die Krise der Profitabilität. Sie ist Symp- 
tom, nicht Ursache. 
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Kapitalisten bestimmt. Aber nach Marx ist es in Wirklichkeit die gesamte in die Pro- 
duktion von Waren eingebrachte Arbeitszeit (Arbeitswerte), welche auch die Preis- 
phänomene reguliert. Diese Bestimmung von Preisen und Profiten durch Arbeitswer- 
te und Mehrwert stellt in der Tat die Art und Weise dar, in der sich die gesellschaft- 
lichen Erfordernisse der Reproduktion in der kapitalistischen Gesellschaft darstellen 
müssen. Wir werden uns von nun an direkt mit Arbeitswerten und Mehrwert beschäf- 
tigen, da sie die wirklich regulierenden Elemente sind. 

Im Arbeitsprozeß benutzen die Arbeiter Arbeitsinstrumente (Fabrik und Aus- 
rüstung), um die Rohstoffe in Fertigprodukte zu verwandeln. Daher besteht die ge- 
samte für das Fertigprodukt erforderliche Arbeitszeit: aus zwei Teilen: erstens der 
verbrauchten, in den Produktionsmitteln (Rohstoffe, Fabrik und Ausrüstung) enthal- 
tenen Arbeitszeit; zweitens der von den Arbeitern im Arbeitsprozeß selbst veraus- 
gabten lebendigen Arbeitszeit. Marx nennt das erste Element „konstantes Kapital“ 
(C), da es im Endprodukt wieder erscheint, und das zweite „durch lebendige Arbeit 
hinzugefügten Wert“ (L) (33). Der Gesamtwert der Arbeit ist daher bei jedem Fertig- 
produkt =C+L. Ein Teil des Fertigprodukts ist nur das Äquivalent für die verbrauchten 
Produktionsmittel. Sein Arbeitswert ist daher C, da dies der Arbeitswert der tatsäch- 
lich verbrauchten Produktionsmittel ist. Übrig bleiben einmal das Nettoprodukt 
(Wertprodukt), das zum anderen nichts anderes als den durch die lebendige Arbeit 
hinzugefügten Wert repräsentiert. Das Nettoprodukt ist das stoffliche Äquivalent der 
verausgabten Arbeitszeit (L). 

Wenn es ein Mehrprodukt geben soll, dann darf nur ein Teil des Nettoprodukts 
die von den Arbeitern verbrauchten Konsumgüter ersetzen. Der durch lebendige Ar- 
beit hinzugefügte Wert (L) setzt sich daher aus zwei Teilen zusammen, von denen 
sich der eine auf den Arbeitswert des Konsumtionsprodukts der Arbeiter bezieht (V) 
und der andere auf den Arbeitswert des Mehrprodukts (M). Mit anderen Worten: Es 
ist die Differenz zwischen der von den Arbeitern tatsächlich verausgabten Arbeits- 
zeit (L) und der für ihre Reproduktion notwendigen Arbeitszeit (V) — also die Mehr- 
arbeitszeit (M) —, welche dasMehrprodukt und damit dieProfite ermöglicht: M=L-V. 
Die Aufteilung der lebendigen Arbeitszeit in notwendige (V) und Mehrarbeitszeit (M) 
ist daher die verborgene Grundlage der kapitalistischen Gesellschaft. Marx nennt das 


Verhältnis 4 „die Rate des Mehrwerts‘‘ oder „die Rate der Exploitation“. Ceteris 


paribus gilt also: je höher die Exploitationsrate, desto größer der Mehrwert und so- 
mit der Profit. 

Die von den Arbeitern tatsächlich geleistete Arbeit (L) wird von der Dauer des 
Arbeitstages bestimmt. Andererseits ist die zu ihrer Reproduktion notwendige Zeit 
(V) sowohl von der Menge der von ihnen konsumierten Waren bestimmt als auch von 
der Arbeitszeit, die zur Produktion dieser Waren erforderlich ist. Die Masse des Mehr- 


werts (M) und die Exploitationsrate 2) können daher auf zwei Wegen gesteigert _ 


33 (Das Symbol „L‘ steht für „v + m“; da es in der deutschen Diskussion keine entspre- 
chende Abkürzung für die verausgabte lebendige Arbeitszeit gibt — sieht man von dem in 
der bürgerlichen Diskussion gebräuchlichen Symbol „Y“ (Volkseinkommen, das ungefähr 
dem Wertprodukt entspricht) ab — wird inder Darstellung „‚L“ weiterhin benutzt —;ih/ws) 
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werden: entweder direkt, indem man den Arbeitstag verlängert, so daß die Mehrar- 
beitszeit direkt anwächst, oder indirekt, indem man die notwendige Arbeitszeit V 
verringert, so daß ein größerer Teil des gegebenen Arbeitstages als Mehrarbeitszeit 


verausgabt wird. Die letztere Methode der Steigerung von M und n erfordert entwe- 


der eine Herabsetzung der Reallöhne der Arbeiter oder Steigerung der Produktivität 
ihrer Arbeit, wodurch sie weniger Zeit für die Produktion ihrer Konsumtionsmittel 
aufwenden müssen, oder beides. 

Die Kapitalisten erproben ständig alle möglichen Methoden zur Steigerung der 
Exploitationsrate. Aber im Laufe der Zeit hat die wachsende Stärke der Arbeiterklas- 
se die Versuche, den Arbeitstag zu verlängern und/oder den Reallohn zu senken, 
stark beschnitten. So ist die Steigerung der Produktivkraft der Arbeit zum haupt- 
sächlichen Mittel der Steigerung der Exploitationsrate geworden. Aber nach Marx ist 
es das Paradoxe am Kapitalismus, daß die Mittel, die die Exploitationsrate steigern, 
auch die Profitrate senken. Die steigende Produktivität der Arbeit manifestiert sich 
im Fall der Profitabilität des Kapitals. 

Die Mehrwertrate drückt die Teilung des Arbeitstages in notwenige und 
Mehrarbeitszeit aus. Sie mißt den Exploitationsgrad der produktiven Arbeiter. Aber 
für die Kapitalisten ist der Grad der Profitabilität des Kapitals das entscheidende Mo- 
ment. Von ihrem Standpunkt aus investieren sie Geld in die Produktionsmittel (C) 
und Arbeiter (V) mit dem Ziel, Profit zu machen (M). Die Gesamtsumme des Profits 
(M) bezogen auf ihre Investition (C + V) ist der kapitalistische Erfolgsmaßstab. Mit 


‚welche die Akkumulation von Kapital 


anderen Worten, es ist die Profitrate 


reguliert. 

Das Paradoxe liegt in folgendem: In ihren dauernden Kämpfen gegeneinander 
(34) werden einzelne Kapitalisten ständig dazu gezwungen, die Durchschnittskosten 
zu senken, um gegenüber ihren Konkurrenten einen Vorteil zu gewinnen. Wenn es 
um den Erfolg im Absatzkampf geht, ist jedes Mittel recht, das die Durchschnittsko- 
sten verringert. Aber die Kapitalisten sind auch fortwährend in einen weiteren Kampf 
um die Produktionsbedingungen auf der Ebene des Arbeitsprozesses. Und hier gilt, 
daß die Mechanisierung als Hauptmittel zur Steigerung der Arbeitsproduktivität ein- 
gesetzt wird und somit zur Senkung der Durchschnittskosten führt. Kapitalisten stel- 
len Arbeiter für eine bestimmte Periode ein, und ihr Ziel ist, das Maximum an mög- 
licher Produktivität während des Arbeitsprozesses mit möglichst niedrigem Kosten- 
aufwand aus ihnen herauszupressen. Das schließt nicht nur Kämpfe um den Reallohn 
und die Dauer und Intensität des Arbeitstages, sondern auch über Art und Charak- 
ter des Arbeitsprozesses selbst ein. Von Anfang an haben die Kapitalisten danach ge- 
trachtet, den Arbeitsprozeß zu „perfektionieren“, indem sie ihn in zunehmend spe- 


M 
C+V 


34 Diese Kämpfe nennt Marx die „Konkurrenz der Kapitale“. Aber dieser Gebrauch des Be- 
griffes Konkurrenz bedeutet nicht „vollständige Konkurrenz‘ im Gegensatz zum „Mono- 
pol“. Bei Marx schließen die zunehmende Konzentration und Zentralisation von Kapitalen 
eine heftigere „Konkurrenz zwischen den Kapitalen‘“ um immer weitere Teile der Erde 
ein. Die sogenannte „monopolistische‘“ Phase des Kapitalismus hebt die Konkurrenz da- 
her nicht auf, sondern intensiviert sie noch. 
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zialisierte und routinisierte Funktionen unterteilen. Mit der kapitalistischen Kontrolle 
über den Arbeitsprozeß wurde die menschliche produktive Tätigkeit immer stärker 
mechanisiert und automatisiert. Daher ist es nicht überraschend, daß die mechani- 
sierten menschlichen Funktionen zunehmend durch Maschinen selbst ersetzt wer- 
den. Während Maschinen einige menschliche Funktionen übernehmen, werden an- 
dere Funktionen noch mehr der Tyrannei der Mechanisierung unterworfen, bis auch 
einige von ihnen durch Maschinen ersetzt werden, usw. (35). 

Die Tendenz zur Mechanisierung ist daher die vorherrschende kapitalistische 
Methode zur Steigerung der gesellschaftlichen Arbeitsproduktivität. Sie ergibt sich 
aus der kapitalistischen Kontrolle über den Arbeitsprozeß, über die menschliche pro- 
duktive Tätigkeit. Daher sind weder der wachsende Widerstand der Arbeiter noch 
der Anstieg der Reallöhne die eigentlichen Beweggründe für die Mechanisierung, ob- 
wohl sie diese Tendenz sehr wohl beschleunigen können. 

Zunehmende Mechanisierung bewirkt — so Marx — eine steigende technische 
Zusammensetzung des Kapitals. Immer größere Mengen von Produktionsmitteln und 
'Rohstoffen werden von einer gegebenen Anzahl von Arbeitern in Bewegung gesetzt. 
Nach Marx schließt dies wiederum ein, daß der gesamte Arbeitswert des Endpro- 
dukts(C + L) immer mehr durch die verbrauchten Produktionsmittel und immer we- 
niger durch lebendige Arbeit bestimmt wird. Mit anderen Worten reflektiert die stei- 
gende technische Zusammensetzung in Wertausdrücken ein steigendes Verhältnis 
von .„toter zu lebendiger Arbeit‘, von CzuL. 

Wie wir gesehen haben, ist die Profitrate en Aber M=L-V, da die Mehrar- 


beitszeit M gleich der Zeit ist, die die Arbeiter tatsächlich verausgaben (L) minus der 
Zeit, die für ihre Reproduktion notwendig ist (V). Selbst wenn die Arbeiter also 
„nur von Luft leben“ (V = 0), kann der maximale Wert von M nur gleich dem Neu- 


wert M ax “Lund die maximale Profitrate höchstens Mmax -.L sein. Daraus folgt, 
daß —ı die obere Grenze der Profitrate ist, während die untere natürlich Null ist. 
Wenn’nun eine steigende technische Zusammensetzung sich tatsächlich als ein zu- 
nehmendes Verhältnis — reflektiert — also ein abnehmendes Verhältnis. L. —, dann 


wird die tatsächliche Prbtitrate zunehmend zwischen einer fallenden oberen Grenze 
und einer festen unteren Grenze eingeklemmt, so daß sie sich in einer fallenden Ten- 
denz ausdrücken muß. Das ist die fallende Tendenz der Profitrate bei Marx (360. 
Die oben beschriebene fallende Tendenz ist unabhängig davon, auf welche 
Weise der Neuwert zwischen V und M aufteilt wird und daher unabhängig von der 


35 Eine hervorragende Analyse des modernen Arbeitsprozesses findet sich in Harry Braver- 
manns „Labor and Monopoly Capital“, Monthly Review Press, New York 1974 (Frank- 
furt a.M./New York 1977) 

36 (Die hier und im folgenden geführte Argumentation ist in der westdeutschen Diskussion 
ausführlich dargestellt bei H. Holländer (Das Gesetz des tendenziellen Falls der Profitra- 
te. Marxens Begründung und ihre Implikationen, in: Mehrwert Nr. 6, 1974) und bei G. 
Stamatis (Zum Beweis der Koexistenz des Marxschen Gesetzes vom tendenziellen Fall der 
Profitrate, in: Prokla Nr. 25, 1976) Dort finden sich auch weitere Literaturhinweise — 
ih/ws) 
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Exploitationsrate N. In der Tat, wenn der Reallohn der Arbeiter konstant bleibt, 


würde die aufgrund von Mechanisierung steigende Arbeitsproduktivität fortwährend 


o steigern; je größer die Arbeitsproduktivität, desto weniger Zeit benötigen die Ar- 


beiter, um eine gegebene Menge von Konsumgütern zu produzieren, so daß ein grö- 
ßerer Anteil eines gegebenen Arbeitstages zur Mehrarbeitszeit wird. Selbst wenn die 
Reallöhne wirklich ansteigen, wird — solange sie weniger schnell wachsen als die Pro- 
duktivität — die Exploitationsrate trotzdem immer noch steigen. So ist es durchaus 
möglich, gleichzeitig einen steigenden Reallohn und eine steigende Exploitationsra- 
te zu haben. Das ist sogar nach Marx der Normalfall, nämlich mit der Begründung, 
daß die Arbeiter niemals alle Produktivitätszuwächse der Mechanisierung erhalten 
könnten, ohne die Akkumulation zu stoppen und somit die goldene Gans zu schlach- 
ten (37). Für Marx bewegt sich daher der Kampf um die Reallöhne innerhalb bestimrn- 
ter objektiver Grenzen, jenen Grenzen, die durch die Kapitalakkumulation gesetzt 
sind. Diese Grenzen sind dem Kapitalismus selbst immanent und können nur durch 
seine Überwindung überschritten werden. 

Fast alle marxistischen Kommentatoren sehen es als Tatsache an, daß die Me- 
chanisierung eine überwältigende Realität kapitalistischer Produktionsweise ist. Eine 
wichtige Interpretationsrichtung jedoch ordnet die Mechanisierung nicht der kapita- 
listischen Kontrolle des Arbeitsprozesses zu, wie Marx es tut, sondern eher der Reak- 
tion des Kapitals auf den wachsenden Arbeiterwiderstand und/oder die (langfristig) 
steigenden Reallöhne. Typischerweise beginnen sie mit der Postulierung eines Anstei- 
gens der Reallöhne unter den gegebenen Produktionsbedingungen, was zu einem Fall 
der Profitrate führt, der wiederum die Kapitalisten veranlaßt, mehr Arbeiter durch 
Maschinen zu ersetzen. Aus dieser Sicht sind natürlich die Mechanisierung und der 
sie begleitende Anstieg der Arbeitsproduktivität die grundlegenden Mittel für die 
Steigerung der Profitabilität, während steigende Löhne dahin tendieren, sie zu ver- 
mindern. Abhängig davon, welcher Faktor vorherrscht, so sagen sie, kann sich die 
Profitrate in beide Richtungen bewegen (38). Beispielsweise vertreten Paul Sweezy 
und Maurice Dobb diesen Standpunkt (39). 

Diese Analyse ist richtig — bis zu einem bestimmten Punkt. Das Ansteigen der 
Reallöhne wird tatsächlich eine Mechanisierung veranlassen, die vielleicht die Wir- 
kung der höheren Löhne auf die Profitabilität ausgleichen kann, aber nicht muß. 
Aber bei Marx wird der Anstieg der Reallöhne selbst durch eine vorausgehende Ur- 
sache möglich gemacht, nämlich die Mechanisierung, die aus dem Konkurrenzkampf 
hervorgeht. Daher ist die Wirkung, die Sweezy und Dobb analysieren, nur sekundär. 


37 Auf eben diesen Standpunkt stellt sich Marx im Band I des „Kapital“, wenn er sagt, daß 
„die Erhöhung des Arbeitspreises (. ...) also eingebannt (bleibt) in Grenzen, die die Grund- 
lagen des kapitalistischen Systems nicht nur unangetastet lassen, sondern auch seine Re- 
produktion auf wachsender Stufenleiter sichern,“ (Marx, Kapital I, MEW 23, S. 649) 

38 Für eine detailliertere Diskussion dieser Position sowie einiger mathematischer Metho- 
den (zu den sog. „Wahl-der-Technik“-Theremen), die unterstützend gebraucht werden, 
siehe: „Political Economy and Capitalism: Notes on Dobb’s Theory of Crisis“, von diesem 
Autor; erscheint demnächst in Cambirdge Journal of Economics. 

39 Sweezy (1942), S. 88; Dobb (1937), S. 108 - 114 
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Sie überlagert den primären Effekt (und wird tatsächlich durch ihn erst möglich). 
Geht man davon aus, daß sie die primäre Wirkung ignorieren, überrascht es nicht, 
daß sie für den Fall der Profitrate keinen eigentlichen Grund sehen Können. 

Ein anderer wichtiger Einwand gegen das Gesetz ist der, daß die Mechanisie- 
rung (welche Ursache sie auch immer haben mag) nicht notwendigerweise eine fal- 
lende Tendenz der Profitrate einschließt. Gehen wir einmal aus von einer bestimmten 
Anzahl von Arbeitern, womit L gegeben ist. Mechanisierung bedeutet, daß die Men- 
ge der Produktionsmittel, die von diesen Arbeitern angewandt wird, ansteigt. Aber 
das wird auch von einem Anstieg der Arbeitsproduktivität begleitet und damit von 
einem Fallen des Werts der Waren, da jetzt weniger Zeit für die Produktion einer ge- 
gebenen Menge von Waren aufgewandt wird. Daher wird der Arbeitswert der Produk- 
tionsmittel (C) nicht so schnell steigen wie ihre Masse und kann sogar fallen. Marx 


argumentiert, daß C trotz allem steigt, womit © steigt und die Profitrate fallen muß. 


Aber, so sagen die Kritiker, angenommen der Arbeitswert der Produktionsmittel 
fällt genauso schnell oder sogar noch schneller, als seine Masse steigt? Dann wird 
konstant bleiben oder sogar fallen, und es wird kein Druck auf die Profitrate ausge- 
übt. 

Es muß von vornherein gesagt werden, daß dieser Einwand richtig ist, da er 
auf eine Lücke innerhalb der Argumentation zur fallenden Profitrate hinweist. In der 
gegenwärtigen Literatur wird eine wichtige Hypothese dahingehend vertreten, daß 
ein steigendes Verhältnis von Maschinen zu Arbeitern auch ein steigendes Verhält- 
nis von „toter‘ zu lebendiger Arbeit (d.h. von C zu L) einschließt. Aber die Versu- 
che, den exakten Zusammenhang zwischen diesen beiden Größen zu bestimmen (wie 
der von Yaffe) (40), waren nicht befriedigend, so daß die Möglichkeit der Gegenhy- 
pothese, wie sie von den Kritikern hervorgebracht wird, offen bleibt. Diese Streitfra- 
ge wird immer noch sehr heftig diskutiert und wird in dem Artikel, auf den in der 
letzten Fußnote Bezug genommen wird, von mir ausführlicher behandelt. 

Ein weiterer zur Zeit sehr populärer Einwand beschäftigt sich mit der Annah- 
me, daß die Kapialisten niemals eine Produktionstechnik wählen würden, die ihre 
Profitrate drückt. Eine fallende Profitrate sei von daher ausgeschlossen. Dieses Ar- 
gument wird oft mathematisch zu beweisen versucht, wie im sogenannten „Okishio- 
Theorem“ (41). Seiner grundsätzlichen Annahme unterliegt ein weit verbreiteter 
analytischer Rahmen, der von linken Keynesianern wie Joan Robinson bis zu Marxi- 
sten wie Bob Rowthorne vertreten wird. In Begriffen dieser Diskussion liegt der ent- 
scheidende Irrtum in der Annahme, daß technischer Fortschritt nur eine Frage einer 
kapitalistischen „Wahl“ und nicht eine Notwendigkeit ist. Marx hat schon vor langer 
Zeit festgestellt, daß im Kapitalismus eine aus der Konkurrenz hervorgehende Not- 
wendigkeit die Kapitalisten zwingt, die Technik mit den niedrigeren Durchschnitts- 
kosten zu wählen, auch wenn das eine niedrigere Profitrate einschließt. Wer immer 
diesen ersten Schritt tut, wird die anderen unterbieten. Den übrigen Kapitalisten 
bleibt dann nur die „Wahl“, entweder Profite zu einer niedrigeren Rate als vorher zu 


40 Yaffe (1976),S.18-19 . = 
41 Okishio (1961) 
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realisieren oder überhaupt keine Profite zu machen, weil ihr Produkt zuviel Kostet. 
Eine letzte Gruppe von Marxisten weist die Annahme eines steigenden © zus 


empirischen Gründen zurück. Da C der Arbeitswert der Produktionsmittel ist und L 
der durch lebendige Arbeit hinzugeführte Wert, sind ihre Geldausdrücke K, der Geld- 
wert der Produktionsmittel, und Y, der Geldausdruck des Neuwerts oder das ‚„‚Netto- 


sozialprodukt‘“. Auf dieser Grundlage wird der „Kapitalkoeffizient“ K untersucht, 


und da offizielle Statistiken anzeigen, daß er über lange Zeit hinweg konstant ist, 
wird dies dazu benutzt, die Annahme eines steigenden Szu bestreiten (42). 


Es ist interessant, daß genau dieselben Marxisten sich strikt weigern, den Aus- 
sagewert der offiziellen Statistiken über Arbeitslosigkeit, das Ausmaß an Armut, die 
Häufigkeit von Unterernährung usw. anzuerkennen — mit der Begründung, daß die 
bürgerlichen Inhalte der Kategorien diese Statistik faktisch unbrauchbar machen. 
Z.B. zögen die Arbeitslosenstatistiken nicht diejenigen in Betracht, die es aufgegeben 
haben, nach Arbeit zu suchen, diejenigen, denen es von vornherein nicht gelingen 
wird, Jobs zu finden (wie farbige Jugendliche) und diejenigen, die wegen der Aus- 
sichtslosigkeit auf dem Arbeitsmarkt erst gar nicht erscheinen (wie Hausfrauen). Da- 
her ist es für kritische Ökonomen und Marxisten nicht ungewöhnlich, die offiziellen 
Zahlen der „wahren Arbeitslosigkeit“ zwei- bis dreimal so hoch einzuschätzen. Wenn 
es jedoch um absolut grundlegende Kategorien wie „Kapital“ und ‚‚Neuwert“ geht, 
werden die offiziellen Statistiken plötzlich unbefragt akzeptiert. Wir werden inner- 
halb der Diskussion über die „‚profit squeeze“-Krisentheorien noch auf diesen wichti- 
gen Punkt zurückkommen. Im Augenblick genügt es, zu bemerken, daß der einzige 
marxistische Statistiker, der sich die Mühe gemacht hat, zu untersuchen wie diese 
Statistiken aufgestellt werden, und die Unterschiede zwischen marxistischen und 
bürgerlichen Kategorien dabei berücksichtigt hat, zu eben dem Ergebnis gekommen 
ist, daß der „Kapitalkoeffizient“ stetig zu steigen scheint (43). 


B. Zur Theoriegeschichte der fallenden Profitrate 


Die Tendenz der fallenden Profitrate im Kapitalismus wurde von den klassischen Öko- 
nomen weitgehend als unumstößliche Tatsache akzeptiert. Das Problem lag für sie 
nur in der Erklärung des Phänomens. 

Adam Smith (1770) stellte z. B. fest, daß, wenn sich mehr Kapitale in einer 
bestimmten Industrie zusammendrängen, sie das Angebot vergrößeren, die Preise 
heruntertreiben und so die Profite drücken. Genauso argumentiert er bezüglich des 
Akkumulationsprozesses: wird das Kapital als ganzes ‚‚reichlicher“, wird die Profit- 
rate heruntergedrückt. Kritiker haben bald herausgestellt, daß sich Kapitale nur 
dann in einem bestimmten Industriezweig zusammendrängen, wenn dieser eine über- 
durchschnittliche Profitrate aufweist. Ferner drücken sie dadurch nur dessen Profit- _ 


42 Hodgson (1974), S. 75 
43 Vgl. Perlo (1966) 
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rate wieder auf den Durchschnitt herab. Die durchschnittliche Profitrate bleibt da- 
gegen unerklärt, und Smith gibt keinen Grund dafür an, warum die Akkumulation 
sie überhaupt verändern sollte. j 

40 Jahre später bot David Ricardo (1810) eine alternative Erklärung an. Mit 
der gesellschaftlichen Entwicklung, so sagt er, muß mehr Land kultiviert werden zur 
Ernährung der wachsenden Bevölkerung. Das bedeutet, daß immer weniger fruchtba- 
res Land kultiviert werden muß, so daß die Produktion von Lebensmitteln zuneh- 
mend teurer wird. Marxistisch ausgedrückt steigt der Arbeitswert der Nahrung an. 
Daher steigt bei einem gegebenen Arbeitstag die notwendige Arbeitszeit und dement- 
sprechend sinkt die Mehrarbeitszeit. So fällt der Mehrwert mit der Entwicklung der 
Gesellschaft, und damit fällt auch die Profitrate — nicht, weil die Reallöhne der Ar- 

_ beiter steigen, sondern weil die Produktivität landwirtschaftlicher Arbeit sinkt. 

Die entscheidende Schlußfolgerung bei Ricardo ist, daß die Produktivität der 
Landwirtschaft tendenziell absinkt. In seiner Kritik an der Ricardoschen Rententheo- 
rie zeigt Marx auf, daß die Schlußfolgerung weder logisch noch empirisch richtig ist. 
Die Kapitalistische Geschichte zeichnet sich tatsächlich durchgängig durch eine stei- 
gende Arbeitsproduktivität aus, in der Industrie wie auch in der Landwirtschaft. Wie 
wir im vorhergehenden Abschnitt gesehen haben, stützt sich Marx’ eigene Erklärung 
der fallenden Profitrate auf eine steigende. Produktivität gesellschaftlicher Arbeit und 
eine steigende Mehrwertrate. 

„Die Profitrate fällt (... .), nicht weil die Arbeit unproduktiver, sondern weil sie produktiver 


wird. Nicht weil der Arbeiter weniger, sondern mehr exploitiert wird...“ (Marx, Theorien über 
den Mehrwert, MEW 26,3, S. 442) 


Marx sah seine eigene Erklärung der „Tendenz der fallenden Profitrate mit dem Fort- 
schreiten der kapitalistischen Gesellschaft“ als einen großen Triumph seiner Theorie 
an. Sie ist der Springpunkt seiner Analyse der Bewegungsgesetze des kapitalistischen 
Systems. Und doch ist es erstaunlich, daß dieses Gesetz eine relativ untergeordnete 
Rolle in der Geschichte marxistischen Denkens spielt. Z. B. fehlt es bei den Unter- 
konsumtionstheorien vollständig, und wie wir im nächsten Abschnitt sehen werden, 
fehlt es ähnlich auch bei den „profit-squeeze“-Theorien. 

Eine der Ursachen für diese Vernachlässigung liegt in den bereits untersuchten 
Einwänden gegen die Logik der Marxschen Ableitung der fallenden Tendenz der Pro- 
fitrate. Aber ein weiterer, vielleicht noch wichtigerer Grund für die Ablehnung des 
Gesetzes ist ein politischer (44). Die Vorstellung, der Kapitalismus sei „‚Bewegungs- 
gesetzen“ unterworfen, heißt — so wird gesagt — eine Gesellschaft zu behandeln wie 
eine Maschine oder irgendeinen physikalischen Prozeß. Die Rolle des Subjekts, des 
Menschen in der Geschichte wird verkannt. Menschen und nicht Bewegungsgesetze 
machen Geschichte. Es wird daher weiterhin argumentiert, daß der Glaube an den 
Lehrsatz der fallenden Tendenz der Profitrate zu einer fatalistischen und passiven 
Haltung gegenüber der Aufgabe führen wird, den Kapitalismus zu stürzen. Schließlich 
wird noch hinzugefügt, daß die Analyse der Krisenursachen eine zu abstrakte Streit- 
frage ist, als daß sie für die praktische Politik des Klassenkampfs nützlich sein kann. 


44 Die folgenden Ausführungen basieren größtenteils auf Jacoby (1975), Abschnitt V, 
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Es steht außer Frage, daß Marx die kapitalistische Geschichte in Begriffen von 
Bewegungsgesetzen und die Menschheitsgeschichte im allgemeinen in Begriffen von 
Kräften gefaßt hat, welche auf die menschliche Aktion einwirken und sie begrenzen. 
Und doch ist es derselbe Marx, der den Klassenkampf selber an die erste Stelle setzte, 
der zu seiner Zeit ein aktiver Vorkämpfer für den sofortigen Sturz des Kapitalismus 
(und nicht in irgendeiner fatalistischen Zukunft) war und sich aufgrund seiner theo- 
retischen Analyse voll in der alltäglichen politischen Praxis engagierte. Gibt es zwi- 
schen diesen beiden Aspekten von Marx einen Widerspruch? 

Durchaus nicht. Im Gegenteil; wie Henryk Grossmann (Deutschland), Paul 
Mattick (USA) und David Yaffe (England) argumentieren, entspringt revolutionäre 
Politik genau diesem Marxschen theoretischen Rahmen. 

Grossmann war der erste bekannte Marxist, der die Krisendiskussion von Unter- 
konsumtions- und Disproportionalitätstheorien wegführte. Indem er diesen Theorien 
sowohl aus logischen als auch aus politischen Gründen äußerst kritisch gegenüber- 
stand, unterstrich Grossmann die zentrale Bedeutung des Gesetzes der fallenden Pro- 
fitrate für eine Krisentheorie. Er stellte heraus, daß bei Marx die Tatsache von beson- 
derer Wichtigkeit sei, daß beim Fall der Profitrate das Anwachsen der gesamten Pro- 
fitmasse langsamer werden und schließlich aufhören muß. An dem Punkt, wo eine 
neue Investition keine zusätzlichen Profite erbringt, werden die Investitionen gekürzt 
und dies wird eine Krise einleiten (45). Während sich die Krise ausbreitet, werden 
schwächere und weniger effiziente Kapitale vernichtet, und stärkere werden deren 
Vermögen zu ungewöhnlich niedrigen Preisen aufkaufen können. Mit der steigenden 
Arbeitslosigkeit wird die Position der Arbeiter geschwächt. In der Regel fallen die 
Reallöhne, während der Arbeitsprozeß intensiviert wird, wodurch die Exploitations- 
rate steigt. Alle diese Faktoren heben die Profitrate. So stellt jede Krise selbst die 
Weichen für die wirtschaftliche Gesundung und den nächsten Zyklus von Aufschwug 
und Abschwung. 

Damit ist nicht gesagt, wann eine bestimmte Krise ausbrechen wird, da viele 
Faktoren die Auswirkungen der fallenden Profitrate verlangsamen oder beschleuni- 
gen können — allerdings in gewissen Grenzen. In dieser Hinsicht ist der Klassenkampf 
nicht nur für den Zeitpunkt des Krisenausbruchs entscheidend, sondern auch für 
den Kampf gegen ihre Auswirkungen. Für Grossmann ist es jedoch noch wichtiger, 
daß die Krisen „‚objektiv revolutionäre Situationen“ sind. Zeigt man die Notwendig- 
keit von Krisen im Kapitalismus auf, dann zeigt man damit auch die Notwendigkeit, 
sich auf diese objektiv revolutionären Situationen vorzubereiten und sie auszunut- 
zen. Schließlich stellt er aufgrund seiner Studien über Marx eine wichtige Verbindung 
zwischen Theorie und Praxis her: 

„Kein ökonomisches System, wie schwach es auch immer sei, bricht von selbst „automatisch“ 
zusammen. Es muß „umgewälzt‘‘ werden. Die theoretische Analyse jener objektiven Tendenzen, 


die zur Paralyse des Systems drängen, dient dazu, die Schwachstellen zu erkennen. Eine Verän- 
derung wird aber nur durch das aktive Handeln des subjektiven Faktors kommen ,. .““ (46) 


45 Jacoby (1975), S. 35 

46 (Da der Autor Grossmann bei Jacoby zitiert, war es uns nicht möglich, das Originalzitat 
bei Grossmann aufzufinden. Das Zitat ist daher eine Rückübersetzung aus dem Englischen. 
— jh/ws) 
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Paul Mattick hat Grossmanns Werk in mehrfacher Hinsicht weiterentwickelt. Von 
besonderer Wichtigkeit ist Matticks Standpunkt, daß Marx deshalb von der kapitali- 
stischen Gesellschaft in Begriffen der Bewegungsgesetze spricht, weil der Kapitalis- 
mus nicht durch bewußte menschliche Entscheidungsgewalt reguliert wird, sondern 
eher durch „dingliche Beziehungen“ — die Beziehungen des Marktes, der Preise und 
Profite. Wie schon Grossmann betont auch Mattick, daß Krisen revolutionäre und 
reaktionäre Möglichkeiten bieten, aber nur der Klassenkampf bestimmen Kann, wel- 
cher Weg eingeschlagen wird. Ob der Kapitalismus in Faschismus umschlägt oder in 
einen Sozialismus transformiert wird, ist nicht im Voraus festgelegt (47). 

In den letzten Jahren hat David Yaffe damit begonnen, Marx’ ökonomische 
Analyse zu erläutern und auf die gegenwärtigen Krisen anzuwenden. Das volle Spek- 
trum seiner Analyse liegt aber außerhalb dieser Diskussion. Was die Krisentheorie be- 
trifft, so ergänzt Yaffe — neben ähnlichen Punkten wie bei Grossmann und Mattick — 
folgendes: Zunächst einmal muß sich eine Krise auf der Ebene von Preisen und Pro- 
fiten darstellen und es gibt daher eine Tendenz, Preise und Profite für die Ursache 
der Krise zu halten. Da z. B. der Profit per definitionem die Spanne zwischen Erlös 
und Kosten ist, wird alles, was einen Fall der Profitabilität verursacht notwendiger- 
weise steigende Kosten im Verhältnis zum Erlös einschließen. Dies ist nur eine wei- 
tere Möglichkeit, ein Absinken der Profite zu erklären. Aber ein Teil der Kosten sind 
lediglich Kosten für andere Produkte, wie Rohstoffe etc. (und daher der Erlös für an- 
dere Industrien). Deshalb wird oft jedes Absinken der Profitabilität zu den verblei- 
benden Kostenanteilen, den Löhnen, in Beziehung gesetzt, und von da ist es nur ein 
kleiner Schritt zu dem Argumente, daß „zu hohe“ Löhne die Ursache des Absinkens 
sind. Auf diese Weise macht man eine Wirkung zur Ursache. 

Ähnliches gilt für die Analyse von Stagnation, steigender Arbeitslosigkeit, In- 
flation, steigenden Staatsausgaben und Verschärfung der Klassenkämpfe auf der gan- 
zen Welt. All dies sind aber, so Yaffe, nur Erscheinungen der Krisenentwicklung, 
nicht deren Ursache. Mit fallender Profitrate wird sich die Akkumulation verlangsa- 
men und die Arbeitslosigkeit ansteigen. Die Kapitalisten werden durch Erhöhung 
der Preise versuchen, die Profitabilität aufrechtzuerhalten, wodurch sie eine Infla- 
tionsspirale in Gang setzen. Gleichzeitig wird der Staat zum Einschreiten gezwungen, 
um einerseits ein politisch akzeptables Beschäftigungsniveau aufrechtzuerhalten und 
andererseits die kränkelnden Industriezweige zu subventionieren oder gar zu über- 
nehmen. Daher steigen die Staatsausgaben rasch an. Aber das deficit spending des 
Staates beschleunigt nur die Inflation, während seine Stützung des Beschäftigungsni- 
veaus die Löhne daran hindert, in einem so großen Maße zu fallen, das die Profitabi- 
lität wiederherstellen würde. Auf diese Weise wird der Widerspruch vertieft, es wird 
immer schwerer, politische Strategien zu finden, die „funktionieren“. In dieser Pha- 
se befinden wir uns (nach Yaffe) jetzt überall in der kapitalistischen Welt (48). 


47 Jacoby (1975), S. 43 

48 Yaffe (1976), S. 5- 32. Natürlich weist Marx diese Erklärung zurück mit der Begründung, 
daß die Kapitalakkumulation selbst objektive Grenzen für die Lohnkämpfe setzt, so daß 
die Exploitationsrate allgemein ansteigt. Er argumentiert tatsächlich so, daß die Profitrate 
gerade deshalb fällt, weil die mehr nicht weniger ausgebeutet werden. 


34 


(& Klassenkampf und „profit squeeze‘ 


Jede Krise unterstreicht die Bedeutung der Profite für die kapitalistische Produktion 
und wirft erneut die Frage danach auf, was die Profitabilität reguliert. Jeder Rück- 
gang der Profitabilität wiederum wird früher oder später auf zu hohe Löhne zurück- 
geführt. Nun ist es sicherlich richtig, daß eine Herabsetzung der Löhne — ceteris pa- 
ribus — die Profite anheben wird. Aber daraus ergibt sich nicht, daß ein gegebenes 
Absinken der Profite notwendigerweise übermäßigen Löhnen zuzuschreiben ist. Die 
Frage ist doch, woher wissen wir, was Ursache und was Wirkung ist? 

Bei Marx’ Analyse wird von einem steigenden Reallohn erwartet, daß er mit 
einer steigenden Exploitationsrate einhergeht, so daß die Lohnanhebung allein nicht 
zum Fallen der Profitabilität beitragen wird. In marxistischen Begriffen kann man 
daher nur dann, wenn der Anstieg der Reallöhne groß genug ist, um die Exploitations- 
rate tatsächlich zu senken, davon sprechen, daß der Abfall der Profitabilität den 
„hohen Löhnen“ geschuldet ist (wenigstens zum Teil) (49). M 

In der letzten Abstraktion ist das Geldäquivalent der Mehrwertrate das Ver- 


hältnis von „Profiten“ zu „Löhnen“;E-würde M seflektieren, so daß es den Anschein 


haben könnte, daß ein Absinken des Profit/Lohn-Verhältnisses der Beweis für ein 
übermäßiges Ansteigen der Reallöhne sei. Aber diese Beweisführung ist falsch. Erstens 
ist es durchaus möglich, die Arbeiter mehr auszubeuten und sie so ein größeres Mehr- 
produkt produzieren zu lassen, während gleichzeitig die Kapitalisten nicht in der 
Lage sind, dieses größere Mehrprodukt zu verkaufen und in Geldprofite zu verwan- 
deln. Z.B. werden in einer Krise, die durch eine fallende Profitrate herbeigeführt wur- 
de (,ä la Marx‘), mit der Vernichtung einiger Kapitale die übrigen der Käufer für ei- 
nen Teil ihrer Produkte beraubt. Die Preise werden fallen, und mit ihnen fallen die 
Profite und des Verhältnis von Profiten zu Löhnen. Um das zu kompensieren, wer- 
den die überlebenden Kapitalisten ihre Arbeiter noch stärker antreiben, noch mehr 
ausbeuten, um die Kosten zu senken und im Geschäft zu bleiben. In einer Krise geht 
also mit einem fallenden Verhältnis von Profiten zu Löhnen auch eine ansteigende 
Exploitationsrate einher. Und weiterhin sind unter diesen Bedingungen beides Symp- 
tome, nicht Ursachen der Krise. 

Aber das oben genannte Modell ist nicht vor dem Ausbruch der Krise anwend- 
bar. Wäre es dann nicht legitim, das „‚Profit/Lohn“-Verhältnis als einen Indikator für 
die Exploitationsrate anzusehen — während der Nicht-Krisen-Perioden? Wenn ja, 
wäre ein fallendes Profit/Lohn-Verhältnis vor einer Krise ein durchschlagender Be- 
weis dafür, daß die Arbeiter tatsächlich ihre Reallöhne so schnell haben steigern kön- 
nen, daß die Exploitationsrate fällt und eine Krise ausgelöst wird. Es ist genau diese 
theoretische Feststellung vonTzals Indikator für 4 welche die marxistische „profit- 
squeeze“-Krisentheorie charakterisiert, wie sie von Glyn/Sutcliffe und Rowthorne 
in England und von Body und Crotty in den USA dargelegt wurde (49), 

Offensichtlich basiert ihre Argumentation auf der empirischen Beobachtung, 


49 Glyn und Sutcliffe (1972), Rowthorne (1976), Body und Crotty (1975) 
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daß den Krisen ein Absinken des Profit/Lohn-Verliältnisses vorangeht. Aber diesel- 
be Beobachtung wird auch oft von bürgerlichen Ökonomen gemacht, wie erst kürz- 
lich im Falle von William Nordhaus vom Brookings Institute (50). Anders als Nord- 
haus gehen die Marxisten jedoch noch einen Schritt weiter, indem sie das beobach- 
tete Profit/Lohn-Verhältnis mit der Exploitationsrate gleichsetzen. Daraus folgt, 
daß das Absinken der Profitabilität eigentlich Ausdruck einer fallenden Mehrwerts- 
rate ist, welche ihrerseits nur einem genügend großen Ansteigen. der Reallöhne ge- 
schuldet sein kann. Während der bürgerliche Ökonom Nordhaus den „Kapitalkosten“ 
die Schuld an dem Absinken gibt, führen die Marxisten es ironischerweise auf „‚Ar- 
beits-Probleme“ zurück. In gewissem Sinne sind die „profit-squeeze‘-Argumente 
ebenso alt wie der Kapitalismus selbst. Niemand weiß besser als die Kapitalisten, wie 
wichtig Profite für das System sind, und es ist offensichtlich, daß niemand ein grö- 
Beres Interesse daran haben konnte, den hohen Löhnen die Schuld an den Krisen zu- 
zuschieben. In diesem Sinne taucht in jeder Krise eine kapitalistische Version der 
„profit-squeeze“-Argumentation auf. 

Auf einer etwas abstrakteren Ebene haben bürgerliche Ökonomen seit langem 
behauptet, sinkende Profitabilität sei auf die Tatsache zurückzuführen, daß die Ar- 
beiter ihren „Anteil“ am Nettosozialprodukt haben vergrößern können (auf Kosten 
des Anteils der Kapitalisten selbstverständlich). In einem Kommentar über zwei sei- 
ner Zeitgenossen, den Franzosen Frederic Bastiat (1840) und den Amerikaner Henry 
Carey (1860) stellt Marx fest, sie „nehmen das fact an, die Tendenz der Profitrate 
zu fallen im Maße wie das produktive Kapital wächst. Aber sie erklären es simple- 
ment und bonnement daraus, daß der Wert der Arbeitsrate wächst; der Proportion, 
die der Arbeiter vom Gesamtprodukt erhält... .“ (Marx, Grundrisse (1953), S. 640). 

Die gegenwärtige marxistische „profit-squeeze“-Theorie ist in vielerlei Hinsicht 
der von Bastiat und Carey verwandt. In seinem Überblick über marxistische Krisen- 
theorien faßt Erik Olin Wright die moderne Variante wie folgt zusammen: 

„Die Grundargumentation ist sehr eintach: der jeweilige Anteil des Volkseinkommens, der an 
die Arbeiter und die Kapitalisten geht, resultiert fast ausschließlich aus ihrer jeweiligen Macht im 
Klassenkampf. In dem Maße, wie die Arbeiterklasse eine ausreichend starke Arbeiterbewegung 
aufbaut, um Lohnsteigerungen über das Niveau der Produktivitätssteigerungen hinaus zu erkämp- 
fen, wird die Exploitationsrate absinken und damit die Profitrate fallen (sie wird durch steigen- 
de Lohnkonsten unter Druck gesetzt). Dieses Absinken der Profite bewirkt eine entsprechende 


Einschränkung der Investitionen und damit eine noch langsamere Produktivitätssteigerunge, Er- 
gebnis: eine Wirtschaftskrise.‘ (Erik Olin Wright (1977), S. 216) 


Die moderne marxistische Version folgt also der Argumentation von Bastiat und 
Carey, wenn sie die Tendenz der fallenden Profitrate als Folgeerscheinung der fallen- 
den Exploitationsrate ansieht. Aber es gibt zwischen den beiden Varianten den ent- 
scheidenden politischen Unterschied dahingehend, daß die bürgerlichen Ökonomen 
diese Situation beklagen, während die Marxisten sie feiern. Die marxistische „profit- 
squeeze“-Theorie macht den Klassenkampf um die Arbeitsbedingungen zum ent- 
scheidenden Faktor, der (in letzter Instanz) den Verlauf der kapitalistischen Repro- 
duktion bestimmt. Für diese Marxisten ist die Tatsache, daß die Entwicklung des Sy- 


50 Nordhaus (9174) 
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stems ein Stadium erreicht hat, in dem die Arbeiter stark genug sind um Krisen aus- 
zulösen, ein hoffnungsvolles Zeichen. Wenn die Arbeiterklasse das System durch ih- 
re Lohnforderungen in die Knie zwingen kann, dann könnte sie auch schon so stark 
sein, den Anschlägen auf diese Reallöhne Widerstand zu leisten, welche den eigent- 
lichen „Erholungsproezß“ ausmachen. Sie könnte sogar stark genug sein, die Krise 
zu „lösen“, indem sie die Staatsgewalt übernimmt. 

Der große Vorteil dieser Theorie liegt in ihrer Einfachheit. Auch im Kapitalis- 
mus „regiert die Politik“. Wir müssen die praktische Politik des Klassenkampfes ana- 
lysieren und nicht irgendwelche abstrakten Bewegungsgesetze, wenn wir die kapita- 
listische Geschichte verstehen wollen. Die kapitalistische Akkumulation ist tatsäch- 
lich aus sich heraus begrenzt, aber es ist die Arbeit und nicht das „Kapital selbst‘ 
(wie Marx behauptet), die die letztendliche Schranke der Akkumulation darstellt. 

Einfachheit ist aber nur dann wirklich ein Vorteil, wenn die einfache Defini-. 
tion auch richtig ist. Die Strafe für einen Irrtum ist schließlich das Scheitern. Gehen 
wir deshalb zum zentralen Punkt der Theorie zurück und fragen wir: Kann man von 
einem beobachteten Fallen des Profit/Lohn-Verhältnisses wirklich auf eine fallende 


Exploitationsrate schließen? Mit anderen Worten: Ist H wirklich ein Index fürl). 


Zur Beantwortung dieser Fragen müssen wir den Geldformen von M und V nachge- 
hen. 
Betrachten wir das Ende eines Reproduktionszyklus des Gesamtkapitals. Aus- 


gehend von den Verkaufserlösen können wir dann die Verauslagung dieser Geldsum- 
me verfolgen. Angenommen der Gesamterlös (aus den Verkäufen) (G’) beträgt 
100 000 Dollar. Davon legen die Kapitalisten 40 000 Dollar beiseite als Ersatz für 
die in der Produktion verkauften Waren, verbrauchten Rohstoffe und Maschinen 
(C5) und weitere 20 000 Dollar als Ersatz für die Löhne (v5) der im Produktions- 
prozeß beschäftigten Produktionsarbeiter (51). Der verbleibende Betrag von 40 000 
Dollar ist das, was die Kapitalisten realisierte Bruttoprofite (M*) nennen, also die 
Erlöse aus dem Verkauf der Waren minus der Material- und Arbeitskosten für die 
Produktion dieser Waren. Aus der Sicht des Systems als ganzem bilden diese Brutto- 
profite das Geldäquivalent der Mehrarbeitszeit der Produktionsarbeiter, während 
die Löhne (V*) dieser Arbeiter das Geldäquivalent ihrer notwendigen Arbeitszeit bil- 
den. Der gerfaue Index der Ausbeutung von Produktionsarbeitern, d. h. der Merh- 
; M*_ 40 000 

wertrate, ist Öahenze Sr 200 %. 

Aber für die Kapitalisten sieht die Sache ganz anders aus. Sie müssen vom 
Bruttoprodukt noch das Geld abziehen, das sie beim Verkauf der Waren aufgewandt 
haben. Diese Verkaufskosten, wie die Kapitalisten sie nennen, bestehen aus Material- 
(CH) und Arbeitskosten (vn) bei der Umwandlung der produzierten Waren in Geld- 
erlös. Hinzu kommt, daß sie auch die indirekten Steuern (T) abziehen müssen, weil 
diese von ihrem Standpunkt aus auch Geschäfts-, „Unkosten“ sind. Was nach all die- 


5i Ich verwende den Ausdruck Produktionsarbeiter, weil es unmöglich ist, im Rahmen dieses 
Aufsatzes das Konzept von produktiver Arbeit adäquat zu entwickeln. Ähnlich verwende 
ich den Ausdruck Ware sowohl für Güter als auch für Dienstleistungen, die gegen Geld ge- 
leistet werden. Die Unterscheidung von produktiver und unproduktiver Arbeit läßt sich 
nicht reduzieren auf die simplifizierende Unterscheidung von Gütern und Dienstleistungen 


37 


sen Abzügen übrig bleibt, wird das industrielle Nettoeinkommen (52) (P) genannt. 
Wenn die Verkaufskosten + % = 15 000 $ + 10 000 $ sind und die indirekten 


Steuern T = 5 000 $, dann ist das industrielle Nettoeinkommen P = 10 000 $. 

Aus der Sicht der Kapitalistenklasse sind sowohl die Verkaufskosten als auch 
die indirekten Steuern echte Geschäftsunkosten. Sogar vom Gesamtsystem her ge- 
sehen können sie tatsächlich als strikt notwendige Aufwendungen betrachtet werden, 
da sowohl die Handelskapitale (Groß- und Einzelhandel) wie auch der Staat unerläß- 
liche Funktionen ausüben. Aber die Tatsache, daß es unerläßliche Aufwendungen 
sind, ändert überhaupt nichts daran, daß es sich auch um abgeleitete Formen des 
Mehrwerts handelt. Man muß das Mehrprodukt erst produzieren, bevor es verkauft 
werden kann; der Verkauf ändert nur die Besitzverhältnisse am Produkt, nicht seine 
Größe, Das Ausmaß, in dem ein Teil des Mehrprodukts durch die Aktivitäten des 
Besitzerwechsels (Kauf und Verkauf) und durch staatliche Aktivitäten (53) absor- 
biert wird, ist nur ein Index für die Verteilungs- und Legitimationskosten des Sy- 
stems. 

Unglücklicherweise erkennen die „profit-squeeze“-Theoretiker diesen zentra- 
len Zusammenhang nicht (54). Ohne Ausnahme setzen sie die Mehrwertrate gleich 


mit, dem Verhältnis von industriellem Nettoeinkommen zu den Gesamtlöhnen. In 


Ausdrücken der obigen Darstellung ist P= 20 000 $ und W = Löhne der Produktions- 
arbeiter + Löhne und Gehälter der Verkäufer = 20 000 $ + 10. 000 $= 30 000 $, so 


daß also 0=10 Ei 33 1/3 %. Das ist natürlich weit entfernt von der wahren Mehr- 


M* 
wertrate, cz) = 200 %. 
p 


A 
Durch die Verwechslung vong- und resultiert eine sehr große Unterschät- 


zung der wahren Profitrate einer gegebenen Zeitspanne, wie das obige Beispiel zeigt 
(die dargestellte Größenordnung entspricht ziemlich genau der tatsächlichen gegen- 
wärtigen Größenordnung, die ich auf der Basis einer sehr viel komplexeren und de- 
taillierteren Analyse der amerikanischen Wirtschaft gewonnen habe) (55). Was noch 


52 Das industrielle Nettoeinkommen wird wiederum in industrielle Einkommensteuer, Ren- 
te (im Gegensatz zur Abschreibung und Instandhaltung von Gebäuden und Ausrüstung, 
was genaugenommen ein Teil der Produktionskosten oder Verkaufskosten ist), Zins, Divi- 
dende und zurückbehaltene Einkommen aufgeteilt. 

53 Außer der tatsächlichen staatlichen Produktion. 

54 Diese wichtige Kritik an der Logik des „profit squeeze‘“ findet sich auch bei M.F.Z. (1977) 
in einer Kritik an Body/Crotty (op. cit.), in „The Communist“, Vol. 1, Nr. 2. 

55 In der tatsächlichen Praxis ist die Rekonstruktion der Geldäquivalente von M*, V* und 
W sehr viel komplizierter als angegeben. Im wesentlichen beinhaltet sie die Umformung 
von Volkseinkommensberechnungen auf Keynesianischen Kategorien in Marxsche Berech- 
nungen aufgrund von Marx’ Wertkategorien. Das ist eine theoretisch schwierige Aufgabe 
und gleichermaßen empirisch schwierig. Trotzdem ist sie durchaus durchführbar und in 
der Tat absolut notwendig. Auf der Grundlage ziemlich detaillierter Berechnungen (die 
ich hier nicht wiedergeben kann) komme ich zu dem Ergebnis, daß die wahre Mehrwert- 
rate MEIN, von 1900bis 1922 steigt, während. P/W im selben Zeitraum abnimmt. Anstei- 


gende „Unkosten“ und steigende Steuern sind die Ursachen für einen großen Teil dieser 
Differenz. 
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schlimmer ist, besitzt relativ zur wahren Ratenyauf die Dauer eine immanente 
Tendenz nach unten, da in allen kapitalistischen Win sehireeykenen sowohl die 
Verkaufskosten als auch die indirekten Steuern stark angestiegen sind. Dies gilt be- 
jsonders für die Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg. Deshalb ist es trügerisch, das be- 


obachtete Absinken des „Profit/ Lohn“- Verhältnisses mit einer zugeordneten stei- 


genden Exploitationsrate zu erklären. Im Gegenteil ist es sehr wohl möglich, daß ei- 
ne steigende Exploitationsrate im Zusammenwirken mit einer fallenden Profitrate 
(nach Marx) eine absinkende Akkumulationsrate und steigende Arbeitslosigkeit ver- 
ursacht hat. Aus dieser Sicht erscheinen die verschärfte Konkurrenz der Kapitalisten 
untereinander und umfangreichere staatliche Interventionen als Antworten auf eine 
sich verschärfende Krise, nicht als ihre Ursachen. Empirisch stellen sich diese Reak- 
tionen dar als erhöhte ee und erhöhte Steuern, die sich niederschlagen 


in einem absinkenden = trotz ansteigendem va Dies ist im wesentlichen Yaffes 
Erklärung der gegenwärtigen Weltkrise. 

Es muß wiederholt werden, daß ein beobachtbares Absinken im „Profit/Lohn“- 
Verhältnis uns von sich aus noch keine Erklärung liefert. Um über die bloße Beob- 
achtung hinauszukommen, brauchen wir eine Theorie der Determinanten von Profit 
für die Unterscheidung, welche Faktoren für den empirischen Trend verantwortlich 
sind. Aber wir müssen auch wissen, wie die empirischen Kategorien mit den theore- 
tischen Kategorien zusammenhängen, denn sonst würden wir am Ende die falsche 
Ursache verantwortlich machen. Genau das ist der Fehler der „profit-squeeze“-Theo- 
retiker: Sie beziehen sich auf die Mehrwerttheorie, aber sie berücksichtigen dabei 
nicht den Unterschied zwischen dieser komplexen und aussagekräftigen Marxschen 
Kategorie und der bürgerlichen Kategorie „Profit“ (industrielles Nettoeinkommen). 
Auf diese Weise schreiben sie irrtümlicherweise das andauernde Absinken der Profi- 
tabilität und damit die gegenwärtige Weltkrise selbst einem von den Löhnen ausge- 
henden „profit squeeze“ zu. 


Schlußfolgerungen 


Die Geschichte lehrt uns, daß der Kapitalismus periodisch Brüchen ökonomischer 
und gesellschaftlicher Art unterworfen ist. Zu diesen Zeiten zeichnen sich die dem 
System immanenten sozialen Spannungen deutlich ab. Die bürgerlichen Plattheiten 
in ihren verschiedenen Orthodoxien werden dann immer durchsichtiger und nehmen 
ein verzweifeltes Aussehen an, und der Klassenkampf bricht offen aus. 

Wir sind dabei, diese Lektion der kapitalistischen Geschichte aufs neue zu ler- 
nen. Der Nachkriegsboom, der uns durch die goldenen Tore des 21. Jahrhunderts 
führen sollte, ist nun offiziell gestorben. Überall auf der kapitalistischen Welt häufen 
sich politische und wirtschaftliche Krisen. Die internationale Konkurrenz verschärft 
sich mit dem Überlebenskampf der Kapitalisten; Banken gehen bankrott, riesige In- 
dustrien brechen zusammen; das internationale Währungssystem selbst schleicht von 
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einer Krise zur anderen; die Arbeitslosigkeit verschlimmert sich, während die Preise 
immer höher steigen und sich der Klassenkampf überall verschärft. 

Wie sollen wir diese neueste Krise des Kapitalismus verstehen? Sicherlich müs- 
sen wir sie ausführlich studieren und analysieren, nicht nur lokal oder national, son- 
dern weltweit. Aber das allein wird nicht genug sein. Wir müssen gleichzeitig verste- 
hen, daß Krisen für den Kapitalismus nichts neues sind. Ihr periodisches und vernich- 
tendes Auftreten wurde schon von vielen anderen erkannt, analysiert und theoretisch 
begriffen, lange bevor wir die Frage gestellt haben. Dies zu verstehen heißt, die Not- 
wendigkeit der Untersuchung der Erklärungen unserer Vorgänger zu verstehen, da- 
mit wir aus ihnen lernen und darauf aufbauen können. Wenn es Aufgabe ist, das Sy- 
stem zu überwinden, dann ist es zuerst geboten, es zu verstehen. Der Preis für Unwis- 
senheit ist der Mißerfolg. 

Das Anliegen dieses Aufsatzes war es, die grundlegenden Positionen zu präsen- 
tieren und zu analysieren, die aus der Frage nach den kapitalistischen Krisen historisch 
hervorgegangen sind. Ich habe versucht, bei dieser Aufgabe so genau wie möglich 
vorzugehen, ohne mir jedoch eine vorgefaßte Kenntnis des Themas anzumaßen. Da- 
bei habe ich versucht, nicht nur darzustellen, was eine bestimmte Art von Theorie 
sagt, sondern auch, warum sie diese Argumente benutzt, wie sich das Argument hi- 
storisch entwickelt, und welche politischen Standpunkt zu verschiedener Zeit sich 
mit ihr verbanden. 

Anstatt die Ausführungen dieses Aufsatzes noch einmal zusammenzufassen, 
möchte ich mich auf drei Erkenntnisse konzentrieren, die meiner Meinung nach in 
der Geschichte der Krisentheorien enthalten sind. 

Die erste Erkenntnis beschäftigt sich mit dem Verhältnis von Theorie und Po- 
litik. Jeder theoretische Standpunkt beinhaltet eine bestimmte Methode, das System 
zu verändern. In diesem Sinne hat jede Theorie politische Implikationen hinsichtlich 
der Praxis, die sich auf sie beruft. Aber es ist wichtig zu erkennen, daß zwischen ei- 
nem bestimmten theoretischen Begriffsapparat und der damit verbundenen Politik 
keine simplifizierende Verbindung gezogen werden kann. Nehmen wir z. B. die Un- 
terkonsumtionstheorie. Zu ihren Vertretern gehören der reaktionäre Malthus, der 
kleinbürgerliche Sozialist Simonde de Sismondi, die revolutionäre Aktivistin Rosa 
Luxemburg, und die ganze moderne Richtung des ‚„‚Monopolkapitalismus“, die auf 
der Arbeit von Paul Sweezy und Paul Baran basiert. Ihre Gegner schließen anderer- 
seits bürgerliche Theoretiker aller Schattierungen ein, angefangen mit Ricardo, aber 
auch Marx und Lenin. Weder unter den Verfechtern der Unterkonsumtionstheorie 
noch unter ihren Gegnern kann ein gemeinsamer politischer Nenner festgestellt wer- 
den. Ähnliches gilt für jede andere Krisentheorie. 

Die zweite wichtige Erkenntnishat mit Theorie und „Tatsachen“ zu tun. Es ist 
ein schwerwiegender Fehler, anzunehmen, daß „Tatsachen“ irgendwie gegeben sind, 
unabhängig von jedem begrifflichen Rahmen. Schon eine oberflächliche Untersu- 
chung der Geschichte der Volkseinkommensberechnungen zeigt uns, daß alle Anga- 
ben, mit denen wir konrontiert werden, der zahlenmäßige Ausdruck bestimmter theo- 
retischer Kategorien sind. Diese Angaben basieren natürlich auf Ereignissen in der wirk- 
lichen Welt, aber die Art und Weise, wie diese Ereignisse kodifiziert und aufgezählt 
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werden, hängt auch von einer Theorie der Welt ab. Das Muster, das aus den Keyne- 
sianischen Kategorien hervorgeht (die den gegenwärtigen Volkseinkommensberech- 
nungen zugrundeliegen), muß in keiner Weise dem gleichen, das aus marxistischen 
Kategorien hervorgeht. Bei der Diskussion der „profit-squeeze“-Theorien sahen wir 


zum Beispiel, wie wichtig es war, das Verhältnis Profit/Lohn en) nicht mit der Ex- 
ploitationsrate (ru verwechseln. Es wäre tatsächlich ein fataler Verlust, eine rich- 


tige Theorie aufzugeben, nur weil sie nicht „Tatsachen“ entspricht, die auf ganz an- 
deren Kategorien beruhen. 

Die dritte Erkenntnis wurde bereits am Anfang dieses Abschnitts besprochen. 
Um es kurz zu wiederholen: Beim Versuch einer Krisenanalyse reicht es nicht aus 
nur ihre Erscheinungsformen zu studieren. Es ist vielmehr genauso notwendig, die 
Erklärungen von Krisen zu studieren, in Vergangenheit und Gegenwart. Sonst ist es 
sehr wahrscheinlich, daß wir etwas, das schon längst erfunden wurde, wiedererfin- 
den, und dieselben Fehler machen, die andere schon lange vor uns bereits gemacht 
haben. Es ist oft gesagt worden, daß diejenigen, die die Geschichte ignorieren, dazu 
verdammt sind, sie zu wiederholen. Man sollte vielleicht hinzufügen, daß diejenigen, 
die eine Theorie ignorieren, dazu verdammt sind, sie erneut aufzustellen. 
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Frank Beckenbach / Michael Krätke 
Zur Kritik der Überakkumulationstheorie (1) 


1. Einleitung 


Zyklische Krisen sind nach der vorherrschenden Auffassung in der marxistischen Dis- 
kussion in ihrem Kern ‚Verwertungskrisen‘. Sie treten ein, weil die die Verwertung 
des Kapitals auf gesellschaftlichem Maßstab messende Durchschnittsprofitrate unter 
einen „gewissen‘ kritischen Punkt fällt. Dadurch verlangsamt sich die Akkumulation, 
bzw. die Akkumulationsrate sinkt, was den gesamten gesellschaftlichen Reproduk- 
tionsprozeß ins Stocken bringen soll. Die Krise kommt zustande, weil die vorhande- 
ne, bzw. durch Akkumulation wachsende Kapitalmasse zu groß für die vorhandene 
bzw. produzierbare Mehrwertmasse wird. Mehrwertmangel und Kapitalüberfluß bil- 
den das Geheimnis dieser ‚Überakkumulationskrise‘. 

Diese Krisenerklärung weist verschiedene Varianten auf. Sie können zunächst 
nach den als Ursache für den Fall der Durchschnittsprofitrate firmierenden Umstän- 
den unterschieden werden: Erstens wird behauptet, daß die Profitrate fällt, weil die 
Arbeitslöhne steigen. Dies wiederum sei Resultat der sich mit zunehmender Akkumu- 
lation ergebenden Verknappung von Arbeitskräften bzw. der darauf fußenden Ver- 
handlungsstärke der Gewerkschaften. In Berufung auf Marx wird dann auf eine Zu- 
nahme des Lohnanteils am Wertprodukt geschlußfolgert. Zweitens wird die Krise der 
Wirksamkeit des Gesetzes vom tendenziellen Fall der Profitrate zugeschrieben. Es 
wird angenommen, daß die allgemeine Durchschnittsprofitrate nach einer Periode 
stark beschleunigten technischen Fortschrittes, während der die organische Zusam- 
mensetzung des gesellschaftlichen Kapitals sprunghaft angestiegen ist, beschleunigt 
zu fallen beginnt — sei es daß die Möglichkeiten weiterer technischer Fortschritte be- 
reits ausgeschöpft sind, sei es daß die Wirksamkeit sämtlicher dem tendenziellen Fal- 
len der Profitrate „entgegenwirkenden Ursachen“ auf einmal erschöpft ist. Als un- 
mittelbare Krisenursache gilt auch den Vertretern dieser Variante eine mehr oder min- 
der plötzliche, allgemeine Verlangsamung des Steigens der Mehrwertrate bis hin zu 
ihrer Stagnation (3). 

1 Dieser Aufsatz stellt einen stark gekürzten Ausschnitt aus einer umfangreicheren Arbeit 
über marxistische Krisentheorien dar. Wir hoffen, weitere Teile in den nächsten Num- 


mern der Prokla veröffentlichen zu können. 

2 entfällt 

3 So bei P. Mattick, Werttheorie und Kapitalakkumulation, in: Kritik der Neomarxisten, 
Frankfurt/M. 1974; ders., Krisen und Krisentheorien, in: C. Pozzoli (Hrsg.) Krisen und 
Krisentheorien, Frankfurt/M. 1974; ders., Marx und Keynes, Frankfurt/M. 1971 und D. 
Yaffe, The Marxian Theory of Crisis, Capital and State, in: Bulletin of the Conference 
of Socialist Economists, Winter 1972 
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Zum andern unterscheiden sich die Überakkumulationstheoreme danach, wel- 
ches Ausmaß das Fallen der Profitrate nach Ansicht ihrer Vertreter annehmen muß, 
um für eine „Akkumulationskrise‘“‘ — Stagnation oder auch Sinken der Akkumula- 
tionsrate — hinreichend zu sein. Die einen halten eine niedrigere Profitrate auf das 
zusätzlich investierte Kapital — den Fall „relativer Überakkumulation‘ (AP/AK<P/K) 
bereits für ausreichend; anderen erscheint erst die absolute Grenze jeder weiteren 
Profitproduktion zu genügen — der Fall „absoluter Überakkumulation“ (AP = 0). In 
beiden Fällen sinkt die Profitrate, wenn die Kapitalakkumulation fortgesetzt wird 
(AP+P/AK+K<P/ K)A). Gerade die Vertreter der letztgenannten Version unter- 
lassen es in der Regel, die Wahrscheinlichkeit zu erörtern, mit der die von Marx aus- 
drücklich betonten „äußersten Voraussetzungen“ des Falls absoluter Überakkumu- 
lation — vollständige Ausschöpfung des vorhandenen Arbeitskräftepotentials und 
völlige Erschöpfung sämtlicher Exploitationsreserven — eintreten können, zu erör- 
tern. Ihnen erscheint dieser Fall als normale, regelmäßig wiederkehrende Schlußpha- 
se jeder Periode beschleunigter Kapitalakkumulation, während sich die Vertreter 
der ersten Version mit dem Nachweis begnügen können, daß mit fortgesetzter Akku- 
mulation einmal die Masse des fungierenden Kapitals schneller zu wachsen beginnt 
als die Masse des produzierten Profits. Aber auch die Bedingungen dieses Falls wer- 
den eher unterstelit als erörtert. 


2. Zur Erklärung der Krisen aus Überakkumulation 
2.1. Grundstruktur der Überakkumulationstheoreme 


Einige Einwände treffen alle Varianten und alle Vertreter des Überakkumulations- 
theorems. Wir wollen sie daher vortragen, bevor wir uns einzelnen Versionen zuwen- 
den — Paul Mattick als dem prominenten Propagandisten und Altvater/Höttinann/ 
Semmler als den reflektiertesten Vertretern dieses Theorems. 

1. Alle Überakkumulationstheoretiker messen der „Akkumulationstheorie“ 
von Marx hervorragende Bedeutung zu: sie halten sie für die Marxsche Krisentheo- 
rie und verwerten sie nach Belieben in Bruchstücken, Paraphrasen, Zitaten. Dieser 
Umgang hat aber durchaus ‚Methode‘. Sie weisen in dem erklärten Bemühen, sich an 
das Wesen des kapitalistischen Akkumulationsprozesses zu halten, der Sphäre der 
„Zirkulation“, in der die Preisbildung, die „Realisation“ der produzierten Werte vor 
sich geht, eine mindere Realität, wenn nicht gar ein bloßes Scheinleben zu gegenüber 
der das Wesen beherbergenden Sphäre der „Produktion“, die mit der eigentlichen 
Sphäre der „Verwertung“ zusammenfallen soll. Daß Marx rein tautologische Krisen- 
erklärungen aus „Absatzstockungen‘ oder „Mangel an zahlungsfähiger Nachfrage“ 
zurückweist, nehmen sie zum Anlaß, gleich sämtliche „Realisationsprobleme“ als 
bloße Erscheinung oder als Epiphänomen der wesentlichen „Verwertungskrise“, die 
sich in der Produktion ereignet, beiseite zu schieben. Es wird damit vergessen, daß 
erstens die Produktion für sich genommen ebenso nur eine „abstrakte Sphäre des 


4 Vergl. K. Marx, Das Kapital, Bd. 3, in: MEW Bd. 25,8. 261 f 
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bürgerlichen Gesamtreproduktionsprozesses“ bildet wie die Zirkulation. Zweitens 
daß der kapitalistische Produktionsprozeß — jedenfalls in der Marxschen Theorie, 
auf die man sich beruft — kein bloßer Arbeitsprozeß, sondern mit den gleichen 
„Formbestimmungen“ ausgestattet ist wie die Zirkulation, daß es sich um Kapitali- 
stische Warenproduktion handelt. Drittens daß nach Marx der kapitalistische Ver- 
wertungsprozeß als — „widersprüchlich“ strukturierte — „Einheit“ von Produktions- 
und Zirkulationsprozeß, der Akkumulationsprozeß als Prozeß „erweiterter Repro- 
duktion‘“ des Kapitalverhältnisses zu fassen ist. Bezeichnenderweise werden bei die- 
ser Form selektiver Wahrnehmung von Wesensbestimmungen aus der Marxschen 
Theorie die Bedingungen für die Reproduktion des gesellschaftlichen Gesamtkapi- 
tals, der Zusammenhang von Wert- und Stoffersatz, von Veränderung der Produk- 
tions- und Austauschbedingungen, kurz die Bedingungen des Akkumulationspro- 
zesses vergessen. Viertens daß im Kontext der Marxschen Theorie von der „Profitrate“ 
von der „allgemeinen Durchschnittsprofitrate‘‘ zumal, überhaupt nicht die Rede sein 
kann ohne Rücksicht auf den „Zirkulationsprozeß des Kapitals“ bzw. den für die 
Kapitalistische Produktionsweise spezifischen Prozeß der Bildung von „Marktproduk- 
tionspreisen“. Fazit der Konsequenten Vergeßlichkeit: Nicht das von Marx als „‚Ka- 
pital“ bezeichnete, komplexe gesellschaftliche Produktionsverhältnis firmiert fak- 
tisch als „Schranke“ der Akkumulaton, sondern die „Naturschranken“ der Arbeiter- 
bevölkerung, des Arbeitstages und der Arbeitsintensität müssen herhalten, um Unter- 
brechungen der Kontinuität des Akkumulationsprozesses nachweisen zu können. 

2) Alle Überakkumulationstheoretiker werden nicht müde zu betonen, daß es 
sich bei kapitalistischer Produktion um Verwertung des Werts, Produktion um des 
Profits willen handelt. Ihr „Profitabilitätsargument“ umfaßt zwei Behauptungen: er- 
stens gehe kapitalistische Produktion nur solange ungebrochen vonstatten als eine 
bestimmte „Mindestprofitrate,‘ für.das Kapital nicht unterschritten werde; zweitens 
führe ein Absinken der Profitrate im Regelfall zur Abnahme der Akkumulation. Zum 
ersten wird in der Regel nicht deutlich unterschieden zwischen der Bestimmung ei- 
ner „Minimalprofitrate‘“ und eines „Profitminimums“. Daß Marx die Bestimmbarkeit 
einer Minimalgröße für die Profitmasse ausdrücklich bestreitet, muß seine getreuen 
Sehüler nicht daran hindern, eine solche Bestimmung zu versuchen (5). Wie aber soll 
jener Schwellenwert bestimmt werden, unter den die Profitrate nicht sinken darf, 
ohne ihre Wirkung als „Anreiz“ zur Akkumulation zu verlieren? Nach Mattick und 
Altvater ist er schlechthin unbestimmbar (5a). Es bleibt nur übrig, auf die jeweilige 
durchschnittliche Zinsrate als Untergrenze der Profitrate auszuweichen, die damit 
unversehens als Nettoprofitrate auftritt. Da die Zinsrate nach verbreiteter marxisti- 
scher Auffassung selbst nur eine von der Bewegung der Profitrate abhängige Variable 
ist, muß aber das Niveau einer „Mindestverzinsung“ des Kapitals selbst erst bestimmt 
werden. Wie bei der Profitrate allgemein nicht bestimmt werden kann, unterhalb 
welchen Schwellenwerts es die industriellen Kapitalisten in der Regel vorziehen. ih- 


5 Karl Marx, Lohn, Preis und Profit (MEW 16), S. 149 

5a So Elmar Altvater, Arbeitsmarkt und Krise, in: Michael Bolle (Hrsg.) Arbeitsmarkttheo- 
rie und Arbeitsmarktpolitik, Opladen 1976, S. 52 und Paul Mattick, Werttheorie und Ka- 
pitalakkumulation, in: ders., Kritik der Neomarxisten, Frankfurt/M. 1974, S. 88 
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ren akkumulierbaren Mehrwert auf den Kapitalmarkt zu tragen, so Kann auch bei 
der Verzinsung nicht allgemein bestimmt werden, ab welchem Niveau der Zinsrate 
es die Geldkapitalisten vorziehen, die „Zinserträge“ ganz als Revenue zu verzehren, 
statt ihr Kapitalangebot auf dem Kapitalmarkt zu vergrößern. Da die jeweilige allge- 
meine Durchschnittsprofitrate erstens eine nicht ex ante bestimmbare Durchschnitts- 
größe, zweitens kein langfristig feststehender Maßstab der Verwertung, sondern in 
der Zeit variabel ist, kann auch sie nicht zur Bestimmung des Minimalniveaus der 
Profitrate dienen. Wenn allgemein gesagt wird, die Profitrate könne „zu niedrig“ 
oder „ungenügend“ werden für eine Fortsetzung der Akkumulation. so wird einfach 
vergessen, daß in den „begriffslosen Verhältnis“, das die Profitrate wiedergibt, zwei 
Wertsummen — die produzierte oder realisierte Mehrwertmasse und die Masse des 
insgesamt vorgeschossenen Kapitals — in Beziehung gesetzt werden, zwischen denen 
ein Mißverhältnis sinnvoll erst gedacht werden kann, wenn diese Beziehung durch 
ein Drittes — nämlich bestimmte Wertgrößen bestimmter Warenkategorien — vermit- 
telt wird. für die Verwendung bereits realisierter Profitmassen lassen sich in der Tat 
in jedem einzelnen Produktionszweig und nur dort „Minimalgrenzen“ angeben — so 
z. B. die Kosten der standesgemäßen Subsistenz der Kapitalistenfamilie oder die Ko- 
sten der in jedem einzelnen Produktionszweig für jedes einzelne Unternehmen zur 
Erhaltung seiner Konkurtenzfähigkeit in diesem Zweig notwendigen Erweiterungs- 
und Erneuerungsinvestitionen. Für die gesamte realisierte Profitmasse ist das unmög- 
lich. Man kann daher im Einzelfall etwa angeben, wann die Profitrate eines bestimm- 
ten Kapitals in einem bestimmten Produktionszweig „ungenügend“ wird, welches 
Niveau der Profitrate für dieses Kapital eine Profitmasse, die kleiner als die ‚Mindest- 
masse‘ ist, und damit eine krisenhafte Situation signalisiert — für die allgemeine Pro- 
fitrate ist das unmöglich. Ein allgemeiner „Investitionsstreik“ der industriellen Kapi- 
talisten wegen „unzureichender“ Profitrate, „zu kleiner‘ Profitmasse und „zu gro- 
ßer“ Kapitalmasse ist mithin keine rationale Krisenerklärung im Kontext der Marx- 
schen ökonomischen Theorie. 

Zum zweiten wird der gemeinte Zusammenhang zwischen der Profitrate und 
„der Akkumulation“ höchst unzulänglich expliziert;zwischen der Wirkung einer sin- 
kenden Profitrate auf die Akkumulationsrate, die Akkumulationsquote und die ab- 
solute Größe des Akkumulationsfonds bzw. der realisierten „Investitionen“ wird 


: i E 2 + ‚ ? 
Dr klar unterschieden; die Akkumulationsrate a ‚die Akkumulationsquote 
a und die Wachstumsrate des Kapitals. CL C_ werden nicht auseinandergehalten. Der 


Schluß vom Sinken ‚der Profitrate“ — oder gar noch diffuser „der Profitabilität“ 
— auf ein Sinken „der Akkumulationsrate“ ist in der üblichen Form unakzeptabel. 
Auch die zugrundeligende Verhaltensannahme ist bestreitbar. Denn es ist nicht ein- 
zusehehn, warum die Kapitalisten sich bei sinkenden Profitraten resignierend ihren 
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„pessimistischen Gewinnerwartungen“ hingeben sollten, ohne gerade durch den Ein- 
satz aller irgend verfügbaren Mehrwertteile für die Einführung technischer Fortschrit- 
te, für Produktinnovationen, für Rationalisierungen in ihren Betrieben zu versuchen, 
sowohl die Produktionskosten ihrer Waren zu senken als auch von ihren Beschäftig- 
ten höhere Arbeitsleistungen im Verhältnis zum Arbeitslohn zu erzwingen. Diese 
Vermutung entspräche der Marxschen These, wonach die Kapitalisten dem Fallen 
der Profitrate durch die „Ausdehnung des äußeren Feldes der Produktion“ zu entge- 
hen suchen (6). Mindestens ebenso plausibel erscheint die entgegengesetzte Annah- 
me: daß die Kapitalisten nämlich, sobald sie eine Abnahme der Profiträte registrieren, 
ihre Akkumulationsrate erhöhen, um die Profitmasse zu vergrößern. Je nachdem, 
worauf sie die Abnahme der Profitrate zurückführen, wird sich die Art und Weise 
der Akkumulation verändern. Sie werden z. B. auf Erweiterungsinvestitionen ver- 
zichten, wenn sie wegen deren Kapazitätseffekten eine Überfüllung ihres jeweiligen 
Absatzmarktes befürchten — dafür aber werden sie um so mehr an Rationalisierungs- 
investitionen, die in erster Linie kostensenkend und kaum kapazitätserweiternd wir- 
ken, vornehmen (7). 

3) Einmal angenommen, ein Sinken der Profitrate verursache in der Tat eine 
mehr oder minder proportionale Abnahme der Akkumulationsrate, so enthält die 
daran anschließende Behauptung der Überakkumulationstheoretiker, dieses Sinken 
der Akkumulationsrate löse eine allgemeine Krise aus, eine gemessen an ihrem me- 
thodischen Credo, „Realisationsproblemen‘“ keinen Raum geben zu wollen in der 
Erklärung zyklischer Krisen, fatale Inkonsistenz. Denn die Behauptung, ein Sinken 
der Akkumulationsrate führe zur Krise, impliziert die Behauptung, ein absoluter 
oder relativer Rückgang der Investitionsnachfrage verursache eine manifeste Über- 
produktion der Produktionsabteilung I nach den Marxschen Reproduktionsschema- 
ta; oder: ein Rückgang des Beschäftigungswachstums verursache manifeste Überpro- 
duktion von Konsumgütern in der Abteilung II. Diese heimliche Disproportionalitäts- 
these derÜberakkumulationstheoretiker, ihr Rückgriff auf ein zentrales „Realisations- 
problem“ wird in der Regel in keiner Weise expliziert (8). In der Tat zerfällt damit 
ihre Krisenerklärung in zwei unverbundene Teilstücke: den Versuch nachzuweisen, 
daß die Profitrate bei fortgesetzter Akkumulation zu fallen beginnt und daß dies die 
Akkumulationsrate senken muß, und den Versuch zu zeigen, daß dies Sinken der 
Akkumulationsrate das mögliche Gleichgewicht der erweiterten Reproduktion des 
gesellschaftlichen Kapitals gründlich — bis hin zur Krise — durcheinander bringen 
muß. Hält man sich an letzteres, stößt man auf eine bestimmte Konzeption der Be- 
dingungen für ein gleichgewichtiges Wachstum einer kapitalistischen Volkswirtschaft 
mit steigender organischer Zusammensetzung des Kapitals und steigender Mehrwert- 


6 Vgl. Karl Marx, Das Kapital, Bd. IH, (MEW 25), S. 255, 257 ff. 


7 Vgl. etwa Erich Preiser, Das Wesen der Marxschen Krisentheorie, in: ders., Politische Öko- 
nomie im 20. Jahrhundert, München 1970, S. 51, 52 
8 Paul Mattick, Krisen und Krisentheorien, in: Krisen und Krisentheorien, Frankfurt a.M. 


1974, S. 65, 69 f, 72 f; ders., Werttheorie und Kapitalakkumulation, a.a.O., S. 87, 89; 
ders.: Marx und Keynes, Frankfurt a.M. 1971,8. 75 
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rate. Demnach spielten nicht nur die jeweils zusätzlich produzierten Produktionsmit- 
tel die zentrale Rolle im Prozeß der erweiterten Reproduktion einer kapitalistischen 
Volkswirtschaft, sondern darüberhinaus gewänne eine ganz bestimmte Akkumula- 
tionsrate bzw. eine bestimmte Wachstumsrate der Akkumulationsrate den Rang der 
zentralen Bedingung gleichgewichtigen Wachstums: solange diese Akkumulationsra- 
te bzw. diese Wachstumsrate der Akkumulationsrate eingehalten wird, kann die er- 
weiterte Reproduktion des gesellschaftlichen Gesamtkapitals endlos fortgehen. Aber: 
es läßt sich für jedes beliebige Niveau der Akkumulationsrate bzw. ihrer Wachstums- 
rate ein möglicher „gleichgewichtiger Wachstumspfad‘“ ermitteln. Als eigentliche 
Krisenursache erscheint dann ein mehr oder weniger plötzlicher Wechsel der Akku- 
mulationsrate bzw. eine Veränderung ihres Wachstumstempos — Verlangsmaung 
oder Beschleunigung des Wachstums der Akkumulationsrate ebenso wie ihre abolu- 
te Senkung oder Erhöhung —, der eine ruhige, sukzessive Umstellung auf die neuen 
Gleichgewichtisbedingungen nicht mehr zuläßt. Daraus folgt: soweit die Überakku- 
mulationstheoretiker überhaupt zu begründen suchen, warum ein Sinken der Profit- 
rate zur Krise führen kann oder muß, liefern sie eine Variante der „Überproduktions- 
theorie‘. Die Auseinandersetzung mit dem Überakkumulationstheorem mündet also 
in eine Auseinandersetzung um den Erklärungswert verschiedener Varianten der 
„Überproduktionstheorie“. 

4) Da die Überakkumulationstheoretiker Marx’ Aussagen zum „Gesetz des 
tendentiellen Falls der Profitrate“‘ für die Erklärung zyklischer Krisen bemühen, sto- 
ßen sie auf das alte Problem des Verhältnisses von Trend und Zyklus in der kapita- 
listischen Entwicklung. Sie pflegen sich seiner jedoch mit der Versicherung zu entle- 
digen, daß der tendentielle, säkulare Fall der Profitrate sich allemal in einer zykli- 
schen Auf- und Abbewegung der Profitrate „durchsetze“. Das Fatalste daran ist die 
stillschweigende Parallelisierung von Zyklus und Trend — jeder Zyklus bildet im klei- 
nen den Gang der kapitalistischen Entwicklung ab — und die entsprechende, unaus- 
gesprochene Komplettierung der Trendvorstellung durch den „ökonomischen Zu- 
sammenbruch“ als das Gegenstück der Krise im Großen — wie es Henryk Grossmann, 
einer der Stammväter des Überakkumulationstheorems klar ausgesprochen hat: die 
Krise ist ein gehemmter Zusammenbruch und der Zusammenbruch ist die unge- 
hemmte Krise (9). Der Erklärungsanspruch und Erklärungswert des von Marx for- 
mulierten Gesetzes geraten vollständig aus dem Blick. Die Auswirkungen der von 
Marx benannten Tendenz in der Entwicklung der Kapitalverwertung auf die Verän- 
derung des Krisenzyklus bzw. auf die Veränderung der Verlaufsform einzelner Pha- 
sen des Zyklus werden damit ebenso ausgeblendet wie Unterbrechungen, zeitweilige 
Umkehrungen des Trends der Profitrate. Denn schließlich gilt im Kontext dieser Art 


9 Vgl. Carl Grünberg/Henryk Grossmann, Sozialismus und Kommunismus, in: dies., Anar- 
chismus, Bolschewismus, Sozialismus, Frankfurt a.M. 1971, S. 334, 335; Paul Mattick, 
Krisen und Krisentheorien, a.a.O., S. 59; ders., Marx und Keynes, a.a.O., S. 76. 

10 entfällt 
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12 entfällt 
13 entfällt 


marxistischer Krisenerklärung jede faktisch eintretende zyklische Krise als unmittel- 
barer Beweis für einen stattgehabten Fall der Profitrate. Man kann also die von Marx 
formulierte Trendaussage auch noch gegenüber allen Einwänden immunisieren, in- 
dem man sich darauf zurückzieht, daß innerhalb jedes industriellen Zyklus eine Pe- 
riode eintritt, in der die Profite und Profitraten fallen. 


2.2. Kritik ausgewählter Varianten der Überakkumulationstheorie 
2.2.1.Kritik der Mattick-Yaffe-Variante der Überakkumulationstheorie 


Für Mattick sind kapitalistische Produktion und Akkumulation identische Begriffe, 
da die Vermehrung des Kapitals Zweck der Produktion ist. Diesen sieht er am ange- 
messensten erfaßt durch die Akkumulationsrate, oder — was für ihn auf das gleiche 
hinausläuft — die Mehrwert- oder Profitrate (!). Diese ‚Wesenskategorien‘ sollen nun 
das ordnende Element des Markts sein (14). Daher gilt auch für die Behandlung der 
Krise: „Die Krise muß damit nicht aus den an der Oberfläche des Marktes auftreten- 
den Erscheinungen erklärt werden, sondern aus den nicht direkt wahrnehmbaren, 
aber der kapitalistischen Wirtschaft zugrundeliegenden Gesetzen der Mehrwertpro- 
duktion.“ (15) Andererseits muß aber das Paradoxon konstatiert werden, daß sich die 
Krisen in dieser für wesentlich erachteten Sphäre nicht äußern können (16). Da sich 
nun aber die Krise nicht als Zirkulations- und Realisationsproblem begreifen läßt (17), 
zieht Mattick die Konsequenz: „Die das Kapital charakterisierende Krise kann so 
weder von der Produktion noch von der Zirkulation abgeleitet werden, sondern aus 
den Schwierigkeiten, die sich aus der der Akkumulation innewohnenden und vom 
Wertgesetz bestimmten Tendenz der fallenden Profitrate ergeben.‘ (18) Die ‚Markt- 
verhältnisse‘ gehen aber bestimmend in die Bestimmung der Profitrate und ihrer Ent- 
wicklung ein. Wird die Resultante Profitrate bzw. Durchschnittsprofitrate zur be- 
stimmenden gemacht, so unterstellt dies bereits die komplizierte Herstellung der Ein- 
heit von Produktion und Zirkulation. Auch in der Formulierung der epochalen Ent- 
‚wicklungstendenz der Durchschnittsprofitrate ist von möglichen Störungsmomenten 
aus Realisationsbedingungen qua Voraussetzung abstrahiert (19). Es scheint also da- 
mit ein Anknüpfungspunkt gefunden zu sein, wo sich die wesentlichen Verhältnisse 
der Produktion ohne störenden Nebeneinfluß der Zirkulation äußern können (20). 


14 P. Mattick, Marx und Keynes, Frankfurt/m. 1971 (if. zit. als MK) S. 63 
15 P. Mattick, Krisen und Krisentheorien, in: C. Pizzoli (Hrsg.) Krisen und Krisentheorien, 
2 Frankfurt/Main 1974 im folgenden zitiert als Krisen, S. 67 

16 ebenda, S. 60 

17 ebenda, S. 61 

18 ebenda 

19 Darin ist bereits als abgeschlossen unterstellt: zum einen der Prozeß des ins-Maß-Setzens 
von in den verschiednen Produktionszweigen produzierten Wertquanta zu den entspre- 
chenden Quanta zahlungsfähiger Nachfrage und zum andern die in Orientierung an der 
durchschnittlichen Verwertung erfolgende Umverteilung von Wert. 

20 Daß der Bezug auf die Akkumulation icht eine mögliche Darstellung der Gestalt meint, 
die die ausunmittelbarem Produktionsprozeß und Zirkulationsprozeß hervorwachsenden 
Widersprüche auf der Ebene des Gesamtprozesses annehmen, sondern die Akkumulation 
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Beim Versuch, das Marxsche Gesetz des tendenziellen Falls der Profitrate nachzuvoll- 
ziehen, nimmt Mattick nun die geniale Unterscheidung zwischen dem in der Theorie 
bzw. der ‚abstrakten Wertanalyse‘ abhandelbaren Gesetz als solchem und den bloß 
empirisch faßbaren Gegentendenzen vor. „Von einem tendenziellen Fall der Profit- 
rate und von Gegentendenzen zu sprechen, heißt gleichzeitig in Begriffen der Wert- 
analyse und der konkreten Wirklichkeit sprechen.“ (21) Durch eine derartige Verla- 
gerung sämtlicher Gegentendenzen in den Bereich des zufälligen Marktgeschehens 
wird das theoretische Gesetz gänzlich gegenüber den empirischen Verhältnissen im- 
munisiert und damit für die Erklärung der letzteren unbrauchbar.“ Aber da diese 
Tendenz (der Profitrate zu fallen — d. Verf.) vom Angebinn des Systems gegeben ist, 
und ihm seine Dynamik verleiht, muß sie zu jederzeit in den wirklichen Marktvor- 
gängen, wenn auch in abgewandelten Formen zum Vorschein kommen. Sie wird 
nicht in ihrer eigenen Gestalt ersichtlich, sondern in den Maßnahmen, die ihr entge- 
gengesetzt werden, in den Vorgängen, die Marx als Gegentendenzen zum Fall der 
Profitrate aufzählt.“ (22) Das Gesetz des tendenziellen Falls der Profitrate ist also 
gültig, weil die Profitrate nicht fällt. Faktisch tritt an seine Stelle das ‚Gesetz‘ von 
der Aufhebung des tendenziellen Falls der Profitrate durch die bloß empirisch be- 
stimmbaren Gegentendenzen. 

Mattick räsoniert fort: „Da die Profite (NB nicht die Profitrate — d. Verf.) 
nach dem gesamten investierten Kapital berechnet werden, müssen sie eine fallen 
Tendenz aufweisen, wenn der Teil des investierten Kapitals relativ (!) kleiner wird, 
der allein Mehrwert bringt.‘ (23) Also eine absolute Größe muß deshalb fallen, weil 
der relative Anteil ihrer Bildungsquelle an einer anderen Größe sinkt. Nicht nur wird 
die Möglichkeit einer absoluten Größenausdehnung des Kapitals außerachtgelassen, 
sondern auch abgesehen von dieser Größenausdehnung die Möglichkeit einer die re- 
lative Verminderung des variablen Kapitals kompensierenden Steigerung der Mehr- 
wertrate schlicht ‚vergessen‘. Mattick ersetzt denn auch die Logik durch das schlech- 
te Gewissen: „Aber innerhalb dieses Prozesses ergibt sich auch die Möglichkeit, ei- 
nen größeren Mehrwert herauszuschlagen, sodaß die sinkende ‚Tendenz‘ der Profite 
(27) aufgehoben wird . . .“ (24). Man sieht: die verschiedenen Determinanten für 
‘die Raten- und Massenentwicklung des Mehrwerts resp. Profits können von Mattick 
nicht Klar getrennt werden (25). Trotzdem kann für Mattick der Fall der Profitrate 


21 Paul Mattick, Frankfurt/M. 1974 if.zit. als Kritik der Neomarxisten, S. 57, S. 79, Vergl. 
ebenda, S. 103 sowie MK, S. 118 

22 Krisen, S. 57, Die noch in der Kritik ansatzweise vorhandene Differenzierung der Gegen- 
tendenzen fehlt hier ganz/vergl. Kritik, S. 80 

23 Kritik, S. 74, Herv, durch Verf, 

24 ebenda 

25 Vergl. Krisen, S. 75, Hervorhebung d. die Verf, Mattick versucht auch bei dieser Gelegen- 
heit durch die unbegründete Koppelung einer Steigerung der Mehrwertrate an ein Steigen 
der organischen Zusammensetzung des Kapitals die regulierende Rolle der Profitrate zu 
begründen. „Da die Mehrwertrate durch die mit der Akkumulation einhergehende Erhö- 
hung der organischen Zusammensetzung des Kapitals wesentlich wachsen kann, stellt sich 
der Akkumulationsprozeß als ein von der allgemeinen Profitrate bestimmter Prozeß dar, 
von dessen Bewegungen alle anderen Bewegungen des Kapitals abhängen.‘ (Krisen, S. 55) 
Abgesehen davon, daß die Steigerung der organischen Zusammensetzung auch unabhän- 
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auch erst begründet werden, sobald die Steigerung der Mehrwertrate an Grenzen stößt. 
Das Bewisthema hat sich damit vom Fall der Profitrate zu den Grenzen für die Stei- 
gerung der Merhwertrate verschoben. Diese werden einmal in der Form einer be- 
schwörenden Versicherung als notwendiges Entwicklungstesultat unterstellt (26), 
zum andern werden sie als auf der Ebene des ‚abstrakten Kapitalmodells‘ zu machen- 
de Unterstellung behandelt (27). Als Konsequenz der obigen Massen-Raten-Konfu- 
son zeigt sich hier, daß Mattick der Punkt, an dem die steigende organische Zusam- 
mensetzung nicht mehr durch eine steigende Mehrwertrate überkompensiert werden 
kann, also für ihn die Profitrate fällt, zugleich als Ende der Verwertung des akkumu- 
lierten Kapitals überhaupt erscheint (27). 

Es zeigt sich jetzt, daß die eingangs erwähnte Unterscheidung zwischen ‚theo- 
retischem Gesetz‘ und ‚empirischen Gegentendenzen‘ nicht etwa in der Natur wissen- 
schaftlicher Analyse begründet ist, sondern notwendige Folge von Unklarheiten über 
das Gesetz des tendenziellen Falls der Profitrate ist. Daher folgt die Immunisierung 
der Theorie einerseits: „Marx’ Theorie der Akkumulation hängt nicht unmittelbar 
mit dem wirklichen Prozeß der Kapitalbildung zusammen. Der Unterschied zwischen 
dem Wertmodell und der Wirklichkeit darf nicht verwischt werden. Aus dem Mo- 
dell sich ergebende Fragen können nicht mit Hinweisen auf nur in der Wirklichkeit 
zu beobachtende Phänomene beantwortet werden, und Lösungen für reale Proble- 
me ergeben sich nicht aus’ dem Wertschema der Entwicklung.‘ (28) Andererseits er- 
folgt der suggestive Verweis auf die empirische Offensichtlichkeit: ‚In Marx‘ ab- 
straktem Wertschema bewirkt die Akkumulation ein Sinken des Mehrwerts wenn 
bestimmte, die Expansion limitierende Bedingungen angenommen werden. Obwohl 
diese Bedingungen in Wirklichkeit nicht entstehen werden, ist es offensichtlich, daß 
es zu jeder Zeit für alle Kapitale und den gesamten Kapitalismus bestimmte Grenzen 
der profitablen Expansion gibt.“ (29) Dies sind offenbar nur zwei Seiten derselben 
Medaille. An die Stelle der empirisch aussagekräftigen Theorie tritt ein durch außer- 
ordentliche Annahmen begründetes ‚Modell‘. Dessen Gültigkeit wird dann wahlwei- 
se durch das Behaupten unmittelbarer Evidenz oder das Wirken von Gegentendenzen 


gig von der Akkumulation im eigentlichen Sinn durch die Ersatzbewegung des fixen Ori- 
ginalkapitals vermittelt sein kann, stellt sich selbst bei Voraussetzen der obigen Koppe- 
lung immer noch das Problem, die Wachstumstempi der Steigerung der organischen Zu- 
sammensetzung und der Mehrwertrate gegeneinander zu diskutieren, wie leicht aus der 


Formel "2 / - + lersichtlich ist. Die Profitrate ist und bleibt offenbar Resultante des Ak- 


kumulationsprozesses. 

26 Vergl, ebenda, S. 55-56. Auch bei Yaffe findet sich indiesem Zusammenhangnebender nichts- 
sagenden Behauptung einerGrenze für die Ausdehnung der Surplusarbeitszeit für den einzel- 
nen Arbeiteroderbeigegebner Arbeiteranzahl/vergl.P.Bullock/D.Yaffe, Inflation, Crisisand 
the Postwar Boom, RCNr. 3/4 1975,8.20/die These der unbegrenzten Ausdehnungsfähigkeit 
der Produktionsmittel im Gegensatz zurbegrenzten AusdehnungsfähigkeitderSurplusarbeits- 
zeit. Insoweit aber der Mehrwert dieHauptquelle für die Ausdehnung der Produktionsmittel 
ist, ist auch diese begrenzt/vergl. RC, S. 20 u. Handbuch, S. 42/ 

27 So in Kritik, S. 74 u.ö. und MK, 5. 67, 70,72 

27a Vergl. obige Stelle aus Krisen, S. 55 - 56, sowie MK, S. 73 und MK, S. 74 

28 Kıitik, S.76 

29 ebenda 


si 


(vgl. oben), nachgewiesen‘. 

Einen Beleg für den tendenziellen Fall der Profitrate sieht Mattick in der Exi- 
stenz von Krisen. Dazu muß aber der theoretische Zusammenhang zwischen beiden 
nachgewiesen werden. Wird nun versucht, zyklische Krisen im Anschluß an das Marx- 
sche Theorem vom tendenziellen Fall der Profitrate zu begründen, so können offen- 
bar die Bedingungen der Krise nur tautologisch bestimmt werden: „An einem Punkt 
der Mehrwertrealisierung durch die Akkumulation hört die Akkumulation auf, den 
notwendigen Mehrwert für ihre Fortsetzung zu ergeben.“ (30) In der Präzisierung 
dieses Punkts reproduziert sich nun die bereits bei der Begründunge des tendenziellen 
Falls selbst benannte Doppeldeutigkeit: Einerseits wird eine nicht näher bestimmte 
Mindestprofitrare unterstellt, deren Unterschreiten krisenhafte Konsequenzen haben 
soll (31), Andererseits wird die trotz gewachsenem Kapital gleichbleibende Profit- 
masse zum Ausgangspunkt des krisenhaften Zusammenbruchs gemacht (32). In dieser 
vieldeutigen Bestimmung des Punktes, in dem der tendenzielle Fall der Profitrate in ei- 
ne Krise eklatiert, kommt das Konfundieren von ‚relativer‘ und ‚absoluter‘ Überak- 
kumulation zum Vorschein. Insbesondere die gegenüber den Bedingungen des ten- 
denziellen Falls außerordentlichen Annahmen für die absolute Überakkumulation 
weden von Mattick nicht weiter diskutiert. Der Marxsche Versuch, diesen a. o. An- 
namen — hauptsächlich die Annahme einer Konstanz des Wertprodukts und die Ab- 
straktion vom technischen Fortschritt in jeglicher Form — den ökonomischen Sach- 
verhalt des Stoßens an die Schranke der Arbeiterbevölkerung zu unterlegen (33), 
wird als „... . nicht besonders glücklich gewählt . . .“ (34) kritisiert. Da es sich nicht 
um „Überproduktion infolge mangelnder Verwertung“ (35) handle, „(hinkt) sein 
Beispiel auf beiden Beinen... , daes allen Erfahrungen und auch der Marxschen Ak- 
kumulationstheorie widerspricht.“ (36) Die gesamtgesellschaftliche Mehrwertmasse 
ist als Produkt aus Durchschnittsmehrwertrate und beschäftigter Arbeiteranzahl be- 
stimmt. Die Mehrwertrate hängt ab von Arbeitsextensität, Arbeitsintensität und Pro- 
duktivkraft der Arbeit. Die Arbeiteranzahl hängt ab vom ‚Freisetzungseffekt‘ der Er- 
satzbewegung des Originalkapitals und vom ‚Beschäftigungseffekt‘ des Zusatzkapitals. 
Es müßte nun gezeigt werden, daß diese Faktoren so beschaffen sind, daß von einer 
Periode zur anderen entweder Mehrwertrate und Arbeiteranzahl konstant bleiben, 
oder die Steigerung des einen Faktors durch ein Fallen des anderen überkompensiert 
wird. Nicht die Spur davon ist in der ‚akkumulationstheoretischen Wesensanalyse‘ 
zu finden (37). Die mangelnde Differenzierung respektive Konfusion von absoluter 
und relativer Überakkumulation endet in der Vorstellung, daß die Logik die eine 


30 Krisen, S. 69 f., Vergl. ebenda, S. 57 f. und S. 72 

31 Vgl. Kritik, S. 88 f. Vergl. ähnlich: ebenda, S. 98 und MK,S. 75 f£. 

32 Vgl. Krisen, S. 55 f, Vergl. Kritik, S. 74, 86; MK, S. 76,82 und RC, S. 21 

33 Vergl. K. Marx, Kapital Bd. 3, Berlin 1966, S. 261 ff 

34 Krisen, S. 58 

35 ebenda, S. 59 

36 ebenda e 

37 Hier rächt sich u. a. die großzügige Abstraktion von den Bestimmungen des Zirkulations- 
prozesses des Kapitals: ohne die Differenzierung des Kapitals in fixes und zirkulierendes 
können die Bedingungen der absoluten Überakkumulation nicht präzisiert werden. 
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aus dem andern hervorzaubern könne. „Zu ihrem ‚logischen Ende‘ gedacht, würde 
eine sätndig sich beschleunigende Kapitalexpansion den relativen Fall der Profitrate 
wegen eines Mangels an Mehrwert, bezogen auf die angeschwollene Kapitalmasse, in 
einen absoluten Fall verwandeln. Wenn dies geschähe würde die Wirklichkeit mit dem 
Modell der Kapitalexpansion übereinstimmen.“ (38) Solange aber mit der ‚sich be- 
schleunigenden‘ Kapitalakkumulation bzw. dem ‚relativen Fall der Profitrate“ (?) eine 
Zunahme der Mehrwertrate und/oder der absoluten beschäftigten Arbeiteranzahl 
verbunden ist, ist nicht einzusehen, wie die absolute Überakkumulation zustande 
kommen soll, insbesondere wenn unter beschleunigter Kapitalakkumulation ein 
Wachstum der Akkumulationsrate verstanden wird, das c.p. den ‚Beschäftigungsef- 
fekt‘ eines gegebenen Kapitals vergrößert! Unter der Hand wandert denn auch die 
obige ‚Logik‘ aus dem Mattickschen Kopf in die zyklische Wirklichkeit. „Was aber 
in der Theorie als das ‚letzte‘ Ergebnis einer ununterbrochenen Entwicklung verstan- 
den wird (nämlich der Fall der absoluten Überakkumulation, d. Verf.) erscheint’ in 
der Wirklichkeit als ein sich wiederholender Zyklus, wobei jeder Zyklus sozusagen 
eine abgekürzte Nachbildung des ‚langfristigen‘ Trends der Kapitalakkumulation ist.“ 
(39). Einerseits ist damit die ursprüngliche, aus den Begründungschwierigkeiten für 
den tendenziellen Fall der Profitrate und der absoluten Überakkumulation resultie- 
rende Trennung von ‚Wertmodell‘ und ‚Realität‘ offenbar vom Tisch. Andererseits 
ist das Problem der Bestimmung des Verhältnisses von Trend und Zyklus durch die 
schlichte Vorstellung ihrer Parallelität ‚gelöst‘. Es zeigt sich also, daß zum einen die 
Bestimmung des ‚Punkts‘ im Fall der Profitrate, der die gesamtgesellschaftliche Kri- 
se auslöst, von Mattick allgemein nicht entwickelt werden kann und zum andern 
die seine Benennung möglich macheriden Annahmen unklar sind. Wie wird nun — ei- 
nen derartigen Zustande absoluter Überakkumulation einmal unterstellt — ein die 
gesamte Gesellschaft ergreifender Krisenzustand herbeigeführt? Einerseits soll für den 
Durchschnittszustand der kapitalistischen Produktion gelten: Die „Expansion“ geht 
ohne Rücksicht aufund ohne Bewußtsein über die bestehenden, aber nicht bestimm- 
baren gesellschaftlichen Grenzen der Ausbeutung voran .. .‘“. (40) Für den Produ- 
zenten sind dies „...Grenzen, die sich nicht in der Produktion erkennen lassen, son- 
dern erst durch die Marktvorgänge ins Bewußtsein gerückt werden.“ (41) Es scheint 
dies eine notwendige Wahrnehmungsschranke in einer Gesellschaftsform zu sein, in 
der sich der gesellschaftliche Zusammenhang erst in einer Konkurrenzbeziehung der 
Einzelproduzenten durchsetzt, der Kapitalist also bei ‚Strafe des Untergangs‘ durch 
seine Mitbewerber zur Akkumulation gezwungen wird (42). Andererseits soll sich 
nun aber bei Unterstellen der obigen Krisensituation dieses Bild schlagartig ändern: 
die Kapitalisten schließen sich — über alle o. g. Wahrnehmungsschranken und Kon- 
kurrenzzwänge hinwegsetzend — gerade dann wenn es ihnen am dreckigsten geht zu 
einer solidarischen Brüderschaft zusammen und verweigern die Rückverwandlung 


38 MK, S. 74 

39 ebenda, S. 76 

40 Kritik, S. 88 

41 Krisen, $S. 59 

42 Vergl. MK, S. 87, Krisen, S. 72 
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des realisierten Mehrwerts in zusätzliches Kapital: ‚Investitionslust‘ greift um sich 
(43). Hält man sich statt an die offenbar verborgenen Gesetze der Unternehmerpsy- 
che an die versachlichten ökonomischen Relationen, so stellt sich dieser Widerspruch 
folgendermaßen dar: Einerseits wird im Anschluß an die Marxschen Vorstellungen 
einer notwendigen Verbindung des Falls der Profitrate mit einer Zunahme der Pro- 
fitmasse (44) auf die Notwendigkeit einer „beschleunigten“ Akkumulation (45) ge- 
schlußfolgert. Marx dagegen formuliert lediglich als Bedingung: soll die Profitmasse 
3... Wachsen, so muß das Kapital in größeren Proportionen wachsen als die Profit- 
rate fällt.‘‘ (46) Das Postulat der beschleimigten Kapitalakkumulation, also des be- 
schleunigten Kapitalwachstums, kann unter der Bedingung einer fallenden Profitra- 
te nur die Notwendigkeit der Zunahme der Akkumulationsrate bedeuten (46a), 
denn es gilt: 
&=a*p’(47) 


Die 0. g. Marxsche Bedingung läßt sich nun folgendermaßen schreiben 
&>-2- (48) 


Giltnuna + p’> P“ 


.rate‘ des Profits bzw dem Divisor aer Profitrate ein weiterer Sean een be- 
vor der Zustand absoluter Überakkumulation eintritt. Der Nachweis der letzteren 
muß unter diesen Bedingunge noch problematischer werden. Andererseits soll aber 
dieser ökonomische Zusammenhang zwischen dem Fall der Profitrate und der stei- 
geden Akkumulationsrate plötzlich in der Krise in sein Gegenteil umschlagen (49). 
Daher ist es auch nicht verwunderlich, wenn Mattick einmal die Akkumulationsrate 
durch die Profitrate bestimmt sein läßt, sie dann aber zur Bestimmenden derselben 
macht (50). 

Um nun aber diese — einmal in Absehung von den obigen Begründungsschwie- 
rigkeiten unterstellte — Solidarreaktion der assoziierten, mit Krisentheoretischem Ver- 


43 Vergl. Kritik, S. 87 £. Krisen, S. 54,57 £ und MKS. 83 

44 Vergl. K. Marx, ebenda, S. 228 f 

45 Vergl. z. B. Krisen, S. 73 und MK, S. 87 

46 K. Marx, ebenda, S. 232. Mattick macht daraus auf Basis seiner oben skizzierten Profitra- 
ten- und Profitmassenkonfusion folgenden grandiosen Blödsinn: „Die wachsende organi- 
sche Zusammensetzung des Kapitals vermindert die tatsächliche Profitrate solange nicht, 
wie sich das Kapital schneller akkumuliert als die Profitrate fällt.‘ (MK, S. 100, vergl. 
auch ebenda, S. 76) Also solange das Kapital schneller akkumuliert als die Profitrate fällt, 
soll die tatsächliche (?) Profitrafe nicht fallen! Vergl. dagegen wenigstens das richtige Re- 
ferieren bei Yaffe, RC, S. 20 und Handbuch, I, Perspektiven des Kapitalismus, Frankfurt 
a. M. 1974,S.42 

46a Vergl. daher auch MK, S. 64 

47 Dabei soll sein: c = Wachstumsrate des Gesamtkapitals; q’ = Akkumulationsrate und p’ = 
Profitrate 

48 x = dem Divisor der Profitrate 

49 Verel. die oben in FN 40 angegebenen Stellen 

50 Vgl. MK,S.98 


stand begabten Kapitalistenklasse zu einem Grund für den Zusammenbruch der ge- 
sellschaftlichen Produktion zu machen, bedarf es zusätzlicher Annahmen über das 
Tempo, in der sich diese Verminderung der gesellschaftlichen Akkumulationsrate 
ergibt, wie also der Zustand konstanter Profitmasse bei den verschiedenen mit indivi- 
duellem Leben versehenen Unterabteilungen der verschiedenen Produktionszweige 
eintritt und welche Veränderungen der Angebots- und Nachfrageverhältnisse in den 
verschiedenen Sphären sich dadurch ergeben. Immerhin bestünde selbst bei Auftre- 
ten eines derartigen ‚Investitionsstreiks‘ in relevantem Umfang noch die Möglichkeit 
der Erhöhung der Konsumquote zum einen und der über ‚Sparen‘ vermittelten Rück- 
führung der ‚verweigerten‘ Geldkapitalien in den Reproduktionsprozeß. Mattick hält 
sich jedoch nicht bei derlei Firlefanz auf, sondern erhebt schlicht und einfach den 
_akkumulierten Kapitalteil (51) zum die Angebots- und Nachfrageverhältnisse bzw. 
“die gesellschaftliche Reproduktion allein determinierenden Moment, sodaß sich beim 
Rückgang der Akkumulationsrate das Eintreten der Krise von selbst versteht (52). 
Es zeigt sich hier also der bereits in Teil 2.1. Konstatierte implizite Begründungswech- 
sel der Überakkumulationstheorie: Die Krise tritt ein, weil bestimmte Proportionen 
der gesellschaftlichen Reproduktion nicht mehr eingehalten werden können. 

Diese Überproduktionskrise soll nun die Erscheinungsweise der eigentlichen 
‚Verwertungskrise‘ des Kapitals sein. Damit zeige sich die entscheidene Differenz 
der Überproduktion von Waren und der Überproduktion von Kapital (53). Der oben 
skizzierten Zuordnung des sinnfälligen Phänomens der Überproduktion von Waren 
und bestimmten Konstellationen des Verwertungsmaßes wird so der Anschein einer 
zutiefst materialistischen ‚Ableitung‘ gegeben, die zugleich die Kritik ihrer ‚oberfläch- 
lichen‘ Erklärungsvarianten erlaubt (54). Letztere werden nun in folgender Weise nä- 
her bestimmt: „Natürlich kann die Ursache dieser Kapitalstagnation darin liegen, daß 
die Masse des Mehrwerts nicht aus der Warenform in eine mehrwertproduzierende 
Kapitalform verwandelt werden kann... (diese) erste Möglichkeit resultiert aus der 
Tatsache, daß der Kauf und Verkauf von Waren und die Entstehung von Mehrwert 
sowohl logisch als auch zeitlich und räumlich voneinander getrennt sind. Eine Über- 
produktion von Waren drückt deshalb vielleicht nur Disproportionalitäten der Markt- 
struktur aus... .““ (55). Derselbe Umstand wird hier einmal als ursächlicher Krisen- 
grund und einmal als ihre bloße Möglichkit benannt. Dies rührt daher, daß das Aus- 
einanderfallen von Kauf und Verkauf bzw. entwickelter von Produktion und Reali- 
sation icht als Form für jede Krise gefaßt wird, die daher immer nur Überproduk- 


51 Was für ihn offenbar bloß Kauf von Kapitalgütern, also großzügiges Absehen von den not- 
wendigen zusätzlichen Arbeitskräften, bedeutet. 

52 Vgl. MK, S. 86, Vergl. ebenda, S. 64, 88 und Krisen, S. 71 u.ö. Die Dichte der Widersprü- 
che in der Mattickschen Skizze des Zusammenhangs zwischen dem krisenhaften Tiefstand 
der Profitrate und dem Auseinandertreten von Produktion und Realisation veranlaßt of- 
fenbar den für die Widersprüche des Meisters sensibilisierten Schüler Vaffe dazu, gänzlich 
auf derlei Ausführungen zu verzichten und so das Entstehen eines Zustandes der Überpro- 
duktion im Dunkeln zu lassen. Vergl. RC, S. 21 

53 Vgl. Kritik, S. 87. 

54 Kritik, S. 88, Veıgl. Krisen, S. 67 und MK, S. 88 

55 Kritik, S. 87 ß 
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tionskrise sein kann. Letztere wird dann vielmehr als ein ‚in Konkurrenz‘ zum Fall 
der Profitrate stehender besonderer ‚Krisentypus‘ aufgefaßt (56). So kann das Rea- 
lisationsproblem zugleich als Ursache und als bloß peripherer unwesentlicher Faktor 
behandelt werden (57). Versuche, im Anschluß an diese allgemeine Form der Krise 
das Auseinandertreten von Produktion und Realisation zu erklären, werden vom 
Verfasser zum Anlaß genommen, mit Verweis auf ‚die Zirkulation‘ oder ‚den Markt‘ 
als der bloßen Manifestationssphäre sich an die ‚inneren‘ Gründe des Produktionspro- 
zesses zu halten (58). Mit derart ‚dialektischem‘ Rüstzeug gewappnet können auch 
die von Marx genannten Schranken der Realisation vermeintlich als sekundär nach- 
gewiesen werden (59). Den offenkundigen Widerspruch zur krisentheoretischen Pro- 
grammatik von Marx — Entwicklung der Krisen aus der Produktivkraftentwicklung ei- 
nerseits und der Proportionalität der Produktionszweige sowie der Konsumkraft auf 
Basis antagonistischer Distributionsverhältnisse andererseits (60) — versucht Mattick 
jetzt dadurch aus der Welt zu schaffen, daß die Marxsche Kritik der Politischen Öko- 
nomie aufgelöst wird in einen ‚immanenten‘ und ‚transzendentalen‘ Teil (61). Das 
System der Kritik der Politischen Ökonomie wird so auf eine Moralphilosophie her- 
untergebracht, wo in Kenntnis der wahren (jenseitigen) Bedürfnisse über die falschen 
(diesseitigen) nachgedacht wird (62).Ist die eine Seite der von Marx genannten Rea- 
lisationsschranken — die ‚Konsumkraft‘ — so aufgelöst in Bedürfnisphilosophie (63), 
so bleibt die Aufgabe der Vermittlung der ‚anderen‘ Schranke — die Proportionali- 


56 Vergl. auch Krisen, S. 59 und MK, S. 90 

57 Vergl. z. B. die Kommentierung der Marx-Stelle in Krisen, S,.63 f 

58 Seine Kritik an den Versuchen, die Krise als Realisationsproblem zu fassen bringt Mat- 
tick in folgender Perle auf den Begriff: „Aber all dies hat wenig mit Marx zu tun, für den 
in der Tat die Welt des Kapitals zugleich ein Produktions- und Zirkulationsprozeß war, 
der aber dennoch darauf bestand, daß nichts zirkuliert, was nicht vorher produziert wur- 
de, und der deshalb dem Produktionsprozeß den Vorrang gab. „‚Gespannt wäre man auf 
die Antwort des Verfassers auf den Verweis, daß nur produziert werden kann mit vorher 
die Zirkulation durchlaufenden Waren. 

59 Krisen, S. 61. Die Schwierigkeiten einer derartigen Interpretation offenbaren sich auch 
bei der Behandlung des Kredits. Weder können mit der weitgehenden Abstaktion von der 
Zirkulationssphäre als ‚Erscheinungswelt‘ die Grundlage des Kreditsystems entwickelt 
werden/vergl. Yaffe, RC, S. 22 ff, wo die negative Schranke der Zirkulationszeit bloß an- 
gedeutet wird und die in den Umschlagsprozeß des Kapitals eingeschlossenen Momente 
zur Brachlegung von Geldkapital gänzlich fehlen/ Noch kann ein plausibler Grund ange- 
geben werden, warum bei einer „given inadequate profit rate“ /ebenda, S. 25/ als Durch- 
schnittszustand noch Anlaß zu erweiterter Reprodukton auf kreditärer Basis besteht. Des- 
weiteren bleibt schleierhaft, wieso die kreditäre Expansion zur Krise führen soll. ‚Gelöst‘ 
werden diese Eıklärungsschwierigkeiten durch impliziten Begründungswechsel, indem auf 
die zunehmenden Realisationsschwierigkeiten als Krisengrund verwiesen wird/ebenda/. 

60 Vergl. K. Marx, Das Kapital, Bd. 2, Berlin, 1966, S. 318; ebenda, Bd. 3, S. 253 - 255, 267, 
500 - 501;K. Marx, Theorien über den Mehrwert, Bd. 2, in: Marx-Enegels-Werke, Bd. 26.2, 
Berlin 1967, S. 492 £, 469, 534 f; K. Marx, Theorien über den Mehrwert, Bd. 3; in: MEW 


Bd. 26.3, S. 50 
61 Krisen, $. 62 
62 Vergl. Krisen, S. 63: ‚„... die Mehrwertproduktion (setzt) die Unterkonsumtion (voraus) 


2...“ ‚Unterkonsumtion heißt dann offenbar unterhalb der durch die Bedürfnisritter ge- 
setzten Normen. 
63 Vergl. Kritik, $S. 92 
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tät der Produktionszweige als Bedingung des Wert- und Stoffersatzes — mit der oben 
skizzierten Überakkumulationsvorstellung. Dies wird bewerkstelligt durch eine ge- 
waltsame Konstruktion, indem einerseits aus dieser Schranke die '(nichtssagende) 
‚Proportionalität von Mehrwert und Akkumulation‘, also eben obiges Dogma ge- 
macht wird (64). Andererseits wird auf die Anpassungsfähigkeit der kapitalistischen 
Produktionsweise verwiesen, die die nichtkrisenhafte Herstellung der Übereinstim- 
mung von produziertem und realisiertem Wert in den einzelnen Produktionssphären 
erlaube (65). Aufgrund der obengenannten Konfusion von Disproportionalitätsmög- 
lichkeit und Disproportionalitätstendenz werden die Grenzen derartiger Anpassungs- 
mechanismen bei gesellschaftlichen Massenbewegungen nicht diskutiert (66). 

Bleibt „.... die Frage ;. ‚ob sie (die Krisen — d. Verf.) dem System selbst ent- 
springen und damit unvermeidlich sind oder ob sie von außerhalb des Systems liegen- 
den Ursachen bestimmt werden und damit als zufällig gelten können. Oder auch, ob 
es sich hier um überwindbare Unvollkommenbeiten des Sytems handelt, die früher 
oder später aus der Welt geschafft werden können.“ (67) Durch die oben skizzierte 
Matticksche Entwicklung ist diese Frage bereits beantwortet. Zeigte sich hier als zen- 
traler Bestandteil der ‚Wesenskrise‘, daß der die progressive Kapitalakkumulation 
begleitende Fall der Profitrate einen plötzlichen Fall der Akkumulationsrate hervor- 
bringen sollte, so ist das Eingeständnis, daß der ‚,... Punkt der kapitalistischen Ent- 
wicklung, an dem die Kapitalexpansion mit dem Profitprinzip in Konflikt gerät und 
damit die Akkumulationsrate herabgesetzt wird, .... nicht zu bestimmen“ ist (68) 
gleichbedeutend mit dem Eingeständnis, daß es keinen theoretisch formulierbaren 
Zusammenhang zwischen den für wesentlich erachteten Bestimmungen der kapita- 
litischen Produktionsweise und der Krise gibt (69). Der Nachweis der letzteren be- 


64 Vergl. Krisen, S. 63, 65, 72f. 

65 Krisen, S. 66 

66 Mattick begnügt sich mitder Feststellung, daß sich mit der Akkumulation auch der Markt 
ausdehne, ohne die durch Akkumulationsrate und organischer Zusammensetzung des Zu- 
satzkapitals gegebnen Bedingungen für die Proportionierung der einzelnen Marktsphären 
zu diskutieren/vergl. Krisen, S. 70/ Diese Art Marx-Interpretation scheint somit den Op- 
timismus Sayscher Prägung nicht unähnlich zu sein. — Auch bezüglich der Anpassungs- 
funktion der Krise selbst sind Matticks Vorstellung höchst unklar. Einerseits soll in der 
Krise die Exploitationsrate konstant bleiben/vergl. Kritik, S. 90/,‚während sie das andere 
Mal steigen soll/Krisen, S. 75/Wird darüberhinaus die Steigerung der organischen Zusam- 
mensetzung des Kapitals zum automatischen Resultat der Produktivkraftentwicklung ge- 
macht/vergl. Krise, S. 55/, so ist nicht einzusehen, wie auf Basis des von Mattick unter- 
stellten Begründungszusammenhangs die Produktivkraftsteigerung Hilfsmittel zur Besei- 

tigung der Krise sein soll/vergl. Kritik, S. 99, Krisen, S. 75 und MK, S. 94/. 

67 ebenda, S. 73 

68 Kritik, S. 88, Vergl. Kritik, S. 75 und MK, S. 70 

69 Vergl. Kritik, S. 75: „.... (das) Wertschema der Kapitalentwicklung .... postuliert a 
nur die Möglichkeit einer Krise . . .““ Eberles Kritik an den Mattickschen Inkonsistenzen 
bezüglich der Bestimmung des Verhältnisses von Theorie und Empirie‘ einerseits und sein 
Verweis auf den die ‚erscheinende Realität‘ einbeziehenden Erklärungsanspruch der Marx- 
schen Theorie andererseits bleibt unvollständig. Die Rede von der zu erklärenden Realität 
müßte durch die Angabe der verschiedenen ‚Stufen‘ ihrer Erfassung und des ‚Entwick- 
lungsprinzips‘ derselben präzisiert werden. Matticks ‚Verzicht‘ auf diesen Erklärungsan- 
spruch kann von Eberle so nur aus „... mißverstandene(r) Intention der Marxschen Theo- 
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darf zusätzlicher Annahmen, deren Eintreten bloß zufällig ist, daher ist die Krise 
selber bloß zufällig zu bestimmen (70). 

Doch der ‚Wesenstheoretiker‘ gibt sich nicht so schnell geschlagen: zunächst 
wird wieder die theoretische Begründung durch den Verweis bzw. den Appell an die 
empirische Offensichtlichkeit ersetzt: „Die Krisen brauche natürlich nicht nachge- 
wiesen werden, da sie direkt erlebt werden.“ (71) Abgesehen von der für diese ‚Er- 
fahrung‘ von Krisen notwendigen Vorkenntnis über Gleichgewichtsbedingungen und 
darüber, wann ihr Nichtvorhandensein Krise bedeutet, steht ein derartiger Appell in 
diametralem Gegensatz zu den andernorts aus dem Auseinanderfallen von Wesen 
und Erscheinung deduzierten Wahrhnehmungsschranken (72). Diese — an sich schon 
problematische — empirische Offensichtlichkeit soll nun aber unmittelbarer Beleg 
für die inneren Schranken des Akkumulationsprozesses sein (73). Ist aber kein theo- 
retisch konsistenter Zusammenhang zwischen tendenziellem Fall der Profitrate und 
Krise nachweisbar, dann kann die empirische Krise auch nicht unmittelbar als Beleg 
für den-tendenziellen Fall angenommen werden: Mattick selbst formuliert bisweilen 
das ‚Realisationsproblem‘ als vom tendenziellen Fall verschiedene Ursache für die 
Krise (74). War ursprünglich der Anspruch erhoben worden, aus dem tendenziellen 
Fall der Profitrate die Krise zu begründen, so wird jetzt die faktische Krise zur Be- 
gründung für den tendenziellen Fall. Dieser Beweiszirkel wird mit der Verborgenheit 
der ursprünglichen Krisenursache ‚begründet‘. An die Stelle der Entwicklung dersel- 
ben tritt das Zueinanderbringen von Ursache und Erscheinung in der Form eines kon- 
frontierenden ‚Indikatorenverfahrens‘. 

Aus der immanenten Inkonsistenz der Mattickschen Erörterungen einerseits 
und dem Zirkelverhältnis von Theorie und Empirie andererseits folgt nun: Weder im 
Hinblick auf die empirischen Verhältnisse noch bezüglich der begrifflich notwendigen 
Erscheinungsformen weist das Matticksche ‚Wertmodell‘ irgendeinen Erklärungswert 
auf. Daraus können nun alternativ folgende Konsequenzen gezogen werden: entwe- 
der ist das Phönomen der zyklischen Krisen mit der Marxschen Theorie nicht zu er- 


rie“/F. Eberle, Bemerkungen zum Erklärungsanspruch der Marxschen Theorie, in: Aspek- 
te der Marxschen Theorie I, Frankfurt/Main 1973, S. 366/ ‚erklärt‘ werden. 

70 Die Unsicherheit über den Status seiner krisentheoretischen Erörterungen zeigt die Kom- 
mentierung jener Marx-Stelle an, wo formuliert wird, daß die ‚reale Krise aus Konkurrenz 
und Kredit‘ zu entwickeln sei/vergl. K. Marx, Theorien über den Mehrwert, Bd. II, a.a.O., 
S. 513/Einerseits wird dieser frühe Marxsche Differenzierungsversuch zwischen verschie- 
denen Ebenen der begrifflichen Entwicklung mißverstanden als Behauptung einer bloß 
empirischen Begründbarkeit von Krisen/vergl. MK, S. 70 und Kritik, S. 75/ Andererseits 
wird dies aber gerade als Verweis auf die Entwickelbarkeit von Krisen aus dem Kapital — 
im Unterschied zu Ware und Geld — d. h. aus dem Akkumulatonsprozeß, dessen Wirkung 
durch Konkurrenz und Kredit lediglich beschleunigt würden, gedeutet/so in Krisen, S. 60 
und 73/. Ähnlich meldet Yaffe zunächst den Anspruch des Nachweises der Verwandlung 
der Möglichkeit der Krise in die notwendige Aktualität der Krise an/RC, S. 13/, zieht 
sich aber dann darauf zurück, das mit der Akkumulationstheorie bloß die ‚Basis‘ für ei- 
nen derartigen Nachweis gelegt sei/RC, S. 21) 

ıı Krisen, S. 73, Vergl. auch Kritik, S. 76, 97 

72 so z. B. Kritik, S. 97 und Kiısen, S. 74 und 77 

73 Kritik, S. 99. Vergl. ähnlich Krisen, S. 57; Kritik, S. 98; MK, S. 95 und RC, S. 20 

74 z.B. Kritik, S.87,93 


klären, oder aber letztere wurde von Mattick ‚Krisentheoretisch‘ nicht voll ausge- 
schöpft. Im folgenden soll kurz die zuletzt genannte These begründet werden. 

Mattick übersieht erstens, daß der von ihm zum Zentrum der Begründung von 
Krisen gemachte Akkumulationsprozeß selbst seine Voraussetzungen hat. Der Mehr- 
‚wert — die eigentliche Quelle der Kapitalvermehrung — ergibt sich als Resultat eines 
Prozesses, in den nach Gebrauchs- und Wertseits hin bestimmte Güter, Waren, als 
Produktionsbedingung eingehen (75). Zweitens entgeht ihm, daß Gebrauchswerte 
für andere produziert werden und die Resultate des Produktions- und Akkumulations- 
prozesses sich als solche erst in der Zirkulation erweisen müssen (76). Nach beiden 
Seiten hin zeigt sich also die ‚Produktion‘ bzw. ‚Akkumulation‘ begrenzt durch das 
‚Markgeschehen‘. 

Insoweit nun Matticks Auffassungen über den komplexen Sachverhalt Krisen 
Resultat einer spezifischen Interpretation einer systematischen Gesellschaftstheorie 
sind, sind sie entweder ‚begründet‘ oder finden zumindest ihre ‚Entsprechung‘ in ei- 
ner verkehrten Interpretation der einfachsten-allgemeinsten Bestimmungen dieser 
Theorie (77): die Spezifik der warenproduzierenden Arbeit in der Marxschen Theo- 
rie liegt für ihn in der konkret-nützlichen Seite dieser Arbeit, die er zu einer unab- 
hängigen Variablen im System der Wirtschaftsbeziehungen macht und die für ihn 
den Schlüssel zur Erkenntnis der Entwicklungstendenzen der Kapitalistischen Pro- 
duktionsweise liefert (78). Mit einer derartigen Verwandlung des der bürgerlichen 
Arbeit immanenten Widerspruchsin eine Determinationsbeziehung können die sach- 
lichen Herstellungs- und Vermittlungsformen der Gesellschaftlichkeit nicht erfaßt 
werden (79). Sie müssen daher von Mattick als in die Nebenwelt der Zirkulation fal- 


75 Er ist daher ohne eine ‚vorhergehende Analyse der Ware‘ als seiner Voraussetzung und 
abstrakter Gestalt zugleich nicht angemessen zu begreifen. 

76 Folge dieses mißlichen Umstands ist die auch von Mattick nicht bestrittene Eigentümlich- 
keit, daß im Produktions- bzw. Akkumulationsprozeß für sich genommen die Krise nicht 
manifest werden konnte/vergl. z.B. Krisen, S. 60 f/ 

77 Um Mißverständnissen über den Status derartiger Betrachtungen zuvorzukommen sei be- 
merkt: Erstens handelt es sich hier nach Ansicht der Verf. nicht um eine hinreichende 
Erklärung für die Mattickschen Denkformen, die nur über die Untersuchung der zeitge- 
schichtlichen Umstände dieser theoriebildung (empirische Spezifik der ökonomischen 
Verhältnisse selbst und des theoriegeschichtlichen Materials — zu gewinnen ist. Zweitens 
soll dies nicht umgekehrt heißen, daß das Verständnis des ‚spezifisch gesellschaftlichen 
Charakters‘ der warenprodzierenden Arbeit vor dem Umschlag in ‚groben Empirismus‘ 
schützt wie z. B. an den Aussagen des ‚Projekts Klassenanalyse‘ zu Krise und industriellem 
Zyklus nachvollzogen werden kann: notwendige Entsprechung zum problembilnden Wie- 
derkäuen von programmatischen Marx-Zitaten über Krise und Zyklus und ihrer Uminter- 
pretation in ‚notwendige Entwicklung‘ dieser Phänomene/vergl. 3. Bischoff (Hrsg.),Die 
Klassenstruktur der BRD, Westberlin 1976, S. 140 -158 sowie Projekt Klassenanalyse, 
Gesamtreproduktionsprozeß der BRD 1950 - 1975, Westberlin 1976, S. 213 - 219/ist die 
Behandlung des empirischen Entwicklungsporzesses des Kapitalismus in der BRD nach 
dem Muster: es gibt Krisen in der BRD, es gibt den industriellen Zyklus in der BRD/ vgl. 
Projekt Klassenanalyse, Materialien zur Klassenstruktur der BRD, Westberlin 1974, S. 
49 ff, 63 f und dass., Gesamtreproduktionsprozeß, a.a.0., S. 220 ff/. 

78 Väl. Kritik, S. 72 

79 Vgl. MK, S. 37 und Kritik, S. 73. Die Art der Arbeitsverausgabung und die fetischistischen 
Kategorien können dann nur noch moralisch miteinander verknüpft werden. Daß Mattick 
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lend (weil seine Analyse diese Nebelwelt nicht aufhellen kann) den Verhältnissen 
der Produktion gegenübergestellt werden. Vermittlung findet dann nur insoweit statt, 
als die ‚Zirkulation‘ zum passiven Reflex der ‚Produktion‘ wird (80). Statt die Marx- 
schen Begriffe als sich entwickelnde Einheiten widersprüchlicher Bestimmungen zu 
fassen, hypostasiert Mattick immer eine Seite zum Wesen, der das zu vernachlässi- 
gende ‚Unwesen‘ gegenübersteht. 


2.2.2.Kritik der Altvater/Hoffmann/Semmiler-Variante 
der Überakkumulationstheorie 


Die oben ansatzweise skizzierten immanenten Begründungschwierigkeiten der Kri- 

sen aus Überakkumulation haben Anlaß zu weiterer Ausdifferenzierung dieser Theo- 

reme gegeben. Der fortgeschrittenste Stand derselben und zugleich die in der BRD 
und Westberlin verbreitetste Version dieser Sorte Krisentheorie wird durch Altvater/ 

Hoffmann/Semmler repräsentiert. Im folgenden sollen kurz die Differenzpunkte zu 

Mattick/Yaffe benannt und kritisiert werden. 

Einerseits wird ebenso wie derjeweilige Stand von Profit- und Akkumulations- 
rate auch die für den krisenhaften Rückgang der Akkumulation bestimmende Mini- 
malprofitrate als erklärungsbedürftige Größe aufgefaßt. Andererseits wird nun die 
Schwierigkeit einer bloß produktionszweigspezifisch und damit nicht allgemein zu 
bestimmenden minimal notwendigen Verwertungsrate durch Einführung neuer all- 
gemeiner Vergleichsgrößen für die Profitrate umgangen (81). Einmal kommt die Pro- 
duktion zum Erliegen, wenn die Profitrate nicht „die“ Zinsrate übersteigt (82), zum 
andern soll dies der Fall sein, wenn die „marginale erwartete Profitrate kleiner als 
die aus vorausgegangenen Erfahrungen gewonnene durchschnittliche“ Profitrate ist 
(83). Abgesehen davon, daß hier der Leser auf zwei verschiednene Wegen von Pon- 

unbewußt der von ihm kritisierten Fetischvorstellung selbst noch unterliegt, zeigt sich dar- 

in, daß er. das Spezifikum der ‚Arbeitwerttheorie‘ in der „... Gleichsetzung von gesell- 
schaftlichem Reichtum im allgemeinen und gesellschaftlicher Arbeit im allgemeinen .. .“ 

sieht/ebenda, S. 45/. 
s0 Vergl. Krisen, S. 47 - 48 und Kritik, S. 101. Das mangelhafte Bewußtsein über die Exi- 

stenzform und Durchsetzungsweise des geselischaftlichen Zusammenhangs führt denn 
schließlich auch zur Vorstellung eines mit einem bestimmten Stand der Durchschnittspro- 
fitrate plötzlich eintretenden ‚Investitionsstreiks‘. Offenbar wird dabei vom unmittelba- 
ren Gegebensein der ‚Produktiosnnotwendigkeit‘ Durchschnittsprofit als Handlungsorien- 
tierung für den Einzelkapitalisten ausgegangen. Nicht nur sind bei vollzogner Marktpreis- 
bildung die individuellen Profitraten der verschiednen Produzenten innerhalb einer Sphä- 
re verschieden, Auch zwischen den Sphären werden Verschiedenheiten nur ausgeglichen, 
soweit einerseits selbige erfahrungsmäßig im Zeitverlauf nicht kompensiert werden und 
andererseits Ab- und Zuflußschranken für wanderbereite Kapitale nicht existieren, Davon, 
daß die Bewegung der Durchschnittsprofitrate unmittelbares Konstituens für das Han- 
dein der Einzelkapitale sei, kann also keine Rede sein. 

8 Altvater/Hoffmann/Semmler, Vom Wirtschaftswunder zur Wirtschaftskrise, unveröffent- 
lichtes Manuskript, S. 20 ff (erscheint in überarbeiteter Form in den WSI-Mittelungen Nr. 
7/1978) 

82 Ebenda, S. 21 

83 Ebenda, S. 22 
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tius zu Pilatus geschickt wird, dürfte in der Spezifizierung der den Stand der ver- 
schiednen Kreditformen induzierenden Zinsraten und der Aufschlüsselung der den 
Unternehmererwartungen zugrundeliegenden ökonomischen Umstände die jeweili- 
gen ‚Marktbedingungen‘ eine nicht unerhebliche Rolle spielen. 

In der Erörterung der Gründe für das Absinken der Profitabilität wird klar ge- 
schieden zwischen der ‚langfristigen Tendenz“ der Profitrate und ihrem „zyklischen 
Verlauf“ (84). Der zyklische Fall der Profitrate ergibt sich für die Autoren — analog 
der Marxschen Illustration in Bd. III des ‚Kapital‘ — als Resultat ‚außerordentlicher 
Annahmen‘, für die sie die Begründung schuldig bleiben. Ausgegangen wird von einem 
den technischen Fortschritt im eigentlichen Sinn ebenso wie Rationalisierungen igno- 
rierenden ‚„‚Ausschöpfen der Produktivitätsreserven‘“. Für die Verfasser ist die daraus 
sich für sie ergebende „Arbeitskräfteverknappung‘‘ Anlaß — unter Mißachtung der 
Möglichkeit der Steigerung des Wertprodukts bei konstanter Arbeiteranzahl — zur 
Behauptung einer steigenden Lohnquote (85). Dann wird ohne nähere Diskussion 
von Substitutionsmöglichkeiten und Produktionselastizitäten behauptet: „Durch die 
Kapitalakkumulation .... und die Konkurrenz der Kapitale ... steigen auch die Preise 
für Rohstoffe, Vorprodukte und v. a. für Investitionsgüter.‘“ (86) Die für die Verfas- 
ser daraus folgende Preis- und Profitdifferenz zwischen dem Investitions- und Kon- 
sumgütersektor zugunsten des ersteren ist nun doppelt widersprüchlich: zum einen 
werden die Auswirkungen der oben unterstellten Zunahme der Lohnquote auf die 
Nachfrageverhältnisse nicht diskutiert; zum andern wird mit der Behauptung der be- 
grenzten ‚Endnachfrage‘ in den Konsumgüterindustrien entgegen der Beweisintention 
das ‚Realisationsproblem‘ als Grund der Krisen behauptet. Schließlich wird ohne Dis- 
kussion der Expansionsmöglichkeiten des Kreditsystems von der „Verknappung von 
Geldkapital‘ ausgegangen (87). 

Summa summarum wird hier im Anschluß an eine verbreitete Vorstellung (88) 
das Problem der Erklärung von Krisen durch die Unterstellung der zyklischen Ver- 
laufsform der Kapitalakkumulation ‚gelöst‘ (89). Damit ist jedoch schon die Krise 
selbst als die diesen Prozeß einleitende Phase unterstellt. 

Altvater/Hoffman/Semmiler nehmen für sich in Anspruch, in Vermeidung der 
Einseitigkeiten der sogenannten Unterkonsumtionstheorie für die Erklärung der Kri- 
se „sowohl die Realisationsbedingungen als auch die veränderten Produktionsbedin- 
gungen des Profits .. .“ (90) zu berücksichtigen. Dies erfolgt in doppelter Weise: er- 
stens wird gemäß der oben skizzierten Grundform der Überakkumulationstheorie 
von einer Abhängigkeit der gleichgewichtigen Reproduktion von der Akkumulations- 


84 Ebenda 
85 Ebenda 
86 Ebenda, S. 23 
87 Ebenda 


88 vergl. z. B. M. Itoh, a.a.0., S. 101 ff, der die krisenhafte Unterbrechung des Akkumula- 
tionsprozesses aus der Existenz einer durch das vorhandene fixe Kapital gezognen Schwel- 
le für Produktivkraftsteigerungen und den Expansionsgrenzen des Kreditsystems zu be- 
gründen versucht. 

89 Vergl. Altvater u.a., ebenda, S. 13,15, 22, 23 u.ö. 

90 Ebenda, S. 24 
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rate ausgegangen, sodaß durch eine sinkende Akkumulationsrate sofort die Gleich- 
gewichtsbeziehungen gestört werden (91). Dabei wird offenbar sowohl von einem 
‚strukturkonstanten‘ Ersatz des Originalkapitals ausgegangen und von der variablen 
organischen Zusammensetzung des Zusatzkapitals als Bestimmungsfaktor der Gleich- 
gewichtsproportionen abstrahiert (92). Zweitens wird unter Überakkumulation 
schlicht Überproduktion im Verhältnis zur zahlungsfähigen Nachfrage verstanden, 
also das ursprüngliche Kausalverhältnis einfach umgekehrt (93), indem sich der Fall 
der Profitrate als Resultat der im Verhältnis zu den produzierten Waren dispropor- 
tionalen Nachfragebedingungen ergibt. Diese müßten aber dann als aus ‚den allge- 
meinen Bedingungen der kapitalistischen Produktion‘ entspringend nachgewiesen 
werden. 

Bei den hier behandelten Varianten der Marx-Interpretation bzw. ‚marxisti- 
schen Krisentheorie‘ zeigte sich als gemeinsame Eigentümlichkeit: Aus der als ‚We- 
"senskern‘ firmierenden Produktion bzw. Akkumulation können die Bedingungen 
der Krise nur durch willkürliche Annahmen gewonnen werden, die entweder mit 
dem ‚Modellcharakter‘ der Theorie (Mattick) oder durch das Unterstellen des indu- 
striellen Zyklus (Altvater/Hoffmann/Semmler) ‚begründet‘ wurden. Dies war Konse- 
quenz der Nichtberücksichtigung der Tatsache, daß die im Zentrum dieser Theorien 
stehende Kategorie des Profits bzw. Durchschnittsprofits nur als der Tendenz nach 
gegebenes Resultat eines Prozesses des Ins-Maß-Setzens von Produktionsbedingun- 
gen in qualitativ und quantitativ bestimmter Gestalt einerseits und von zahlungsfä- 
higer Nachfrage in den verschiednen Sphären der Produktion andererseits bestimmt 
werden kann. Zwar ist es legitim, von der ‚bestimmenden‘ Rolle der Produktion aus- 
zugehen. Dies aber nur innerhalb eines Prozesses, der qualitativ und quantitativ be- 
stimmte Verwirklichungsbedingungen sowohl als Voraussetzung wie als Resultat er- 
fordert. Insofern ist ‚die Produktion‘ bloß abstraktes Moment des Gesamtreproduk- 
tionsprozesses. Zwar ist es legitim, bei der Begründung ökonomischer Krisen von 
den Bestimmungen des Akkumulationsprozesses auszugehen, nur muß dann die drei- 
fache Betrachtung desselben — als Moment des unmittelbaren Produktionsprozesses, 
des Zirkulationsprozesses und des Gesamtprözesses des Kapitals — in Rechnung ge- 
stellt werden. 


9 Vergl. auch W. Semmier, Zur Theorie der Reprodujktion und Akkumulation, Westberlin 
1977, S. 196 ff 

93 Vergl. W. Semmler, a.a.0., S. 198 und J. Hoffmann/W. Semmler, Kapitalistische Krise 
und Arbeitslosigkeit in der BRD, in: Prokla 19-21,S. 25 - 26. Die zirkuläre Bestimmung 
der Profitrate durch die Nachfrageverhältnisse und der Nachfrageverhältnisse durch die 
Profitrate kann hier nur keynesianisch durch Einführung der Unternehmerpsyche bzw. 
der Erwartungen als eigenständigem Erklärungsfaktor vermieden werden/vergl. Prokla, 
a.a.0., S. 22/. 
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3. Ältere und neuere Versuche der Erklärung von Krisen aus ‚Unterkonsumtion‘ 


Wir vertreten die schon von Sweezy und März vorgetragene These, daß zur Lösung 
des theoretischen Problems der zyklischen Krisen im Kontext der Marxschen Theo- 
rie jener vielgenannte Widerspruch zwischen der kapitalistischen Entwicklung der 
Produktivkräfte und der Entwicklung der beschränkten Konsumtion der kapitali- 
stisch exploitierten Lohnarbeiter einen besseren Leitfaden bietet als das Gesetz vom 
tendentiellen Fall der Profitrate, dem die Überakkumulationstheoretiker folgen (98). 
Zu diesem Zweck wollen wir erstens angeben, worin u. E. das theoretische Krisen- 
problem in der Marxschen ökonomischen Theorie besteht; zweitens dartun, wie sich 
uns der jetzige Erkenntnisstand präsentiert nach Durchsicht einiger Versuche in der 
marxistischen Tradition, die Notwendigkeit allgemeiner Überproduktionskrisen im 
Kapitalismus ohne Rücksicht auf die Bewegungsrichtung der allgemeinen Profitrate 
zu begründen; drittens erläutern, welche weiteren Untersuchungsschritte wir für die 
Lösung der noch offenen Probleme für notwendig halten. 
Zur Vermeidung einiger stereotyper Mißverständnisse sei vorausgeschickt: 
Von „Überproduktion“ ist nicht im Blick auf irgendeine Größe des tatsächlichen 
oder wünschenswerten Bedarfs die Rede, sondern immer bezogen auf ‚‚zahlungsfähi- 
ge Nachfrage“. Die Annahme neutralen Geldes schließt „Kaufkraftmängel“ aus; 
nicht weil Geldmangel herrscht oder der relative Geldwert abfällt, sondern weil die 
zahlungsfähige Nachfrage nicht hinreicht, um produzierten Wert zu realisieren, tritt 
Krise ein. ‚„Unterkonsumtion‘“ meint nicht Armut im physiologischen Sinne, Unter- 
schreiten eines Existenzminimums für größere oder kleinere Bevölkerungsteile. Eben- 
sowenig wird „Unterkonsumtion“ hier als abkürzender Ausdruck für „ungleiche Ein- 
. kommensverteilung“ gebraucht. Der Umstand daß in allen kapitalistischen Klassen- 
gesellschaften die große Mehrheit der proletarischen Bevölkerung ‚stets arm bleibt 
und stets arm bleiben muß“ im Vergleich zum Reichtum der minoritären besitzen- 
den Klassen, mag zwar soziale Spannungen, aber kann nicht periodische Krisen erklä- 
ren (99). Schließlich wird „Unterkonsumtion“ auch nicht als anderer Ausdruck für 
einen „Mangel an effektiver Nachfrage“ gebraucht. Die Mehrheit der proletarischen 
Bevölkerung in kapitalistischen Ländern spart, um größere Konsumausgaben zu fi- 
nanzieren; „Übersparen“ der Nichtkapitalisten im Sinne von übermäßiger Geldhor- 
tung kommt bei entwickeltem Kreditsystem höchstens noch als Reaktion auf eine 
bereits akute Krise vor. Es wird nicht bestritten, daß „‚absolute Überakkumulation‘* 
ein denkbarer Grenzfall kapitalistischer Entwicklung ist; bestritten wird der Erklä- 
rungswert dieses Falls für das Auftreten periodischer Krisen im Kapitalismus. Eben- 
sowenig steht hier die Konsistenz der Marxschen Begründung für das Gesetz des ten- 
dentiellen Falls der Profitrate oder die Gültigkeit dieses Gesetzes zur Debatte (100). 
98 Vgl. Paul M. Sweezy, Theorie der kapitalistischen Entwicklung, Köln 1959, S.. 138, 139 
und Eduard März, Einführung in die Marxsche Theorie der wirtschaftlichen Entwicklung, 
Wien 1976, S. 310, 320, 
99 Vgl. Engels’ Einwände gegen die Rodbertus-Sismondische ‚„Unterkonsumtionstheorie“ 
der Krisen: Friedrich Engels, Herrn Eugen Dührings Umwälzung der Wissenschaft, (MEW 
20), S. 266, 267 ; 
100 Die Möglichkeit, langwierige Depressionsperioden in der Geschichte des Kapitalismus 
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Wenn Überakkumulation nur ein anderer Ausdruck für eine Überproduktion von Pro- 
duktionsmitteln, stofflichen Elementen des „produktiven Kapitals“ sein soll, so geht 
sie in die hier vertretene Krisenerklärung ein: periodische „allgemeine Überproduk- 
tion“ kapitalistisch produzierter Waren schließt sowohl die Überproduktion von Wa- 
ren, die als stoffliche Elemente eines industriellen Kapitals fungieren können, als auch 
die Bildung von Überkapazitäten bei den bereits fungierenden „produktiven Kapita- 
lien“ ein. Überakkumulation im Sinne von „Übersparen“, übermäßiger Geldakkumu- 
lation der Kapitalisten Kann als Variante der Investitionsfinanzierung, die analog ei- 
ner Verlangsamung des Umschlags wirkt, in dieser Krisenerklärung keine Rolle spie- 
len, solange von der Teilung des Mehrwerts in Profit und Zins abgesehen wird. Es 
wird weiter keineswegs bestritten, daß es in der Marxschen Theorie diverse Andeu- 

tungen auf zyklische Schwankungen der Arbeitslöhne, der Profite, der Marktpreise, 
des Akkumulationsvolumens usw. gibt (101). Selbst angenommen, diese Zyklen ent- 
sprächen dem „Periodenwechsel des industriellen Zyklus“, so wäre doch auch z. B. 
der geglückte Nachweis eines notwendig zyklischen Verlaufs der Entwicklung der all- 
gemeinen Profitrate nicht identisch mit der von Marx intendierten theoretischen Un- 
tersuchung der Krisen. Denn nach Marx’ Ansicht bilden die Krisen die konstitutive 
Phase der industriellen, kommerziellen, Kredit- usw. -zyklen; der industrielle Zyklus 
ebenso wie der agrikole Zyklus im Kapitalismus ist ein „Krisenzyklus“. Jedes krisen- 
theoretische Argument, das sich im Kontext einer bestimmten zyklischen Phasenfol- 
ge bewegt, verfehlt daher entweder den Gegenstand der Marxschen Krisentheorie 
oder kann ihn nurmehr um den Preis einer petitio principii treffen. (102). 

Um den Gegensatz zu den Überakkumulationstheoremen zu betonen, läßt 
sich das Beweisthema auf den Satz zuspitzen: periodische allgemeine Krisen im Ka- 
pitalismus sind möglich und unvermeidlich auch bei steigender Profitrate. In Analo- 
gie zu Marx’ Sismondi-Kritik: Die periodischen Krisen werden in der Regel gerade 
vorbereitet durch eine Periode allgemein steigender Profitraten und beschleunigt 
wachsender Akkumulation, was nach Ansicht der Überakkumulationstheoretiker 
die Krisen gerade abwenden müßte. Allgemeines Fallen der Profite und Profitraten 
bildet ein regelmäßiges Phönomen in den zyklischen Krisen und kann als Symptom 
der Krisen gelten. Dieser Fall der Profitraten aber erfolgt keineswegs, weil keine zu- 
sätzlichen Mehrwertmassen mehr produzierbar sind, sondern weil die bereits produ- 
zierten und die noch produzierbaren Wert- und Mehrwertmassen auf dem erreichten 
Niveau der Mehrwertproduktion nicht mehr realisiert werden. Der „letzte Grund al- 
ler wirklichen (zyklischen, d. V.) Krisen“ ist nach unserer Auffassung in der Entwick- 
lung der für die kapitalistische Produktionsweise spezfisichen Art und Weise der Ex- 


(1873-1896, 1929-1940, 1973 ff) als „strukturelle Überakkumulationskrisen“ zu.erklä- 
ren, wie Paul Boccara und Antonio Pesenti vorgeschlagen haben, wird hier nicht disku- 

j tiert, 

101 So bei Karl Marx, Das Kapital, Bd, I (MEW 23), S. 646 ff 

102 Eine andre Frage ist natürlich, ob und unter welchen Umständen bzw. nach welchen Struk- 
turveränderungen der kapitalistischen Produktionsweise ein industrieller Zyklus ohne Kri- 
sen oder mit „Rezessionen“ anstelle von Krisen den Krisenzyklus ersetzen, verdrängen 
oder überlagern kann bzw. konnte, 

103 entfällt 
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ploitation menschlicher Arbeitskraft zu suchen: in den Methoden der relativen Mehr- 
wertproduktion. Denn: wenn die Mehrwertrate infolge exzessiver Anwendung aller 
jeweils möglichen Methoden der (absoluten und) relativen Mehrwertproduktion be- 
schleunigt steigt, dann verändern sich auch alle übrigen, für die Reproduktion des ge- 
sellschaftlichen Gesamtkapitals bestimmenden Größen — die Lohnhöhe ebenso wie 
die Beschäftigung, die Arbeitsproduktivität ebenso wie die Struktur (organische und 
zirkulatorische Zusammensetzung) des fungierenden Kapitals. Eine solche Entwick- 
lung führt zur Situation allgemeiner Überproduktion, wenn eine fundamentale „Dis- 
proportionalität‘‘ zwischen den Bedingungen der Mehrwertproduktion und der Reali- 
sierung: kapitalistisch produzierter Waren eintritt, d. h. eine solche, die die große 
Mehrzahl aller Kapitalien erfaßt und die mit den „normalen“, der kapitalistischen 
Produktionsweise immanenten Methoden der „Ausgleichung“ - Mengen- und Preis- 
anpassungen, Wert- und Kapitaltransfer, Attraktion und Repulsion der Arbeiterar- 
meen inklusive der industriellen Reservearmeen — nicht mehr bewältigt werden 
kann. Folgt man — in einem ersten Schritt zur Ermittlung solcher Disproportionen 
„in Werten“ — Marx’ Analyse des „Gesamtzirkulationsprozesses“ in einer kapitali- 
stisch produzierenden Gesellschaft, so läßt sich der Austausch zwischen den Produk- 
tionsabteilungen I (Produktionsmittel) und II (Konsumtionsmittel) als der zentrale 
„Ort“ ermitteln, an dem sich ein volkswirtschaftliches Gleichgewicht herstellt oder 
nicht. Die allgemeinste Bedingung einer Überproduktionskrise lautet danach: 
.%,+4Ac, &v, +Av, +1, +Ar, oder 
c,+Ac, = (m, -Ac,) #V, (1) 

Dreierlei kann dazu beitragen, diese Bedingung zu erfüllen: Erstens das Steigen der 
organischen Zusammensetzung des Kapitals in der Abteilung II, zweitens die Frei- 
setzungseffekte der Anwendung technischer Fortschritte i a der Abteilung I, drittens 


das Steigen der ak UmUl BHO alaIe! in der Abteilung I >. das das Wachstum des 


Ar, 
Konsumtionsfonds der Kapitalisten in der Abteilung I —) verlangsamt. 


Um dieses Argument zu einer Konsistenten Erklärung der Überproduktionskri- 
sen auszubauen, ist esnötig, erstens die Bedingungen gleichgewichtig erweiterter Re- 
produktion einer kapitalistischen Gesellschaft bei steigender Mehrwertrate, steigen- 
der organischer Zusammensetzung des Original- wie auch des Zusatzkapitals und 
steigender Akkumulationsrate (€ > 0;4 > 0;4>0) zu präzisieren. Zweitens sind 
auf dieser Grundlage die Bedingungen eines zentralen Ungleichgewichts gemäß (1) ' 
zu präzisjeren. Drittens muß die Wahrscheinlichkeit des Eintretens solcher zentraler 
Gleichgewichtsstörungen einer kapitalistischen Volkswirtschaft im Blick auf mögli- 
che ökonomische Gegentendenzen und Auswege erörtert werden. Viertens sind dar- 
aus die Bedingungen der Vermeidung derartiger allgemeiner Überproduktionskrisen 
zu entwickeln. Und schließlich ist die Wahrscheinlichkeit von krisenvermeidenden 
Reaktionen der ökonomischen Agenten eines kapitalistischen Systems zu erörtern. 
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3.1. Otto Bauer (104) 


Der Grundgedanke von Bauers Krisenerklärung ist: der kapitalistische Akkumula- 
tionsprozeß gipfelt periodisch in allgemeinen Krisen, weil in seinem Verlauf regel- 
mäßig ein Mißverhältnis zwischen dem absolut wachsenden Massenkonsum und der 
absolut wachsenden Warenmasse entsteht, die in die Konsumgüterproduktion oder 
in den Endkonsum eingeht. Der eigentliche Grund dieses Mißverhältnisses, das als 
Überproduktion von Waren oder alsÜberkapazität von produktivemKapital erscheint, 
ist nach Bauer die Verschärfung der Kapitalistischen Exploitation der Arbeitskraft — 
d.h. eine beschleunigte Steigerung der Mehrwertrate. Diese beschleunigte Steigerung 
der Mehrwertrate versteht er als Ausdruck fortgesetzter, intensivierter Anwendung 
der Methoden der relativen Mehrwertproduktion. Ein solches Steigen der Mehrwert- 
rate impliziert nach Bauer zum einen, daß der Massenkonsum (inklusive des Konsums 
der Kapitalistenklasse) zunehmend verlangsamt wächst — also Keineswegs etwa eine 
absolute Abnahme der absoluten, nominalen und realen Arbeitslöhne; zum anderen 
beinhaltet dies Steigen der Mehrwertrate eine beschleunigte Steigerung der Wachs- 
tumsrate des konstanten Kapitals und ein beschleunigtes Wachstum des gesellschaft- 
lichen Produktionsapparates — also nicht nur beschleunigtes Wachsen des gesellschaft- 
lichen produktiven Kapitals, sondern auch seiner Produktionskapazität, eine Folge 
- der steigenden Arbeisproduktivität und eine Bedingunge relativer Mehrwertproduk- 
tion. In Bauers Krisenerklärung wird nicht einfach eine „Konsumtionsbeschränkung“ 
als gegeben angenommen, sondern es wird versucht, das Verhältnis der Wachstums- 
raten des Konsumtionsfonds und der Wachstumsrate des produktiven Kapitals bzw. 
der produzierten Konsumgütermassen zu verfolgen. Die Krise wird als unausweichli- 
che Folge einer Periode beschleunigter Kapitalakkumulation betrachtet, in der die 
Arbeitsproduktivität steigt, der Kapitalstock wächst, die Mehrwertrate und die orga- 
nische Zusammensetzung des Kapitals steigen. Um den Gegensatz zu den Überakku- 
mulationstheoremen zu verdeutlichen: nach dieser Auffassung Kann und muß Krise 
eintreten, selbst wenn die Profitrate noch steigt und weiter steigen könnte. Denn 
Krise tritt ein, nicht weil die Mehrwertrate nicht mehr oder nicht mehr hinreichend 
gesteigert werden Kann, sondern weil sie zu schnell steigt, weil ihr beschleunigtes 
Steigen die Konsumnachfrage der Arbeiterbevölkerung immer langsamer wachsen 
läßt und zugleich eine immer raschere und umfangreichere Akkumulation mit zu- 
nehmenden Kapazitätseffekten erlaubt (105). 

Bauer versucht, die Unvermeidlichkeit periodischer Überproduktion von stoff- 
lichen Elementen des produktiven Kapitals in Abteilung II (Produktionsmittel für 
die Konsumgüterindustrien) im Verhältnis zum Wachstum der gesamten zahlungsfä- 
higen Konsumnachfrage einer kapitalistischen Zweiklassengesellschaft zu entwickeln. 


104 Otto Bauer, Marx’ Theorie der Wirtschaftskrisen, in: Die Neue Zeit, 23. Jg. (1905), Bd. I, 
S. 133 ff, 164 ff; ders., Die Akkumulation des Kapitals, in: Die Neue Zeit, 31. Jg. (1913/ 
14), Bd. 1,S. 830 ff, 863 ff 

105. Otto Bauer, Zwischen zwei Weltkriegen?, in: Otto Bauer Werkausgabe, Bd. 4,'Wien 1976, 
$. 88, 89, 327 ff. Die Prononcierung stammt nicht von Bauer, der den Fall der Profitrate 
wohl als Krisenauslöser anerkennt. 
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„Überproduktion an Produktionsmitteln“ trete ein, sobald das konstante Kapital 
der Gesellschaft schneller wachse als der ‚‚Bedarf‘‘ an zusätzlichem konstantem Ka- 
pital zur Produktion des Konsumzuwachses. Werden diese überproduzierten Produk- 
tionsmittel gekauft und zur Vergrößerung des Produktionsapparates in den Konsum- 
güterindustrien eingesetzt, so bleibt das Wachstum des Massenkonsums hinter dem 
Zuwachs an produzierten Konsumgütern zurück und eine Absatzkrise tritt ein. Den 
Bedarf an zusätzlichem konstantem Kapital sucht Bauer durch die Größe T zu fas- 


sen — genannt das „technische Produktionsmittelerfordernis“, definiert als ee die 


zur Produktion des „Konsumzuwachses“ nötige zusätzliche Menge an konstantem 
Kapital. Diesen Koeffizienten T setzt Bauer — „um meine Rechnung zu vereinfachen“ 
(106) — konstant. Unter dieser Voraussetzung kann er die Bedingung für das Eintre- 
ten von Überproduktion von Produktionsmitteln für die Konsumgüterindustrien prä- 
zisieren. Überproduktion in diesem Sinne tritt ein, wenn gilt: 


da_ T- d?b 

dt dt? oder: 
dab de 

dt "dt? db ’ 


d. h. dann wenn das Verhältnis zwischen der Geschwindigkeit der Kapitalakkumula- 
tion und der Beschleunigung des Wachstums des Konsums (a steht für den Akkumu- 
lationsfonds, b für den Konsumtionsfonds) größer ist als das „technische Produk- 
tionsmittelerfordernis“. T als Konstante vorausgesetzt, wird diese Bedingung einer 
Überproduktionskrise um so eher erfüllt sein, als im Gang des kapitalistischen Akku- 
mulationsprozesses sich die Akkumulation beschleunigt und zugleich das Wachstum 
des Konsums sich immer stärker verlangsamt, so daß der Wert des Bruchs 2 : an 
immer größer wird und immer rascher wächst. Daß dies so sein muß, versucht Bauer 
zu beweisen. Wenn das Wertprodukt der gesellschaftlichen Arbeit und die Mehrwert- 
rate wachsen, so steigt nach Bauer auch die Akkumulationsrate. Sobald die Mehr- 
wertrate mit größerer Beschleunigung steigt als das Wertprodukt der gesellschaftlichen 
Arbeit, müsse auch die Beschleunigung des Wachstums des Akkumulationsfonds grö- 
ßer werden als die des Wachstums des Wertprodukts. 
d?e d’w _d’a d’w 
2 rar ar ar 


(Mit e für die Mehrwertrate, w für das Wertprodukt, a für den Akkumulationsfonds.) 
Aus dem letztern folgert Bauer die Verlangsamung des Wachstums des Konsumtion s- 
fonds b. Das erstere aber sei immer dann der Fall, wenn die Mehrwertrate durch die 
Anwendung von Methoden der relativen Mehrwertproduktion gesteigert werde: Die 
Arbeitszeit und Arbeitsintensität unverändert angenommen, sei dieser Teil der Be- 
dingung der Krise erfüllt, sobald die Mehrwertrate mit größerer Beschleunigung stei- 
ge als die Zahl der beschäftigten Arbeiter, sobald sich also die „Freisetzungseffekte“ 


106 Otto Bauer, a.2.0.,S. 327. Bauer definiert den Koeffizienten T dort auch als Z. gebraucht 
ihn aber dann im hier definierten Sinn. db 
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der kapitalistischen Anwendung neuer Produktionstechniken auszuwirken begännen. 
2 2 2 2 
(4) d’e d“N de d’w 


ae ge am dt? 
(Mit N für die Anzahl der beschäftigten Lohnarbeiter). Sobald aber infolgedessen der 
2 

= <o- 
wird die Bedingung (2) erfüllt und tritt eine Überproduktionskrise ein. Eine solche 
Krise wäre dannund nur dann vermeidbar, wenn die Mehrwertrate und die Akkumu- 
lationsquote unverändert gehalten werden könnten, so daß der Akkumulationsfonds 
bzw. die jeweils akkumlierten Kapitalien nur noch ebenso schnell wie das Wertpro- 
dukt der gesellschaftlichen Arbeit wachsen könnten. Da dies in einer kapitalistischen 
Volkswirtschaft höchst unwahrscheinlich, spräche alles für die Vermutung, daß am 
Ende jeder Periode beschleunigter Kapitalakkumulation mit steigender Mehrwertrate 
und steigender organischer Zusammensetzung des Kapitals eine Überproduktionskri- 

se unabwendbar würde (107). 

Von formalen Mängeln abgesehen, ist vor allem Bauers Versuch mißglückt, ein 
„Akzeleratorprinzip‘‘ in die marxistische Betrachtung des kapitalistischen Akkumu- 
lationsprozesses einzuführen. Indem der Koeffizient T, der das Verhältnis von Kon- 
sumzuwachs und Zuwachs des Kapitalstocks ausdrücken soll, konstant gesetzt wird, 
wird gerade von der Steigerung der Arbeitsproduktivität infolge der kapitalistischen 
Anwendung arbeitssparender technischer Fortschritte abstrahiert. Mit dieser Annah- 
me vereinfacht Bauer sein Argument zu Tode. Wenn von den Wirkungen des techni- 
schen Fortschritts im Gang der kapitalistischen Akkumulation auf die organische 
Zusammensetzung des Kapitals, auf die Beschäftigungsmenge und das Reallohnni- 
veau einfach abstrahiert wird, so wird gerade jener Sachverhalt eliminiert, den Bau- 
er implizit für das Zustandekommen von allgemeiner Überproduktion verantwortlich 
macht. Die Annahme eines konstanten T, die die Annahme einer Konstanten organi- 
schen Zusammensetzung des produktiven Kapitals impliziert, widerspricht zudem 

. glatt der Annahme einer steigenden Mehrwertrate und einer Steigerung des Wertpro- 
dukts, die mit einem verlangsamten Wachstum der Beschäftigtenzahl einhergeht — 
Annahmen, mit denen Bauer fast im gleichen Atemzug operiert. Was aber seine For- 
mulierung der Bedingung der Krise (2) ganz entwertet und zu einer bloßen Tautologie 
herabsetzt, ist seine Gleichsetzung von da mit dc: die gesamte Akkumulation löst 

‚sich bei Bauer in die Erweiterung des konstanten Kapitals auf. Aus der falschen Ab- 
straktion von dv folgt natürlich die Abstraktion von allen Veränderungen der orga- 
nischen Zusammensetzung des Zusatzkapitals. Eine weitere, seine Krisenerklärung 
entwertende Übervereinfachung nimmt Bauer vor, wenn er — ein umgekehrter Tu- 
gan-Baranowsky — den gesamten Zuwachs des konstanten Kapitals ausschließlich 
zur Steigerung des outputs der Abteilung Il in Beziehung setzt, so als würde jegliche 
Vergrößerung des „gesellschaftlichen Produktionsapparates“ unmittelbar eine (bei 
gleichbleibendem Koeffizienten T gleichbleibende) Vergrößerung der Konsumgüter- 


Konsumzuwachs nurmehr mit abnehmender Rate steigt — nach Bauer 


107 Otto Bauer, 4.2.0., S. 329 
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masse, die auf dem Warenmarkt nach Käufern sucht, bewirken. Damit wird nicht nur 
die Differenz der organischen Zusammensetzungen des produktiven Kapitals in den 
Abteilungen I und Il eliminiert (in der Regel q, > q,), sondern auch das Wachstum 


oder die Abnahme dieser Differenz und die zunehmende Verlagerung von Kapital 
und Arbeitskräften in die Abteilung I — die notwendige Folge einer allgemeinen 
Steigerung der organischen Zusammensetzung des geseltschaftlichen Kapitals — igno- 
riert. Schließlich nimmt Bauer an, daß die Beschleunigung des Wachstums der Akku- 
mulation allein der Steigerung der Mehrwertrate folgt, abstrahiert also wieder falsch 
von der Möglichkeit einer Veränderung der Akkumulationsquote (dagilt: da= En 
dv * de). Dies zusammen mit einer falschen Abstraktion von dv — mithin seiner völ- 
lig undifferenzierten Behandlung von db, das neben der Veränderung der Beschäftig- 
tenzahl, der Arbeitsstundenzahl, der Arbeitsintensität und der Lohnsätze abhängt, 
mithin von allen Methoden der relativen Mehrwertproduktion beeinflußt wird — ver- 


2 2 2 2 
hilft ihm zu seinem Kurzschluß von < 2 > er auf 0, statt richtig — > 
2 2 
> Porn was allerdings selbst innerhalb Bauers Annahmen keinen Schluß darauf 


zuließe, wann denn nun die Bedingung (2) je erfüllt wäre. Bedauerlich bleibt, daß 
Bauer 1936 den Grundgedanken seiner Versuche von 1905 und 1913, wonach Krise 
dann eintritt, wenn der wesentliche, das Gleichgewicht zwischen den Abteilungen I 
und II herstellende Mechanismus des Kapitaltransfers versagt, der vorbereitende Geld- 
. akkumulation und damit eine quantitative Differenz zwischen dem Zuwachs des ge- 
sellschaftlichen Akkumulationsfonds und dem Wachstum der Akkumulation von 
produktivem Kapital voraussetzt, nicht weiter verfolgt und ausformuliert hat (108). 


3.2. Paul M. Sweezy 


Sweezy knüpft 1942 direkt an Bauers Arbeit von 1936 an. Nachdem er den unzurei- 
chenden Erklärungswert der von ihm klar unterschiedenen möglichen Fälle eines 
- Sinkens der Profitrate aufgezeigt hat, trägt Sweezy eine neue, „sorgfältige Formulie- 
rung‘‘ der „Unterkonsumtionstheorie“ der Krisen vor, die die Marxsche ökonomische 
Theorie an einem wichtigen Punkt „vervollständigen“ soll. In seiner algebraischen 
Behandlung des Unterkonsumtionstheorems folgt er Otto Bauers „im wesentlichen 
korrekt(em)“‘ Konzept, um es auszuführen und exakter zu fassen (109). 

Sweezy faßt sein Beweisthema differenzierter und weiter als Otto Bauer: Er 


108 Vgl. Otto Bauer, Marx’ Theorie der Wirtschaftskrisen, a.a.O,, S. 137, 165, 167 ff; ders., 
Die Akkumulation des Kapitals, a.a.O., S. 864, 867 ff. 

109 Paul M. Sweezy, Theorie der kapitalistischen Entwicklung, a.a.0., S. 139, 140 f, 146. Vgl. 
auch Sweezys Kritik an der Yaffe-Cogoy Variante der Überakkumulationstheorie, an der 
„Fetischisierung‘‘ und Überstrapazierung des Marxschen Gesetzes von tendentiellen Fall 
der Profitrate: Paul M. Sweezy, Some Problems in the Theory of Capital Accumulation, 
in: BCSE, Autumn 1973, S. 27 £, 30 ff. 
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will zeigen, daß die kapitalistische Produktionsweise die immanente Tendenz hat, 
„die Produktionskapazität für Konsumgüter schneller auszudehnen als die Nachtra- 
ge nach Konsumgütern“ (110). Werden, wie Sweezy annimmt, alle Produktionska- 
pazitäten regelmäßig voll ausgenutzt, so treten Überproduktionskrisen ein, wenn gilt 

dw dv dr 

2) dt z dt a dt 
Sweezy unterscheidet zwei mögliche Formen von Übeproduktionskrisen: manifeste 
Überproduktion von Konsumgütern in der Abteilung II und Überproduktion von 
Produktionsmitteln für die Konsumgüterindustrien in der Abteilung I, die aus Furcht 
vor Überkapazitäten und Überschwemmung des Marktes von den Kapitalisten der 
Abteilung II nicht mehr gekauft werden. Obwohl Überproduktionskrisen in beiden 
Abteilungen manifest werden können, hält er dafür, daß der zweite Fall eher zur 
„Erklärung von Perioden der Stagnation“ dienen kann. Dafür scheint ihm jedoch zu- 
sätzlich die Erörterung von „Kräften“, die der Tendenz zur Unterkonsumtion ent- 

. gegen wirken unumgänglich (111). 

Im Unterschied zu Bauer geht Sweezy explizit davon aus, daß gleichzeitig die 
Mehrwertrate, die Akkumulationsquote und die organische Zusammensetzung des 
"produktiven Kapitals steigen: 

dm _ dv dv dc da _ dr 

.: a ua 
Im Unterschied zu Bauer versucht Sweezy andeutungsweise die technisch bestimmte 
Relation zwischen Veränderungen der Produktionsmittelmenge und Veränderungen 
der produzierten Masse an Konsumgütern zu differenzieren: Er unterscheidet wenig- 
stens verbal zwischen dw, : dw, und dK : dw ,, womit immerhin die weitere Unter- 


scheidung zwischen dK, : dw, und dK, : dw, möglich wäre. Für die Relation dK : 


dw, nimmt er — mit Hinweis auf empirische Untersuchungen über die langfristige 
Entwicklung des Kapitalkoeffizienten in der US-amerikanischen VolKswirtsehaft — 
langfristige Konstanz an. Daneben versucht er — wie Bauer — den für den jeweiligen 
Konsumzuwachs notwendigen Zuwachs an konstantem Kapital durch einen tech- 
nisch bedingten re zu bestimmen: 


(N 1=< ar), daher: Er +. 


at 
Auch dieser Faktor (der Bauers T entspricht) wird konstant angenommen, die immer- 
hin möglichen Differenzen zwischen Zuwachs des konstanten Kapitals und Zuwachs 
des Konsumtionsfonds gar nicht betrachtet, sowenig wie zwischen der technisch be- 
dingten stofflichen und der wertmäßigen Relation zwischen Produktionsmittelzu- 
wachs und Konsumtionsmittelzuwachs oder zwischen dem Zuwachs an produzier- 
ten Produktionsmitteln und dem Wachstum des Kapitalstocks ein Unterschied ge- 


110 Pauli M. Sweezy, Theorie der kapitalistischen Entwicklung, a.a,O., S. 141 
11ll PauiM., Sweezy, a.2.0.,S.143f, 141 
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macht wird (112). Anders als Bauer unterscheidet Sweezy aber explizit zwischen 
der gesamten Akkumulation und der von ihm sogenannten „Investition“, d.h. der 
Akkumulation von zusätzlichem konstanten Kapital. Während er von der Geldakku- 
mulation der Kapitalisten und dem Sparen der Arbeiter absieht, macht er den für sei- 
ne Krisenerklärung entscheidend wichtigen Unteschied zwischen der Zunahme der 
tatsächlichen Investition und der Zunahme der technisch notwendigen Investition. 
Die erstere hat infolge der steigenden organischen Zusammensetzung des Kapitals 
“ die Tendenz, sich zu beschleunigen, während die letztere nur vom Wachstum des Kon- 
sumtionsfonds abhängig ist. 
2 
(8) TER > Ound SO = FE HS, da A=const. 
Eine kapitalistische Volkswirtschaft befindet sich nach Sweezy im Gleichgewicht, 
solange die faktische und die technisch notwendige Investitionsrate gleichbleiben; 
sie stürzt in eine Krise, wenn sie ungleich werden. Die allgemeine Bedingung für das 
Eintreten einer Überproduktionskrise lautet demnach: 


(9) Fra ee Per ma > =, denn bei, = const. und weil A = const. 
folgt Car Far 


Bezogen auf den Koeffizienten X lautet die Bedingung der Krise wie bei Bauer: 


dk d’vtm dk 
10) — : O—— - —— 
(10) dt ( dt? dt? 


Diese Bedingung kann nicht eher erfüllt werden, als die technisch notwendige Inve- 
stitionsrate abnimmt, während die faktische Investitionsrate beschleunigt weiter 
steigt. Das ist der Fall, wenn das Volkseinkommen nurmehr mit einer konstanten 
oder abnehmenden Rate steigt. Diese zusätzlichen Bedingungen für das Eintreten ei- 
ner Überproduktionskrise — 


d’vtm —_ 


— werden aber nach Sweezy im Gang des kapitalistischen Akkumülationsprozesses 
mit hoher Wahrscheinlichkeit erfüllt. Denn das Steigen der Mehrwertrate, das Stei- 
gen der organischen Zusammensetzung des Kapitals und das Steigen der Akkumula- 
tionsquote zusammengenommen bewirken, daß die faktische Investitionsrate in der 
Regel schneller steigt als das Volkseinkommen (oder wie bei Bauer: als das Wertpro- 
dukt der gesellschaftlichen Arbeit). Wenn das Volkseinkommen darüberhinaus mit 
konstanter oder abnehmender Rate steigt, so ist höchst wahrscheinlich, daß der 
Konsumtionsfonds der Gesellschaft absolut abnimmt oder nur noch mit sinkender 
Rate wächst — mithin auch das auf diesen Zuwachs der Konsumnachfrage mit der 
konstanten Proportion X bezogene „technische Produktionsmittelerfordernis“. Die- 


dc . 
(11) dt < 0; und 


112 PaulM. Sweezy, a.a.0.,S. 142 £, 147 
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selbe Ursache — das beschleunigte Steigen der faktischen Investitionsrate -- führt 
gleichzeitig zur zunehmenden Verlangsamung des Wachstums von v und von r, mit- 
hin zur fortschreitenden Abnahme des Wachstums von dc, und zur Vergrößerung des 
Produktionsapparates, der — nach der Voraussetzung dK/dw, = const. — proportio- 
nale Zunahme der produzierten Konsumgütermengen entsprechen muß. Dieser „Wi- 
derspruch“ zwischen beschleunigt steigender faktischer und nurmehr mit abnehmen- 
der Rate wachsender technisch möglicher oder zur Deckung des Konsumzuwachses 
technisch notwendiger Investition führt zur tendentiellen Überproduktion an Kon- 
sumgütern und kann sich nur in einer Krise „lösen“. Sweezy hält dafür daß seine 
Zusatzannahmen — das Volkseinkommen steigt mit konstanter oder abnehmender 
Rate, je schneller die faktische Investitionsrate steigt, desto langsamer wachsen die 
den gesellschaftlichen Konsumtionsfonds bestimmenden Größen vund r — 


dk _dv dr, d’k d’v+m 
(12) dt > dt + gu; wenn > ou no =) 
 d2vtm d’k 
dann: 9 = pr <0; daher: <o 


in erster Linie für „alte“, technologisch EHRE. en Länder zu- 
treffen, in denen in großem Umfang intensiv erweiterte Reproduktion betrieben, ar- 
beitssparende technische Fortschritte angewandt werden, so daß die Beschäftigung 
infolge von „Freisetzungseffekten“ nurmehr mit konstanter oder abnehmender Rate 
wächst (113). 

Vermeidbar wäre nach dem Sweezyschen Konzept solche Überproduktionskri- 
sen nür dann, wenn die tatsächliche Investitionsrate nur höchstens ebenso rasch stei- 
gen würde wie das Volkseinkommen, d. h. aber mit fortschreitender kapitalistischer 
Entwicklung immer langsamer bis hin zur Stagnation. Das aber würde bedeuten, daß 
die Kapitalisten auf mögliche Steigerungen der Mehrwertrate, auf die Anwendung 
von Methoden der relativen Mehrwertproduktion freiwillig verzichten müßten, nur 
um die Steigerungsrate der organischen Zusammensetzung des Kapitals möglichst 
niedrig zu halten, oder aber daß sie vom wachsenden Mehrwert mehr konsumieren 
als akkumulieren müßten — beides nach Sweezy mit der Natur der kapitalistischen 
Produktionsweise unvereinbare Anforderungen. 

Der Grundgedanke dieser Krisenerklärung lautet (ähnlich wie bei Bauer): die 
kapitalistische Akkumulation strukturiert die kapitalistische Produktion regelmäßig 
so um, daß die veränderten Bedingungen der Produktion von Waren und die gleich- 
zeitig veränderten BEdingungen ihrer Realisation mit wachsender Geschwindigkeit 
einem Punkt zustreben, an dem sie „auseinanderfallen“ müssen. Weil die Akkumu- 
lationsquote und die organische Zusammensetzung des Zusatzkapitals gesteigert wer- 
den, um die Mehrwertrate zu steigern, weil also die Sweezysche Investitionsrate be- 
. schleunigt steigt, wird zugleich das Wachstum des geselischaftlichen Konsumtions- 
fonds zunehmedn gedrosselt — in erster Linie weil sich die geselischaftliche Brutto- 
lohnsumme immer langsamer vergrößert als Folge der intensivierten relativen Mehr- 
wertproduktion. Wie üblich, lauert der Teufel dieser Krisenerklärung im ökonomi- 


113 Paul M, Sweezy, a.2.0., S. 147, 148 
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schen Detail auf. Zwar ist Sweezys Formulierung der Bedingung der Krise (9) dif- 
ferenzierter als die Bauersche, weil er anders als Bauer zwischen gesamter Akkumu- 
lation und Investition unterscheidet und das „technische Produktiosmittelerforder- 
nis“ als gesellschaftliche Maßgröße gegenüber der tatsächlichen Investitionsrate fest- 
dc 
dv+t dr? 
konstant zu setzen, macht er Bauer nach. Damit unterschlägt er © Bonverhatt, daß 


hält. Aber den entscheidenden Fehler, seinen „Akzeleratoren“( 7 n und 


mit steigender organischer Zusammensetzung nicht nur die Relation an sin- 
ken muß, sondern auch und vor allem das Größenverhältnis zwischen dem Prodyjkt 
der Abteilung I und dem Produkt der Abteilung Il sich verändern, die Relation 

zunehmen muß, damit aber das Verhältnis zwischen dem Konstanten Kapital Hi 
Gesellschaft und ihrem Konsumtionsf. end Ey Hr FT, zunehmend größer wird, 
während zugleich auch die Relation — steigt Das ist um so mehr der Fall, je größer 


die Diskrepanz zwischen den organischen Zusammensetzungen bzw. zwischen den 
Steigerungsraten der organischen Zusammensetzungen des produktiven Kapitals in 
den beiden Abteilungen ist. Mit dieser Übervereinfachung macht es Sweezy seinen 
Kritikern zu leicht: der naheliegende Einwurf, daß Produktionsmittel ja auch zur 
Produktion von Produktionsmitteln dienten und dienen könnten, genügt ihnen in 
der Regel zur Erledigung der „Unterkonsumtionstheorie“ (114). Zwar ist dieser 
Einwand in der üblichen Form unhaltbar — Tugan-Baranowsky auf eine bloße Re- 
densart heruntergebracht —, weil er unterstellt, daß jede beliebige Umstellung von 
der Produktion von Konsumtionsmitteln auf die Produktion von Produktionsmit- 
teln jederzeit möglich und überhaupt die Produktion von Produktionsmitteln belie- 
big ausdehnbar sei ohne irgendwelche Auswirkungen auf den Umfang der Konsum- 
güterproduktion, während seine Verfechter in der Regel die Veränderung der orga- 
nischen Zusammensetzung des gesellschaftlichen Kapitals, des Zusatz- wie des Ori- 
ginalkapitals in beiden Abteilungen, das eine Verlagerung von Produktionsmitteln 
und Arbeitskraft auf die Produktion von Produktionsmitteln zugleich bedingt und 
begrenzt, völlig vergessen. Ein rationeller Kern bleibt: Wenn die organische Zusam- 
mensetzung des gesellschaftlichen Kapitals steigt, dann muß — bei jeder gegebenen 
Rate des Konsumzuwachses — die technisch notwendige Zuwachsrate des konstan- 
ten Kapitals bzw. die technisch notwendige Zuwachsrate des konstanten Kapitals 
bzw. die technisch notwendige Investitionsrate immer um einiges höher sein bzw. 
schneller steigen als die Wachstumsrate des Konsums. Wird dieser Umstand berück- 
sichtigt, dann kommt für die Ermittlung der Krisenbedingung alles darauf an, wie 
(durch Freisetzung von Arbeitskräften und Senkung des Werts der Ware Arbeitskraft 
oder durch die Erhöhung der Akkumlationsquote) das Wachstum des Konsumtions- 
. fonds in der Folge verlangsamt wird. Sweezy sieht die Schwierigkeit, behandelt sie 


114 Vgl. Michael Bleany, Underconsumption Theories, a.a.O., S. 117, 118 und ebenso Shaikh 
in diesem Heft. 
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aber nur in Gestalt einer globalen Abhängigkeit zwischen der faktischen Investitions- 
rate und dem Wachstum von v und von r, während er gleichzeitig im unaufgelösten 
Widerspruch dazu, die Beziehung zwischen der technisch notwendigen Investitions- 
rate und dem Wachstum von v und von r konstant bleiben läßt. Sweezys Argument 
wäre nur plausibel, wenn sich Fälle in der kapitalistischen Entwicklung aufweisen 
ließen, in denen die Wertzusammensetzung des Kapitals steigt, während seine tech- 
nische Zusammensetzung gleichbleibt. Der denkbare Fall, in dem eine starke Abnah- 
me der Arbeitsproduktivität in den Produktionsmittelindustrien den Wert der „Ka- 
pitalgüter“ im Verhältnis zu ihrer Masse beträchtlich steigert, kann wohl kaum als 
Normalfall zur Erklärung der regelmäßigen zyklischen Überproduktionskrisen heran- 
gezogen werden (115). 


3.3. „Krise und Kapitalismus bei Marx“ (1975) 


Die Kollektivarbeit von 1975 bzielt — wie aus sukzessiven Formulierungen des theo- 
retischen „Krisenproblems“ ersichtlich (116) — darauf ab, die Erklärung der zykli- 
schen Krisen aus Situationen „allgemeine Überproduktion“ zu explizieren (117). 
Die gestellte Aufgabe lautet: die Bedingungen präziser (als bisher üblich) bestimmen, 
unter denen der kapitalistische Akkumulationsprozeß in eine Krise mündet. Krisen 
aus „Überakkumulation“, die aufgrund eines plötzlichen Stockens der Akkumula- 
tion zur Überproduktion führen, sind dabei als „möglicher Krisentyp“ durchaus 
nicht ausgeschlossen. Es wird nur behauptet, daß sich weder für den nur unter den 
Marxschen „extremen Annahmen“ konstruierbaren Fall absoluter Überakkumula- 
tion noch für den Fall relativer Überakkumulation, dessen Abgrenzung von einer 
„relativ willkürlichen‘ Bestimmung der minimalen Profitrate abhängig ist, die Be- 
dingungen angeben lassen, unter denen die Überakkumulation in eine Krise — via 
Stockung der Akkumulation — übergeht, ohne die Austauschbeziehungen zwischen 
den Abteilungen des kapitalistischen Reproduktionsprozesses zu betrachten (118). 
Um die Entstehung der Bedingungen einer Überproduktionskrise aus dem „norma- 
len“ Verlauf des Akkumulationsprozesses verfolgen zu können, wird 1. von den 
durch den Ausgleichsprozeß zur Durchschnittsprofitrate herrührenden lokalen Stö- 
rungen des kapitalistischen Reproduktionsprozesses abstrahiert, d. h. gleiche Wertzu- 
sarmmensetzung des Kapitals, gleiche Profitraten und gleiche Akkumulationsraten 
werden angenommen; 2) wird von allen momentanen Störungen abstrahiert, die ein 
ungleichmäßiger Verlauf des technischen Fortschritts mit sich bringen Kann; 3) wird 
die Möglichkeit eines „Kapitaltransfers“ zwischen den Abteilungen angenommen. 


115 Vgl. Paul M. Sweezy, Theorie der kapitalistischen Entwicklung, a.a.O., S. 142, 143 

116 Vgl. V.M. Bader u.a., Krise und Kapitalismus bei Marx, Köln-Frankfurt 1975, S. 309 ff, 
385 f,416 £, 419 u.ö. a 

117 Das hat Paul Mattick gemerkt und prompt versucht, seiner eigenen Version das Gütesie- 
gel der Marxschen Krisentheorie zu sichern. Vgl. Paul Mattick, Besprechung von V. M. Ba- 
der u.a., Krise und Kapitalismus bei Marx, in: IWK, 12. Jg. (1976), Heft 2, S. 275, 276 

118 Vgl. V.M. Bader, u.a., Krise und Kapitalismus bei Marx, a.2.0., S. 441 £, 431, 433, 434 
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Auf die Einführung spezieller Koeffizienten, die stoffliche, technisch bedingte Pro- 
portionen kennzeichnen, wird nicht nur ausdrücklich verzichtet — im Unterschied zu 
Bauer und Sweezy — sondern es wird auch bezweifelt, ob die gleichzeitigen Verände- 
rungen der wertmäßigen und stofflichen, technisch bedingten Proportionen infolge 
von Veränderungen der Arbeitsproduktivität überhaupt noch theoretisch, d.h. ohne 
Zuhilfenahme empirischer Aussagen über bestimmte Arten des technischen Fort- 
schritts bzw. bestimmte Verlaufsformen seiner Durchsetzung behandelbar sind (119). 
Insofern sind die Versuche von Bauer und Sweezy zugleich empirisch gehaltvoller 
und beschränkter gültig, während sich die Arbeit von 1975 auf konstruierte Beispiele 
möglicher Verläufe des Akkumulationsprozesses stützt, ohne etwas über deren Häu- 
figkeit bzw. Wahrscheinlichkeit ausmachen zu können. 

Zwei mögliche Fälle von Überproduktion werden unterschieden: Überproduk- 
tion in Abteilung I und in Abteilung II. Dies ist der Fall, wenn gilt: 


(13) w > c+de oder w, > vtdvtm(l-a), 


was leicht in (1) umformbar ist. Die Frage ist nun, ob der kapitalistische Akkumula- 
tionsprozeß bei steigender Mehrwertrate, steigender organischer Zusammensetzung 
des Kapitals und steigender Akkumulationsrate derartige Ungleichgewichte mit einer 
— allgemein bestimmbaren — Regelmäßigkeit oder unter — allgemein bestimmbaren — 
Bedingungen hervorbringt. Langfristiges und gleichmäßiges Steigen der organischen 
Zusammensetzung des Kapitals bedingt unter den gemachten Annahmen (gleiche 
Profitraten und daher gleiche Akkumulationsraten in beiden Abteilungen) eine Un- 
gleichheit der Wachstumsraten des Kapitals in beiden Abteilungen, damit eine Ver- 
lagerung von Kapital und Arbeitskräften in die Abteilung I stattfinden kann. 

(14) g, >, Es wird untersucht, ob und wie diese Bedingung erfüllt werden kann. 


Das globale Gleichgewicht für eine wachsende kapitalistische Volkswirtschaft wird 
nur realisiert, solange — unter den o. a. Annahmen -—- die Wachstumsrate des gesell- 
schaftlichen Gesamtkapitals der Wachstumsrate der Arbeiterbevölkerung gleichbleibt. 
Ein Ungleichgewicht im Sinne von (13) tritt ein, sobald entweder die Wachstumsrate 
des Kapitals in der Abteilung I oder die Wachstumsrate des Kapitals in Abteilung II 
die Wachstumsrate der Arbeiterbevölkerung übertrifft. 


(15) Er N oder 8, > N, wenn w, =8, 


weil das Wertprodukt pro u konstant bleibt und das konstante Kapital 
jeweils mit konstanter Rate wächst. ee Ar = 0) (120). Dann gilt: 


(15 a) w, >N-1-Ac 


119 Vgl. V.M. Bader u.a., a.a.0., S. 444, 437 ff, 465 und S. 220 über die Unmöglichkeit logi- 
scher Deduktion der Notwendigkeit von Krisen, sowie den Schlußpassus S. 469 ff 
120 V.M. Bader u.a., a.a.O., S. 448, 457, 458 
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(mit 1 fürdaskonstante Wertprodukt v + m pro Beschäftigten). Ein solches Ungleich- 
geiwcht wäre nur vermeidbar, wenn Kapitaltransfer zwischen den Abteilungen statt- 
fände, so daß die Wachstumsrate des Kapitals in Abteilung II unter das Niveau der 
Wachstumsrate des Kapitals in Abteilung I herabgedrückt würde. Nicht nur daß eine 
freiwillige Dämpfung der Akkumulation in einer Abteilung zugunsten der anderen 
höchst unwahrscheinlich erscheint, sondern dies Mittel zur Vermeidung von Über- 
produktion (Kapitaltransfer von I nach IT) kann auch zu einer bloßen Verlagerung 
der Überproduktion führen — dann nämlich, wenn die Nachfrage nach Investitions- 
gütern aus der Abteilung II, von der die Expansion der Produktion in der Abteilung 
I „letzten Endes‘ abhängt, infolge des Sinkens von g, so stark zurückgeht — trotz 


Steigens von q, — daß zwar die Wertzusammensetzung des Kapitals und insgesamt 
der Anteil der Abteilung I am fungierenden Kapital der Geellschaft beschleunigt 
wächst, aber die dementsprechende Masse von produzierten Produktionsmitteln in 
der Abteilung II keinen hinreichenden Absatz mehr findet (121). Dieser Ansatz zur 
Erklärung von Überproduktionskrisen — die durch die Steigerung der Wertzusam- 
mensetzung des Kapitals bedingte Ungleichheit der Wachstumsraten des Kapitals in 
beiden Abteilungen steht im Widerspruch zur tendentiellen Ausgleichung der Profit- 
und Akkumulationsraten, die entweder dazu führt, daß die Wachstumsrate des ge- 
sellschaftlichen Gesamtkapitals im Vehältnis zur Wachstumsrate der Arbeiterbevöl- 
kerung zu groß wird (Überproduktion in Abteilung IT), oder dazu, daß sie zu niedrig 
‚wird (Überproduktion in Abteilung I) — paßt zwar genau in die von Bauer und 
Sweezy gelassene theoretische Lücke, ist aber nicht hinreichend ausgeführt, um sie 
auszufüllen. Es wird zwar als Grenze für die Wirksamkeit des Ausgleichungsmecha- 
nimus „Kapitaltransfer‘ der mögliche Fall absoluter Überakkumulation in der ver- 
langsamt und mit steigender Wertzusammensetzung des Kapitals wachsenden Abtei- 
lung II (NB nicht in allen Sphären kapitalistischer Produktion zugleich) benannt 
(122), aber keine über diesen „Fall“ hinausgehende allgemeine Bestimmung jenes 
Punkts, versucht, an dem das ungleichmäßige Wachstum des Kapitals in den beiden 
Abteilungen zusammen mit der Veränderung der Struktur des produktiven Kapitals 
die durch die veränderten Produktionsbedingungen gesetzten ‚„Reproduktionsbedin- 
gungen“, d. h. Bedingungen vollständiger Realisation der produzierten Werte in ih- 
ren unterschiedlichen Gebrauchsgestalten, zu veletzten beginnt. Nur der „lockere 
Zusammenahng‘“, daß das Wachstum von w, nur solange fortgehen kann als auch c, 


. wächst, wird zur Bestimmung der variablen Grenze für die Steigerung der Akkumula- 
tion in der Abtilung I im Verhältnis zum gleichzeitigen Kapitalwachstum in der Ab- 
teilung un EEann eaen { 123). ausführliche Erörterung des Zusammenhangs 

w c q, 

__2 


1 
zwischen >= Va: und Fra = 22 findet nicht statt, also bleibt auch der Zusam- 
menhang von ze = mn “ undiskutiert. Marx’ Erklärung der Überproduk- 


121 V.M. Bader u.a., 4.2.0, 8. 451-454 
122 V.M. Bader u.a., a.a.0., S!453f 
123 V.M. Bader u.a., 4.2.0., S. 461,462 
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tionskrisen wird also nicht wesentlich über die Formulierung eines „letzten Grundes‘“ 
oder einer allgemeinen Bedingung für die Möglichkeit von Überproduktionskrisen 
hinausgeführt. 

Die voranstehende Auseinandersetzung sollte uns dazu verhelfen, im Blick auf 
das Marxsche Programm der Erklärung von zyklischen Krisen aus „‚Überproduktion“ 
anzugeben, was wir nicht wissen. Aus zwei Gründen ist die Formulierung der Bedin- 
gungen einer Überproduktionskrise bei Bauer, Sweezy und Bader u.a. noch unzurei- 
chend: Erstens wird die zentrale Rolle der von den Variationen von Lohnhöhe und 
Beschäftigungsgrad abhängigen Konsumnachfrage der großen Masse der Bevölkerung, 
der Arbeiterklasse in unserem Zweiklassenmodell nicht hinreichend deutlich. Die 
. Entwicklung des „Konsumtionsfonds“ einer kapitalistischen Gesellschaft wird nicht 
hinreichend differenziert, die Abhängigkeit der Veränderungen der Nachfrage der 
beschäftigten Lohnarbeiter nach Konsumgütern von der Veränderung der Bedingun- ° 
gen, unter denen sie arbeiten, Waren produzieren und vom Kapital exploitiert wer- 
den, wird nicht weit genug verfolgt. Dem entspricht zweitens, daß die Zuspitzung 
der Krisenbedingung auf eine zentrale Disproportion im Austausch zwischen den 
beiden Abteilungen, also eine funktional bestimmte Größenbeziehung zwischen pro- 
duzierten Warenwerten, die zu ihrer Realisation aufeinander angewiesen sind, aber 
wegen der gleichzeitigen Veränderung ihrer Produktionsbedingungen nicht mehr zu- 
einander passen, nicht gelungen ist. Ein Schritt dazu wäre die Bestimmung einer 
ökonomischen Grenze für die abteilungsinterne Ausdehnung der Abteilung I — na- 
türlich nicht als absolute Grenze, sondern als Grenze des Spielraums für ungleich- 
mäßiges Wachsen der organischen Zusammensetzungen des Kapitals in beiden Abtei- 
lungen, d. h. zugleich für die Ungleichheiten der Wachstumsraten des Kapitals, da- 
mit der Akkumulations- und/oder Profitraten in beiden Abteilungen, die nur bei 
Strafe einer krisenhaften Ausgleichung überschritten werden können. Daß die ver- 
bale und formalisierte Darstellung jener Tendenzen im Kapitalistischen Akkumula- 
tionsprozeß, die zur Erfüllung der Krisenbedingungen bzw. zur regelmäßigen Verlet- 
zung der — selbst noch unzureichend bestimmten — Gleichgewichtsbedingungen ei- 
ner expandierenden kapitalistischen Volkswirtschaft führen, noch nicht wesentlich . 
über Marx hinaus gelangt ist (124), liegt u. E. nicht zuletzt an der Vernachlässigung 
der folgenden, im Akkumulationsprozeß des Kapitals eingeschlossenen Momente: 
Zum ersten sind die Bedingungen eines störungsfreien „Kapitaltransfers‘“ (zwischen 
den Abteilungen) weithin ungeklärt, obwohl Kapitaltransfer häufig qua Annahme in 
krisentheoretischen Nöten bemüht wird. Auch Mehrwertbestandteile, die von ihren 
ersten kapitalistischen Aneignern außerhalb der Abteilung, in der sie produziert wur- 
den, akkumuliert werden sollen, müssen dazu erst einmal realisiert und dann in die 
für ihre neue Anlagesphäre passende Gestalt eines produktiven Kapitals verwandelt 
werden. Zum zweiten und damit zusammenhängend die Bedingungen und Auswir- 
kungen eines „Werttransfers“ zwischen den Abteilungen, oder die mögliche Verän- 
derung der Gleichgewichtsbedingungen erweiterter Reproduktion, die durch den 
124 Auch Willi Semmier deutet nur an, daß er die Explikation der Krisenbedingungen über 


Marx’ Formulierung hinaus für möglich hält. Vgl. W. Semmler, Zur Theorie der Repro- 
duktion und Akkumulation, a.a.O., S. 203 f. 
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Ausgleichsprozeß zur Durchschnittsprofitrate zustande kommen können. Zum drit- 
ten die Veränderung der Wachstumsbedingungen des gesellschaftlichen Kapitals, die 
durch die Berücksichtigung zusätzlicher Akkumulationsgrenzen und -spielräume in 
den Blick kommen: von der Wirkung der Entwertung des fungierenden Kapitals über 
die Verwendung von Teilen des Amortisationsfonds als Akkumulationsfonds zur Re- 
strukturierung des Originalkapitals und zu Verbilligungseffekten, die aus der bloßen 
Ersatzinvestition eine Erneuerungs- und Erweiterungsinvestition machen können. 
Zum vierten die Entwicklung von Mehrwertabzügen, faux frais verschiedener Art, 
die von der Veränderung der Produktions- und Zirkulationsbedingungen des Kapitals 
abhängen und die Grenzen seines Akkumulationsspielraums mitbestimmen. 


4.  Lohnpolitische Konsequenzen 


In den vorgestellten Varianten der Überakkumulationstheorie werden die Löhne 
hauptsächlich als „Kostenfaktor“ betrachtet; das Steigen der Löhne wird entweder 
als unmittelbarer Krisengrund angenommen oder als krisenförderndes Moment, so- 
weit es die Steigerung der Mehrwertrate — den wichtigsten Faktor, der den Fall der 
Profitrate aufhalten kann — hemmt. 

Wenn Krisen, mit dem „gesetzmäßigen“ Fallen der Profitrate erklärt werden, 
erscheinen sie — der Beschränkung auf den „wesentlichen“ Produktionsprozeß we- 
gen — immanenter begründet und daher unvermeidlicher als wenn sie mit der Ten- 
denz zur Überproduktion erklärt werden. Die erste Krisenauffassung kommt daher 
einer prinzipiell ‚antireformistischen‘“ Haltung auf der Linken am ehesten entgegen. 
Aber sie kann nur einen ohnmächtigen, für die Arbeiterbewegung unfruchtbaren 
Antireformismus begründen; sie läßt theoretisch keine Alternativen zu den Krisen- 
überwindungsrezepten der Unternehmer zu, deren kleinster gemeinsamer Nenner 
lautet: Senkung der Lohnkosten, Entlastung der Unternehmergewinne (125). Ver- 
treter des Überakkumulatonstheorems können ruhigen theoretischen Gewissens nur 
ein Stillhalten der Lohnarbeiter in der Krise empfehlen und darauf hoffen, daß die 
Krisenerfahrung deren Bewußtsein umkrempeln möge (126). 

Unter dem Gesichtspunkt des Überakkumulationstheorems lassen sich „Krisen- 
neutrale‘ von krisenverschärfenden“ Lohnpolitiken abgrenzen, woran die Überakku- 
mulationstheoretiker allerdings keine Energie verschwenden. (Ihnen genügt in der 
Regel der Schluß von nominellen Lohnerhöhungen auf eine Zunahme der „Lohn- 
quote“, von daher auf das Sinken der Profitrate!). Krisenneutral wirkt die Lohnpo- 


125 Altvater/Genth, Politische Konzeptionen und Schwierigkeiten der KPI in der Krise — 
ein Aufriß von Problemen einer Strategie der Arbeiterbewegung (I), in: Prokla 26, 
8.79 

126 Vgl. Semmler/Hoffmann, Kapitalistische Krise und Arbeitslosigkeit in der Bundesrepu- 

. blik, in: Prokla 19 - 21,S.10, 11 

127 entfällt 

128 entfällt 

129 entfällt 

130 entfällt 
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litik der Arbeiterklasse solange sie die Profitrate des fungierenden Kapitals nicht wei- 
ter senkt. Dies ist gewährleistet, solange 1) die Reallohnsteigerungen hinter der Stei- 
gerung der Arbeitsproduktivität zurückbleiben; 2) solange das Steigen der Lohnsät- 
ze durch das Sinken der Lohnstückkosten und das Sinken des Lohnkostenanteils an 
den Betriebskosten überkompensiert wird, solange also die Arbeitsproduktivität 
schneller steigt als die Lohnsätze und die Beschäftigungsmenge schneller abnimmt 
als die Personalkosten steigen; 3) solange die Wirkung von Lohnsteigerungen auf die 
Mehrwertrate durch gleichzeitige Steigerungen des Wertprodukts pro Beschäftigten 
kompensierbar sind, solange also die Arbeitsintensität, die Arbeitsdauer und die Qua- 
lifikation der Beschäftigten schneller steigen als ihre Löhne; 4) solange es hinreichend 
große Ökonomisierungen des konstanten Kapitals gibt, die Lohnsteigerungen kom- 
pensieren können; 5) solange der Kapitalumschlag so weit beschleunigt, die Zirkula- 
tionszeit so weit verkürzt, die toten Kosten der Zirkulation und des Umschlags so 
weit reduziert werden Können, daß die Wirkung steigender Löhne durch die Vergrö- 
ßerung der produzierten Mehrwertmasse Kompensiert werden kann. Die äußerste 
Grenze „Krisenneutraler“ Lohnpolitik wäre demnach hauptsächlich markiert durch 
die Steigerungsrate der Arbeitsproduktivität. Zulässig wären Lohnsteigerungen in 
der Krise — vom Inflationsausgleich abgesehen — entsprechend der von Altvater u.a. 
propagierten Erhaltung der Reproduktion der Arbeitskraft nur, um vorangegangene 
Steigerungen der Arbeitsintensität, der Arbeitsdauer oder auch der Qualifikation der 
der Arbeitskraft zu kompensieren. Nur durch diese Überlegung — daß die Wertsum- 
me der zur normalen Reproduktion der Ware Arbeitskraft erforderlichen Lebensmit- 
tel auch durch den Grad und die Art der Konsumtion des Arbeitsvermögens durch 
seinen Käufer, den kapitalistischen Unternehmer, mitbestimmt wird — unterschiede 
sich eine solche Konzeption von einer ‚produktivitätsorientierten Lohnpolitik‘. „Kri- 
senmildernd“ wären vom Standpunkt des Überakkumulationstheorems solche Lohn- 
politiken, die die Reproduktion der Ware Arbeitskraft beträchlich verschlechterten 
und die Mehrwertrate — also den Grad der Ausbeutung der beschäftigten Lohnarbei- 
ter — beträchlich steigerten. Eine solche Politik des Lohnverzichts bzw. der Steige- 
rung der Ausbeutung der Lohnarbeiter mit ihrer tatkräftigen Unterstützung wird von 
keinem Anhänger des Überakkumulationstheorems vertreten. 

Vom Standpunkt einer Erklärung der Krisen aus Überproduktion läßt sich ei- 
ne Lohnpolitik begründen, die über den oben genannten „Profitraten-neutralen“ 
Spielraum hinausgeht — ohne auf „Unterkonsumtion“ im naiven Sinn von „ungenü- 
gender Massenkaufkraft“ zurückgreifen zu müssen. Eine Lohnpolitik, die sowohl eine 
für die Arbeiterklasse günstigere und schnellere „Überwindung“ der Krise, einen für 
die Arbeiterbewegung wesentlichen wirtschaftspolitischen Lerneffekt, als auch lang- 
fristig eine Milderung weiterer Krisen und eine Abflachung des Krisenzyklus einlei- 
ten kann. Ziel einer solchen Lohnpolitik wäre die Senkung der Mehrwertrate bzw. 
zumindest die Verlangsamung ihres Wachstums. Sie würde sich an dem operativen 
Ziel orientieren, solche Nominallohnerhöhungendurchzusetzen,die 1Jüberdemgegen- 
wärtigen Produktivitätszuwachs liegen und 2) wenigstens einen Teil der Fortschritte 
der Arbeitsproduktivität in der vorangegangenen Periode nachträglich wieder einho- 
len. Ein Angriff auf die Mehrwertrate mittels einer in diesem Sinne „expansiven“ 
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Lohnpolitik in der Krise (131) ginge in der Tat zu Lasten der Profitraten. Daß es sich 
um einen ökonomisch begründeten gewerkschaftlichen Radikalismus handelt, der 
gleichwohl im Vergleich mit der „revolutionären Perspektive‘‘ der Überakkumula- 
tionstheoretiker nur bescheidene Ziele verfolgt: Selbstverteidigung der Arbeiterklas- 
se gegen die Krisenlasten und Stärkung der wirtschaftspolitischen Autonomie ihrer 
gewerkschaftlichen Organisationen, soll Kurz angedeutet werden. 

„Expansive‘“ Lohnsteigerungen senken die Profitraten und damit — bei gleich- 
bleibenden Akkumulationsquoten — die Wachstumsraten des Kapitals. Sie vergrößern 
die zahlungsfähige Nachfrage der Lohnarbeiter — auf Kosten der zahlungsfähigen 
Nachfrage der Kapitalisten, sowohl ihrer Konsum- wie ihrer Investitionsnachfrage — 
und vergrößern so den Absatzmarkt für einen beträchtlichen Teil der. Konsumgüter- 
industrien. Andererseits üben sie — über die Lohnkosten — einen starken Rationali- 
sierungsdruck auf die Unternehmen aus. Solange die technische Zusammensetzung 
des Kapitals gleichbleibt, bewirken expansive Lohnsteigerungen eine Senkung der 
Wertzusammensetzung des Kapitals und hemmen zugleich die Steigerung der Mehr- 
wertrate. Es ist die kombinierte Wirkung des expansiv steigenden Arbeitslohns als 
Preis der Ware Arbeitskraft auf die Mehrwertrate, als Lohneinkommen auf die Kon- 
sumnachfrage, als Kostengröße auf die Wertzusammensetzung des Kapitals, von der 
der Erfolg dieser Lohnpoltik abhängt. Die Veränderung der Lohnquote ist dafür we- 
niger wichtig als die Bewegung der Akkumulationsquote unter dem Druck expansiv 
steigender Löhne (132). Nicht auf den üblichen Gradmesser für einen „verteilungs- 
politischen‘ Erfolg, auf die Erhöhung der Lohnquote, des Anteils der Lohnsumme 
am Volkseinkommen, ist diese Lohnpolitik abgestellt, sondern auf die Beeinflussung 
von Umfang und Richtung des ökonomischen „Wachstums“ in einer kapitalistischen 
Volkswirtschaft, d. h. auf der Aggregationsstufe der Reproduktionsschemata: auf 
die Beeinflussung des Verhältnissesvong, und g, ‚sowie des Verhältnisses von g und 


N. 

Werden die Profitraten durch expansive Lohnsteigerungen gesenkt, müssen die 
Akkumulationsquoten gesteigert werden, um die Wachtumsraten des Kapitals hoch- 
zuhalten — also mußte der Konsum der Kapitalistenklasse (inklusive der unprodukti- 
ve Konsum) abnehmen oder langsamer als zuvor zunehmen. Der expansive Lohndruck 
stellt die Unternehmer also vor die Entscheidung, ihren privaten Konsum zu drosseln 
oder die Akkumulation zu drosseln. Werden daneben die produzierten Konsumgüter 
rascher als bisher verkauft, vergrößert sich die effektive Nachfrage nach denjenigen 
Konsurmngütern, die in den Konsum der Arbeiterklasse eingehen bzw. erweitert sich 
der Kreis der nachgefragten ‚‚Lohngüter‘“, so können die Profitraten der Unterneh- 
men in den Lohngüterindustrien trotz expansiven Lohnkostendrucks steigen und 


131 Diese Konzeption lehnt sich an die von Viktor Agartz Anfang der fünfziger Jahre vertrete- 
tene „expansive Lohnpolitik“‘ an. Zur ausführlicheren Darstellung des Agartzschen Kon- 
zepts und der Kritik daran Vgl. Gransow/Krätke, Viktor Agartz — Gewerkschaften und 
Wirtschaftspolitik, Westberlin 1978 (im ERscheinen) 

132 Die einfach emathematische Beziehung zwischen Lohnquote und Mehrwertrate 
v3m=1+e besagt nur, daß sich beide im Gegensinn verändern. Das gilt natürlich nur 
für diese Lohnquote in Werten, die mit den aus der amtlichen Statistik gewonnenen Lohn- 
quoten nichts gemein hat. 
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ein Großteil der Unternehmer daher vor der Entscheidung stehen, in größerem Um- 
fang Kapital in der Abteilung II zu akkumulieren als bisher. Werden weiter infolge 
expansiver Lohnpolitik die Arbeitskräfte teurer und die Lohnkosten absolut und re- 
lativ höher als bisher, so sehen sich die Unternehmer zu einer Entscheidung gedrängt, 
wie sie mit der verteuerten Arbeitskraft sparsamer umgehen und ihr zugleich eine 
höhere Arbeitsleistung abpressen können als bisher. In der einen oder anderen Form 
muß die Arbeitsproduktivität der beschäftigten Lohnarbeiter gesteigert werden, 
muß das variable Kapital „ökonomisiert“ werden, muß teure Arbeitskräfte bzw. be- 
zahlte Arbeit sparender technischer Fortschritt eingeführt werden. 

Der Erfolg expansiver Lohnpolitik hängt nun davon ab, wie sich die Wachs- 
tums- und Struktureffekte auswirken, zu denen die allgemeine, die Produktivitäts- 
zunahme überschreitende Lohnerhöhung den Anstoß gibt. Im günstigsten Fall — 
wenn Erweiterungsinvestitionen mit Rationalisierungen zusammenkommen und 
wenn eine effektive. Strukturverschiebung zugunsten der Abteilung II, vor allem der 
Zweige mit traditionell niedriger Kapitalintensität (z. b. consumer services) stattfin- 
det — kann das Volkseinkommen schneller steigen als die Akkumulation bzw. das 
Kapital langsamer wachsen als die Anzahl der beschäftigten Lohnarbeiter steigt. Um 
aber die möglichen Wirkungen und die Erfolgschancen expansiver Lohnpolitik im 

‘Detail zu erörtern, müssen nicht nur die Bedingungen verschiedener Fälle von Über- 
produktion präzisiert werden, sondern auch zwei Themen behandelt werden, die in 
den Überakkumulationstheorien breiten Raum einnehmen: die Aktion des Staates 
im Akkumulationsprozeß des Kapitals und die Entstehung und Auswirkung chroni- 
scher Inflation. Erst vor diesem Hintergrund wird es möglich, auf Konzepte alterna- 
tiver Wirtschaftspolitik der Arbeiterbewegung einzugehen, in die ihre jeweilige Lohn- 
politik als zentraler Hebel wirtschaftlicher Aktion eingebaut sein muß. 
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Alfred Kleinknecht 


Zur Kontroverse um das Überakkumulationstheorem 
— Eine Kritik an Makoto Itoh *) 


1.  Itohs Problemstellung 


Die von Makoto Itoh in der Prokla Nr. 22 („Die Entwicklung der Krisentheorie bei Marx“) aus- 
gearbeitete Position läßt sich folgendermaßen zusammenfassen: Bei Marx findet sich noch keine 
„fertige“ Theorie des Akkumulations- und Krisenzyklus’, Allerdings gibt es im Marxschen Ge- 
samtwerk verschiedene Ansätze der Krisenerklärung, deren Verhältnis zueinander weitgehend 
ungeklärt bleibt. 

e Itoh hebt vor allem zwei Ansätze hervor, die auch in der gegenwärtigen Krisendiskussion 
eine wichtige Rolle spielen (1) und die in bezug auf die Bestimmung der letztendlichen Ursache 
der Krise logisch unvereinbar sind: Zum einen handelt es sich um die Überakkumulationstheorie 
der Krise (2), die aus der Überakkumulation des Kapitals den Fall der Profitrate ableitet und die 
Überproduktion von Waren als deren Folgeerscheinung behandelt. Dem entgegengesetzt steht 
die Theorie der Überproduktion bzw. Unterkonsumtion, die aus den Schranken des Marktes (ins- 
besondere aufgrund der „Armut und Konsumbeschränkung der Massen... .“, MEW 25,S. 501) 
die Überproduktion von Waren und als deren Folge den Fall der Profitrate und die Überakkumu- 
lation des Kapitals ableitet. 

Itoh zeigt, daß Marx in den „Grundrissen‘‘ (3) und in den „Iheorien über den Mehrwert“ 
(4) noch stark zu einer Theorie der Unterkonsumtion (bzw. zu einer Theorie der Überproduktion 


* Der folgende Aufsatz versucht — unter Auslassung konkreterer Probleme (Staatsinterven- 
tionismus, Monopole, Weltmarkt etc.) — das Problem der „‚Krisentheorie bei Marx‘‘ grund- 
sätzlich anhand von Itohs Aufsatz „Die Entwicklung der Krisentheorie bei Marx‘ zu dis- 
kutieren. Die folgenden Zitate von Itoh beziehen sich alle auf seinen Aufsatz in Prokla 22. 
Die in diesem Heft veröffentlichten Aufsätze von Beckenbach/Krätke und Shaikh lagen 
bei Abfassung dieses Aufsatzes noch nicht vor. 

1 Das bei Itoh nur am Rande angesprochene Problem einer Disproportionalitätstheorie der 
Krise, für die sich bei Marx ebenfalls Hinweise finden lassen, kann im folgenden vernach- 
lässigt werden, zumal zu diesem Ansatz in zahlreichen Krisenbeiträgen das Nötige gesagt 
wurde, so. daß er in der gegenwärtigen Diskussion um die Erklärung der zyklischen Krise 
keine größere Rolle mehr spielt. (Allerdings wäre bei der Realanalyse gegenwärtiger Kri- 
senprozesse die Möglichkeit zu prüfen, inwieweit zyklische Krisen noch verschärft werden 
durch Strukturkrisen, die u. a. aus der Modifikation der Interbranchenkonkurrenz durch 
monopolistische Strukturen resultieren können.) “ i 

2 Diese wird in der marxistischen Diskussion auch häufig als Theorie der Überproduktion 
bezeichnet (gemeint ist dabei die Überproduktion von Kapital, die natürlich auch die 
Überproduktion von Warenkapital umfaßt). 

3 Beispielhaft sei nur die folgende Stelle zitiert: „In.demselben Maße aber wie die Masse 
der Produkte wächst, wächst die Schwierigkeit, die in ihnen enthaltenen Arbeitszeit zu ver- 
werten — weil die Anfordrung an den Konsum steigt.“ GR, S. 325 (vgl. hierzu auch die 
entsprechenden Passagen in GR, 5. 323 f} 

4 Beispiel: „Er (Ricardo, d.Verf.) übersieht, daß die Ware in Geld verwandelt werden muß. 
Die demand der Arbeiter genügt (hierzu) nicht, da der Profit ja grade dadurch herkommt, 
daß die demand der Arbeiter kleiner ist als der Wert ihres Produkts, und um so größer ist, 
je relativ kleiner diese demand. Die demand der capitalists untereinander genügt ebenso- 
wenig .... Die Überproduktion geht grade daraus hervor, daß die Masse des Volks nie 
mehr als die average quantity of necessaries konsumieren kann...“ MEW, 26.2, 5..469 
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von Waren) tendiert (5), obwohl auch hier schon Ansätze des Überakkumulationstheorems zu 
finden sind (6). 

Insgesamt ist Itoh darin zuzustimmen, daß der Überakkumulationsansatz sowohl in den 
„Grundrissen“ als auch in den „Theorien über den Mehrwert“ fragmentarisch geblieben ist und 
erst im „Kapital“ systematischer erarbeitet wurde. Nach Itoh läßt sich nur für die Überakkumu- 
lationstheorie, nicht jedoch für den Unterkonsumtionsansatz ein eindeutiger Bezug zu den im 
Marxschen System entwickelten Gesetzmäßigkeiten der Kapitalverwertung formulieren, Deshalb 
„sollte Marx’ Versuch einer Erklärung der logischen Notwendigkeit von zyklischen Krisen durch 
eine Weiterentwicklung der ersteren, nicht der letzteren Theorie vervollständigt werden.“ (Itoh, 
S. 112) Selbst wenn man ihm soweit zustimmt, so erscheint doch seine Verwerfung des Unter- 
konsumtionsansatzes noch etwas leichtfertig: Die Behauptung, die Krisentheorie der Überpro- 
duktion von Waren (bzw. der Unterkonsumtion) bleibe im „Kapital“ ungeklärt, sie könne als 
antiklassischer Überrest der Krisentheorie des „Kapital“ angesehen werden, die die vermittelnden 
Faktoren oder Ergebnisse der Krisen als Ursachen ansehe und Schwierigkeiten habe, die logische 
Notwendigkeit der zyklischen Überproduktion zu beweisen, indem sie die Schwierigkeiten des 
Kapitals nicht im Produktionsprozeß, sondern im Zirkulationsprozeß suche (vgl. Ttoh, S. 112), 
muß noch präzisiert werden: Die „Grundrisse“ und die „Theorien“ sind vor den 3 Bänden des 
„Kapital“ enstanden. Dies bedeutet, daß zur Zeit ihrer Entstehung das entscheidende Charakte- 
ristikum der Marxschen Analyse im Unterschied zur Klassik allenfalls in fragmentarischer Form 
entwickelt war. Das entscheidende Charakteristikum der Marxschen Analyse vor allem gegenüber 
Ricardo bildet jedoch die Untersuchung des kapitalistischen Produktionsprozesses (7) (vgl. Nut- 
zinger/Wolfstetter 1974, S. 21). Diese befähigt. ihn insbesondere, „Ricardos Charakterisierung 
sozialer Klassen, die explizit und ausschließlich von Verteilungsverhältnissen ausgeht‘‘ (ebd.), zu 
überwinden. 

Wie bereits erwähnt, entwickelt Marx seine Unterkonsumtionstheorie vor der Erstellung 
des „Kapitals“ im Zusammenhang mit seiner Kritik an Ricardo, der die Möglichkeit allgemeiner 
Überproduktion leugnete. 

Diese Kritik entbehrt jedoch insoweit der Überzeugungskraft, als Marx selbst zu diesem 
Zeitpunkt die Voraussetzung seiner Kritik der Klassik, nämlich die Analyse des Produktions- 
prozesses, noch nicht hinreichend entwickelt hat. Eine wirklich „marxistische“ Kritik der Klas- 
sik hätte im Grunde erst nach der Erstellung des „Kapital“ geleistet werden können. Deshalb 
kann Marx inden „Theorien“ zwar die im Reproduktionsprozeß des Kapitals angelegten formel- 
len Krisenmöglichkeiten überzeugend darlegen, verbleibt aber bei der Frage nach dem Umschlag 
von der abstrakten Möglichkeit der Krise zur tatsächlichen Krise noch überwiegend der Zirkula- 
tionsebene verhaftet, was dem unentwickelten Forschungsstand vor der Erstellung des „Kapital“ 
entspricht. Wenn er dabei aus den Schranken des Marktes bzw. des Konsums eine Überproduk- 
tions- bzw. Unterkonsumtionstheorie formuliert, so kann diese vor dem Hintergrund seiner spä- 
teren Forschungsergebnisse im 2. Band des „Kapital“ in Zweifel gezogen werden: Marxens An- 
liegen besteht hier gerade darin, anhand der Reproduktionschemata zu zeigen, daß der Zirkula- 
tionspiozeß prinzipiell krisenfrei funktionieren könnte. Daß ihm dies (unter Annahme konstan- 
ter Produktions-, Ausbeutungs- und Akkumulationsstruktur) gelungen ist, zeigen nicht zuletzt 


5 Bei dem Versuch , diesen Sachverhalt zu belegen, ist Itoh auf S. 107 seines Aufsatzes, wo 
er eine Passage aus MEW 26.2, S. 513 zitiert, ein Zitierfehler unterlaufen: dies stellt seine 
Argumentation allerdings nicht grundsätzlich in Frage. 

6 Beispielhaft hierfür könnte die Passage aus GR 613 ff. angeführt werden, wo Marx das 
Verhältnis von Produktivkraftentwicklung, steigender organischer Zusammensetzung und 
Fall der Profitrate ansatzweise entwickelt (vgl. hier insbesondere S. 633 - 636) 

7 „Während die Wirtschaftstheorie ‚Produktion‘ lediglich in ihrem allgemeinsten Aspekt als 
zweckgerichtete Anwendung technologischer Erkenntnisse (Arbeitsprozeß) analysiert, 
sieht Marx in der historisch spezifischen Organisation des kapitalistischen Produktionspro- 
zesses das Gegenstück zur fast grenzenlosen Freiheit am Markt und den zentralen Ort sozia- 
ler Auseinandersetzung zwischen ‚Kapital‘ und ‚Arbeit‘. (Nutzinger/Wolfstetter, S. 21) 


auch neuere Untersuchungen zu den Reproduktionsschemata (8). 

Vor diesem Hintergrund fällt es schwer, auf der Ebene der Realisation eigenständige Ursa- 
chen der zyklischen Krise — etwa in Gestalt einer zy geringen Konsumnachfrage — auszumachen. 
Sicherlich‘kann man hier einwenden, Marx habe in den Reproduktionsschemata in äußerst mo- 
dellhafter Form auf einem hohen Abstraktionsniveau nur die Möglichkeit gezeigt, daß sich das 
Kapital unter Einhaltungbestimmter Gleichgewichtsbedingungen der Reproduktion gleichgewich- 
tig reproduzieren kann. Bei den beständigen Fluktuationen des Martkes ist auch evident, daß 
diese Gleichgewichtsbedingungen für das Gesamtkapital praktisch nie erfüllt sind. Zugleich dürf- 
te aber auch einleuchtend sein, daß der Ausgleichungsprozess zur Durchschnittsprofitrate, wie 
ihn Marx im 3. Band des „Kapital“ entwickelt, jene „Sanktionsinstanz“ darstellt, die — vermit- 
telt über Preis- und Profitschwankungen — eine tendenzielle Einhaltung der notwendigen Propor- 
tionen des Reproduktionsprozesses erzwingt. 

Selbst wenn sich also (wie von den Unterkonsumtionstheoretikern unterstellt) ein Mangel 
an Konsumnachfrage gelten machen sollte, so müßte sich dieser nach Maßgabe des Verhältnisses 
von Nachfrage und Zufuhr in Gestalt verschlechterter Realisationsbedingungen in Abteilung 11 
geltend machen — und damit letztlich in Form einer Profitratensenkung. Dies führt nun im Zuge 
der Interbranchenkonkurrenz zu einer Kapitalabwanderung in die noch „profitträchtigere‘“ Ab- 
teilung I. Die Schranken des Konsums werden also durch ein beschleunigtes Wachstum der Ab- 
teilung I „aufgefangen“, indem die verstärkte Akkumulation in Abteilung I selbst wieder Nach- 
frage schafft. Hiergegen könnte aus der Position der Unterkonsumtionstheorie eingewendet wer- 
den, daß dieses Ausweichen nur kurzfristig möglich sei, da die Produktion von Produktionsmit- 
teln letzten Endes wieder in der Höhe des Konsums ihre Grenze finde. Das Wachstum der pro- 
duktionsmittelproduzierenden Abteilung I sei nämlich auch von der Produktionsmittelnachfrage 
der Konsumgüterproduzenten der Abteilung II abhängig. 

Diese Argumentation übersieht zweierlei: 

Erstens: Unterstellt man einmal die Gültigkeit der Marxschen Annahme einer steigenden 
organischen Zusammensetzung des Kapitals im Zuge des Akkumulationsprozesses, so ist „Unter- 
konsumtion‘ bzw. ein beschleunigtes Wachstum der Abteilung I nicht Hindernis, sondern nach- 
gerade Bedingung für das ungehinderte Fortschreiten der Kapitalakkumulation. 

Zweitens: Selbst wenn man — etwa in Anlehnung an Gillman — eine Konstanz der organi- 
schen Zusammensetzung annimmt, so muß man doch den folgenden Zusammenhang zur Kennt- 
nis nehmen: Wurden z, B. zu Beginn des Zyklus’ von einzelnen Kapitalen technische Neuerungs- 
investitionen durchgeführt (Extraprofitmotiv), so sind die übrigen Kapitale der betreffenden 
Branche bei Strafe ihres Untergangs wegen technischer Rückständigkeit gezwungen, auch (und 
gerade!) beisich verschlechternden Marktbedingungen diese Investitionen ebenfalls vorzunehmen. 
Die Investitionen vollziehen sich hier also einzig und allein zur Wahrung einer angemessenen Pro- 
fitrate (Senkung des Kostpreises) und müssen nicht — wie von der Unterkonsumtionstheorie un- 
terstellt — durch die Konsumnachfrage induziert werden. 

Aus den bisherigen Ausführungen sollte klar geworden sein, daß man nach gründlicher 
Lektüre bei Marx zwar zahlreiche Zitate finden kann, die scheinbar die These einer „Unterkon- 
sumtionstheorie bei Marx‘“ belegen (und zwar finden sich diese Zitate auch noch im „Kapital“ — 
und dort vor allem im 3. Band, was dem Manuskriptcharakter dieses Buches zuzuschreiben sein 
dürfte) (9). Zugleich ist es aber unmöglich, diesen Krisentypus aus dem Marxschen System abzu- 


8 Vgl. u. a. Hickel, 1974. Um den Verweis auf die Reproduktionsschemata für die Kritik 
einer „Unterkonsumtionstheorie bei Marx“ fruchtbar zu machen, sei der folgende Hin- 
weis von Hickel zitiert: „Klaus Grenzdörfer hat soeben in einem Arbeitspapier ‚Zur Re- 
produktion in MEW 24‘ nachgewiesen, daß auch bei Variabilität der Wachstumsraten im 
Akkumulationsprozeß über die Variabilität der Proportionalitätsstruktur ein ‚störungsfrei- 
er‘ Stoffwechsel, d. h. gleichgewichtige Akkumulation möglich ist. Um der restriktiven 

: Betrachtung eines spezifischen Akkumulationstyps, den Marx illustriert und Krelle zum all- 
gemeinen Typ erhebt, zu entgehen, ist im Anhang dieses Beitrages die überzeugende Ver- 
allgemeinerung von Jörg Glombowski (ebd., $S. 110 ff., d.Verf.) eingefügt worden,“ 
(ebd., 5.91 f.) 

9 Engels beklagt im Vorwort des 3. Bandes (S. 8), daß ihm für seine Redaktionsarbeit ‚eben 
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leiten, bzw. zu zeigen, daß Schranken des Konsums im Akkumulationspiozeß notwendig und da- 
zu noch in zyklischer Reihenfolge auftreten. Doch selbst wenn man dieses Auftreten von Kon- 
sum-Lags einmal als gegeben unterstellt, so zeigt unsere letzte Überlegung, daß dies nicht unbe- 
dingt zur Krise führen muß. 

Damit dürfte die Itohsche Position bestätigt sein, daß eine konsequente Weiterentwick- 
lung der Marxschen Krisentheorie nur über eine Beschäftigung mit dem Überakkumulationsan- 
satz erfolgen kann. 


2. _Itohs Konstruktion einer „Überakkumulationstheorie“ 


Itohs Verständnis der Überakkumulationstheorie kommt der Profitklemmen-These, wie sie etwa 
von Glyn/Sutcliffe (1974) vertreten wird, recht nahe. Der Ablauf des Krisenzyklus kann diesem 
Verständnis der Überakkumulationstheorie entsprechend folgendermaßen skizziert werden (vgl. 
Itoh, S. 113 ££.): Aufgrund der „spezifischen Restriktionen des fixen Kapitals“ vollzieht sich die 
Kapitalakkumulation in der Prosperität eher als „capital widening“ denn als ‚‚capital deepening‘“, 
also überwiegend auf der Grundlage der bereits vorhandenen Produktionsmethoden, Damit ist 
es unwahrscheinlich, „daß das Kapital die Produktion von relativem Mehrwert und die Erzeu- 
gung einer relativen Surplusproduktion durch Ausrangieren und Ersetzen fixen Kapitals zu er- 
reichen sucht“ (ebd., S. 114). Unter diesen Voraussetzungen geht der Akkumulationsprozeß mit 
einer allmählichen Absorption der industriellen Reservearmee einher, was dann notwendig zu ei- 
ner zunehmenden Arbeitskräfteverknappung führt, Nach den Gesetzen der Konkurrenz führt 
dies zu Lohnsteigerungen und damit zum Fallder Profitrate. Auf dieser Ebene ist Itoh zufolge je- 
doch noch nicht einsehbar, weshalb dies zu einer akuten Krise führen muß; ebenso wäre eine all- 
mähliche Verlangsamung der Akkumulation und ein Übergang zu einer stagnativen Entwicklung 
denkbar. Auch die Hereinnahme des Kreditmechanismus ändert hieran im Prinzip zunächst noch 
nichts. Erst eine weitere Konkretion kann hier weiterhelfen: der spekulative Kreditgebrauch, 
wie er vor allem gegen Ende der Prosperitätsperioden verbreitet auftritt. Dieser erklärt sich fol- 
gendermaßen: die Lohnsteigerungen senken nicht nur allgemein die Profitrate, sondern führen 
auch in zweifacher Hinsicht zu Preissteigerungen: „Erstens: Die Preise für Waren, die in Sektoren 
mit niedriger organischer Zusammensetzung des Kapitals (d. h. in mehr arbeitsintensiven Bran- 
chen) produziert werden, müssen entsprechend dem Prozeß der Ausgleichung der Profitrate fort- 
laufend steigen, solange die Lohnkosten steigen... Zweitens: Der wachsende Bedarf an Konsum- 
tionsmitteln, der der Lohnerhöhung folgt, kann die Preise einiger Konsumtionsgüter oder zu ih- 
rer Produktion benötigter Güter steigen lassen, wenn die Zufuhr dieser Güter nicht sofort Schritt 
halten kann, wie es beiland wirtschaftlichen Produkten oft derFallist.‘“ (ebd., S. 118) (10). Diese 
Preisbewegungen führen nach Itoh zur Warenspekulation. Die hierbei angelegten Warenlager wer- 
den mit Krediten finanziert: „Neben steigender Nachfrage nach Geldkapital für zusätzliche Lohn- 


nur ein, noch dazu äußerst lückenhafter, erster Entwurf vor(lag). In der Regel waren die 
Anfänge jedes einzelnen Abschnitts ziemlich sorgfältig ausgearbeitet, auch meist stilistisch 
abgerundet. Je weiter man aber kam, desto skizzenmäßiger und lückenhafter wurde die 
Bearbeitung ... An mehreren Stellen verraten Handschrift und Darstellung nur zu deut- 
lich das Hereinbrechen und die allmählichen Fortschritte eines jener aus Überarbeit ent- 
springenden Krankheitsanfälle, die dem Verfasser selbständiges Arbeiten erst mehr und 
mehr erschwerten und endlich zeitweilig ganz unmöglich machten.“ 

10 Das Preissteigerungsproblem ist bei Itoh nicht sehr präzise gefaßt: Geht man davon aus, 
daß es sich um echte Reallohnsteigerungen handelt, die einen Abzug von der aggregier- 
ten gesellschaftlichen Mehrwertmasse bedeuten, so hat dies zwar Preissteigerungen bei 
Kapitalen mit niedriger organischer Zusammensetzung zur Folge, führt jedoch zugleich 
(bei funktionierender Interbranchenkonkurrenz —) zu Preissenkungen bei organisch hoch 
zusammengesetzten Kapitalien (vgl. MEW 25, S. 211 f.). Auf diesen Sachverhalt hat mich 
Ottwald Demele aufmerksam gemacht. 
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zahlungen hat solch spekulativer Bedarf an Geldkapital regelmäßig eine Verknappung auf dem 
Geldmarkt zur Folge durch relative Verminderung der Reservefonds der Banken, was zu einer 
Erhöhung der Zinsraten führt.“ (ebd.) Der Fall der Profitrate (aufgrund steigender Löhne und 
steigender Zinsen), der zu einem Nachlassen der realen Investitionen führt, fällt so zusammen 
mit einer Verknappung der Kredite (aufgrund ausgedehnter spekulativer Lageranhäufung; diese 
wird zudem aufgrund steigender Zinsbelastung zunehmend unattraktiv). Daraus erklärt sich nun 
für Itoh der Ausbruch akuter Zusammenbruchskrisen: Sie beginnen mit einzelnen Notverkäufen, 
die erforderlich werden, um fällige Wechsel und dgl. zu bezahlen und münden letztlich in einen 
allgemeinen Zusammenbruch der Spekulationen, der den Übergang von der Prosperität zur Kri- 
se markiert. Der Zusammenbruch der Spekulationen zerstört zugleich die Basis der Kreditbezie- 
hungen und führt damit zu einer scharfen Verknappung des Leihkapitals. Aufgrund einer Ketten- 
reaktion von Zahlungsunfähigkeiten steigt zugleich der Kreditbedarf — Kredite werden benötigt, 
um Schulden zu bezahlen, nicht um zu kaufen — was zu einem wucherhaften Anstieg der Zinsen 
führt. Die Schrumpfung und der Zusammenbruch der Kreditbeziehungen ziehen in gleicher Wei- 
se den Warenmarkt in Mitleidenschaft und führen zu Produktionsstockungen und zur Brachle- 
gung und massiven Entwertung von Kapital in der anschließenden Depressionsperiode. Die Ent- 
wertung betrifft in der Regel nicht nur das konstante Kapital, sondern ebenso Wertpapiere, Wa- 
ren und last not least die Ware Arbeitskraft. Ist die Entwertung (mit all ihren Konsequenzen) 
weit genug vorangeschritten, so koexistieren in dieser Phase der Depression eine Überfülle an 
brachliegendem industriellem und Leihkapital, niedrige Zinsen, niedrige Arbeitslöhne und eine 
hohe Rate an Arbeitslosen ohne zunächst in Beziehung zueinander treten zu können. 

Dies ändert sich erst, wenn die durch den Preisfall verschärfte Konkurrenz den Anreiz zur 
Einführung neuer Maschinen und Arbeitsmethoden gibt. Diese führt zunächst in einzelnen Unter- 
nehmungen (Extraprofitmotiv!) zur Erneuerung des fixen Kapitals. Die Konkurrenz erzwingt ihre 
Verallgemeinerung und damit den zyklischen Aufschwung der Akkumulationsbewegung. 


3.  ZurKritik an Itohs „Überakkumulationstheorie“ 


Itohs Einschätzung der Bedeutung der organischen Zusammensetzung des Kapitals wird bereits 
in der Bewertung des Marxschen Einstiegs zur Überakkumulationstheorie in den Grundrissen 
(Marx, Grundrisse, S. 633 ff) deutlich: „Allerdings bleiben grundsätzliche Zweifel bestehen, ob 
diese Tendenz der fallenden Profitrate — verursacht durch die steigende Zusammensetzung des 
Kapitals — wirklich Krisen hervorruft, wenn sie ‚über einen gewissen Punkt hinaus‘ geht. Einer- 
seitsist derzyklische Charakter der Krisen dadurch nur schwer zu erklären, weil dies keine zykli- 
sche, sondern nur langfristig sich als Tendenz durchsetzende Bewegung ist. Darüberhinaus stellt 
dieser tendenzielle Fall der Profitrate nicht notwendigerweise ein entscheidendes Problem für die 
Kapitalakkumulation dar. Denn dieser tendenzielle Fall der Profitrate aufgrund der steigenden 
Zusammensetzung des Kapitals Kann sogar dann auftreten, wenn die absolute Mehrwertmasse 
ansteigt. Abhängig von der Produktion des relativen Mehrwerts kann die absolute Mehrwertmas- 
se immer weiter wachsen und auch die Kapitalakkumulation, wenn auch verlangsamt, fortschrei- 
ten.“ (Itoh, S. 106) 

Die Nichtberücksichtigung der organischen Zusammensetzung für die Erklärung der zykli- 
schen Krise bildet denn auch den entscheidenden Schwachpunkt in Itohs Ansatz: In der Folge 
ergibt sich eine monokausale Krisenerklärung, die einzig aus dem durch eine spezifische Konkur- 
renzsituation bedingten Anstieg der Arbeitslöhne alles übrige ableitet (Preisbewegung, Warenspe- 
kulation, Kreditverknappung, Zinsanstieg, Überakkumulation). Übrig bleibt also nur noch ein 
zirkuläres Modell, das (kurz gesagt) die Höhe der Arbeitslöhne aus dem Konjunkturverlauf und 
diesen wiederum aus der Höhe der Arbeitslöhne erklärt. Den Grundwiderspruch des Kapitalismus 
sieht Itoh demzufolge nicht im Widerspruch von Produktivkräften und Produktionsverhältnissen, 
der seine Konkretion in der Theorie der steigenden technischen und organischen Zusammenset- 
zung erfährt. Vielmehr besteht für ihn der Grundwiderspruch, aus dem sich die Notwendigkeit 
der Krisen ableitet in dem für das Kapital zentralen Problem, ‚‚menschliche Arbeitskraft als Wa- 
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re zu behandeln.“ (Itoh, S. 116) Dem kann außerdem entgegengehalten werden, daß gerade die 
Behandlung der menschlichen Arbeitskraft als Ware einen Mechanismus beinhaltet, der die Ar- 
beitskraft als Schranke der Akkumulation zu einem zweitrangigen Problem macht: Zum einen 
kann das Kapital auf eine Verknappung bzw. Verteuerung von Arbeitskräften mit arbeitssparen- 
den Rationalisierungsmaßnahmen reagieren, zum anderen zeigt sich auf der Ebene der konkret- 
historischen Analyse am Beispiel der Arbeitskräftewanderung (Gastarbeiterproblematik), daß 
diese Schranke durchaus keine absolute sein muß. Trotzdem kann natürlich der Konkurrenzme- 
chanismus, der die Arbeitslöhne hochtreibt, wirksam werden, aber dies ist durchaus nicht zwin- 
gend. Deshalb steht eine ausschließlich auf der Wirkungsweise dieses Konkurrenzmechanismus 
aufgebaute Krisenerklärung auf schwachen Füßen, 


4. Die Bedeutung der organischen Zusammensetzung des Kapitals 
für die Überakkumulationstheorie der Krise 


Die Theorie der steigenden organischen Zusammensetzung des Kapitals steht im Zentrum des 
Marxschen Gesetzes vom tendenziellen Fall der Profitrate, das er bereits in den „Grundrissen‘“ 
als das „injeder Beziehung .. . wichtigste Gesetz der modernen politischen Ökonomie ...“ (GR, 
S. 634) bezeichnet, Dieses Gesetz konkretisiert die vielzitierte Marxsche These von der Zuspit- 
zung des Grundwiderspruchs zwischen Produktionsverhältnissen und Produktivkräften im Zuge 
der fortschreitenden Vergesellschaftungstendenz der letzteren: „Gleichzeitig mit der Entwick- 
lung der Produktivkräfte entwickelt sich die höhere Zusammensetzung des Kapitals, die relative 
Abnahme des variablen Teils gegen den konstanten.‘ (MEW 25, S. 259) Die eigentliche Schranke 
der kapitalistischen Produktion besteht demnach darin, „daß die Entwicklung der Produktiv- 
kraft der Arbeit im Fall der Profitrate ein Gesetz erzeugt, das ihrer eignen Entwicklung auf ei- 
nem gewissen Punkt feindlichst gegenübertritt und daher beständig durch Krisen überwunden 
werden muß.‘ (MEW 25, S.. 268) Das Vermittlungsglied zwischen der Entwicklung der Produk- 
tivkräfte und dem Fall der Profitrate bildet die Steigerung der organischen Zusammensetzung: 
„Die Steigerung der Produktivkraft der Arbeit besteht eben darin, daß der Anteil der lebendigen 
Arbeit vermindert, der der vergangnen Arbeit vermehrt wird, aber so...daß... die lebendige 
Arbeit um mehr abnimmt, als die vergangne zunimmt,“ (MEW 25, S. 271) Die hierdurch bewirk- 
te Steigerung der organischen Zusammensetzung bedingt, „daß die Rate des Mehrwerts bei gleich- 
bleibendem und selbst bei steigendem Exploitationsgrad der Arbeit sich in einer beständig sin- 
kenden allgemeinen Profitrate ausdrückt.“ (MEW 25, S. 223) 

Die Formulierung eines beständigen Sinkens der Profitrate aufgrund des Anstiegs der or- 
ganischen Zusammensetzung legt nun natürlich eine Interpretation dieses Anstiegs nicht nur als 
zyklische Erscheinung, sondern auch als überzyklische Entwicklungstichtung nahe. Abgesehen 
davon, daß die logische Konsistenz dieses Marxschen Gesetzes schon immer umstritten war und 
ist (allerdings hat Stamatis die wesentlichen Einwände auf theoretischer Ebene widerlegt, vgl. 
Stamatis (1976), stellt sich hier die Frage, inwieweit ein Ansteigen der organischen Zusammen- 
setzung (und davon ausgehend ein negativer Einfluß auf die Profitrate) in der Geschichte des Ka- 
pitalismus empirisch nachweisbar ist. Entgegen den Untersuchungen z.B. von Gillman, der ein 
Ansteigen der organischen Zusammensetzung bestreitet, hat z. B. Deutschmann auf Basis der Da- 
ten von Kuznets für die USA, Frankreich und Großbritannien langfristig ein Ansteigen der Kapi- 
talintensität dargestellt (vgl. Deutschmann 1974, S, 168). Auch neuere empirische Darstellungen 
zur Entwicklung in Westeuropa und in der Bundesrepublik zeigen den Trend einer ansteigenden 
Kapitalintensität auf (vgl. Schoeller u. a. 1974 und den Artikel von Klaus Busch in diesem Heft), 
die sich — da die Arbeitsproduktivität nicht im gleichen Ausmaß steigt — negativ auf die gesell- 
schaftliche Profitrate auswirkt. Auch wird in diesen Untersuchungen die zyklische Entwicklung 
dieser Komponenten der Pıofitratenentwicklung deutlich. (Vgl. zu einer ausführlichen Diskus- 
sion der Aussagekraft solcher Untersuchungen neben den theoretischen Beiträgen von Stamatis 
(1976) und Holländer (1974) die Kontroverse zwischen Diefenbach u. a. und Altvater u. a. in 
der Prokla 24 (1976)) 
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Willi Semmler hat in seiner Dissertation (1977) u. a. die Kapitalproduktivität für Deutsch- 
land bis 1850 zurückgerechnet (vgl. Semmler, a.a.0., S. 263 ff., sowie den graphischen Anhang). 
Ähnlich wie die Kapitalrentabilität, die er als Indikator der Profitrate verwendet, bleibt 
‚auch die Kapitalproduktivität im langfristigen Trend annähernd konstant. Kiisentheoretisch in- 
teressant sind allerdings die zyklischen Fluktuationen der Kapitalproduktivität: In den Zeiträu- 
men vor den Krisen sinkt die Kapitalproduktivität jeweils infolge hoher Wachstumsraten des Ka- 
pitalstocks ab, wird aber durch die Krise wieder angehoben (vgl. ebd., S. 268). Abgesehen davon, 
das dies auch in Widerspruch zu Itohs weiter oben zitierter Position bezüglich der organischen 
Zusammensetzung steht, ergibt sich aus Semmlers Berechnungen noch ein weiterer Aspekt, der 
den „Profitklemmen“-Ansatz zumindest für die Zeit von 1850 - 1913 fraglich erscheinen läßt: 
die Bewegung der Lohnquote deutet an, daß die Löhne ein eher krisenentschärfendes, dem Fall 
der Profitrate entgegenwirkendes Element bilden (vgl. ebd.). 

An dieser Stelle muß allerdings eingeräumt werden, daß die vorliegende statistische Basis 
noch zu schmal ist, um die Profitklemmenthese damit als widerlegt anzusehen. Zum anderen 
ist einzuräumen, daß auch das Indikatorenverfahren in qualitativer Hinsicht noch verbesserungs- 
würdig ist. Trotzdem kann gesagt werden, daß das vorliegende Material die entscheidende Rolle 
der organischen Zusammensetzung für den Krisenprozess bestätigt. Danach kann der allgemein- 
ste Grund der Krise darin gesehen werden, daß der Vergesellschaftungsprozess der Produktivkräf- 
te im Zuge des zyklischen Aufschwungs der Akkumulationsbewegung zu einem Anstieg der orga- 
nischen Zusammensetzung (11) führt und in der Folge zu einem tendenziellen Fallen der Profit- 
rate; dieser Prozeß wird durch das Wirken der „normalen“ Gegentendenzen, wie sie Marx im 14, 
Kapital des 3. „Kapital“-Bandes behandelt, zwar verlangsamt, aber letztendlich nicht aufgehal- 
ten. Die Wiederherstellung einer adäquaten Profitrate und damit der Voraussetzung für einen 
Wiederaufschwung der Akkumulationsbewegung kann also nur über das Wirken der letztendlich 
entscheidenden Gegentendenz eıfolgen: der periodischen Kapitalentwertung in der zyklischen 
Krise. 

Mit der These von der steigenden organischen Zusammensetzung und der Notwendigkeit 
der Entwertung ist allerdings zunächst nur der allgemeinste Grund der Krise bestimmt. Über die 
Formen, in welchen sich die Dialektik von Verwertung und Entwertung vollzieht, ist auf dieser 
‚Ebene zunächst noch nichts gesagt. 

Eine systematische Aufarbeitung der Bewegung von Konkurrenz und Kredit, wie sie Marx 
geplant hatte, aber nicht mehr durchführen konnte, kann hier weiterhelfen. Und in dieser Rich- 
tung stellt der Itohsche Ansatz trotz seiner Schwächen einen wichtigen Schritt dar: mit der Ana- 
lyse von Marktfluktuationen (Preisschwankungen der Ware Arbeitskraft, der Lohnwaren etc.) 
aufgrund bestimmter Konkurrenzkonstellationen im Zuge des Akkumulationsprozesses kann er 
den konkreten Zyklenverlauf (Möglichkeit akuter Zusammenbrüche etc.) relativ gut illustrieren; 
zugleich hat er jedoch, wie bereits zu zeigen versucht wurde, Schwierigkeiten beider Bestimmung 
der logischen Notwendigkeit (im Sinne der Unvermeidlichkeit) der Krise. 

Die obige Analyse der Entwicklung der organischen Zusammensetzung hingegen kann 
zwar die logische Notwendigkeit der Krise ableiten (einschließlich der Kapitalentwertung als Lö- 
sungsmittel), hat jedoch Schwierigkeiten mit der Bestimmung der konkreten Verlaufsformen: 
Wenn im Zuge des Anstiegs der organischen Zusammensetzung die Profitrate sinkt, so wäre ei- 
gentlich ein allmähliches Nachlassen der Akkumulation (Stagnationstendenz) eher vorstellbar 
als eine akute Überakkumulationskrise. Doch selbst wenn man diese einmal als gegeben annimmt, 
so kann für deren Lösung auch nur abstrakt die Notwendigkeit der Entwertung angegeben wer- 


11 Einen wichtigen Aspekt des zyklischen Wiederanstiegs der in der Krise gesenkten gesell- 
schaftlichen Durchschnittszusammensetzung des Kapitals auch unabhängig von der fort- 
schreitenden Vergesellschaftungstendenz der Produktivkräfte, zeigt die folgende Überle- 
gung von Freiburghaus: „‚Der weitere Reproduktionsprozeß läßt nun den Anteil der ent- 
werteten Kapitalanteile am gesamten in der Produktion engagierten Kapital immer kleiner 
werden. Auch dieser Vorteil schwindet. Die Wertzusammensetzung steigt selbst ohne wei- 
tere Entwicklung der Produktivkräfte an, und schon so erhält die Profitrate wieder eine 
Tendenz zum Fallen.“ (Freiburghaus, 1973, S. 177) 
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den, nicht jedoch die Form, in der sie sich vollziehen muß (und diese kann durchaus variabel sein, 
wie die Realgeschichte der Krisen zeigt: man vergleiche etwa den „Gründerkrach“ von 1873 oder 
die Weltwirtschaftskrise 1929/32 mit der gegenwärtigen Krise). 

Im folgenden soll nun eine Synthese der beiden Ansätze versucht werden. 


5. Versuch einer Synthese der beiden Ansätze 


Unter Einbeziehung der Bewegungen der organischen Zusammensetzung des Kapitals in die Itoh- 
sche Erklärung des Zyklus kann dieser folgendermaßen skizziert werden: die massive Kapitalent- 
wertung in Krise und Depression hat die Voraussetzungen für einen Wiederanstieg der gesellschaft- 
lichen Durchschnittsprofitrate geschaffen. Diese steigt nun aber nicht ‚automatisch‘ wieder an. 
Vielmehr existieren, wie bereits ausgeführt, industrielle Überkapazitäten, niedrige Zinsen und 
ein Überangebot an Leihkapital, eine hohe Arbeitslosenrate und ein relativ niedriges Lohnniveau 
gleichzeitig nebeneinander, ohne in Beziehung zueinander treten zu können. 

Erst die aufgrund des verschärften Konkurrenzkampfes und durch das Extraprofitmotiv 
erzielten technischen und organisatorischen Neuerungen bei einzelnen Unternehmungen bringen 
in diese Situation wieder Bewegung, da die übrigen Unternehmungen gezwungen sind, diese Neue- 
zungen nachzuvollziehen, wenn sie im Konkurrenzkampf nicht zurückbleiben wollen. Insofern 
wie diese Neuerungen grundlegende Neuinvestitionen (insbesondere in das fixe Kapital) erfordern 
(also nicht nur Rationalisierungsmaßnahmen unter Beibehaltung der gegebenen technischen 
Struktur sind), entsteht im Zuge ihrer Ausbreitung auf sämtliche konkurrierende Unternehmen 
gerade jener Investitionsschub, der den zyklischen Aufschwung trägt (12). " 

Es muß.also an dieser Stelle bereitserwähnt werden, daß die Länge und Intensität des zyk- 
lichen Aufschwungs der Akkumulationsbewegung nicht nur vom Ausmaß der vorher stattgefun- 
denen Entwertungsprozesse, sondern auch vom Ausmaß der grundlegenden Neuerungsinvestitio- 
nen abhängt. I 

Diese Neuinvestitionen haben den Marxschen Annahmen zufolge (13) eine höhere organi- 
sche Zusammensetzung, weshalb im Zuge ihrer allmählichen Ausbreitung (in dem Maße, wie sich 
ihr „Kapazitätseffekt“ geltend macht, wie sie also beginnen, selbst „Mehrwert zu hecken“) auch 
die gesellschaftliche Durchschnittszusammensetzung des Kapitals wieder steigen muß. Diese muß 
allerdings nicht nur deshalb steigen, weil die Vergesellschaftungstendenz des technischen Fort- 
schritts wirksam ist, sondern auch schon deshalb, weil im Zuge des Aufschwungs der Investitions- 
bewegung der Anteilung der „alten“, entwerteten Kapitale wieder abnimmt (vgl. Anm. 11) 

Wenn infolge des Anstiegs der organischen Zusammensetzung die Profitrate (im zyklischen 
Aufschwung) allmählich wieder sinkt, so müßte daraus eigentlich auch ein allmähliches Nachlas- 
sen der Investitionsbewegung folgen (Herausbildung einer Stagnationstendenz). Daß dem jedoch 
in der Praxis nicht so sein muß, ist letztlich nur aus dem bereits erwähnten Wirken des Konkur- 
renzmechanismus (Zwang zum Nachahmen des technischen Fortschritts, der den Konkurrenten 
einen Extraprofit ermöglicht) erklärbar (14), sowie aus dem Kredit. Der letztere gestattet es, 
Neuinvestitionen relativ (wenn auch nicht völlig) unabhängig von der Höhe der aktuell realisier- 
ten Profite zu finanzieren. Der unverminderte Fortgang der Akkumulationsbewegung ist also so 


12 Vor diesem Hintergrund wird die Bedeutung verständlich, die Marx der Reproduktion des 
fixen Kapitals als materieller Grundlage des Krisenzyklus eingeräumt hat (vgl. MEW 34, 
8.185 f.) 

13 „Gleichzeitig mit der Entwicklung der Produktivkraft entwickelt sich die höhere Zusam- 
mensetzung des Kapitals, die relative Abnahme des variablen Teils gegen den konstan- 
ten.“ (MEW 25, S. 259) 

14 Wie bereits die Ausführungen weiter oben gezeigt haben, findet die Investitionsbewegung 

keineswegs an der letztendlichen Schranke der Konsumnachfrage ihre Grenze. Sie reagiert 

allerdings — wie der Extraprofitmechanismus zeigt — auch nicht quasi mechanisch auf 
ein Sinken der Profitrate, 
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lange gewährleistet, bzw. der Fall der Profitrate kann so lange latent gehalten werden, wie die 
Zwänge der Konkurrenz den Fortgang der Investitionsbewegung notwendig (15) und wie der 
Kredit sie möglich macht. . j 

Der latente Fall der Profitrate, der zunächst noch kompensiert werden kann durch den 
Anstieg’der absoluten Masse des Profits, kann nun noch verschärft werden durch den Anstieg der 
Arbeitsiöhne aufgrund der Arbeitskräfteverknappung im zyklischen Aufschwung (16). Überhaupt 
ist hier aufgrund überhöhter Investitionsnachfrage auch eine tatsächliche oder auch spekulative 
Verknappung und Verteuerung anderer Elemente des Produktionsprozesses denkbar, so vor allem 
der Rohstoffe. 

Selbst wenn nun aber die Profitrate von mehreren Seiten her in „die Zange genommen“ 
wird so muß daraus noch immer keine akute Überakkumulationskrise folgen. Diese erklärt sich 
erst durch die hinzukommende Kreditverknappung, Itöh erklärt die Kreditverknappung aus der 
Warenspekulation und diese wiederum aus den Preissteigerungen infolge steigender Arbeitslöhne 
(vgl. S. 117 £.) Selbst wenn man diese Erklärung noch für einigermaßen plausibel hält, mutet sie 
dennoch etwas konstruiert an. Es ist deshalb wichtig, daß wir sie vor dem hier entwickelten Hin- 
tergrund ergänzen können: Die Verknappung des Kreditvolumens erklärt sich u.a. auch dadurch, 
daß aus den geschilderten Konkurrenzzwängen (17) heraus die durch die (sinkende) Profitrate 
an sich noch mögliche Akkumulationsrate übertroffen wird durch die tatsächliche Akkumula- 
tionsrate, was wiederum nur durch umfangreiche Kreditschöpfung finanziert werden kann. 

Abgesehen davon, daß durch diese tatsächliche Akkumulationsrate, die die aufgrund der 
Profitrate mögliche übersteigt, die Überakkumulationstendenz ungemein gefördert wird, besteht 
die Möglichkeit, daß durch diese Form der Kreditfinanzierung auch noch die Zinssätze steigen (18). 

Da die Zinsen ebenfalls aus der gesellschaftlichen Mehrwertmasse finanziert werden müs- 
sen, wird dadurch die Netto-Profitrate weiter gesenkt. In’'bezug auf die Zinssteigerungen kommt 
noch eine andere Überlegung hinzu: Marx zeigt in seiner Glosse über die „trinitarische Formel“ 
(MEW 25, S. 822 ff.), wie der gesellschaftliche Mehrwert auf die verschiedenen Revenueformen 
aufgeteilt wird; in dem hier zu behandelnden Zusammenhang werden nun diese Resultate des 
Produktionsprozesses zu seinen Voraussetzungen. Demnach besteht die Mindestvoraussetzung 
für die Aufnahme eines Produktionsprozesses darin, daß er so viel Profit abwirft, daß daraus we- 
nigstens noch die wichtigsten Revenueformen (Kapitalzinsen, Grundrente etc;. die die Gestalt 
von Kosten annehmen) finanziert werden können. Mit dem Anstieg der Zinsen steigt somit auch 
die Untergrenze, unter die die Profitrate nicht fallen darf. Ist dies jedoch aufgrund obiger Vor- 
aussetzungen der Fall, so wird ein Nachlassen der Investitionsnachfrage zum Ausgangspunkt des 
bei Itoh beschriebenen Zusammenruchs der Kapitalakkumulation (vgl. Itoh, S. 119 f£.). 


15 Der Fall der Profitrate wird nicht nur durch einen weiteren Anstieg der Profitmasse latent 

gehalten, sondern vor allem auch dadurch, daß die anhaltende Investitionsnachfrage die 
Realisierung von Waren der Abteilung I erleichtert und damit den offenen Ausbruch der 
Verwertungskrise als Realisierungskrise hinausschiebt. Das Ausmaß, in.dem dieses zeitli- 
che Hinausschieben möglich ist, hängt nicht zuletzt vom vorhandenen Kreditspielraum, 
sowie von der Rate der investitionswirksamen Innovationen des jeweiligen Zyklus ab. Bei 
zunehmender Kreditfinanzierung von Investitionen ist als entgegenwirkende Tendenz ge- 
gen den Fall der Profitrate auf der Ebene des Einzelkapitals noch der sog. leverage effect 
zu beachten: der kreditfinanzierte Teil des Kapitalvorschusses beansprucht nur Mehrwert 
in Höhe des Zinsfußes, so. daß von der mit dem Investitionsobjekt erwirtschafteten Profit- 
masse ein höherer Anteil auf das fungierende Kapital entfällt. 

16 Dieses zusätzliche Krisenmoment, das für Itoh von zentraler Bedeutung ist, hat hier also 
nur noch den Rang einer „flankierenden“ Krisentendenz. 

17 Hiermit ist der bereits erwähnte Zwang zur Einführung von Neuerungsinvestitionen zur 
Vermeidung von Konkurrenznachteilen gemeint. 

18 Für die Zinssätze gilt ähnliches wie für die Arbeitslöhne: sie können steigen, müssen es aber 
nicht, da die Konkurrenzsituation auf dem Geldkapitalmarkt nicht eindeutig determiniert 
ist. (Die Einflußmöglichkeiten staatlicher Geld-und Kreditpolitik werden hier bewußt aus- 
geklammert) 
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6. Zusammenfassung 


I. Der Feststellung von Itoh, daß die „Krisentheorie bei Marx“ fragmentarisch geblieben 
ist, kann zugestimmt werden: Im Marxschen Werk finden sich gleichermaßen Ansätze zu einer 
Theorie der Unterkonsumtion wie zu einer Überakkumulationstheorie. Beide sind in bezug auf 
die Bestimmung des letztendlichen Grundes der Krise logisch unvereinbar. 

I. Nur für eine Theorie der Überakkumulaton, die aus dem Anstieg der organischen Zu- 
sammensetzung des Kapitals den Fall der Profitrate ableitet, läßt sich ein Bezug zum Marxschen 
System herstellen. Dieser Ansatz leugnet keinesfalls die Möglichkeit der Überproduktion von 
Waren und die Existenz von Schranken des Marktes; er begreift diese jedoch nicht als kausale, 
sondern als abgeleitete Faktoren. ' 

HI. Die von Itoh vertretene „Profitklemmen‘“-Version der Überakkumulationstheorie ig- 
noriert die zyklische Bewegung der organischen Zusammensetzung und reduziert damit die Kri- 
sentheorie auf das zirkuläre Modell einer (wenn man es so nennen will) Lohn- und Zinstheorie 
des Zyklus. Diese kann zwar mit der Beschreibung von Preisbewegungen auf der Ebene der Kon- 
kurrenz mögliche konkrete Verlaufsformen des Zyklus plausibel darstellen, hat jedoch Schwierig- 
keiten mit der Begründung der zwingenden Notwendigkeit der zyklischen Krise. 

IV. Die Bildung von Indikatoren zur empirischen Analyse struktureller Determinanten - 
des Krisenzyklus steckt erst in ihren Anfängen und ist dementsprechend noch mit zahlreichen 
Unzulänglichkeiten behaftet. Dennoch Kann aufgrund der bislang vorliegenden Ergebnisse ange- 
nommen werden, daß der Itohsche ‚‚Profitklemmen“-Ansatz empirisch fragwürdig ist. Das Mate- 
rial läuft eher auf eine Bestätigung der hier vertretenen Überakkumulationstheorie hinaus, die 
die Notwendigkeit der Krise im wesentlichen aus der zyklischen Bewegung der organischen Zu- 
sammensetzung des Kapitals erklärt. Zur Absicherung dieser Position sind allerdings noch weiter- 
gehende empirische Analysen wünschenswert. 

V. Die Überakkumulationstheorie konstruiert keinen einfachen mechanischen Zusammen- 
hang von Fall der Profitrate und Krise: Die Kapitalentwertung in der Krise hat keinen „automa- 
tischen‘ Wiederaufschwung der Akkumulation zur Folge; umgekehrt führen der Anstieg der or- 
ganischen Zusammensetzung und der Fall der Profitrate im Zuge des zyklischen Aufschwungs 
der Akkumulation nicht zu einem gleichgerichteten Nachlassen der Investitionen. Einerseits hän- 
gen sowohl Zeitpunkt als auch Stärke der Akkumulationsbewegung, die aus der Krise herausführt, 
wesentlich von den anfänglich getätigten Neuerungsinvestitionen (Extraprofit) und deren durch 
die Konkurrenz vermittelte Verallgemeinerung durch den „Schwarm der Nachahmer“ (Schum- 
peter) ab; andererseits bestimmt sich das Ausmaß, in dem in der Spätphase des Aufschwungs 
der offene Ausbruch der Verwertungskrise als Realisierungskrise hinausgeschoben werden kann 
(Latenthalten des Falls der Profitrate) maßgeblich nach Umfang und Grenzen der Kreditexpan- 
sion. Abgesehen von der „Streckung‘ der Nachfrage durch Konsumenten- und Lieferantenkre- 
dite erklärt sich die Kreditexpansion u.a. aus der Kreditfinanzierung von Neuerungsinvestitionen, 
die die noch rückständigen Kapitale — gerade angesichts sich abzeichnender verschlechterter Ver- 
wertungsbedingungen — bei Strafe ihres Untergangs nachvollziehen müssen. 

VI. Insbesondere Art und Umfang des Innovationsaufkommens spielen für den konkre- 
ten Verlauf des Akkumulations- und Krisenzyklus’ und für die Entwicklung der Kapitalstruk- 
turen eine wichtige Rolle, die es künftig noch deutlicher herauszuarbeiten gilt. Hierauf soll zu 
einem späteren Zeitpunkt in einem Aufsatz zur Theorie der „langen Wellen‘ der Konjunktur im 
Zusammenhang mit der Problematik historischer Innovationsschübe eingegangen werden. 
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Klaus Busch 
Die Europäische Gemeinschaft in der Krise 
— die Ursachen des Scheiterns der Wirtschafts- und Währungsunion 


1. _ Der bisherige Verlauf der Integration in der Europäischen Gemeinschaft: 
Von der Zollunion zur Wirtschafts- und Währungsunion 


Der westeuropäische Integrationsprozeß muß im Kontext des innerimperialistischen 
Konkurrenzkampfes zwischen den USA und Westeuropa analysiert werden. Da der 
Produktivitätsvorsprung des USA-Kapitals gegenüber seinen europäischen Konkurren- 
ten auf die amerikanischen Binnenmarktsverhältnisse zurückzuführen ist, die dem 
amerikanischen Kapital einen vergleichsweise hohen Konzentrations- und Zentralisa- 
tionsgrad und damit verbunden ein vergleichsweise hohes technologisches Niveau er- 
möglichen, versucht das westeuropäische Kapital diese Konkurrenznachteile durch 
einen sukzessiven Integrationsprozeß seiner nationalen Märkte aufzuheben. Erklärtes 
Ziel der EGistnach den Römischen Verträgen von 1958 die Bildung einer Wirtschafts- 
gemeinschaft mit freiem Waren- und Kapitalverkehr, der Freizügigkeit der Arbeits- 
kräfte, der Niederlassungsfreiheit nach innen und einer gemeinsamen Handelspolitik 
nach außen. 

Diese Strategie war in den 60er Jahren, als es vor allem um die Verwirklichung 
der Zollunion, den Gemeinsamen Markt, ging, sehr erfolgreich. Die Zollmauern zwi- 
schen den 6 Mitgliedsländern wurden bis zum Juli 1968 schrittweise abgebaut, so daß 
sich der Konkurrenzkampf zwischen den nationalen europäischen Kapitalen inten- 
sivierte. Während sich das Sozialprodukt (in laufenden Preisen) von 1958 bis 1968 
etwas mehr als verdoppelte, vervierfachte sich im selben Zeitraum (in laufenden Prei- 
sen) der Handel innerhalb der EWG. Gleichzeitig wuchs der Handel der EWG mit der 
übrigen Welt um 110 %, d.h. im selben Tempo wie der Welthandel insgesamt (1). 
Der Anteil des EWG-Intrahandels am EWG-Gesamthandel, der sogenannte Integra- 
tionskoeffizient, stieg von 1958 30,1 % auf 1968 45,0 % und erreichte 1972 bereits 
50,1% (2). 

Infolge des verschärften Konkurrenzkampfes der nationalen Kapitale in einem 
gemeinsamen europäischen Markt ist der Konzentrations- und Zentralisationsprozeß 
des Kapitals verschärft worden (wenn auch zunächst hauptsächlich im Rahmen der 
einzelnen Nationen), so daß die Zollunion insgesamt dem Akkumulationsprozeß des 
westeuropäischen Kapitals erhebliche Impulse verlieh. Nicht zuletzt auf diesen Fak- 
tor ist es auch zurückzuführen, daß die Produktivitätslücke zwischen dem USA-Kapi- 


I: Pierre Maillet u.a.: Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft im Ausbau, Baden-Baden 
1972, 8.54 

2 Günter Heiduk: Integrationseffekte — Theorie und Praxis, in: Wirtschaftsdienst Nr. 6, 
1975, S. 305. 
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tal und den westeuropäischen Kapitalen in den 60er Jahren enger wurde. Das USA- 
Bruttoinlandsprodukt (zu Marktpreisen) je Erwerbstätigen wuchs von 1960 bis 1969 
um 23 %, gleichzeitig stieg die so gemessene Produktivität pro Erwerbstätigen in der . 
EG um 54 %. Der absolute Produktivitätsvorsprung der USA vor der EG war damit 
vom Verhältnis 3:1 auf die Relation 2,5:1 gesunken. 

In den 70er Jahren soll diese Strategie des westeuropäischen Kapitals darin ihre 
Fortsetzung erfahren, daß mit Großbritannien, Irland und Dänemark die gemein- 
schaftliche Zollunion (Endetappe 1977) um 3 Länder erweitert wird und mit den 
restlichen EFTA-Ländern — Österreich, Schweiz, Schweden, Finnland, Island und 
Portugal — eine westeuroäische Freihandelszone gegründet wird (Endetappe eben- 
falls 1977). 

Während sich die Zollunion in den 60er Jahren also relativ reibungslos verwirk- 
lichen ließ, scheiterte die anvisierte nächste Stufe des Integrationsprozesses, die Bil- 
dung einer Wirtschafts- und Währungsunion (Beschluß der Haager Gipfelkonferenz 
vom Dezember 1969), von Anbeginn. 

Ziel der Wirtschafts- und Währungsunion (WWU) ist die vollständige Liberali- 
sierung des Waren-, Arbeitskräfte- und Kapitalverkehr in einem EG-Währungssystem, 
das durch die irreversible Konvertibilität der Währungen, die unwiderrufliche Fixie- 
rung der Wechselkursparitäten, die Beseitigung der Wechselkursbandbreiten, sowie 
ein einheitliches und gemeinschaftliches Zentralbanksystem chrakterisiert ist. Nach 
langen Auseinandersetzungen über die sinnvollste Konzeption zur schrittweisen Ver- 
wirklichung der WWU beschloß der EG-Ministerrat im Frühjahr 1972 folgenden Stu- 
fenplan: 

In einer ersten Stufe (rückwirkend vom 1.1.1971 bis zum 31.12.1973) sollen 
die Konsultationen der Mitgliedsländer über die jeweilige Wirtschaftspolitik intensi- 
viert und als erster währungspolitischer Schritt die Bandbreiten zwischen den Wech- 
selkursen der einzelnen Länder auf 2,25 % begrenzt werden. Gleichzeitig ist im Ver- 
lauf der ersten Etappe das Währungsbeistandssystem in der EG auszubauen, mit des- 
sen Hilfe die Wechselkursparitäten im beschlossenen Rahmen fixiert werden sollen. 
Nach Ablauf dieser ersten Stufe zur WWU, die gegebenenfalls um 2 Jahre verlängert 
werden kann, hat der Ministerrat Maßnahmen für den Übergang zur zweiten Etappe 
zu beschließen. Kernstück der zweiten Stufe soll die Ausweitung des währungspoli- 
tischen Beistandssystems sowie die Abstimmung der mittelfristigen Wirtschaftspolitik 
der Mitgliedsländer sein. Die weiteren Stufen der WWU sind durch Beschlüsse des Mi- 
nisterrates festzulegen, wobei mit einer immer enger werdenden Koordinierung der 
Wirtschaftspolitik schließlich die Bedingungen für eine endgültige Wechselkursunion 
geschaffen werden sollen. Als Gesamtzeitraum für die Installierung der WWU sind 
10 Jahre vorgesehen. . 

Es ist verständlich, daß das WWU-Konzept auf ein weitaus größeres Maß an 
nationalen Widerständen stößt als die Bildung der Zollunion. Während die Zollunion 
durch den wechselseitigen Abbau von Importbarrieren jedem EG-Land Vor- und 
Nachteile brachte und im Falle zu einseitiger Benachteiligung eines Landes, die sich 
sehr rasch in Handelsbilanzdefiziten bemerkbar gemacht hätte, die Möglichkeit der 
Wechselkurskorrektur offen ließ, bevorzugt die WWU die nationalen Kapitale mit 
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stärkeren Produktivitätsfortschritten einseitig und beraubt die sich schwächer ent- 
wickelnden nationalen Kapitale der Möglichkeit, Veränderungen der Konkurrenzbe- 
dingungen im EG-Raum mit Wechselkurskorrekturen aufzufangen. Das Ausmaß der 
ungleichen Entwicklung der Konkurrenzbedingungen im EG-Raum indiziert die un- 
gleiche Entwicklung der Durchschnittswerte der Ausfuhr für die wichtigsten EG-Län- 
der. Während dieser Index für die Preisentwicklung der Exportgüter von 1963 gleich 
100 bis 1970 für die BRD auf 103 anstieg, erreichte er für Italien 107, für Frankreich 
auf 147, für Großbritannien auf 159 und für Italien auf 180 (3). Fixierte Wechsel- 
kurse im Rahmen einer WWU hätten unter diesen Bedingungen für das britische und 
das italienische Kapital verheerende Wirkungen. 

Kein Wunder, daß bereits die erste Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion 
faktisch scheiterte. Nachem im März 1972 alle EG-Länder die Bandbreite ihrer Wäh- 
rungen untereinander von 4,5 % auf 2,25 % verringerte und sich die beitrittswilligen 
europäischen Länder (Großbritannien, Irland, Dänemark und Norwegen) diesem 
Schritt anschlossen, scherten 1 Jahr später mit dem Übergang der EG-Währungen zum 
Blockfloaten gegenüber dem Dollar Großbritannien, Irland und Italien aus dem Wäh- 
rungsverbund aus. Die DM wurde 1973 innerhalb des Blocks um zunächst 3 % und 
dann abermals um 5,5 % aufgewertet. Frankreich scherte von Januar 1974 bis zum 
Juli 1975 aus dem Euroblock aus, so daß in diesem Zeitraum von den 9 EG-Ländern 
nur noch 5 (die BRD, die Beneluxländer und Dänemark) ihre Währungen aneinander 
gebunden hatten. Auch die Rückkehr des Franc in den europäischen Währungsblock 
im Juli 1975 änderte nichts am Scheitern der Wechselkursunionpläne, denn Italien, 
Irland und Großbritannien ließen ihre Währungen weiterhin unabhängig von den 
europäischen Partnerwährungen floaten und eine ungleichmäßige Akkumulations- 
entwicklung in den restlichen sechs Mitgliedsländern konnte diesen Währungsver- 
bund jederzeit sprengen. Inzwischen ist der Franc im März 1976 erneut aus dem 
europäischen Währungsverbund ausgeschieden. 

Die Fragen, die sich angesichts dieses Scheiterns bereits der ersten Etappe zur 
Wirtschafts- und Währungsunion aufdrängen, lauten: 

1. Sind die Realisierungsschwierigkeiten der WWU nur die üblichen und histo- 
risch bekannten Geburtswehen des europäischen Integrationsprozesses, die am Ende 
doch überwunden werden können: . 

„Es ist einfach, das Ende der nationalen Währungs- und Stabilitätspolitik vorauszusagen. Aber 
die Erkenntnis, daß die nationalen Alleingänge der europäischen Staaten letztlich unwirksam 
bleiben, setzt sich nur langsam durch. Vorerst erfolgt der Lern- und Anpassungsprozeß der Re- 
gierungen und Bürokratien, der Sozialpartner, Unternehmer und Verbraucher eher über schmerz- 
hafte Krisen, denn über die Einsicht in die gegenseitige Abhängigkeit und in die Notwendigkeit 
einer wirtschaftlichen und politischen Integration. Da die Flucht in die nationale Abkapselung 


kein gangbarer Ausweg mehr ist, bleibt nur, den kühnen Plan der WWU zu verwirklichen, damit 
Europa als selbständige und vielfältige Einheit überleben kann.‘ (4) 


2. Ist die Krise der WWU nur die Krise des verfrühten monetären Integrations- 


3 Jahresgutachten des Sachverständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung 1970. 1972, 1975, S.176 f, S. 202 £, S, 223 

4 Wegener, Manfred, Wirtschafts- und Währungsunion — Ziele und Wege, in: Weinstock, 
Ulrich (Hrsg.): Neun für Europa, Düsseldorf 1973, S. 90 f. 
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konzeptes, .das Wechselkursstabilität verlangte, ehe die Wirtschaftspolitik auch nur 
ansatzweise koordiniert werden konnte? 

3. Läßt sich durch eine Abstimmung der Wirtschaftspolitik der EG-Mitglieds- 
staaten der ökonomische Verlauf in der EG harmonisieren? Oder würden auch bei 
einer supranationalen Wirtschaftspolitik und einem europäischen Zentralbanksystem 
strukturelle Faktoren eine ungleichmäßige Akkumulationsentwicklung in der EG 
produzieren, die das WWU-Konzept von daher grundsätzlich als fragwürdig erschei- 
nen lassen? 

Diese Fragen können erst nach einer gründlichen Untersuchung der Bedingun- 
gen des Akkumulationsverlaufes in den wichtigsten EG-Staaten beantwortet werden, 
die im weiteren Verlauf dieses Aufsatzes im Mittelpunkt steht. Erst eine Analyse 
der Ursachen des ungleichmäßigen Akkumulationstempos in der EG kann die Frage 
nach dem zufälligen oder notwendigen Scheitern der WWU fundiert beantworten. 
Besonderes Gewicht ist im Rahmen der Akkumulationsuntersuchung auf die Ursa- 
chen der ungleichen Inflationsraten in der EG zu legen, dem Inflationsproblem wird 
deshalb ein gesonderter Abschnitt gewidmet. Angesichts des zu bewältigenden quan- 
titativen Materials beschränkt sich die Analyse der ungleichen Entwicklung in der 
EG auf die vier wichtigsten Mitgliedsländer Großbritannien, Italien, Frankreich und 
die BRD (5). 


2. Die ungleichmäßige Kapitalakkumulation in der EG 


2.1. Theoretische und methodische Vorüberlegungen 
zur Untersuchung der ungleichmäßigen Entwicklung 


Bevor im Verlaufe dieses Kapitels der reale ungleiche Akkumulationsprozeß in den 
vier EG-Ländern, Italien, Großbritannien, Frankreich und BRD, analysiert wird, sol- 
len einleitend einige theoretische Prämissen über die Ursachen ungleichmäßiger Ka- 
pitalakkumulation sowie die Gründe für die Auswahl der in diesem Aufsatz ange- 
wandten Indikatoren der Kapitalverwertungsbedingungen dargestellt werden. 
Zunächst zur Theorie der ungleichmäßigen Kapitalakkumulation: Unter kapi- 
talistischen Produktionsbedingungen sind die Profitabilität der Produktion und die 
Konkurrenz die Haupthebel der Entfaltung der Akkumulation. Günstige Kapitalver- 
wertungsbedingungen sind die erste Voraussetzung eines kontinuierlichen Akkumu- 
lationsprozesses. Für die Analyse des Akkumulationstempos ist diese Bestimmung 
aber nicht ausreichend; hinzu kommt das Ausmaß des Konkurrenzkampfes, dem 
das Kapital ausgesetzt ist. Kapitale, die über die gleichen günstigen Verwertungsbe- 
dingungen verfügen, werden ungleich akkumulieren, wenn der Zwang zur Akkumu- 
lation aufgrund eines unterschiedlichen Konkurrenzdruckes,dem sie ausgeliefert sind, 


5 Eine detaillierte Analyse der Kapitalakkumulation in Westeuropa ist zu finden in: Klaus 
Busch: Die Krise der Europäischen Gemeinschaft, EVA 1978 (i.E.) 
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ein divergierender ist (6). Erst die Verbindung von Verwertungs- und Konkurrenzbe- 
dingungen läßt in der Akkumulationsanalyse Schlüsse auf das Entwicklungstempo 
der Kapitalakkumulation zu. In der Untersuchung der Ursachen der ungleichmäßi- 
gen Kapitalakkumulation zwischen verschiedenen nationalen Kapitalen ist also zu- 
nächst nach den Ursachen ungleicher Verwertungsbedingungen Ausschau zu halten, 
um dann in einem zweiten Schritt zu analysieren, ob sich in unterschiedlichen Kon- 
kurrenzbedingungen weitere Faktoren für die ungleichmäßige Entwicklung erschlie- 
ßen lassen. 

Betrachten wir zunächst die Kapitalverwertungsbedingungen, so ist aufgrund 
der allgemeinen Gesetze der Kapitalakkumulation davon auszugehen, daß die ent- 
wickeltsten nationalen Kapitale über die geringsten nationalen Durchschnittsprofit- 
raten verfügen, und umgekehrt die Länder mit geringerem absoluten Akkumulations- 
niveau die höchsten durchschnittlichen nationalen Profitraten realisieren. Aufgrund - 
der niedrigeren nationalen Verwertungsraten wird das Akkumulationstempo der hö- 
her entwickelten kapitalistischen Länder geringer sein als das der schwächer entwik- 
kelten nationalen Kapitale. 

Die Prämisse von der negativen Korrelation zwischen absolutem Akkumula- 
tionsniveau und Höhe der Durchschnittsprofitrate ergibt sich aufgrund folgender 
drei Überlegungen: 

l. In einem Land mit höherem Akkumulationsniveau wird in der Regel auch 
die organische Zusammensetzung des Kapitals im internationalen Vergleich über- 
durchschnittlich hoch liegen. Die höhere Kapitalzusammensetzung dieses Landes 
drückt dessen nationale Durchschnittsprofitrate und damit dessen Zuwachsraten in 
der Kapitalakkumulation nach unten. Einen anderen Ausdrucken finden die unter- 
schiedlichen Akkumulationsbedingungen ungleich entwickelter Länder darin, daß in 


der höher entwickelten Nation der Kapitalkoeffizient (&) einen höheren Wert er- 
reicht als in der schwächer entwickelten Nation und umgekehrt die Kapitalproduk- 
tivität & in der entwickelteren Nation niedriger ist. Ein wachsender Kapitalvor- 
schuß pro produzierter Werteinheit & produziert bei konstanten Teilungsverhält- 
nis des Wertproduktes in gesellschaftlich notwendige und Mehrarbeit eine niedrigere 


6 „Als Fanatiker der Verwertung des Wertes zwingt er rücksichtslos die Menschheit zur Pro- 
duktion umder Produktion willen, daher zu einer Entwicklung der gesellschaftlichen Pro- 
duktivkräfte und zur Schöpfung von materiellen Produktionsbedingungen, welche allein 
die reale Basis einer höheren Gesellschaftsform bilden können, deren Grundprinzip die 
volle und freie Entwicklung jedes Individuums ist. Nur als Personifikation des Kapitals ist 
der Kapitalist respektabel. Als solche teilt er mit dem Schatzbildner den absoluten Berei- 
cherungstrieb. Was aber bei diesem als individuelle Manie erscheint, ist beim Kapitalisten 
Wirkung des gesellschaftlichen Mechanismus, worin er nur ein Triebrad ist. Außerdem 
macht die Entwicklung der kapitalistischen Produktion eine fortwährende Steigerung des 
in einem industriellen Unternehmen angelegten Kapitals zur Notwendigkeit, und die Kon- 
kurrenz herrscht jedem individuellen Kapitalisten die immanenten Gesetze der kapitalisti- 
schen Produktionsweise als äußere Zwangsgesetze auf. Sie zwingt ihn, sein Kapital fort- 
während auszudehnen, um es zu erhalten, und ausdehnen kann er es nur vermittelst pro- 
gressiver Akkumulation.“ Karl Marx, Das Kapital, MEW, Band 23, Berlin (DDR) 1970, 
S. 618 
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durchschnittliche Verwertungsrate und so bescheidenere Akkumulationszuwachsra- 
ten. 

2. Ein weiterer wichtiger Faktor für die ungleichmäßige Akkumulation ist in 
der ungleichen sektoralen Struktur ungleich entwickelter Ökonomien zu sehen. In 
den schwächer entwickelten Ländern hat der Industriesektor im Vergleich zur Land- 
wirtschaft und zum Dienstleistungsbereich noch nicht einen so hohen Anteil an der 
Entstehung des Wertproduktes erreicht wie in den höher entwickelten Ländern. Die 
schrittweise Auflösung vorkapitalistischer Sektoren in Landwirtschaft, Handwerk 
und Handel stellt insofern eine beträchtliche Akkumulationsreserve der schwächer 
_ entwickelten Länder dar, als durch die zunehmende Zerstörung weniger produktiver 
Bereiche im Landwirtschafts- und Dienstleistungssektor eine nationale Reservearmee 
an Arbeitskräften produziert wird. Diese Reservearmee begünstigt die nationalen.Ver- 
wertungsbedingungen doppelt. Sie läßt einersetis die Mehrwertrate durch einen 
Druck auf den Preis der Ware Arbeitskraft anwachsen und sie sorgt andererseits für 
eine disponible Arbeitermasse im erweiterten Reproduktionsprozeß. Die industriel- 
le Kapitalakkumulation kann damit leichter auf gleicher technologischer Stufenleiter 
stattfinden als in Ländern ohne größere Reservearmee, wo der höhere Preis der Wa- 
re Arbeitskraft und der Arbeitskraftmangel zur forcierten Substitution von Arbeits- 
kraft durch Maschinerie mit Hilfe neuerer Technologie zwingt und damit in der Re- 
gel zu einem schnelleren Wachstum der organischen Zusammensetzung des Kapitals 
führt, 

3. Auch die Struktur der Verteilungsverhältnisse begünstigt im Durchschnitt 
die Kapitalakkumulation in den schwächer entwickelten Ländern im Vergleich zu 
den höher entwickelten Nationen. Obwohl davon auszugehen ist, daß aufgrund des 
höheren Produktivitätsniveaus der notwendige Teil des Arbeitstages in den höher 
entwickelten Ländern geringer ist und von daher die Mehrwertrate dort höher steht, 
verursachen mit wachsendem Akkumulationsniveau drei Momente die schrittweise 
Verschiebung der Profit-Lohn-Relation zuungunsten der Profite. Zum ersten ist der 
Druck der Reservearmee auf die Kampfkraft der Arbeiterklasse in den entwickelte- 
ren Ländern mit höherem Beschäftigungsniveau zumeist geringer als in den weniger 
produktiven Nationen, in denen proletarisierte Bauern, Handwerker und Händler 
den Arbeitsmarkt relativ stärker speisen als neue Arbeitsplätze im erweiterten indu- 
striellen Reproduktionsprozeß des Kapitals entstehen. Zum zweiten wächst mit zu- 
nehmender Durchkapitalisierung eines Landes der relative Anteil der Lohnabhängi- 
gen an den Erwerbstätigen, so daß die tatsächliche Lohnquote im höher entwickel- 
ten Land größer ist als im schwächer entwickelten Land. Selbst wenn nun die berei- 
nigte Lohnquote im höher entwickelten Land stagnieren sollte, tangiert dennoch 
das Anwachsen der tatsächlichen Lohnquote (durch die Steigerung des Lohnarbei- 
teranteils an den Erwerbstätigen) die Durchschnittsprofitrate negativ, weil ein wach- 
sender Teil des Wertproduktes von den Lohnabhängigen auf Kosten der Profitquote 
angeeignet wird. Zum dritten nimmt mit der Durchkapitalisierung eines Landes der 
relative Anteil der unproduktiven Arbeiter am Gesamtarbeiter zu, wodurch ein stets 
wachsender Teil des Mehrwertfonds als Lohn für unproduktive Arbeit verausgabt 
und die Profit-Lohn-Relation zugunsten des Lohnanteils verschoben wird. 
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Modifikationen von diesen. objektiv bestimmten Profit-Lohn-Relationen in 
ungleich entwickelten Ländern ergeben sich durch das unterschiedliche Kampfbe- 
wußtsein der Arbeiterklasse in den verschiedenen Ländern. Die objektive Bestim- 
mung der Verteilungsrelation ermöglicht von daher nur eine grobe Einschätzung 
der Profit-Lohn-Relationen, deren konkrete Ausprägungen in bestimmten histori- 
schen Situationen durch den divergierenden subjektiven Faktor stark vom objektiv 
zu erwartenden Verhältnis abweichen kann. 

Aufgrund des unterschiedlichen Niveaus in der organischen Zusammenset- 
zung des Kapitals, der ungleichen sektoralen Struktur der Ökonomie und des un- 
gleichen Teilungsquotienten des Wertproduktes können also unterschiedliche Kapi- 
talverwertungsbedingungen zwischen Nationen mit ungleichem absolutem Akkumu- 
lationsniveau erwartet werden. Diese ungleichen Verwertungsbedingungen werden 
sich in ungleichen Veränderungsraten der Kapitalakkumulation niederschlagen und 
aufgrund höherer Wachstumsraten in den schwächer entwickelten Ländern Anglei- 
chungsprozesse im vorhandenen Akkumulationsgefälle produzieren. In welchem 
Maße allerdings die ungleichen Durchschnittsprofitraten auf die Wachstumsraten 
des Wertproduktes durchschlagen, hängt davon ab, welchem Konkurrenzdruck die 
verschieden entwickelten nationalen Kapitale ausgesetzt sind. So ist davon auszuge- 
hen, daß ein schwächer entwickeltes Land seine potentiell günstigeren Akkumula- 
tionsbedingungen gegenüber einem höher entwickelten Land nicht im höchstmögli- 
chen Maße in Wachstumsratendifferenzen ummünzen kann, wenn der Konkurrenz- 
‘druck, der auf das nationale Kapital dieses Landes ausgeübt wird, schwach ent- 
wickelt ist. Als Maßstab für den Grad des Konkurrenzkampfes in den verschiedenen 
Ländern kann uns dabei der Grad der Weltmarktintegration der einzelnen nationa-- 
len Kapitale dienen. Je stärker sich ein nationales Kapital durch protektionistische 
Maßnahmen vom Weltmarkt abgeschirmt hat, desto geringer wird der Konkurrenz- 
druck sein, dem die Kapitale dieses Landes ausgesetzt sind. Umgekehrt wird in den 
Ländern, die ihr Kapital durch keinerlei Zölle, Importkontingentierungen oder 
nichttarifäre Handelshemmnisse vom Weltmarkt abschotten, aufgrund des hohen 
Konkurrenzdruckes der Zwang zur forcierten Entfaltung der Produktivkräfte am 
stärksten durchschlagen. Weichen die Kapitalverwertungsbedingungen zweier na- 
tionaler Kapitale nur geringfügig voneinander ab, kann der unterschiedliche Kon- 
kurrenzdruck, der in beiden Ländern aufgrund eines abweichenden Grades der 
Weltmarktintegration vorherrscht, durchaus zu sehr unterschiedlichen Wachstums- 
raten des Wertproduktes beider Nationen führen. Die Investitionsquote des Landes 
mit höherer Weltmarktintegration wird unter diesen Bedingungen größer sein als die 
des protektionistischeren Landes. 

Bevor nun auf der Basis dieser Hypothesen der empirische Akkumulationsver- 
lauf in den EG-Ländern Italien, Großbritannien, Frankreich und BRD analysiert 
werden wird, ist zunächst das Indikatorensystem darzustellen, mit dessen Hilfe in 
dieser Arbeit die Verwertungsbedingungen des Kapitals gemessen werden. 

Als Indikator für die Entwicklung der Verwertungsbedingungen in den EG- 
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Ländern wird in dieser Untersuchung die marginale ee benutzt. 
Ar ist das Produkt aus marginaler Kapitalproduktivität( A, und marginaler Ge- 


winnquote ( 1% a Ar= ne :(1- Sb. Die Verwendung der durchschnittli- 


chen ER r= u (1 - %) anstelle der marginalen Kapitalrentabili- 


tät scheitert in der EG-Analyse an unzureichenden statistischen Materialien über das- 
Anlagevermögen (Kapitalstock) in den verschiedenen Ländern. Erstens: die Zeitrei- 
hen der Schätzungen des Anlagevermögens enden zu unterschiedlichen Zeitpunkten 
am Ende der 60er Jahre. Zweitens: die Preisbasis für diese Schätzungen des Kapital- 
stockes in den verschiedenen Ländern ist nicht einheitlich. Drittens: das wichtigste 
Hindernis für einen internationalen Kapitalproduktivitätsvergleich, die Schätzungen 
des Kapitalstockes beruhen von Land zu Land auf unterschiedlichen Methoden. 
Hier ist einmal das Bewertungsproblem relevant, Je nach Bewertungsansatz (zum 
Anschaffungswert, zum Marktwert, zum Wiederbeschaffungswert usw. ) divergieren 
die absoluten Kapitalstockwerte erheblich und führen zu unterschiedlichen Kapital- 
produktivitätsdaten (7). 

Zum anderen basieren die Schätzungen des Anlagevermögens auf unterschied- 
lichen Überlebensfunktionen des Kapitalstockes, also unterschiedlichen Abschrei- 
bungsmethoden, so daß auch von dieser Seite her die absoluten Werte des Anlage- 
vermögens stark voneinander abweichen können. 

Wie prekär das Datenproblem bei internationalen Kapitalstockvergleichen ist, 
faßt Schatz wie folgt zusammen: 

. . Kapitalstockberechnungen liegen nur für eine begrenzte Anzahl von Ländern vor. Einer 
ÖECD- Studie kann man entnehmen, daß für nur 12 der OECD-Länder Bruttokapitalstockdaten 
überhaupt verfügbar sind, darunter vielfach private Schätzungen. Die Schätzmethoden differie- 
ren; nur 5 der Zeitreihen reichen über das Jahr 1960 hinaus. Längere, bis in die Gegenwart rei- 


chende Zeitreihen sind noch knapper; zudem beruhen die Schätzungen für den realen Kapital- 
stock auf unterschiedlichen Jahren für die Preisbasis.“ (8) 


Internationale Vergleiche der durchschnittlichen Kapitalrentabilität sind deshalb an- 
gesichts des Datenproblems bei der Ermittlung der durchschnittlichen Kapitalpro- 
duktivität zur Zeit nicht durchführbar. Als Ausweg bietet sich allerdings die Möglich- 
keit an, die marginale Kapitalrentabilität den internationalen Vergleichen in den 
Verwertungsbedingungen des Kapitals zugrunde zu legen. Die erforderlichen Daten 


(Wertzuwachs A Y, Nettoanlageinvestitionen I, marginale Lohnquote£Y) sind aus 


der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung der verschiedenen Länder leicht zu er- 
mitteln und angesichts des international angeglichenen methodischen Instrumenta- 
riums für die Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung auch sehr gut vergleichbar. 

Im Unterschied zur durchschnittlichen Kapitalrentabilität, die den Teil des ge- 
samten Neuwertproduktes einer Periode auf den gesamten Kapitalstock (Anlagever- 


7 Mairesse, Jaques: L‘evaluation du Capital fixe productif, les collections de l‘INSEE, 
C 18-19, Paris 1972, S. 15 ff. und S. 103 ff. 
8 Schatz, Klaus-Wemer, Wachstum und Strukturwandel der westdeutschen Wirtschaft im 


internationalen Verbund, Kieler Studien 128, Tübingen 1974, S. 110 
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mögen) bezieht, der als Profit von der Bourgeoisie angeeignet wird, setzt die margi- 
nale Kapitalrentabilität den von der Kapitalistenklasse angeeigneten zusätzlich in ei- 
ner Periode produzierten Wert (A Y) in Relation zum Zuwachs des Kapitalstockes 
in dieser Zeitspanne, den Nettoanlageinvestitionen. Im Zeitablauf lassen sich aus der 
marginalen Kapitalrentabilität A 1, sowie ihrer Komponenten, der marginalen Kapi- 
talproduktivität und der marginalen Gewinnquote, Schlüsse auf die Entwicklungs- 
richtung der durchschnittlichen Kapitalrentabilität und damit der Verwertungsbe- 
dingungen des Kapitals ziehen. Sinkt A r im Zeitablauf kontinuierlich, ist auch r 


gefallen, und aus der Entwicklungsrichtung vonAX sowie (1- AL, lassen sich 
AY 


die wichtigsten Ursachen dieses Trends ablesen. Gegenüber dem Gesamtrentabili- 
tätskonzept hat hierbei das Marginalitätskonzept den Vorteil, Veränderungen in den 
Rentabilitätsbedingungen schärfer zu akzentuieren. Während bereits leichte Ver-: 
schiebungen in der Kapitalproduktivität und/oder in den Verteilungsrelationen sehr 
schnell in der marginalen Kapitalrentabilität sichtbar sind, werden diese Trendver- 
änderungen in den Werten der durchschnittlichen Kapitalrentabilität nur sehr un- 
deutlich dokumentiert. 

Aus A r ist aber nicht nur die Entwicklungsrichtung der jeweils nationalen 
Verwertungsbedingungen ablesbar, ein Vergleich der marginalen Kapitalrentabilität 
verschiedener Länderläßt auch Rückschlüsse auf die unterschiedlichen Durchschnitts- 
profitraten im internationalen Vergleich zu. Zwar ist es statistisch durchaus möglich, 
daß ein Land A in einer Periode von x Jahren stets eine geringere marginale Kapital- 
rentabilität realisiert als das Land B, obwohl seine absolute Kapitalrentabilität höher 
liegt als in B; akkumulationstheoretische Überlegungen weisen diese statistische 
Möglichkeit aber als realiter unwahrscheinlich aus. Das Land A mit einem höheren 
Akkumulationsniveau und damit einer durchschnittlich geringeren Profitrate wird 
in der Regel auch eine geringere marginale Kapitalrentabilität verzeichnen als ein 
weniger entwickeltes Land B. Diese Regel kann in einzelnen Jahren bei einem asyn- 
chron verlaufenden Akkumulationszyklus zwischen beiden Ländern durchbrochen 
werden, je länger aber der beobachtete Zeitraum ist, desto genauer wird A r nicht 
nur den Trend, sondern auch das Gefälle in den Verwertungsbedingungen der bei- 
den Länder widerspiegeln (9). 


9 Zur methodischen Diskussion des Indikatorenverfahrens in der Realanalyse vergleiche 
Ch. Diefenbach u.a.: Wie real ist die Realanalyse? Eine Kritik, sowie Altvater/Hoffmann/ 
Semmler: Zum Problem der Profitratenberechnung — Eine Replik, in: Prokla Nr. 24, 
1976, 8.173 ff. 

Diefenbach u.a. kritisieren das Rückschlußverfahren der Indikatorenanalyse, die un- 
terstelle, daß ohne Vermittlungen von der Erscheinungsebene (Preisgrößen) auf die We- 
sensebene (Wertbewegung) zurückgeschiossen werden könne und sich dabei um die Modi- 
fikationsanalyse (Monopol, Staat) drücke. M. E. muß jede Realanalyse auf der Basis der 
Kritik der Politischen Ökonomie mit der Rückschlußhypothese arbeiten, weil per se die 
Erscheinungsebene nur vermittelter Ausdruck der Wesensebene ist. Auch eine Realanaly- 
se, die auf der Basis einer um die Monopol- und Staatsanalyse erweiterten Ableitung un- 
ternommen wird, kommt an der Rückschlußhypothese nicht vorbei. Es ist letztlich eine 
Differenz in der theoretischen Position und nicht der Verfahrensweise, ob man von der 
Erscheinungsebene direkt auf die Wesensebene schließt oder zuvor weitere „Zwischen- 
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2.2. Die empirische Struktur der ungleichmäßigen Entwicklung in der EG 


Die Entwicklung der Kapitalakkumulation in Italien, Großbritannien, Frankreich 
und der BRD von 1950 bis 1975 (vgl. Tabelle 1 und 2) ist durch einen gemeinsamen 
Grundton gekennzeichnet. Als Ausdruck des Falles der Kapitalprofitabilität, der in 
allen vier Ländern deutlich zu beobachten ist, sinken auch die Wachstumsraten des 
Sozialproduktes im längerfristigen Trend. In allen vier Ländern drückt sich der An- 
stieg der organischen Zusammensetzung des Kapitals in einer immer stärker abfal- 
lenden Kapitalproduktivität aus. Gleichzeitig verschiebt sich auch die zweite Kom- 
ponente der Profitrate, die Profit-Lohn-Relation, im Zeitablauf immer mehr zu Un- 
gunsten des Kapitals. Die Verminderung der Reservearmee, die sich in der BRD, Ita- 
lien und Frankreich seit Beginn der 60er Jahre deutlich abzeichnet, sowie die Stär- 
kung des ökonomischen Klassenbewußtseins der Arbeiterklasse aller vier Länder seit 
Ende der 60er Jahre führen zur Aneignung eines größeren Teiles des Wertproduktes 
durch die Arbeiterklasse. Die stagnativen Tendenzen der Kapitalakkumulation seit 
Beginn der 70er Jahre sind Resultat sowohl des Absinkens der Kapitalproduktivität 
als auch der verbesserten Verteilungsposition der Arbeiterklasse. 

Wenn auch der ökonomische Grundton in den vier EG-Ländern derselbe ist, 
verläuft dennoch die Kapitalakkumulation äußerst ungleichmäßig: Die Werte für die 
Kapitalakkumulation und die Wachstumsraten des Sozialproduktes weichen erheb- 
lich voneinander ab, 

Eine erste Durchsicht der in den Tabellen 1 und 2 zusammengestellten Daten 
ergibt folgendes Bild: 

a) Italien nimmt in allen Vergleichperioden eine Spitzenposition in der Ent- 
wicklung der westeuropäischen Kapitalakkumulation ein. Von 1952 bis 1960 liegt 
es in den Wachstumsraten des Nettosozialproduktes hinter der BRD an zweiter Stel- 
le, von 1961 bis 1970 übernimmt es die Führungsposition, um von 1971 bis 1974 


glieder‘ einbaut. Einst zu nehmen ist allerdings das Argument von Diefenbach u.a., daß 
die im Indikatorenverfahren von Altvater u.a. ünterstellte Parallelitätsannahme zwischen 
Wertgıößen- und Preisgrößenbewegung angesichts der „relativen Inflation“ sowie der un- 
gleichen Inflationsraten in verschiedenen Sektoren zu problematisieren sei. Die Paralleli- 
tätshypothese, die auch in dieser Arbeit unterstellt wird, führt in der Tat zu Veıgröbe- 
rungen und Verfälschungen, die nicht einfach wegdiskutiert werden können. Angesichts 
zahlreicher ungelöster methodischer Probleme in der marxistischen Inflationsforschung 
stehen wir zur Zeit vor der Frage, auf empirische Analysen wegen zahlreicher methodi- 
scher Mängel ganz zu verzichten oder dennoch — unter Inkaufnahme von Vergröberun- 
gen und selbst Fehlern — Ansätze zur Realanalyse zu leisten. In’dieser Arbeit ist die Ent- 
scheidung zugunsten der empirischen Analyse getroffen worden, weil m.E. 'der For- 
schungsfortschritt in der Politischen Ökonomie gerade auch in theoretischen Fragen über 
die Ergebnisse problematischer Realanalysen eher vorangetrieben wird als im weiteren 
Beharren auf „fleischlosen Ableitungen“ in der Monopol-, Staats-, Weltmarkt- und Kıi- 
senanalyse. Gerade. weil die Abstraktionen der Kritik der Politischen Ökonomie bean- 
spruchen, die Wirklichkeit ideell zu reproduzieren und dabei zu entschleiern, können Er- 
kenntnisse über die Notwendigkeit und die Richtung der Verfeinerung unserer Begriff- 
lichkeit erst durch die Versuche einer theoretischen Entschlüsselung def empirischen Ver- 
hältnisse gewonnen werden, 
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Tabelle 1 (10) 


Indikatoren der ungleichmäßigen Entwicklung zwischen Frankreich, Italien, der BRD und Groß- 
britannien von 1952 — 1974 


I AY AL 

We 5 de IRy: 2. 
Frankreich 
1952 — 60 4.56 9.13 0.4840 0.4520 0.2135 
1961 - 70 5.48 13.41 0.3948 . 0.3474 0.1365 
1971 — 74 4,72 15.26 0.2919 0.2880 0.0871 
Italien 
1952 — 60 5.59 12.05 0.4466 0.4764 0.2210 
1961 - 70 5.51 14.55 0.3597 0.3002 0.1286 
1971 - 74 3.67 12.55 0.2764 —0.2152 0.0095 
BRD 
1952 — 60 7.70 16.38 0.4319 0.4474 0.1836 
1961 - 70 4.50 17.67 0.2392 0.2226 0.0633 
1971 — 74 2.65 15.76 0.1532 2.3480 0.0102 
GB 
1952 — 60 2.64 71.7 0.3463 0.3397 0.1091 
1961 - 70 2.52 9.97 0.2483 0.1152 0.0568 
1971 - 74 2.65 9,72 0.2596 —1489.4291 —0.0189 
10 Quelle: SAEG: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen (VGR), 1951 — 1972, 1960 — 


1973, 1960 — 1975, Luxemburg 1973, 1975, 1976; eigene Berechnungen, 
Wy = Wachstumsrate des realen Nettosozialproduktes zu Marktpreisen (1952 — 1960), 
I bzw. des realen Nettoinlandsproduktes zu Marktpreisen (1961 — 1975); 
= = Investitionsquote, Nettoanlageinvestitionen dividiert durch NSPmp oder NIPmp 
Ay 
I 
1- m marginale Gewinnquote; 1 — (Bruttolohnsumme des Jahres 1 minus Brutto- 


= marginale Kapitalproduktivität: Yı — Yo, dividiert durch Iı 


lohnsumme des Jahres 0, dividiert durch Yı — Yo) 

Die Daten von 1952 — 1960 sind zu Preisen von 1963, die Daten von 1961 bis 1965 zu 
Preisen von 1970 ermittelt. Man beachte, daß die Daten der marginalen Gewinnguote in 
Zeiten negativer Wachstumsraten einer besonderen Interpretation bedürfen. Werte über 1 
signalisieren in Zeiten von Wachstumseinbrüchen eine Umverteilung zugunsten der Arbei- 
terklasse. Während das Wertprodukt. gesunken ist, sind die Löhne weiter angestiegen, so 
daß die Gewinne stark abfallen. Der Wert der britischen marginalen Gewinnquote im Jah- 
re 1974 von —1490.0 erklärt sich wie folgt: Während das britische Wertprodukt von 
1973 auf 1974 von 51.484 Mill. Pfund Sterling auf 51.485 Mill. Pfund Sterling, also um 
1 Million angestiegen ist, wuchs die Bruttolohnsumme von 34.609 Mill. Pfund auf 36.100 
Mill. Pfund, also um 1.491 Mill. Pfund. Die marginale Lohnquote erreicht deshalb den 
einmaligen Wert von 1.491 und die marginale Gewinnquote entsprechend: 1 — 1.491 = 
— 1.490. 
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Tabelle 2 (11) 


Indikatoren der ungleichmäßigen Entwicklung zwischen Frankreich, Italien, der BRD und Groß- 
britannien von 1952 — 1975 


I 
Frankreich 
1952 — 55 3,98: 7.17 0.5286 0.3638 0,1851 
1956 — 60 5,03 10.70 0.4483 0.5225 0.2362 
1961 — 65 5.89 12.14 0,4639 0.3542 0.1615 
1966 -—- 70 5.06 14.68 0.3258 0.3405 0.1115 
1971 — 73 5.38 15.60 0,3273 0.3184 0.1039 
1974 2.72: 14.25 0.1857 0.1967 0.0365 
1975 —1,62' 13.15 0.1249 2.4120 0.3014 
Italien 
1952 — 1955 5.66 10.51 0.5134 0.4657 0.2593 
1956 — 60 5.53 13.29 0.3932 0.4859 0.1903 
1961 — 65 5.00 15.69 0.2941 0.2263 0.0852 
1966 - 70 6.01 13.41 0.4252 0.3741 0.1719 
1971 - 73 3.75 12.52 0.2816 0.4012 —0.0171 
1974 3.41 12.65 0.2606 0.3427 0.0893 
1975 3,83 10,50 —0.3788 1.3466 —0,5101 
„BRD 
1952 — 55 9.32 15.63 0.5466 0,4850 0.2729 
1956, 60 6.41 16.98 0.3401 0.4173 0.1489 
1961 - 65 4.69 18.87 0,235 7- 0.2494 0.0643 
1966 — 70 4.30 16.47 0,2427 0,1957 0,0622 
1971 - 73 3.58 16.82 0.2080 0.0289 0.0214 
1974 —0,14 12.60 —0,.0113 9,3053 —0,1051 
1975 —3.24 11.15 —0,3007 0.5545 —0.1667 
GB 
1952 — 55 2.73 6.34 0.3962 0.2648 0.1273 
1956 — 60 2.56 7.83 0.3064 0.3997 0.0945 
1961 — 65 3.07 9,31 0.3168 0.1582 0.0867 
1966 -- 70 1.96 10.62 0.1797 0.0722 0,0268 
1971 - 73 3.53 9.79 0.3460 .0.1903 0.0741 
1974 0.002 9.52 0.0002 —1490.0000 0,2980 
1975 1.91 8.95 —0.2178 —3.0152 0,6568 


Fr ur 


11 Vgl. Fußnote 10 
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hinter Frankreich abermals den zweiten Platz einzunehmen. j 

Angesichts des Entwicklungsgefälles zwischen Italien und den drei Vergleichs- 
ländern überrascht dieses hohe italienische Akkumulationstempo nicht, es bedarf 
vielmehr umgekehrt einer Erklärung, weshalb die italienischen Wachstumsraten nicht 
permanent deutlich vor denjenigen Frankreichs, Großbritanniens und der BRD la- 
gen. 

b) Frankreich zeichnet sich nach den unterdurchschnittlichen Wachstumsra- 
ten in den 50er Jahren seit Beginn der 60er Jahre durch die stabilsten Akkumula- 
tionsbedingungen im innereuropäischen Vergleich aus. Die Zuwachsraten des Sozial- 
produkts, die marginale Kapitalrentabilität, die marginale Kapitalproduktivität so- 
wie die marginale Gewinnquote Frankreichs nehmen seit 1961 europäische Spitzen- . 
werte ein. Neben der bemerkenswerten Steigerung der französischen Wachstumsra- 
ten von 1961 bis 1970 gegenüber 1952 bis 1960 bedarf die relative Stabilität der 
französischen Kapitalakkumulationsbedingungen einer besonderen Erklärung. 

c) Großbritannien liegt sowohl in den 50er Jahren wie in den 60er Jahren mit 
allen Werten für die untersuchten Indikatoren des Akkumulationsprozesses an letz- 
ter Stelle. In den 70er Jahren zieht die BRD mit Großbritannien im quantitativen 
Ausmaß der stagnativen Tendenzen der Kapitalakkumulation allerdings gleich. Die 
spezielle Akkumulationsstudie über Großbritannien hat die Ursachen zu klären, die 
die britische Wirtschaft von der europäischen Spitzenposition im Akkumulations- 
niveau zu Beginn der 50er Jahre durch unterdurchschnittliche Wachstumsraten bis 
Mitte der 70er Jahre fast auf das italienische Produktionsniveau herabsinken ließen. 

d) Der Abwärtstrend, der die europäische Kapitalakkumulation als Ausdruck 
des tendenziellen Falles der Durchschnittsprofitrate von 1952 bis 1975 kennzeich- 
net, ist am markantesten in der Bundesrepublik Deutschland ausgeprägt. Von außer- 
ordentlich hohen Wachstumsraten in den 50er Jahren sinkt die BRD in den 60er 
Jahren auf die dritte Position im 4-Länder-Vergleich, um in den 70er Jahren sogar 
nicht einmal mehr Großbritannien übertreffen zu können, Dieser auffällige Wandel 
der BRD-Wachstumsraten, der sich im Grunde bereits Mitte der 50er Jahre abzeich- 
nete, verdient in der weiteren Analyse besondere Aufmerksamkeit. 


Zu a) Italien: 

Seinem Entwicklungsabstand zu Großbritannien, Frankreich und der BRD entspre- 
chend realisierte Italien in den 50er und 60er Jahren im westeuropäischen Vergleich 
überdurchschnittliche Kapitalverwertungsbedingungen und damit zusammenhän- 
gend überdurchschnittliche Wachstumsraten des NSP. Mit einer marginalen Kapital- 
rentabilität von durchschnittlich 22 % von 1952 bis 1960, bzw. 13 % von 1961 bis 
1970 sowie Wachstumsraten von durchschnittlich 5.6 % (1952 — 1960) und 5,5 % 
(1961 — 1970) nahm Italien jeweils die erste oder zweite Position unter den vier 
westeuropäischen Ländern ein. 

Die günstigen Kapitalverwertungsbedingungen waren Resultat eines niedrigen 
Niveaus in der organischen Zusammensetzung des Kapitals und einer großen indu- 
striellen Reservearmee, die die Verteilungsrelationen des Wertprodukts zugunsten 
des Kapitals verschob, 
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Zu Beginn der 50er Jahre verfügte Italien mit einer Arbeitslosenquote von 
10.3 % (12) nicht nur über eine umfangreiche offene Reservearmee, sondern durch 
überdurchschnittliche Beschäftigungsquoten in weniger produktiven Sektoren auch 
über eine. starke potentielle Arbeitskraftreserve. 1950 lag der Anteil der landwirt- 
schaftlich Beschäftigten an der erwerbstätigen Bevölkerung in Italien bei 42.8 % 
(zum Vergleich: Frankreich: 29.3 %, BRD: 24,8 %, Großbritannien: 5.4 %) (13) 
und der Anteil der Selbständigen und der Familienbeschäftigten an der nichtland- 
wirtschaftlich erwerbstätigen Bevölkerung wies in Italien mit 31.3 % ebenfalls ei- 
nen sehr hohen Wert aus (zum Vergleich: Frankreich: 21.4 %, BRD: 15.7 %, Groß- 
britannien: 7.7 %) (14). 

Durch die Zerschlagung weniger produktiver Strukturen in Landwirtschaft, 
Handwerk und Handel konnte das italienische Industriekapital im weiteren Verlau- 
fe des Akkumulationsprozesses billige Arbeitskräfte rekrutieren, deren niedriger 
Preis gleichzeitig das Tempo des Substitutionsprozesses von Arbeitskraft durch Ma- 
schinerie abbremste und so das Wachstum der organischen Zusammensetzung des 
Kapitals begrenzte. Die marginale Profitquote und die marginale Kapitalproduktivi- 
tät Italiens lagen in den 50er und 60er Jahren dementsprechend im Vier-Länder- 
Vergleich überdurchschnittlich hoch. 

Daß sich die Wachstumsraten des Nettosozialprodukts erst in den 60er Jahren 
und nicht schon in den 50er Jahren an die Spitze in Westeuropa schoben, ist nicht 
der relativen Verwertungsposition des italienischen Kapitals geschuldet, sondern der 
im Vergleich zur BRD geringeren Investitionsquote Italiens, die wiederum auf die 
unterschiedliche Weltmarktintegration beider Länder zurückzuführen ist. Das italie- 
nische Kapital wurde in den 50er Jahren im Gegensatz zum BRD-Kapital durch 
hohe Zollmauern vom Weltmarkt abgeschirmt (15) und erzielte gleichzeitig eine 
wesentlich geringere Exportquote (Italien: 1952: 9.9 %, 1960: 14.7 %; BRD: 1952: 
15.8 %, 1960: 19.9 %) (16). Der auf das italienische Kapital ausgeübte internationa- 
le Konkurrenzdruck war deshalb geringer, so daß trotz günstiger Verwertungsbedin- 
gungen die Investitionsquote Italiens mit 12 % in den 50er Jahren niedriger ausfiel 
als in der BRD mit 16 %. 

Durch den Anschluß Italiens an die EG konnte in den 60er Jahren zwar dieses 
Defizit der italienischen Kapitalakkumulation beseitigt werden und die italienische 
Wirtschaft jetzt höhere Wachstumsraten realisieren als ihre westeuropäischen Kon- 
kurrenten, dennoch bleibt zu klären, weshalb der italienische Wachstumsvorsprung 
angesichts des großen Produktivitätsrückstandes Italiens nicht erheblich stärker aus- 
geprägt war. 


12 D‘Antonio, Mariano: Sviluppo e crisi del capitalismo italiano 1951 - 1972, Bari 1973, 
5.69 

13 Denison, E. F., Why Growth Rates Differ, Postwar Experience in Nine Western Countities, 
Washington D.C., 1967, S. 206 

14 Denison, a.a.0., S. 208 

15 Kommission der EWG: Bericht über die wirtschaftliche Lage in den Ländern der Gemein- 
schaft, Brüssel 1958, S. 108 

16 Eigene Berechnungen nach: SAEG: VGR, vgl. Fußnote 10 
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Die Erklärung für dieses vergleichsweise suboptimale Akkumulationstempo 
des italienischen Kapitalismus muß m.E. in der unterdurchschnittlichen Entwicklung 
des italienischen Südens, also im italienischen Nord-Süd-Gefälle gesucht werden. Das 
Problem der relativen Stagnation des italienischen Südens ist historisch dadurch ent- 
standen, daß im Verlaufe der italienischen Einigungskämpfe der entwickeltere Nor- 
den mit dem industriell rückständigen Süden in einem Nationalstaat zusammen ge- 
führt wurde. In einer Währungsunion zwangsvereinigt, verlor der weniger entwickelte 
Süden den Schutzmechanismus in Gestalt von Wechselkursveränderungen, den an- 
sonsten die schwächer entwickelten nationalen Kapitale im Konkurrenzkampf mit 
höher entwickelten Nationen ausnutzen können (17). Die Ergebnisse des italieni- 
schen Einigungskrieges verdammten den relativ rückständigen italienischen Süden 
zur ökonomischen Stagnation. Bis heute verläuft die Kapitalakkumulation im italie- 
nischen Süden relativ langsamer als im Norden und drückt somit das durchschnittli- 
che italienische Akkumulationstempo. Obwohl in den 60er Jahren (1959 bis 1968) 
im Mezzogiorno 36 % der italienischen Bevölkerung und 30 % der italienischen Er- 
werbstätigen lebten, wurden hier von 1959 bis 1968 nur 26.7 % der italienischen 
Bruttoinvestitionen getätigt und nur 23.4 % der Industrieinvestitionen. In der Nord- 
Ost- und der Zentralregion entsprachen sich Beschäftigungsanteil und Bruttoinvesti- 
tionsanteil in etwa, allerdings stiegen auch hier die Industrieinvestitionen unter- 
durchschnittlich an (18). 

In der Konkurrenz zwischen dem Nordwesten und dem Mezzogiorno verfügt 
der Nordwesten über Infrastruktur- und Marktvorteile, während das niedrigere 
Lohnniveau im Süden als günstigerer Akkumulationsfaktor zu Buche schlägt. Beim 
Preisvergleich der Ware Arbeitskraft ist allerdings auch deren Qualifikationsniveau 
zu berücksichtigen. So kommt es, daß Industrieunternehmen, die sich im Süden Ita- 
liens ansiedeln, häufig einen großen Teil der Belegschaft im Norden rekrutieren, 
weil für viele industrielle Tätigkeiten das Qualifikationsniveau der gerade proletari- 
sierten Bauern nicht ausreicht. Zu Ungunsten der Konkurrenzposition des Südens 
hat es sich in den 60er Jahren, insbesondere seit Ende der 60er Jahre ausgewirkt, 
daß die italienischen Gewerkschaften eine Politik der Lohnniveauangleichung zwi- 
schen dem Norden und dem Süden betrieben und insbesondere in den heißen Ar- 
beitskämpfen seit 1969 verstärkt den Abbau der „Lohnkäfige‘ durchgesetzt haben. 
Heinz-Michael Stahl hat. in einer empirischen Untersuchung nachgewiesen, daß im 
Süden die Lohnzuwachsraten in den 60er Jahren stets über den Produktivitätszu- 
wachsraten lagen und sich damit die Konkurrenzposition des Südens gegenüber dem 
Norden verschlechterte (19). 

Die Unterentwicklung des Südens und die relative Stagnation des Mezzogior- 
no, also die Vertiefung der Nord-Süd-Kluft in Italien, beeinträchtigt natürlich die 
Durchschnittsdaten über das Akkumulationstempo des italienischen Kapitalismus 


17 Vergleiche dazu Heinz-Michael Stahl: Regionalpolitische Implikationen einer EWG-Wäh- 
rungsunion, Tübingen 1974, S. 24 ff. 

18 Daten aus: Helga Koppel: Klassenkämpfe in Italien heute, Frankfurt a.M. 1972, Tabellen 
10 - 12, S.102 £f. 

19 Stahl, a.a.0., S. 129 ff. 
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beträchtlich. In den ungünstigen Akkumulationsbedingungen des italienischen Sü- 
dens ist die Hauptursache für das im westeuropäischen Akkumulationspotentialver- 
gleich suboptimale Akkumulationstempo des italienischen Kapitals zu sehen. 


zu b) Frankreich: 

Die Wachstumsrate des französischen Wertprodukts belief sich von 1952 bis 1960 
auf durchschnittlich 4.6 %. Frankreich lag damit in dieser Periode hinter der BRD 
(7.7 %) und Italien (5.6 %) an dritter Stelle im westeuropäischen 4-Länder-Ver- 
gleich. Diese unterdurchschnittliche Entwicklung der französischen Kapitalakku- 
mulation in den 50er Jahren läßt sich nicht aus den Verwertungsbedingungen des 
französischen Kapitals erklären; diese waren nämlich auch im innereuropäischen 
Vergleich durchaus günstig. Die marginale Kapitalproduktivität Frankreichs lag von 
1952 bis 1960 mit 48 % an der Spitze der vier westeuropäischen Länder, und die 
marginale Gewinnquote des französischen Kapitals nahm hinter Italien die zweitbe- 
ste Position ein. Mit einer durchschnittlichen marginalen Kapitalrentabilität von 21 
% in den 50er Jahren schnitt das französische Kapital im europäischen Vergleich 
überdurchschnittlich ab. Das hohe Arbeitskräftereservoir in der Landwirtschaft 
(1950 waren noch 29.3 % aller Erwerbstätigen in der Landwirtschaft beschäftigt) 
und in Handel, Handwerk und Kleinindustrie (21.4 % aller nichtlandwirtschaftli- 
chen Erwerbstätigen waren 1950 Selbständige oder Familienbeschäftigte) ermög- 
lichte dem französischen Kapital eine günstige Profit-Lohn-Relation und milderte 
gleichzeitig den Zwang zur Kapitalintensivierung. Nach Berechnungen von Mairesse 
wuchs die Arbeitsproduktivität (Y/L) der französischen Ökonomie von 1950 bis 
1960 mit durchschnittlich 4.9 % schneller als die Kapitalintensität (K/L) mit 3.8 %, 
so daß die Kapitalproduktivität (Y/K) in dieser Periode um durchschnittlich 1.1 % 
anstieg (20). 

Waren die Verwertungsbedingungen des französischen Kapitals damit unter 
Berücksichtigung sowohl des Lohnniveaus als auch der Kapitalproduktivität im 
westeuropäischen Vergleich sehr positiv, so stellt sich die Frage nach den Ursa- 
chen des vergleichsweise geringen Wachstums des französischen Wertproduktes in 
diesem Zeitraum. Die beiden wesentlichen Faktoren der unterdurchschnittlichen 
französischen Kapitalakkumulation sind m.E. in der protektionistischen Abschir- 
mung Frankreichs vom Weltmarkt bis zur Gründung der EWG und in den ökono- 
mischen Auswirkungen der imperialistischen Politik Frankreichs in Indochina und 
Algerien zu sehen. . 

Die französische Industrie wurde in den 50er Jahren durch hohe Schutzzölle, 
Importkontingentierungen und sonstige nichttarifäre Handelshemmnisse mehr als 
die Industrie der übrigen entwickelten kapitalistischen Industrieländer von der in- 
ternationalen Konkurrenz abgeschirmt. Das französische Kapital war in dieser Zeit 
noch sehr stark auf seine privilegierten Märkte in der Dritten Welt, insbesondere in 
der Franc-Zone orientiert. 1952 gingen noch 57 % des gesamten französischen Ex- 
ports in die Länder der Dritten Welt und allein 42 % in die Länder der Franc-Zone. 


20 Mairesse, a.a.O., S. 179 
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1960 lag der Anteil der Franc-Zone immerhin noch bei 30.% und die Quote der 
Dritten Welt insgesamt bei 40 % (21). 

Die starke Abschirmung der französischen Wirtschaft vom Druck der Welt- 
marktkonkurrenz reduzierte für das französische Kapital den Zwang, durch eine 
forcierte Kapitalakkumulation mit der technologischen Entwicklung in den kapi- 
talistischen Industrieländern Schritt zu halten. Die französische Investitionsquote 
lag deshalb trotz der sehr guten Verwertungsbedingungen bei nur 7% von 1952/55 
und bei nur 11 % von 1956/60, während Italien und die BRD erheblich höhere 
Quoten realisieren konnten. Diese relative Stagnation der Investitionen des französi- 
schen Kapitals schlug sich trotz der überdurchschnittlichen französischen margina- 
len Kapitalproduktivität schließlich in den relativ geringen Wachstumsraten des. 
französischen Wertproduktes nieder. Verstärkt wurde diese unterdurchschnittliche 
Entwicklung der französischen Kapitalakkumulation durch die ökonomischen Aus- 
wirkungen der imperialistischen Politik Frankreichs in Afrika und Asien. Der Ver- 
such Frankreichs, die Befreiungsbewegungen in Indochina von 1946 bis 1954 und 
in Algerien von 1956 bis 1962 mit militärischer Gewalt zu unterdrücken, belastete 
die französische Wirtschaft sehr stark. Eine hohe Militärlastquote (Anteil der Mili- 
tärausgaben am BSP) (22) beeinträchtigte die Investitionsquote, und die Finanzie- 
rung der Defizite des Staatshaushalts durch zusätzliche Geldproduktion ließ die In- 
flationsrate ansteigen (23). Bei fester Franc-Parität wurde die Wettbewerbsfähigkeit 
des französischen Kapitals auf diese Weise durch überdurchschnittliche Inflationsra- 
ten und unterdurchschnittliche Produktivitätszuwachsraten unterhöhlt. 

Erst die Krise 1957/58 drängte dem französischen Staatsapparat einen radi- 
kalen Kurswechsel auf. Der mittels eines Staatsstreichs an die Macht gelangte Gene- 
ral de Gaulle vollzog den EWG-Anschluß Frankreichs bei gleichzeitiger Abwertung 
des Franc und beendete Anfang der 60er Jahre den Algerienkrieg. Der französische 
Kapitalismus warf damit die beiden wesentlichen Hemmnisse der Kapitalakkumula- 
tion der 50er Jahre über Bord und schuf so die Bedingungen für eine neue Prosperi- 
tätsphase. 

Von der dritten Position in den 50er Jahren schoben sich die Wachstumsraten 
Frankreichs im Zeitraum von 1961 bis 1970 gemeinsam mit den Zuwachsraten Ita- 
liens an die Spitze der vier europäischen Länder. Italien realisierte in den 60er Jah- 
ren eine durchschnittliche Wachstumsrate des Nettosozialproduktes von 5.51 % und 
Frankreich von 5.48 %. Gegenüber dem Zeitraum von 1952 bis 1960 mit 4.56 % la- 
gen die französischen Wachstumsraten damit in den 60er Jahren um durchschnitt- 
lich jährlich 1 % höher. Diese günstigen Ergebnisse der französischen Kapitalakku- 
mulation von 1961 bis 1970 waren Resultat vor allem zweier Faktoren. Zum einen 
zwang der EWG-Beitritt und der Abbau des französischen Protektionismus seit 
1958 das französische Kapital, aufgrund des schärferen internationalen Konkurrenz- 
kampfes die Investitionstätigkeit zu forcieren, zum zweiten waren die Verwertungs- 


21 INSEE: Fresque historique du Systeme productif, E 27, Paris 1974, S. 210 

22 A. Glyn/B. Sutcliffe: British Capitalism, Workers and the Profits Squeeze, Harmonds- 
worth 1972, S. 270 

23 Mockers, LP., Croissances Economiques Compatees, Paris 1969, S. 74 
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bedingungen des französischen Kapitals im westeuropäischen Vergleich außeror- 
dentlich günstig. j j 

Unter dem Zwang, die Produktivkraft seiner Arbeit angesichts des härteren 
internationalen Wettbewerbs zu verbessern, steigerte das französische Kapital seine 
Investitionen in den 60er Jahren kontinuierlich. Die französische Investitionsquote, 
die in den 50er Jahren bei 7.1 % und 10.7 % gelegen hatte, stieg im ersten Jahrfünft 
der 60er Jahre auf 12.1 % an und im zweiten Jahrfünft auf 14.7 %. Diese von der 
Weltmarktkonkurrenz aufgeherrschte Steigerung des Akkumulationstempos Konn- 
te das französische Kapital umso leichter realisieren als seine Verwertungsbedingun- 
gen im internationalen Vergleich weiterhin überdurchschnittlich waren. Die margina- 
le Kapitalproduktivität Frankreichs lag in den 60er Jahren mit 39 % weiterhin an 
der Spitze der vier Vergleichsländer, Italien erreichte 36 %, die BRD 24 % und Groß- 
britannien 25 %, und auch die marginale Gewinnquote des französischen Kapitals 
wurde mit 35 % weder von Italien (30 %), noch der BRD (22 %), noch Großbritan- 
nien (12 %) übertroffen. Mit einer Quote von 13.6 % für die marginale Kapitalren- 
tabilität übernahm Frankreich in den 60er Jahren die Spitzenposition unter den 
vier europäischen Ländern. 

Die wesentliche Voraussetzung dieser günstigen Resultate der Kapitalakku- 
mulation Frankreichs war im Vergleich zur Bundesrepublik die günstigere Struk- 
tur des französischen Arbeitsmarktes. Frankreich konnte aus der Landwirtschaft 
sowie aus Handel und Handwerk in den 60er Jahren eine relativ größere Reserve- 
armee für die Industrie mobilisieren als die BRD. Darüberhinaus kehrten von 1960 
bis 1969 rund 250.000 Franzosen aus Algerien zurück, die in den französischen Ar- 
beitsmarkt integriert wurden. Schließlich rekrutierte Frankreich in den 60er Jah- 
ren insgesamt mehr Gastarbeiter als die BRD: 1968 waren in Frankreich 3.0 Mil- 
lionen ausländische Arbeiter beschäftigt, das waren ungefähr 15 % der Erwerbstä- 
tigen, während in der BRD zum gleichen Zeitpunkt nur 2.3 Millionen Ausländer 
arbeiteten, die ca. 9 % der Erwerbstätigen ausmachten. 

Die günstigeren Arbeitsmarktverhältnisse in Frankreich bewirkten enerseits 
einen geringeren Lohnquotenanstieg und milderten andererseits den Zwang für das 
französische Kapital, Arbeitskraft durch Maschinerie zu substituieren, also den 
Zwang zur Steigerung der technischen Zusammensetzung des Kapitals. Nur so sind 
die höhere marginale Gewinnquote und die höhere marginale Kapitalproduktivität 
Frankreichs gegenüber der BRD, die in etwa über das gleiche Akkumulationsniveafi 
verfügten, zu erklären. 


zu c) Großbritannien: 

Beim Vergleich der marginalen Kapitalrentabilität und der Wachstumsraten des Net- 
tosozialprodukts der vier EG-Länder fällt im gesamten Zeitraum von 1952 bis 1975 
das schlechte Abschneiden des britischen Kapitals auf. Dieses bedarf einer gesonder- 
ten Erklärung. Meines Erachtens lassen sich folgende wesentliche Komponenten 
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für die relative Stagnation des britischen Kapitalismus anführen (24). 

1. Aufgrund des Industrialisierungsvorsprunges, den Großbritannien im 19. 
Jahrhundert und auch noch zu Beginn des 20. Jahrhunderts gegenüber den übrigen 
kapitalistischen Industrieländern realisierte, war die Durchkapitalisierung der Land- 
wirtschaft in Großbritannien wesentlich früher abgeschlossen worden als in seinen 
Konkurrenzländern. So war der Anteil der Landwirtschaft am Sozialprodukt in 
Großbritannien bereits 1950 auf 3.6 % gesunken, ein Anteil, der nicht einmal bis 
1969 von Frankreich und der BRD erreicht wurde und der 1950 auch nicht von den 
USA (4.8 %) unterboten wurde (25). Großbritannien verzeichnete damit bereits 
kurz nach Ende des 2. Weltkrieges ganz im Gegensatz zu seinen europäischen Kon- 
kurrenten eine Erschöpfung seines Arbeitskräftereservoirs, einen Arbeitskräfteman- 
gel. Die Auswirkungen einer solchen Arbeitsmarktkonstellation auf die Profitquote,, 
die organische Zusammensetzung des Kapitals sowie damit zusammenhängend die 
Kapitalproduktivität haben wir oben bereits mehrfach dargestellt. Ein Vergleich der 
marginalen Gewinnquote und der marginalen Kapitalproduktivität zwischen Groß- 
britannien und den drei übrigen EG-Ländern zeigt denn auch, daß Großbritannien 
bereits in den 50er Jahren eine vergleichsweise geringe Profitquote (33 %) realisierte 
und die marginale Kapitalproduktivität weit unter den Ergebnissen Frankreichs, Ita- 
liens und der BRD lag. Während z.B. das westdeutsche Kapital in den 50er Jahren 
einen marginalen Kapitalkoeffizienten von 2.3 erreichte, mußte das britische Kapital 
2.9 Werteinheiten an Kapital zusätzlich vorschießen, um eine Werteinheit an zusätz- 
lichem Nettosozialprodukt zu produzieren. 

2. Von weiterer ausschlaggebender Bedeutung für die relative Stagnation in 
Großbritannien ist der Wandel in der Weltmarktposition des britischen Kapitals. . 
Nach dem 2. Weltkrieg verlor das britische Kapital durch die Liberalisierung des 
Welthandels seine Sonderstellung in den Märkten der Commonwealth-Länder und 
sah sich hier der wachsenden Konkurrenz aus den USA, der BRD, Frankreich, Ita- 
lien und den übrigen kapitalistischen Industrieländern gegenüber. Zum anderen ver- 
suchte das britische Bankkapital trotz der schwindenden Position des britischen Ka- 
pitals im Welthandel und der Weltindustrieproduktion und trotz der absoluten Do- 
minanzposition, die das US-Kapital nach dem 2. Weltkrieg erobert hatte, die Rolle 
der Londoner City als Finanzzentrum der Welt zu erhalten. Dies brachte die frühzei- 
tige Einführung der Währungskonvertibilität (1955), eine Hochzinspolitik und vor al- 
lem eine Stabilisierung des überhöhten Außenwerts der britischen Währung (Wech- 
selkurs) mit sich, der im Interesse der Reserveposition des Pfund Sterlings für viele 
Commonwealth-Länder nicht abgewertet werden durfte. Insbesondere die Überbe- 
wertung des Pfund Sterling unterhöhlte die britische Exportposition und produzier- 
te eine chronische Handelsbilanzkrise, wachsende Auslandsverschuldung und den 


24 Relative Stagnation soll hier heißen, daß die britischen Wachstumsraten zwar im Ver- 
gleich zur Zwischenkriegsperiode durchaus erheblich gestiegen sind, aber im internationa- 
len Vergleich nach 1945 sehr niedrig liegen. 

25 Zusammengestellt nach Klaus Werner Schatz: Wachstum und Strukturwandel der west- 
deutschen Wirtschaft im internationalen Verbund, Tübingen 1974, S. 162 
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permanenten Abbau der Währungsreserven (26). 

3. Die ungünstigeren Kapitalverwertungsbedingungen im Innern des-Landes 
und die Überbewertung des Pfund Sterling verfestigten auch nach 1945 die Tendenz 
des britischen Kapitals zum Kapitalexport. Obwohl das US-Kapital das britische Ka- 
pital.nach dem 2. Weltkrieg als Hauptkapitalexporteur auf dem Weltmarkt ablöste, 
lag Großbritannien in der Relation Direktinvestitionen zu Bruttoinvestitionen im 
Inland weiterhin vor den USA und vor den übrigen kapitalistischen Industrieländern 
außer der Schweiz. Während die Direktinvestitionen von 1965 bis 1970 in den USA 
einen Anteil von 4.7 % an den Bruttoinvestitionen erreichten, lag dieser Wert für 
Großbritannien bei 6.8 % (zum Vergleich: Japan erreichte 1.1 %) (27). Von 1970 
bis 1972 lag der entsprechende Wert für die USA bei 5.1 % und für Großbritannien 
bei 6.6 %, Japan erreichte in diesem Zeitraum 1.5 % (28). Dieses relativ starke Ge- 
wicht der britischen Kapitalexporte schwächte natürlich die britische Kapitalakku- 
mulation im Inland um ein weiteres und trug damit ebenfalls zur britischen Stagna- 
tion bei. ; 

4. Folge der chronischen Handelsbilanzkrise Großbritanniens unter Nichtan- 
tastung des Wechselkurses in den 50er und 60er Jahren war eine häufige Deflations- 
politik des britischen Staates, die auf eine Stabilisierung des Außenwerts der Wäh- 
rung orientierte und damit dem Wachstum des britischen Sozialprodukts in der Prä- 
ferenzskala des Staatsinterventionismus eine geringe Priorität einräumen mußte. De- 
flationspolitik dominierte in den Jahren 1947, 1949, 1951/52, 1961, 1964 bis 1971 
und 1974/75 (29). Die Krise der britischen Kapitalakkumulation wurde auf diese 
Weise durch die staatliche Wirtschaftspolitik überwiegend verschärft. 

5. Seit Ende der 60er Jahre stellt die vergleichsweise starke Kampfposition 
der britischen Arbeiterklasse einen weiteren restriktiven Faktor für die britische Ka- 
pitalakkumulation dar. Zwar sinken aufgrund des gestiegenen ökonomischen und 
teilweise auch politischen Bewußtseins der Arbeiterklasse Ende der 60er Jahre in al- 
len wichtigen kapitalistischen Industrieländern die marginalen Gewinnquoten be- 
trächtlich (vgl. Tabelle 2), am schärfsten schlägt sich diese Tendenz aber in Italien 
und Großbritannien nieder, deren Gewerkschaften in dieser Phase die entschieden- 
sten Kampfpositionen bezogen haben. So ist die durchschnittliche jährliche margi- 
nale Gewinnquote von 1971 bis 1974 in Großbritannien negativ, d.h. die Arbeiter- 
"klasse hat dem Kapital in dieser Zeit durchschnittlich höhere Lohnzuwächse abge- 
trotzt als an Neuwert zusätzlich in dieser Periode produziert wurde. Daß der dadurch 
ausgelöste Druck auf die Durchschnittsprofitrate die britische Kapitalakkumulation 
eingeschränkt hat, ist selbstverständlich. 


26 Pollard, Sidney, The Development of the British Economy 1914 - 1967, London 1976 

27 Angaben aus: Dietrich Kebschull/Otto G. Mayer (Hrsg.): Multinationale Unternehmen — 
Anfang oder Ende der Weltwirtschaft?, Frankfurt 1974, S. 23 

28 Angaben aus: Henry Krägenau: Internationale Direktinvestitionen 1950 — 1973, Ham- 
burg 1975, S. 43 z 

29 Vergl. Robby Guttmann: Großbritannien — Stagflation und Klassenstrategien, in: Elmar 
Altvater u.a. (Hrsg.), Handbuch 4 — Inflation — Akkumulation — Krise, 2, Frankfurt a. 
M. 1976, S, 138 
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zu d) BRD: 

Die Analyse des bundesrepublikanischen Akkumulationsprozesses hat zu klären, 
weshalb die BRD in den 50er Jahren mit durchschnittlich 7.7 % im europäischen 
Vergleich extrem hohe Wachstumsraten realisierte, aber in den 60er Jahren hinter 
Italien und Frankreich zurückfiel. 

Für die Analyse der Ursachen des außerordentlichen Akkumulationsprozesses 
in der BRD der 50er Jahre ist es sinnvoll, zwischen den beiden Perioden 1952/55 
und 1956/60 zu differenzieren, denn den entscheidenden Wachstumsvorsprung vor 
seinen westeuropäischen Konkurrenten erreichte das BRD-Kapital mit durchschnitt- 
lich 9.3 % in der Zeitvon 1952 bis 1955, während in dem darauf folgenden Zeitraum 
von 1956 bis 1960 die BRD-Wachstumsraten mit 6.4 % diejenigen Frankreichs und 
Italiens nur noch um durchschnittlich 1.4 % bzw. 0.9 % übertrafen. 

In der Periode von 1952 bis 1955 erzielte das BRD-Kapital mit durchschnitt- 
lich 27 % die höchste marginale Kapitalrentabilität unter den vier westeuropäischen 
Ländern. Diese basierte auf der relativ höchsten marginalen Kapitalproduktivität 
(55 %) und der relativ größten marginalen Gewinnquote (49%). Bereits in der Zeit 
von 1956 bis 1960 übertrafen Frankreich und Italien die BRD sowohl in der margi- 
nalen Kapitalproduktivität wie auch in der marginalen Gewinnquote. 

Für die bacchantischen Akkumulationsbedingungen des BRD-Kapitals im er- 
sten Jahrfünft der 50er Jahre waren hauptsächlich zwei Faktoren verantwortlich: 

1. Aufgrund der alliierten Produktionskontrollen über die Westzonen begann 
die Rekonstruktionsperiode des BRD-Kapitals nach 1945 für westeuropäische Ver- 
hältnisse mit einer zeitlichen Verzögerung von etwa 3 Jahren. Während Großbritan- 
nien und Frankreich 1949 bereits 123 % der industriellen Produktion von 1938 er- 
reichten und Italien, welches als besiegtes Land ebenfalls alliierten Produktionskon- 
trollen unterworfen war, immerhin schon 104 % des Vergleichsniveaus realisiert hat- 
te, lagen die Westzonen Deutschlands 1949 bei erst 83 % der Industrieproduktion 
von 1938. Der Kapitalstock (Bruttoanlagevermögen) der Industrie der Bizone, der 
1948 mit 23.5 Mrd. Reichsmark (in Werten von 1936) das Bruttoanlagevermögen 
von 1936 um 11 %überstieg, war 1948 zu nur 50.9 % ausgelastet (30). 

Auf der Basis dieses hohen nichtausgelasteten Produktionspotentials Konnte 
das BRD-Kapital seit 1949 überdurchschnittliche Wachstumsraten erzielen. Im Früh- 
jahr 1950 erreichte die Industrieproduktion das Niveau von 1936, wobei das indu- 
strielle Bruttoanlagevermögen aber erst zu 73 % ausgelastet war (31). Bis 1955 stieg 
der industrielle Produktionsindex (1936 = 100) auf 193 % an (32). Der Auslastungs- 
grad des industriellen Kapitalstocks entwickelte sich von 73 % 1950 über 83.3 % 
1953 auf 91.2 % 1955 (33). 

Die Produktion wuchs folglich in dieser Zeit in ein unausgelastetes Bruttoan- 
lagevermögen hinein, so daß die durchschnittliche Kapitalproduktivität, aber auch 
30 Abelshauser, Werner, Wirtschaft in Westdeutschland 1945-1948, Stuttgart 1975, 8.114 ff. 
31 Kuczynski, Jürgen, Die Geschichte der Lage der Arbeiter unter dem Kapitalismus, Band 

Ta, Berlin (Ost) 1963, S. 169 und S. 249 
32 Kuczynski, a.a.0., S. 247 
33 Kuczynski, a.2.0., S. 249 
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die marginale Kapitalproduktivität sehr hohe Werte annahmen und äußerst erüstips 
Kapitalverwertungsbedingungen ermöglichten. 

2. Die Arbeitsmarktlage bildete die zweite Grundlage der äußerst günstigen 
Kapitalverwertungsbedingungen anfangs der 50er Jahre. Der Faschismus hatte das 
Lohnniveau in Deutschland stark gesenkt (34), und die durch die Teilung Deutsch- 
lands produzierte hohe industrielle Reservearmee hielt das Lohnwachstum unter- 
halb des Produktivitätswachstums. 

9 Millionen aus Osteuropa vertriebene und geflüchtete Deutsche wanderten in 
die BRD ein, und bis zum Mauerbau im Jahre 1961 kamen weitere 3 Millionen 
DDR-Flüchtlinge hinzu.Von diesen 12 Millionen Menschen verkauften etwa 7 Mil- 
lionen ihre Arbeitskraft auf dem bundesrepublikanischen Arbeitsmarkt, ihr Anteil 
an der Zahl der Erwerbstätigen betrug damit 1961 fast 27% (35). 

1950 waren in der BRD 1.2 Millionen Menschen arbeitslos, die Arbeitslosen- 
quote betrug 8.2 %; 1955 waren es 495.000 (2.7 %) und 1960 nur noch 130.000 
(0.6.%) (36). 

Die hohe industrielle Reservearmee ermöglichte dem bundesrepublikanischen 
Kapital von 1952 bis 1955 mit 49 % eine marginale Gewinnquote, die weder von 
Frankreich (36 %) noch von Italien (46 %) übertroffen werden konnte. 

Mitte der 50er Jahre waren die außergewöhnlichen Bedingungen, die zu der 
raschen Kapitalakkumulation in der BRD geführt hatten — der unterausgelastete 
Kapitalstock und die umfangreichere Reservearmee an Vertriebenen und Flüchtlin- 
gen — weitgehend ausgeschöpft. Die Verwertungsbedingungen des BRD-Kapitals 
unterschieden sich jetzt nicht mehr wesentlich von denen des französischen und 
italienischen Kapitals. Von 1956 bis 1960 lag die marginale Kapitalrentabilität 
Frankteichs mit 24 % und die Italiens mit 19 % bereits über der marginalen Kapital- 
rentabilität der BRD mit 15 %. 

Daß das BRD-Kapital trotz eines höheren marginalen Kapitalkoeffizienten als 
in Frankreich und Italien dennoch etwas höhere Wachstumsraten erzielen konnte, 
ist auf die wesentlich höhere Investitionsquote der BRD zurückzuführen, die wieder- 
um Ausdruck einer höheren Weltmarktverflechtung der BRD war. 

Die Akkumulationsbedingungen des BRD-Kapitals, die bereits beim Übergang 
vom ersten zum zweiten Jahrfünft der 50er Jahre eine deutliche Wende verzeichne- 
ten, verschlechterten sich in den 60er Jahren aus zwei Gründen: 

a) Auf dem Arbeitsmarkt trat eine totale Wende ein: statt eines Arbeitskräfte- 
überschusses herrschte jetzt Arbeitskraftmangel. 

b) Der Zwang zur Substitution von Arbeitskraft durch Maschinerie, der zu ei- 
ner Steigerung der organischen Zusammensetzung des Kapitals und damit zu sinken- 


34 Schoeller/Semmiler/Hoffmann/Altvater: Entwicklungstendenzen des Kapitalismus in West- 
deutschland (II), in: Prokla-16, S. 63 ff. 

35 Kindleberger, C.P., Europe‘s Postwar Growth, The Role of Labor Supply, Cambridge, 
Mass. 1967, S. 30 £. 

36 Welteke, Marianne, Theorie und Praxis der Sozialen Marktwirtschaft, Frankfurt/M. 1976, 
S.59 
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den Profitraten führt, wurde durch die veränderte Arbeitsmarktlage erheblich ver- 
schärft. 

Zu a): Von 1950 bis 1960 wuchs nicht nur die Gesamterwerbstätigenzahl von 
20.3 auf 26.2 Millionen — wobei der Hauptanteil des Zuwachses auf Vertriebene 
und Flüchtlinge entfiel — es fand auch durch die Zerstörung vor- und kleinkapitali- 
stischer Strukturen in der Landwirtschaft eine erhebliche Landflucht statt, die eine 
Reservearmee für die Industrie und den tertiären Sektor produzierte. Von 1950 bis 
1960 sank die Zahl der landwirtschaftlichen Erwerbspersonen um 1.4 Millionen. 
Von 1960 bis 1970 wurde in der Landwirtschaft zwar mit 1.3 Millionen etwa diesel- 
be Zahl an Erwerbspersonen „freigesetzt“ wie in den 50er Jahren, aber die Zahl der 
Erwerbstätigen erhöhte sich in dieser Periode nur um 500.000. Die Arbeitslosenquo- 
te, die bis Mitte der 50er Jahre sehr hoch lag, fiel in den 60er Jahren im Durchschnitt 
unter 1% (37). 

Dieser radikale Wandel auf dem Arbeitsmarkt verstärkte die objektive Ver- 
handlungsposition der Gewerkschaften und ließ die Löhne jetzt rascher steigen als 
in den 50er Jahren. Von 1950 bis 1960 nahm die tatsächliche Lohnquote von 58.4 
% auf 60.6 % zu, also um 2.2 Punkte; dagegen wuchs sie bis 1966 allein um 5.1 
Punkte auf 65.7 % und bis 1970 — nach dem krisenhaften Absinken im Jahre 1968 
— auf 66.7 %. Noch deutlicher wird der Wandel zwischen den 50er und 60er Jahren 
anhand der bereinigten Lohnquote. In den 50er Jahren stiegen die Löhne aufgrund 
der industriellen Reservearmee langsamer an als die Arbeitsproduktivität, so daß die 
bereinigte Lohnquote von 58.4 % im Jahre 1950 auf 53.7 % im Jahre 1960 fiel. 
Umgekehrt in den 60er Jahren: Der Arbeitskraftmangel stärkte die gewerkschaftli- 
che Verhandlungsposition, das Lohnwachstum übertraf das Produktivitätswachstum, 
Die bereinigte Lohnquote kletterte von 1960 53.7 % auf 1966 55.3 %, fiel bis 1968 
krisenbedingt auf 53.7 % ab, um dann bis 1970 erneut auf 54.8 % anzusteigen (38). 

Welche Bedeutung der Arbeitsmarktlage für die Bestimmung der Verteilungs- 
relationen zukommt, ist auch internationalen Vergleichszahlen zu entnehmen. Ob- 
wohl der BRD-Arbeiterklasse kein höheres gewerkschaftliches Kampfbewußtsein 
bescheinigt werden kann als der französischen und der italienischen Arbeiterklasse, 
liegt die marginale Gewinnquote in der BRD von 1961 bis 1970 mit 22 % erheblich 
“ niedriger als in Italien (30 %) und Frankreich (35 %). Im Vergleich zur BRD konnte 
die höhere Kampfkraft der italienischen und französischen Arbeiterklasse die Aus- 
wirkungen der objektiv schlechteren Verkaufsbedingungen der Arbeitskraft (um- 
fangreichere Reservearmee) auf die Lohnzuwachsraten nicht kompensieren. 

Zu b): Die Tendenz zur Substitution von Arbeitskraft durch Maschinerie, die 
in der Kapitalintensität der Produktion indiziert-wird, hat sich mit dem Wandel auf 
dem Arbeitsmarkt aufgrund der Verknappung und Verteuerung der Ware Arbeits- 
kraft verschärft. Der Konkurrenzkampf des Kapitals, der zur permanenten Verbes- 
serung der Produktionstechnologien zwingt, produziert zwar ohnehin eine Tendenz 
zur Steigerung der Kapitalintensität, die Arbeitsmarktlage beeinflußt aber eindeutig 
den Grad der Kapitalintensivierung. So können wir feststellen, daß von 1950 bis 


37 Welteke, a.a.O., S. 60 
38 Welteke, a.a.0., S: 69; Jahresgutachten 1976/77, a.a.O., S. 68 
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1955 die Kapitalintensität in der BRD-Industrie von 53.193 DM Nettokapitalstock 
je Beschäftigtem auf 1955 82.823 DM anstieg, also um ungefähr 30.000 DM. Mit 
den bereits Mitte der 50er Jahre veränderten Akkumulationsbedingungen wurde die 
Tendenz zur Kapitalintensivierung verschärft: Von 1955 bis 1960 stieg der Nettoka- 
pitalstock pro Beschäftigtem um 46.000 DM auf 129.116 DM an. Und schließlich 
produzierte die Arbeitsmarktlage seit Beginn der 60er Jahre einen neuen Kapitalin- 
tensivierungsschub. Bis 1965 nahm die Kapitalintensität um weitere 53.000 DM zu 
und erreichte insgesamt 182.692 DM (39). 

Es zeigt sich, daß die Verwertungsbedingungen in den 60er Jahren deutlich 
schlechter wurden. Die marginale Kapitalproduktivität sank von 43 % im Durch- 
schnitt der 50er Jahre auf 24 % von 1961 bis 1970; die marginale Profitquote fiel 
von 45 % auf 22 % und die marginale Kapitalrentabilität von 18.3 % auf 6.3 %. 

Daß dieser rasante Abfall der Kapitalrentabilität sich nicht in einem noch stär- 
keren Wachstumsratenverfall niederschlug, ist allein der hohen Investitionsquote des 
BRD-Kapitals geschuldet, die bis Mitte der 60er Jahre auf fast 19 % anstieg und auch 
noch Ende der 60er Jahre mit 16 % über dem Niveau der Investitionsquote Frank- 
reichs und Italiens lag. 

Der starke internationale Konkurrenzdruck, der auf dem BRD-Kapital lastete, 
erzwang trotz sich verschlechternder Verwertungsbedingungen ein hohes Investitions- 
niveau. Erst mit Beginn der 70er Jahre schlug die weiter absinkende Kapitalrentabi- 
lität auch verstärkt auf die Investitionsquote durch. 

Die konkrete Form der Weltmarktverflechtung bewahrte die Kapitalakkumu- 
lation in der BRD in den 60er Jahren aus noch einem weiteren Grund vor stärkeren 
stagnativen Tendenzen. 

Die Unterbewertung der DM im Verlaufe der 50er und 60er Jahre ermöglichte 
den Exportkapitalen der BRD nicht nur äußerst günstige Realisierungsbedingungen 
auf dem Weltmarkt, sie dämpfte gleichzeitig den Kapitalexport der BRD und ließ 
umgekehrt den Kapitalimport in die BRD überdurchschnittlich anwachsen. Wegen 
der unterbewerteten DM exportierten die BRD-Kapitale zu profitablen Bedingungen 
und waren weniger gezwungen, die Auslandsmärkte durch Direktinvestitionen abzu- 
sichern. Umgekehrt exportierte das Ausland in die BRD zu ungünstigeren Bedingun- 
gen und sah sich in einem höheren Maße veranlaßt, durch Direktinvestitionen in der 
BRD die unterbewertete DM zu unterlaufen, um ihre Absatzmärkte in der BRD zu 
halten. 

„Die Bundesrepublik war also lange Zeit ein außerordentlich günstiger industrieller Standort, be- 
dingt vor allem durch die häufige Unterbewertung der DM. Auf der einen Seite schlug sich dies 
in einer Verzerrung der Kapitalströme nieder, Die Auslandsinvestitionen der westdeutschen In- 
dustrie blieben hinter denen vergleichbarer Länder zurück. Die Unternehmen haben sich statt 
dessen stärker auf die Ausfuhr von im Iniand produzierten Gütern konzentriert. Zugleich attra- 


hierte die Bundesrepublik in hohem Maße industrielle Direktinvestitionen aus anderen Ländern, 
mit denen ein Import modernster Technologie aus dem Ausland einher ging.“ (40) 


39 Altvater/Hoffmann/Semmler: Zum Problem der Profitratenberechnung, in Prokla 24, 
S. 206 
40 Horn, Ernst-Jürgen, Ist die BRD überindustrialisiert?, in: Wirtschaftsdienst 7/76, S. 347 
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3. Die ungleichmäßige Entwicklung der Inflation in den kapitalistischen Indu- 
strieländern 


Die Inflationsanalyse ist in diesem Abschnitt wie folgt angelegt: Zunächst wird nach 
den Ursachen des trendmäßig sich verschärfenden Anstieges des allgemeinen Preisni- 
veaus seit Beginn der 60er Jahre gefragt, also nach Erklärungen für die sich trendmä- 
Rig verschärfende schleichende Inflation gesucht. In einem zweiten Schritt werden 
dann die ungleichen Inflationsraten in den kapitalistischen Industrieländern, speziell 
in der EG, analysiert und Hypothesen für die Dechiffrierung dieses Phänomens dis- 
kutiert, 


3.1. Zur Theorie der permanenten Inflation 


Eine Theorie der permanenten Inflation in den kapitalistischen Industrieländern seit 
Ende des 2. Weltkrieges hat vor allem zwei Fragen zu beantworten. Zum ersten hat 
sie über die Tatsache Aufschluß zu geben, daß das Preisniveau in Krisenzeiten gegen- 
über Boomperioden nicht nur nicht mehr absinkt, wie es für die Zyklen bis zur gro- 
ßen Weltwirtschaftskrise noch der Fall war, sondern sogar noch rascher ansteigt als 
in Zeiten guter Konjunktur. Zweitens muß eine Inflationstheorie erklären, welche 
Faktoren für den trendmäßigen Anstieg der Inflationsraten seit Beginn der 50er Jah- 
re verantwortlich sind. 


Zu 1: Nach den Keynes verpflichteten Inflationstheorien, die die Steigerung des all- 
gemeinen Preisniveaus aus einem Überhang der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage 
gegenüber dem gesamtwirtschaftlichen Angebot erklären, müßten im Verlaufe des 
Konjunkturzyklus Preissteigerungen in den Aufschwungs- und Boomperioden und 
Preisnachlässe in den Abschwüngen und Krisenphasen des Zyklus zu beobachten 


Tabelle 3 (41) 


Die inverse Beziehung zwischen Inflationsraten und Wachstumsraten 


BRD Frankreich Großbritannien 


Jahre mit den höchsten 51,52, 57,58,62 51,52,58 51,52,55,56, 57, 
Preissteigerungsraten 58, 62,65 

Jahre mit den gering- 57,58, 62, 63 52, 53,58, 59 51,52, 55,56, 57, 
sten Wachstumsraten 58, 62,65 

des Bruttoinlandspro- 

duktes 


41 Mockers, a.2.0., S. 211 
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sein, Tatsächlich läßt sich aber im Inflationsthythmus seit Beginn der 50er Jahre ge- 

nau die gegenteilige Tendenz beobachten. Wider Erwarten steigen die Preise in Zeiten 

geringeren wirtschaftlichen Wachstums und in Krisenzeiten schneller an als in den 

Phasen günstiger Konjunktur. Mockers hat den Zusammenhang von Wachstum und 

Preissteigerungsraten in den drei Ländern BRD, Frankreich und Großbritannien von 

1950 bis 1965 untersucht. Seine Ergebnisse sind in der Tabelle 3 wiedergegeben. 

In der Mehrzahl der von ihm untersuchten Fälle stellt Mockers fest, daß die Preisstei- 
‚gerungsraten gerade in den Jahren am höchsten sind, in denen das Bruttosozialpro- 
-dukt mit den geringsten Raten wächst. Diese inverse Beziehung von Wachstumsraten 

und Inflationsraten beobachtete Mockers ebenfalls in den USA, Schweden, Italien 
.und den Niederlanden. In zwei von drei Fällen korrespondierte in diesen Ländern 

nach Mockers ein Absinken der Wachstumsraten mit einem Anstieg des allgemeinen 
: Preisniveaus (42). 

Wie Mockers, so konnte auch Pollard in seiner Analyse der britischen Wirt- 
schaftsentwicklung feststellen, daß die Preise in den Stagnationsphasen Großbritan- 
niens stärker anstiegen als in den Expansionsperioden. In den Stagnationsphasen 
(1955 — 58, 1960 — 62, 1964 — 66) lagen nach Pollard die jährlichen Wachstumsra- 
ten der industriellen Produktion bei 0.9 %, die Steigerungsraten der Einzelhandels- 
preise aber bei 4.0 % (Preissteigerungsraten der verarbeitenden Industrie 2.9 %). Um- 
gekehrt in den Expansionsperioden (1953 — 55, 1958 — 60, 1962 — 64): Während 
die industrielle Produktion um durchschnittlich jährlich 5.8 % wuchs, stiegen die 
Einzelhandelspreise um 2.1 % an und die Preise der verarbeitenden Industrie um 1.4 
% (43). 

In Italien läßt sich dieses inverse Verhältnisvon Wachstumsraten und Preisstei- 
gerungsraten von 1952 bis 1965 ebenfalls beobachten. In den Jahren rückläufiger 
Wachstumsraten des Nettosozialproduktes, 1952, 1954, 1956, 1958, 1962 — 65, ist 
mit Ausnahme des Jahres 1954 die Inflationsrate angestiegen. Am deutlichsten zeigt 
sich dieses Phänomen in der Krise 1964/65 und ihrer Vorphase 1962/63. Gegenüber 
dem Durchschnitt der Jahre 1952 bis 1961 verdoppelte sich von 1962 bis 1965 die 
Inflationsrate (44). 

Da diese inverse Beziehung zwischen Preissteigerungsraten und Wachstumsraten 
des Sozialprodukts mit der gesamtwirtschaftlichen Nachfragetheorie nicht erklärt 
werden kann, stellt sich die Frage nach alternativen Erklärungsmodellen. Ausgehend 
von den hohen Inflationsraten in den kapitalistischen Industrieländern während der 
Weltmarktkrise 1974/75 begründen Altvater u.a. die höheren Inflationsraten in der 
Krise aus der relativ gewachsenen Bedeutung des fixen Kapitalanteils am insgesamt 
vorgeschossenen produktiven Kapital, die dazu führe, daß bei unterausgelasteten 
Kapazitäten in der Krise die Kostenbelastung für die Kapitale enorm anwachse und 
so Preiserhöhungen erzwinge. 


42 Mockers, a.a.0., S. 212 

43 Pollard, a.a.0., S. 483 

44 Podbielski, Gisele, Italy: Development and Crisis in the Post-War Economy, Oxford 1974, 
S. 103 
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„Daraus ergibt sich für jedes Einzelkapital der ökonomisch bedingte Zwang, gerade in der Kri- 
se bei Absatzstockungen und Unterauslastungen der Produktionskapazitäten, keine Preissenkun- 
gen vorzunehmen. Vielmehr wird das jeweilige Einzelkapital eher versuchen, seine Preise herauf- 
zusetzen infolge der gestiegenen Kosipreise. Gerade in der Krise ist hier eine materielle Basis da- 
für gegeben, daß die Preise steigen anstatt zu sinken.“ (45) 


Das Phänomen steigender Kostpreise aufgrund wachsender Fixkostenbelastungen 
bei unterausgelasteten Kapazitäten ist sicherlich nicht auf die Krisen seit Ende des 
2. Weltkrieges oder seit Mitte der 70er Jahre zu beschränken, sondern bereits — wenn 
auch nicht im selben relativen Ausmaße — in allen Krisenperioden im 19. Jahrhun- 
dert zu beobachten. Insofern stellt sich beim Erklärungsansatz. von Altvater u.a. 
zum einen die Frage, welche Momente bis zur Weltwirtschaftskrise der 30er Jahre die 
Preise in der Krise trotz angestiegener Kostpreise fallen ließen, seit Beginn der 50er 
Jahre aber die umgekehrte Tendenz produzierten. Zum zweiten wird bei Altvater 
u. a. — da sie vollständige Konkurrenz unterstellen — der Transmissionshebel nicht 
deutlich, der bei sinkender Nachfrage dem Kapital dennoch das Durchsetzen höhe- 
rer Preise ermöglicht. Demele bemerkt mit Recht: 
„Von den Autoren müßte daher gezeigt werden, wie sich Einzelkapitale unter Konkurrenzbe- 
dingungen, d.h. bei grundsätzlicher Gültigkeit des Gesetzes von Angebot und Nachfrage, zu dem 
Versuch entschließen können, die Preise ihrer Waren zu erhöhen, obwohl die Nachfrage nicht 
nur nicht gestiegen, sondern (in der Krise) sogar gesunken ist. . 
Ohne ausreichende Marktmacht würde jedes Einzelkapital, das zum Zwecke der Preisan- 
hebung z. B. das eigene Angebot über das von der Nachfrageseite her ohnehin erzwungene Maß 
hinaus reduzieren wollte, Gefahr laufen, daß seine Konkurrenten sofort in die entstehende An- 
gebotslücke mit den ‚alten‘ Preisen stoßen würden, um über einen steigenden mengenmäßigen 
Absatz ihre Marktanteile und vor allem ihre Profite zu erhöhen.“ (46) 


Eine widerspruchsfreie Erklärung der inversen Beziehung von Wachstumsraten und 
Inflationsraten ist von daher nur möglich, wenn man die Prämisse vollständiger Kon- 
kurrenz für die Kapitalakkumulation seit 1945 aufgibt und die Existenz oligopolisti- 
scher Marktstrukturen unterstellt. Erst wenn man von einer Preisfestsetzungsmacht 
in zahlreichen Branchen der kapitalistischen Industrieländer seit Ende des 2. Welt- 
Krieges ausgeht, wird das Phänomen steigender Inflationsraten in den Krisenperio- 
den der Kapitalakkumulation verständlich. Nur auf der Basis eingeschränkter Preis- 
Konkurrenz ist es möglich, daß das Kapital in der Krise bei steigenden Stückkosten- 
belastungen über hohe Preise den Versuch wagen kann, den Profitratenabfall zu 
stoppen. Bei vollständiger Konkurrenz würde ein Einzelkapital, das die Preise bei 
sinkender Nachfrage nach oben setzt, das Risiko eingehen, daß ihm seine Konkur- 
renten auf der Basis der alten Preise Marktanteile abjagen, um so ihren Profitraten- 
abfall teilweise auffangen zu können. 


Zu 2: Lassen sich aus den relativ gewachsenen Kostenbelastungen des Kapitals bei 
oligopolistischen Marktverhältnissen die vergleichsweise hohen Inflationsraten der 
kapitalistischen Industrieländer in der Krise widerspruchsfrei deuten, ist damit das 


45 Altvater/Hoffmann/Künzel/Semmler: Krise und Inflation, in: Handbuch 3, Inflation — 
Akkumulation — Krise, I, Frankfurt/Main 1976, 5.128 

46 Demele, Ottwald, Die Rolle großer Konzerne im Inflationsprozeß, zur Diskussion um 

; Preissteigerungen in der Krise, in: Prokla 25, S. 136 
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Problem der permanenten Inflationsraten und die Frage der trendmäßig wachsen- 
den Inflationsraten seit Beginn der 60er Jahre noch nicht geklärt. Aus der Tabelle 
4 geht der Trend der Inflationsraten in den Kapitalistischen Industrieländern sehr 


Tabelle 4 (47) 


Die Entwicklung der Weltinflation 


Ausgewählte industrialisierte 1953 1.956 1966 1973 
Länder 1955 1965 1972 1974 
1. USA 0.4 1.6 4.1 8.6 
2. Großbritannien 3.0 3.4 5.6 12.6 
3. Bundesrepublik 0.0 2.3 3.5 7.0 
4, Frankreich —0.2 3.2 4.8 10.4 
5. Italien 2.2 3.6 3.6 15.0 
6. Kanada 0.1 1.8 3,8 . 9.3 
7. Japan 3.0 3.9 5.4 13.1 
8. Industrialisierte Länder 

insgesamt * 0.7 2.3 4.4 10.5 
* = ORBCD-Länder plus Australien, Neuseeland, Südafrika und Israel, gewogen mit dem An- 


teil der Länder am gesamten BIP. 


deutlich hervor. Die gewogene .durchschnittliche Inflationsrate der kapitalistischen 
Industrieländer stieg von 1956/65 2.3 % auf 1966/72 4.4 %, um 1973/74 10.5 % zu 
erreichen. Was für den Durchschnitt gilt, spiegelt sich in.den Zahlen für die einzel-. 
nen Länder wider. Ausnahmslos hat sich in allen in der Tabelle angeführten kapi- 
talistischen Industrieländern der Inflationstrend seit Mitte der 50er Jahre perma- 
nent verschärft. 

Nach der obigen Analyse der Kapitalakkumulation in ausgewählten EG-Län- 
dern von 1952 bis 1975 drängt sich für die Erklärung der permanenten und trend- 
mäßig ansteigenden Inflation folgende Hypothese auf. Die Preissteigerungen sind 
der Versuch des Kapitals, auf der Basis vermachteter Märkte die Profitrate durch 
Umverteilungen zwischen der Arbeiterklasse und der Bourgeoisie einerseits und zwi- 
schen den verschiedenen Anlagesphären des Kapitals andererseits zu verbessern. Die- 
se Profitratensanierungsversuche des Kapitals über die Inflation müssen in dem Ma- 
ße an Gewicht gewinnen, wie sich durch die Steigerung der organischen Kapitalzu- 
sammensetzung und die Verschiebung in der Profit-Lohn-Zusammensetzung zugun- 
sten der Löhne ein trendmäßiger Abfall in der Kapitalrentabilität bemerkbar macht. 
Der permanente Anstieg der Inflationsraten wäre damit nichts anderes als das Spie- 
gelbild des tendenziellen Falles der Profitrate in einer Zeit zunehmend organisierter 
Märkte, 


47 Siebke, Jürgen/Zumpfort, Wolf-Dieter, Weltinflation und Inflationstheorien, in: Wirt- 
schaftsdienst, Nr. 10/75, S. 524 
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Den Zusammenhang zwischen dem Anstieg der Inflationsrate und dem Fall 
der Kapitalrentabilität für sechs kapitalistische Industrieländer veranschaulicht die 
Tabelle 5. Für alle in der Tabelle aufgeführten Länder läßt sich ein eindeutiger Zu- 
sammenhang zwischen einer Verschlechterung der Kapitalverwertungsbedingungen 


Tabelle 5 (48) 


Die Entwicklung der marginalen Kapitalrentabilität und der Inflationsrate in ausgewählten kapi- 
talistischen Industrieländern 1961 — 1975 


1961 - 1966 — 1971- 
1965 1970 1975 
USA: Ar: 26.5 —0.5 4,6 
Inflationsrate: 6.0 18.4 40.1 
BRD: Ar: 6.4 6.2 4.1 
Inflationsrate: 13.6 15.6 38.0 
Frankreich: Ar: 16.1 11.1 1.0 
. Inflationsrate: 15.4 19,3 55.6 
Großbritannien: Ar: 8.6 2.6 —14.6 
Inflationsrate: 12.4 21.1 90.5 
Italien: Ar: _ 8.5 17.2 47.0 
Inflationsrate: 19.9 15.6 82.0 

Japan: Ar: 17.2 24.7 1.4* 

Inflationsrate: 16.0 23.0 63.6 


Ar: Durchschnittliche Jahreswerte der Perioden 
Inflationsrate: Preisindex der. letzten Inlandsverwendung, 1970:100, * = 1971 — 1974 


und einem Anstieg der Inflationsrate festmachen, wobei die Inflation in der relativen 
Stagnationsphase seit 1970 am stärksten angestiegen ist. Der gegenläufige Trend, 
der sich in sinkenden Inflationsraten bei sich verbessernder Kapitalrentabilität be- 
merkbar machen müßte, ist zwar in Italien im Periodenvergleich 1966/70 gegenüber 
1961/65 deutlich zu erkennen, hingegen nicht bei Japan. 

Man kann die empirische Basis noch dadurch erweitern, daß der Ausgangs- 
punkt der Betrachtung auf Mitte der 50er Jahre — nach dem Auslaufen der Korea- 
inflation und dem Abschluß der Rekonstruktionsperiode in allen kapitalistischen 
Industrieländern — zurück verlegt wird. Tabelle 6 zeigt den.hier behaupteten Zusam- 
menhang von veränderten Verwertungsbedingungen und Inflationsraten deutlich 
an. In den USA sinken die Inflationsraten von 1961/64 gegenüber 1957/60, weil 
sich die Kapitalrentabilität verbessert, in der BRD, Großbritannien, Italien und in 
Japan steigen die Inflationsraten parallel zu sich verschlechternden Verwertungsbe- 
dingungen. Nur Frankreich verzeichnet 1961/64 gegenüber 1957/60 einen Fall der 
Inflationsrate trotz sich verschlechternder Kapitalrentabilität. Bei den sehr hohen 


48 Quelle: SAEG: VGR, Vgl. Fußnote 10 
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französischen Inflationsraten seit Mitte der 50er Jahre muß die Auswirkung des Al- 
gerienkrieges auf die französische Wirtschaft berücksichtigt werden. Der Kolonial- 
krieg in Algerien wurde angesichts der Defizite des französischen Staatshaushaltes 


Tabelle 6 (49) 


Die Entwicklung der marginalen Kapitalrentabilität und der Inflationsrate in ausgewählten kapi- 
talistischen Industrieländern 1957 — 1964 


1957-1960 1961-1964 

USA Ar: 3.0 26.5 
Inflationsrate: 8.8 5.3 

BRD: Ar: 14.0 6.0 
Inflationsrate: 8.7 13.4 

Frankreich: Ar: 23.0 16.0 
Inflationsrate: 20.2 16.9 

Großbritannien: Ar: 9.0 8.0 
Inflationsrate: 8.7 12.1 

Italien: Ar: 19.0 8.0 
Inflationsrate: 5.0 21.6 

Japan: Ar: 24.0 17.2 
: Inflationsrate: 9.6 17.9 


Ar: Durchschnittliche Jahreswerte der Perioden 1956 — 60, 1961 — 65 
Inflationsrate: Preisindex der letzten Inlandsverwertung, 1963 = 100 


teilweise über die direkte Geldproduktion der französischen Zentralbank finanziert 
und bewirkte von daher eine starke zusätzliche Inflationierung der französischen 
Wirtschaft. 

Insgesamt können wir angesichts des Vergleiches von Kapitalverwertungsver- 
änderungen und Inflationsraten von 1957 bis 1975 festhalten, daß für die USA, die 
BRD, Italien und Großbritannien in allen Periodenvergleichen eine eindeutig inverse 
Beziehung zwischen Inflationsraten und den Veränderungen der Kapitalrentabilität 
besteht. Bei Frankreich und Japan konnte beim Vergleich beider Indikatoren in vier 
Perioden nur jeweils eine Abweichung festgestellt werden. 


3.2 Zur Erklärung der ungleichmäßigen Entwicklung der Inflation in den kapitali- 
stischen Industrieländern 

Gehen wir jetzt dazu über, die ungleichen Inflationsraten zwischen den kapitalisti- 

schen Industrieländern zu untersuchen, dann können wir zunächst — obwohl es nach 


den bisherigen Ausführungen über die Ursachen der sich trendmäßig verschärfenden 


49 Quelle: SAEG: VGR, Vgl. Fußnote 10 
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Inflation zu erwarten wäre — keinen direkten Zusammenhang zwischen den Abwei- 
chungen in der Kapitalrentabilität der einzelnen Länder und den Niveauunterschie- 
den in ihren Inflationsraten beobachten. Die Länder mit den günstigsten Kapitalver- 
wertungsbedingungen verzeichnen nicht die geringsten Inflationsraten, ja, für die 
60er Jahre ist sogar die gegenteilige These richtig. Von 1961 bis 1970 liegen in den 
Ländern mit einer höheren marginalen Kapitalrentabilität, Japan, Frankreich und 


Tabelle 7 (50) 


Price Rise by Sectors (1958 — 1968 at annual rates) 


Country Agriculture Industry 1 Buildings Services GDP 
Price rise? 
United States 0.9 0.9 5.2 2.6 2.1 
United Kingdom —0.3 2.2 3.5 4.5 2.8 
France 2,6 2.4 4.8 5.1 3.9 
Germany 0.1 1.7 4.4 42 2.8 
Italy 1.9 1.8 6.1 ‚5.1 3.7 
Netherlands 1.7 2.6* = 4.9 3.7 
Weight in GDP 
United States 4.6 32.4 4.6 58.1 
United Kingdom 4.3 41.0 5.9 47.2 
France 9.2 40.1 8.0 42.7 100 
Germany 6.5 47.0 6.3 40.0 
Italy 18.5 28.6 71.3 45.6 
Netherlands 11.2 41,3% = 47.5 


1 =Mining, manufacturing and public utilities 

2 =Change of implicit price deflator of the value-added of each sector 
3=1959 — 1968 

4 =Including construction 


Italien, die Inflationsraten über den Preissteigerungsraten der Länder mit niedriger 
marginaler Kapitalrentabilität, der BRD und Großbritannien. Was also für den Ver- 
lauf der Inflationsraten innerhalb der einzelnen Länder gilt, daß sich ein niedriges 
Niveau in höheren Inflationsraten niederschlägt und umgekehrt, läßt sich für den In- 
flationsratenvergleich zwischen verschiedenen Ländern nicht feststellen. Offensicht- 
lich bedarf das ungleiche Niveau der Inflationsraten zwischen verschiedenen kapita- 
listischen Industrieländern einer zusätzlichen Erklärung. 

M. E. muß zur Ableitung der ungleichen nationalen Inflationsraten das unglei- 
che sektorale nationale Produktivitätsgefüge zwischen verschieden entwickelten Län- 
dern mit herangezogen werden. Ehe diese Hypothese vollständig dargestellt werden 


50 Quelle: OECD: Inflation, the present problem, Paris 1970, S. 61 
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kann, sollen zunächst die Inflationsraten der verschiedenen Sektoren der Ökonomie 
in den einzelnen Ländern näher beleuchtet werden. (Vgl. die Tabellen 7 und 8) Die 
beiden Tabellen über den Preisanstieg in den Sektoren Landwirtschaft, Industrie 
und Dienstleistungen sowie den Preisanstieg der verschiedenen Komponenten der 
Verbraucherpreise zeigen sehr deutlich, daß sich die Preise des Industriesektors (bei 
den Verbraucherpreisen die Komponente „Other goods“) in allen Ländern unter- 
durchschnittlich entwickelt haben, während die Inflationsraten des Dienstleistungs- 
sektors weit über dem Durchschnitt lagen. Diese Preisschere zwischen dem Industrie- 
und dem Dienstleistungssektor ist aus der Produktivitätsschere zwischen beiden Sek- 
toren abzuleiten. Das Industriekapital inflationiert seine Waren angesichts seiner 
überdurchschnittlichen Produktivitätsfortschritte nur in geringem Maße absolut, 
aber im hohen Maße relativ, da es die sinkenden Werte pro Einzelware nicht in Preis- 
nachlässen weitergibt (51). Angesichts seiner unterdurchschnittlichen Produktivitäts- 
fortschritte ist das Dienstleistungskapital dagegen zu höheren absoluten Preissteige- 
rungen gezwungen, will es sich weiterhin den gesellschaftlichen Durchschnittsprofit 
aneignen. 

Dieser Preissteigerungszwang vermittelt sich dem Dienstleistungskapital über 
die leicht gestiegenen Preise der Inputs aus Industriewaren, vor allem aber angesichts 


Tabelle & (52) 


Consumer Prices by Standard Groups, Average annual rates of change, 1960 — 1969 


ne EEE EEERESEREIERGE 


Country Food Other goods Rent Other Services Total 
KERSRISER ELF PIRE SE NEE ERIE SEE HERR EFERDERERSGESEEEREESNER GENE PER PIE: ANFERIR BE ENERER RER ER EREALENR Bes ERDE 
United States 2.6 1.7 1.6 3.6 2.4 
Canada 2.6 1.4 3.4 4.2 2:7 
Japan 6.2 3.1 8.2 7.2 5.5 
United Kingdom 3.8 3,2 5.1 5.1 4.0 
France 3.9 2.6 8.9 5.9 3.9 
Germany 2.0 1.6 6.4 4.0 2.6 

Italy 3.4 2.8 6.3 6.1 3.8. 
Netherlands 4.2 3.1 4.9 5.4 4.2 


der großen Arbeitsintensität der Dienstleistungen über die Lohnsteigerungsraten, die 
sich im stärkeren Maße an den überdurchschnittlichen Produktivitätszuwächsen im 
Industriesektor orientieren. Da die Produktivitätsfortschritte mit dem Kostenwachs- 
tum nicht Schritt halten, sind Preissteigerungen notwendig, soll die Profitrate nicht 
unter den gesellschaftlichen Durchschnitt absinken (53). Die Inflationsraten des 
Dienstleistungssektors werden dabei umso höher sein, 

-— je größer der Produktivitätsabstand zum Industriesektor ist, 


sl Zum Problem der relativen Inflation vgl.: Hofmann, Werner, Die säkulare Inflation, Ber- 
lin 0J.,S. 10 

52 Quelle: OECD: Inflation, The present problem, Paris 1970, S. 61 

53 Zum Problem unterschiedlicher Inflationsraten bei ungleichen Produktivitätsfortschrit- 
ten, vgl. auch Demele, a.a.O., S. 148 ff. 
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— je stärker die Lohnzuwachsraten ausfallen, 
— je weniger der Industriesektor seine Produktivitätsfortschritte in Preisnachlässen 

weitergibt, je stärker dieser Sektor also seine Waren relativ inflationiert. i 
Interessanterweise gehen damit die größten absoluten Preissteigerungen nicht vom 
hochkonzentrierten und hochzentralisierten Industriesektor aus, sondern von einem 
ökonomischen Sektor, der unterdurchschnittlich zentralisiert ist, eine geringe organi- 
sche Zusammensetzung des Kapitals aufweist und unterdurchschnittliche Produkti- 
vitätszuwachsraten realisiert. 

Versuchen wir diese Ausführungen über die sektoralen Preisdifferenzen mit 
der allgemeinen Inflationserklärung zu verbinden, dann können wir feststellen: Ur- 
sache der permanenten Inflation, die sich trendmäßig verschärft, ist der Versuch des 
Kapitals, der Verschlechterung der Verwertungsbedingungen durch Preissteigerungen 
entgegenzuwirken. Voraussetzung der permanenten Inflation ist eine oligopolistische 
Struktur der Märkte, die die Preiskonkurrenz einschränkt. Das Ausmaß der Infla- 
tionsraten hängt ab a) vom Grad des Profitratenfalles, b) vom Grad der sektoralen 
Inhomogenität der nationalen Ökonomie. 

Bei der Untersuchung der Inflationsraten in ungleich entwickelten Nationen 
ist vor diesem Hintergrund zu berücksichtigen, daß die Homogenität der sektoralen 
Struktur der Ökonomie in weniger entwickelten Ländern geringer ist als in hoch 
entwickelten kapitalistischen Industrieländern. Diese größere Inhomogenität bezieht 
sich dabei nicht nur auf das Verhältnis vom Industriesektor zum Dienstleistungssek- 
tor, sondern ebenfalls auf das Produktivitätsgefälle zwischen dem Agrarsektor und 
den beiden übrigen Sektoren der Gesamtwirtschaft sowie auf die Differenzierungen 
innerhalb der drei Hauptsektoren selbst. Wenn es richtig ist, daß sich.im Zuge der 
Durchkapitalisierung eines Landes zunächst die Produktivitätsschere zwischen dem 
Industriesektor auf der einen Seite und dem Agrar- und dem Dienstleistungssektor 
auf der anderen Seite öffnet und sich auch die Produktivitätsabstände zwischen den 
verschiedenen Zweigen des Industriesektors im Verlaufe des Entwicklungsprozesses 
zunächst vergrößern, in einer späteren Entwicklungsphase auf einem höheren abso- 
luten Akkumulationsniveau diese Produktivitätsscheren aber wegen der überdurch- 
schnittlichen Akkumulation in den unterdurchschnittlich produktiven Sektoren nach 
und nach verringert werden, dann wären aufgrund dieser sektoralen Strukturdiffe- 
renzen die Inflationsraten in den schwächer entwickelten Ländern höher als in den 
entwickelteren Nationen. 

Aus den Tabellen 7 und 8 ist nicht nur deutlich abzulesen, daß die Inflations- 
raten des Dienstleistungssektors über den Preissteigerungsraten des Industriesektors 
liegen, sondern ebenso klar erkennbar, daß der Abstand zwischen den höher ent- 
wickelten Ländern (USA, Kanada, BRD) und den weniger entwickelten Nationen 
(Japan, Italien) in den Inflationsraten des Industriesektors (bzw. bei den Verbrau- 
cherpreisen in den Preissteigerungsraten der „Other goods‘) wesentlich geringer ist 
als in Inflationsraten des Dienstleistungssektors. 

Beim Vergleich der BRD und Frankreich, die in etwa über das gleiche Akku- 
mulationsniveau verfügen, sind die höheren französischen Inflationsraten in den 
60er Jahren auch aus den sektoralen Strukturdifferenzen erklärbar. Einerseits ist in 
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Frankreich der Anteil unterdurchschnittlich produktiver Industriebetriebe wesent- 
lich größer als in der BRD (54), andererseits verfügt die BRD unter den kapitalisti- 
schen Industrieländern über den relativ größten Anteil des Industriesektors und über 
den relativ geringsten Anteil des Dienstleistungssektors am Sozialprodukt, so daß 
der Inflationsdruck in der BRD aufgrund sektoraler Inhomogenitäten international 
unterdurchschnittlich ist (55). 

Die ungleichen Inflationsraten zwischen den kapitalistischen Industrieländern 
sind damit insgesamt aus der ungleichen Kapitalrentabilität und den ungleichen 
sektoralen Strukturen zu erklären. Dabei besteht die Schwierigkeit darin, daß diese 
beiden Momente auf den Inflationsabstand ungleich entwickelter Länder eine sich 
konterkarierende Wirkung ausüben. Während aufgrund des Kapitalrentabilitätsab- 
standes die Inflationsraten in den höher entwickelten Ländern stärker ansteigen als 
in den weniger entwickelten Ländern, wächst die Inflation aufgrund des höheren In- 
homogenitätsgrades der sektoralen Strukturen in den schwächer entwickelten Län- 
dern schneller als in den Ländern mit höherem Entwicklungsniveau. Für die un- 
gleichmäßige Entwicklung der Inflation zwischen den kapitalistischen Industrielän- 

dern im Verlaufe der 60er Jahre kann aufgrund der empirischen Daten generell ge- 
sagt werden, daß der sektorale Strukturfaktor das internationale Inflationsgefüge - 
stärker beeinflußt hat als der Kapitalrentabilitätsfaktor. Mit der Verschärfung der 
Profitabilitätskrise seit Beginn der 70er Jahre hat allerdings der Kapitalrentabilitäts- 
faktor für die Analyse der ungleichen internationalen Inflationsraten eine größere 
Bedeutung erlangt. So haben sich Japan und Frankreich von der Spitze des interna- 
tionalen Inflationsprozesses abkoppeln können und Plätze im Mittelfeld eingenom- 
men, weil ihre Kapitalrentabilität nicht in dem Maße abgenommen hat, wie etwa in 
Italien und Großbritannien. Für die in den 70er Jahren weiterhin günstige Position 
der BRD und der USA im Vergleich der internationalen Inflationsraten hat neben 
dem Kapitalrentabilitätsfaktor (im Bezug auf Großbritannien und Italien) der sek- 
torale Strukturfaktor (in Bezug auf Frankreich und Japan) den Ausschlag gege- 
ben (56). 


54 Carre, J.-J./Dubois, P./Malinvaud,E., Abrege de la croissance Francaise, Paris 1973,8.112 

55 Zur Bedeutung der sektoralen Strukturdifferenzen für die Inflationsraten Japans vgl. Ta- 
suku Noguchi: Der besondere Charakter der japanischen Inflation, in: Handbuch 4, a.a.O., 
S.55 ff. 

56 Für die Analyse der ungleichmäßigen Entwicklung der Inflation zwischen den kapitali- 
stischen Industrieländern ist zusätzlich zu berücksichtigen, daß die Preissteigerungsraten 
der Exportwaren in einzelnen Ländern teilweise erheblich von der durchschnittlichen In- 
flation abweichen, So sind z.B, in den 60er Jahren die Exportpreise Japans im internatio- 
nalen Vergleich unterdurchschnittlich angestiegen, während die Exportpreise der USA 
überdurchschnittlich zugenommen haben. Für diese Verschiebungen zwischen ‚internen‘ 
und „externen“ Inflationsraten ist neben der Währungsposition des jeweiligen Landes 
(über- oder unterbewertete Währungen) die unterschiedliche Struktur des inländischen 
und des exportierten „Warenkorbes‘ verantwortlich. 
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4. Das Scheitern der Wirtschafts- und Währungsunion und die Perspektiven der 
europäischen Gemeinschaft 


Nach der Analyse der Ursachen der ungleichmäßigen Entwicklung von Wirtschafts- 
wachstum und Inflation in der Europäischen Gemeinschaft können wir uns jetzt der 
Beantwortung der am Ende von Abschnitt 1 aufgeworfenen Fragestellungen zuwen- 
den. War das Scheitern der ersten WWU-Etappen der Ausdruck notwendiger An- 
fangsschwierigkeiten in der Einleitung eines vertieften Integrationsprozesses? Hat die 
monetäre Integrationskonzeption die erste Phase der Wirtschafts- und Währungs- 
union überfordert? Kann die WWU durch eine Harmonisierung der Wirtschaftspolitik 
der Gemeinschaftsländer letztlich doch realisiert werden? Diese Probleme, die die 
erste Grobanalyse des realen Verlaufes der Wirtschafts- und Währungsunion aufge- 
worfen hat, gilt es im folgenden zu untersuchen. 

Zahlreiche bürgerliche Wirtschaftswissenschaftler sind der Auffassung, daß das 
vorläufige Scheitern der Wirtschafts- und Währungsunion Ausdruck von Anlaufs- 
schwierigkeiten sowie überzogenen monetären Integrationsansprüchen war, die es 
durch eine Koordinierung der Wirtschaftspolitik der Mitgliedsländer der EG zu über- 
winden gelte. So meinen Cairncross, Giersch, Lamfalussy, Petrilli und Uri: 

„Unserer Auffassung nach ist die Strategie, die die Währungsunion auf dem Wege über verengte 
Bandbreiten verwirklichen will, zum Scheitern verurteilt. Es handelt sich dabei im Kern um den 
Versuch, dieselbe Technik der schrittweisen Annäherung an ein Ziel:nach vorgegebenem Zeit- 
plan auf die monetäre Integration anzuwenden, die mit Erfolg bei der Verwirklichung der Zoll- 
union erprobt wurde, Es gibt hier jedoch keine echten Parallelen. Wie die Experten einer euro- 
päischen Zentralbank in einer Stellungnahme gegenüber dem Werner-Komitee feststellten, sprä- 
che überhaupt viel dafür, die Bandbreiten zu einem Zeitpunkt, zu dem die Konvergenz der Wirt- 


scaftspolitik der Mitgliedsländer genügende Fortschritte gemacht hat, in einem Zuge abzuschaf- 
fen, anstatt sie stufenweise, d.h. in der ersten Phase verringern zu wollen.“ (57) 


Hans-Eckhart Scharrer resümiert seine Analyse der europäischen Währungspolitik: 


„Der Versuch, ein Gemeinschaftssystem mit festen Wechselkursen zu installieren und zu vertei- 
digen, sollte auf absehbare Zeit zurückgestellt werden .... Notwendige Bedingung für eine Stabi- 
lisierung der innergemeinschaftlichen Währungsrelationen und schließlich auch für die Gewähr- 
leistung des freien Güter- und Faktoraustausches ist eine stärkere Angleichung der Wirtschafts- 
abläufe der Mitgliedsstaaten. Die traditionelle Konsultationsmethode hat sich als wenig wir- 
kungsvoll erwiesen, um diese Harmonisierung herbeizuführen, da der Rat kontroverse Diskus- 
sionen über die Wirtschaftspolitik individueller Länder praktisch stets vermieden hat. Zu prüfen 
wäre, ob sich nicht durch eine gewisse Regelfindung der nationalen Globalpolitiken und vor 
allem durch Vorkehrungen zur Verstetigung dieser Politiken bessere Ergebnisse realisieren las- 
sen.“ (58) 


Nun hat aber unsere Analyse der ungleichmäßigen Kapitalakkumulation in der EG 
überdeutlich gezeigt, daß nicht die unterschiedliche Anwendung des Instrumentari- 
ums der Wirtschaftspolitik, sondern strukturelle Komponenten, die von Staatsein- 
griffen nur marginal beeinflußt werden können, für die divergierenden Wachstums- 


57 Cairncross/Giersch/Lamfallussy/Petrilli, Uri: Wirtschaftspolitik für Europa — Wege nach 
vorn, München und Zürich 1974, S. 47 

58 Scharrer, Hans-Eckart, Europäische Währungspolitik vor dem Hintergrund der internatio- 
nalen Ölpreisexplosion, in: ae (Hısg.), Die Krise der EG, Hamburg 1974, 
5.96 f, 
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ten des Sozialprodukts und die ungleichen Inflationsraten verantwortlich sind. Die 
Grenzen staatlicher Wirtschaftspolitik in der Beeinflussung des Akkumulationsver- 
laufes können in folgenden Punkten zusammengefaßt werden: 

1. Staatliche Wirtschaftspolitik ist nicht in der Lage, die strukturellen Kom- 
ponenten der Kapitalakkumulation wesentlich zu beeinflussen. Die Durchschnitts- 
profitrate als entscheidender Motor der Kapitalakkumulation wird vor allem durch 
das Niveau der organischen Zusammensetzung des Kapitals und die Mehrwertrate 
bestimmt, beides Faktoren, die durch die Eingriffe des Staates nur marginal bestimmt 
werden können. 

2. Stehen sich — wie in der EG — Nationen mit einem ungleichen Entwick- 
lungsniveau gegenüber (BRD versus Italien), dann ist das schwächer entwickelte 
Land wegen des niedrigeren Niveaus der organischen Zusammensetzung des Kapitals 
und der damit verbundenen höheren Durchschnittsprofitrate in der Regel zur rasche- 
ren Entfaltung der Produktivkraft durch höhere Akkumulationszuwachsraten in der 
Lage. Dieses ungleiche Akkumulationstempo kann durch eine Koordinierung der 
Wirtschaftspolitik der beiden Länder nicht verhindert werden, weil diese das Niveau- 
gefälle der organischen Zusammensetzung des Kapitals nicht zu beseitigen vermag. 

3. Auch die Auswirkungen einer unterschiedlichen Zweigstruktur der Ökono- 
mie auf das Akkumulationstempo ist durch staatliche Wirtschaftspolitik kaum aus- 
zugleichen. Wenn z.B. Frankreich gegenüber der BRD trotz eines 1960 in etwa glei- 
chen industriellen Produktivkraftniveaus im Verlaufe der 60er Jahre rascher und zu 
günstigeren Bedingungen akkumulieren Konnte als die BRD, weil es über eine relativ 
größere Akkumulationsteserve in Gestalt eines höheren Anteils des Primärsektors 
am Sozialprodukt verfügte, dann sind die Auswirkungen dieser strukturellen Kompo- 
nenten auf den Akkumulationsprozeß durch staatliche Interaktionen nicht auszu- 
gleichen. Weder kann durch staatliche Politik der unterschiedliche Druck der Reser- 
vearmee auf die objektive Kampfkraft der Gewerkschaften wesentlich tangiert wer- 
den, also die marginale Gewinnquote verändert werden, noch kann durch eine Ko- 
ordinierung der Wirtschaftspolitik der in beiden Ländern unterschiedliche Zwang 
des Kapitals zur Substitution der Arbeitskraft durch Maschinerie, der divergierende 
Zwang zur Steigerung der organischen Zusammensetzung des Kapitals, ausgeglichen 
werden. 

4. Ebenso sind historisch gewachsene Bedingungen für die Kapitalakkumula- 
tion in den einzelnen Ländern, etwa die relative Stagnation .des Mezzogiorno in Ita- 
lien oder der Verlust der Metropolenposition auf dem Weltmarkt wie im Beispiel 
Großbritanniens, durch staatliche Wirtschaftspolitik im Kern nicht veränderbar. Re- 
gionale Wirtschaftsförderungsmaßnahmen und staatliche Exportförderungsmaßnah- 
men können dem Einfluß derartiger Strukturkomponenten auf den Akkumulations- 
prozeß allenfalls entgegenwirken, ihn aber nicht grundsätzlich abbauen. 

5. Die Folgen eines unterschiedlichen ökonomischen und politischen Bewußt- 
seins der Arbeiterklasse in den EG-Ländern für die Profitquote und damit für das 
Akkumulationstempo sind ebenso wenig durch eine Koordinierung der staatlichen 
Wirtschaftspolitik zu beseitigen. 

Eine Einkommenspolitik auf EG-Ebene gleicht das unterschiedliche Kampf- 
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potential der Gewerkschaften Italiens und Großbritanniens einerseits und der BRD 
andererseits nicht aus. Das Ausmaß, in welchem sich die Gewerkschaften oder die 
Gewerkschaftsbasis der einzelnen Länder in das Prokrustesbett staatlicher Lohnre- 
gulierungen pressen lassen, wird auch bei einer koordinierten EG-Wirtschaftspolitik 
weiterhin stark divergieren. Der Kampf zwischen Lohnarbeit und Kapital in seiner 
unmittelbarsten Form, der Lohnkampf, ist staatlicher Planung nicht zugänglich und 
schon gar nicht zwischen Ländern mit verschiedenen Traditionen in der Arbeiterbe- 
wegung auf ein einheitliches Maß festzulegen. 

6. Schließlich hat auch unsere Inflationsanalyse deutlich gemacht, daß nicht 
die Geld- und Kreditpolitik für das Ausmaß der Steigerungsraten des allgemeinen 
Preisniveaus verantwortlich gemacht werden kann, vielmehr der Fall der Kapitalpro- 
duktivität sowie die sektoralen Strukturdifferenzen den Grad der Inflation bestim- 
men. Durch den Aufbau einer europäischen Zentralbank und die Delegation der 
Kompetenzen für die Geld- und Kreditpolitik auf dieses supranationale Organ könn- 
ten die Inflationsraten in den verschiedenen EG-Ländern deshalb keineswegs zum 
Ausgleich gebracht werden. 

Den zitierten Wirtschaftswissenschaftlern ist zwar zuzustimmen, wenn sie die 
Verringerung der Bandbreiten der Wechselkurse bei einer ungleichen ökonomischen 
Entwicklung als verfrüht kritisieren, sie selbst unterliegen aber der Illusion, daß der 
Akkumulationsverlauf durch den Staat gesteuert werden könne und von daher durch 
eine Harmonisierung der nationalen Wirtschaftspolitik der Mitgliedsländer der EG 
eine gleichgerichtete ökonomische Entwicklung erreichbar sei. 

Am Unvermögen der staatlichen Wirtschaftseingriffe gegenüber den strukturel- 
len Komponenten der Kapitalakkumulation müssen sich alte Konzeptionen — ob 
monetaristische oder ökonomistische — zur Verwirklichung einer Wirtschafts- und 
Währungsunion in der EG brechen. Angesichts der ungleichen ökonomischen Poten- 
tiale der Mitgliedsländer sind alle Versuche, den ökonomischen Integrationsprozeß 
über die Zollunion hinaus zu vertiefen, zum Scheitern verurteilt. 

Die Zollunion konnte in der EG trotz der ungleichen nationalen Entwicklungs- 
niveaus durchgesetzt werden, weil sie prinzipiell bei einer Verschiebung der Konkur- 
renzposition der Mitgliedsländer untereinander die Möglichkeit zu Wechselkurskor- 
rekturen offenläßt. In der Wirtschafts- und Währungsunion wird den einzelnen Na- 
tionen dieser Schutz in Gestalt der Wechselkurse genommen, die WWU setzt deshalb 
eine gleiche ökonomische Entwicklung voraus, soll sie nicht auf Kosten der sich 
schwächer entwickelnden nationalen Kapitale realisiert werden. Da eine gleichmäßi- 
ge Kapitalakkumulation, wie wir gesehen haben, in der EG nicht herstellbar ist, 
kann eine Wirtschafts- und Währungsunion nur noch durch außerökonomischen 
Zwang, durch den politisch-militärischen Druck einer imperialistischen Führungs- 
macht durchgesetzt werden. Beim momentanen und absehbaren Kräfteverhältnis 
in der EG verfügt aber kein Mitgliedsland, auch nicht die BRD, über das Machtpoten- 
tial, das für eine zwangsweise Integration Europas notwendig wäre. 

Der westeuropäische Integrationsprozeß ist damit seit der Realisierung der 
Zollunion und des Gemeinsamen Agrarmarktes Ende der 60er Jahre in eine Stagna- 
tionsphase eingetreten, die trotz verschiedener Anläufe der EG-Länder auf den Gip- 
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felkonferenzen in Den Haag (Dezember 1969), in Paris (Oktober 1972 und Dezem- 
ber 1974) sowie in Rom (Frühjahr 1977) nicht überwunden werden konnte. Diese 
Krise der EG ist mit den bisher üblichen Schwierigkeiten des Integrationsprozesses, 
die in zahlreichen Sektoren der Integrationspolitik, der Agrarpolitik, der Forschungs- 
politik, der Energiepolitik usw. permanent auftraten, und in der Öffentlichkeit das 
Bewußtsein einer europäischen Dauerkrise erzeugten, keineswegs vergleichbar. Die 
Krise der Wirtschafts- und Währungsunion hat vielmehr angesichts ungleicher öko- 
nomischer Potentiale die prinzipiellen Schranken eines zwischenstaatlichen Integra- 
tionsprozesses mit friedlichen Mitteln offenbart. Für den bisher erreichten Integra- 
tionsstand kann das Scheitern der Wirtschafts- und Währungsunion ebenfalls tiefgrei- 
fende Folgen haben. Die auf halbem Wege stecken gebliebene Integration der EG 
birgt potentiell stets die Gefahr des Rückfalls in die totale Nationalstaatlichkeit in 
sich. Insbesondere in einer Periode tiefer Akkumulationskrisen in allen Mitglieds- 
staaten, wie wir sie seit 1974 erleben, droht der Rückfall hinter den Gemeinsamen 
Markt, in den Protektionismus, permanent. Nach dem italienischen Import-Bardepot 
von 1974 bis 1976, den dänischen Verbrauchssteuererhöhungen für eine Reihe von 
Importwaren im Jahre 1974 und den französisch-italienischen Weinkriegen der Jah- 
re 1975/76, Maßnahmen, die die Grundpfeiler der bisherigen EG-Integration anta- 
steten, wurde im Sommer 1977 das Protektionismusproblem in der EG durch For- 
derungen der Textil-, Papier- und Stahlindustrie nach Importrestriktionen erneut 
virulent. Insbesondere in Frankreich drängen diese Kapitalfraktionen auf staatliche 
Schutzmaßnahmen, die, wenn sie von der EG insgesamt nicht übernommen werden, 
von Frankreich einseitig verfügt werden sollen. Da von der konjunkturellen Belebung 
nach der Weltwirtschaftskrise 1974/76 zahlreiche Industriebranchen nur zögernd er- 
faßt wurden und das Arbeitslosenproblem in der kapitalistischen Welt nirgendwo 
gelöst werden konnte, können verstärkte protektionistische Tendenzen in einzelnen 
kapitalistischen Industrieländern jederzeit auf die Tagesordnung treten und den viel- 
beschworenen „Rückfall in die 30er Jahre“ Wirklichkeit werden lassen. 
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DISKUSSION 
Redaktion 


Über die Schwierigkeiten, mit den Problemen 
des Terrorismus fertig zu werden 


Schon seit Jahren sprechen wir von „Tendenzwende“, von der „zweiten Restaurationsphase‘“ 
(nach dem ersten antikommunistischen, restaurativen ‚roll back‘ unter Adenauer in den 50er 
Jahren), von der Entwicklung der Bundesrepublik Deutschland zur autoritären Demokratie. Eine 
Reihe von Gruppen und politischen Theoretikern gar hegt die Auffassung, die westdeutsche Bun- 
desrepublik befinde sich auf dem besten, oder besser gesagt: auf dem schlechtesten Wege in ei- 
nen „neuen Faschismus“. Tatsächlich ist nach der durch die Studenten- und Jugendlichenrevolte 
aufgewühlten, offenen, Entwicklungsphase der 60er Jahre der Normalität deutscher Obrigkeits- 
staatlichkeit wieder Geltung verschafft worden. Die eingeleiteten Reformen wurden rückgängig 
gemacht, gestoppt oder so verbogen, daß außer Effizienz nichts mehr, vor allem kein Körnchen 
Emanzipation, übrig bleibt. Der Staat der Bundesrepublik Deutschland zeigt, wie Franz Josef 
Strauß es ausdrückte, seine Zähne. Und daß dieser Staat zuzuschlagen versteht, hat nicht nur die 
spektakuläre Aktion von Mogadishu weltweit deutlich gemacht. Aber auch in den übrigen Berei- 
chen der Öffentlichkeit, der gesellschaftlichen Institutionen und Organisationen ist die Tendenz- 
wende kennzeichnendes Merkmal der gegenwärtigen Phase der westdeutschen Entwicklung. Den 
Berufsverboten nach den Ministerpräsidentenerlassen von 1972 im staatlichen Bereich folgten die 
Unvereinbarkeitsbeschlüsse in den Gewerkschaften. Im Bildungswesen ist die Lockerheit antiau- 
toritären Verhaltens in Unterricht und Studium vorbei, im Justizapparat wird durchgegriffen. 
So eine „schlappe“ Verhaltensweise wie die Amnestie für Demonstrationsstraftaten im Jahre 
1969 unter der Kanzlerschaft Willy Brandts wäre gegenwärtig undenkbar. Die „heißen“ Herbste 
und Sommer der späten 60er Jahre sind durch die frostige Kälte einer durch und durch autoritä- 
ren Entwicklung der gesellschaftlichen Verhältnisse in der Bundesrepublik abgelöst worden. Da- 
bei wirkte das Ende der ökonomischen Prosperität, der Übergang zur Dauerkrise mit Massenar- 
beitslosigkeit wie ein Verstärker. Austerity, d. h. eine Politik der ökonomischem Restriktionen 
und der politischen Strenge, wurde — übrigens imganzen von der Krise betroffenen Westeuropa — 
zum Begriff für das gegenwärtige staatliche Handeln. Ökonomische Krise, Rechtsentwicklungen 
im Parteiensystem der BRD und die niemals in der jüngeren deutschen Geschichte aufgearbeitete 
obrigkeitsstaaliche preußisch-deutsche Tradition definieren das Terrain, auf dem wir alle uns in 
unserer politischen, aber nicht nur politischen Existenz bewegen. 


Die autoritäre Demokratie ist noch kein neuer Faschismus. 


Der Prozeß einer autoritären Entwicklung war und ist Keineswegs geradlinig. Er vollzieht sich in 
Brüchen und Sprüngen. In dieser Hinsicht war das Jahr 1977 ganz entscheidend, vielleicht eines 
der für die zukünftige Entwicklung entscheidendsten Jahre nach dem Zweiten Weltkrieg. Denn 
die Terroranschläge auf Buback, Ponto, Schleyer haben wie Katalysatoren bei der Rück wärtsent- 
wicklung in die autoritäre Demokratie funktioniert. Die Geschwindigkeit, mit der Verteidigeraus- 
schlüsse bei politischen Prozessen, die skandalöse Kontaktsperre der politischen Gefangenen 
durch die Institutionen der parlamentarischen Demokratie rechtmäßig (im rechtsstaatlichen Sin- 
ne) gemacht wurden; die Selbstverständlichkeit, mit der polizeiliche Übergriffe, wie gegen die 
Kernkraftgegener in Grohnde, Brokdorf oder Kalkar in der Öffentlichkeit hingenommen wurden 
und mit Hilfe des geplanten neuen Polizeigesetzes nicht mehr sanktionierbar sein sollen; die vie- 
len anderen in parlamentarischer Arbeit befindlichen Gesetzesentwürfe zum Komplex „innerer 
Sicherheit“ (insgesamt über 100); die bedrohlichen Tendenzen staatlicher Organe und von gro- 
ßen Teilen der öffentlichen Meinungsträger, die gesamte Linke (von der linken SPD bis zu den 
K-Gruppen) als „Sympathisanten des Terrors“ sozusagen ‚out of bounds‘ zu stellen, zu margina- 
lisieren und dann wohl auch zu kriminalisieren oder doch — wie mit Peter Brückner geschehen — 
zu suspendieren; diese Entwicklungslinien haben die Physiognomie der bundesrepublikanischen 
Gesellschaft gründlich geklärt. Eine Physiognomie, deren Züge schon lange erkennbar wurden 
wie auf einem Photo im Entwicklungsbad, und vor dessen Wirklichkeit wir nun alle erschrecken. 
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Ist darauf die Fratze eines „neuen Faschismus“ zu erkennen? Noch nicht. Die Rechtsstaat- 
lichkeit funktioniert: Nicht nur die demokratische Republik sondern auch der einer deutschen, 
preußischen Tradition entsprechende Obrigkeitsstaat lassen sich rechtsförmlich organisieren. Al- 
lerdings bedeutet diese Rechtsförmlichkeit des Rechtsstaates eine Perversion des historisch ge- 
wachsenen Begriffs des bürgerlichen Rechtsstaats. Denn er implizierte die kalkulierbare, förmlich 
geregelte Begrenztheit staatlicher Kompetenz gegenüber der Gesellschaft, deren freie Regelung 
einen möglichst breiten Umfang erhalten und behalten sollte. Die Usurpation der Regelung ge- 
sellschaftlicher Beziehungen und Konflikte durch den Staat, d. h. ihre Verstaatlichung, führt 
vom Inhalt des Rechtsstaat immer weiter fort, ohne dabei unmittelbar seine Form zu zerstören; 
und so ist es entscheidend, daß bei grundsätzlicher Erhaltung der demokratischen, staatlichen 
und öffentlichen Institutionen, vom Parlament über die Parteien und die Unabhängigkeit der Ge- 
richte bis hin zu den ‚„interdemiären Gewalten“ wie den Gewerkschaften, diese westdeutsche 
Demokratie autoritär durchstrukturiert wird und dabei die freien Bereiche gesellschaftlicher 
Auseinandersetzungen enger werden. Gesellschaftliche politische Aktivitäten, die den Normen 
der verfestigten westdeutschen „politischen Kultur‘‘ nicht entsprechen, werden dabei verfemt, 
negativ sanktioniert oder gar kriminalisiert, von den Berufsverboten angefangen bis hin zu den 
sogenannten Gewaltparagraphen, ohne daß damit die Rechtsförmlichkeit der Rechtsstaatlichkeit 
verletzt würde. Es ist wieder mehr verboten; und in Deutschland ist traditionell alles verboten, 
was nicht ausdrücklich erlaubt ist, während in anderen Ländern mit republikanischer Tradition 
eher alles das erlaubt ist, was nicht ausdrücklich verboten ist. Freiheitsrechte sind in dieser auto- 
ritären Demokratie aufgehoben oder zumindest gefährdet. Menschenrechte sind verletzt worden, 
aber ein faschistisches Regime ist die Bundesrepublik deswegen noch längst nicht. Diese Einschät- 
zung hat natürlich politische Konsequenzen, ebenso wiedie Definition dieses Landes als ‚Faschis- 
mus‘ oder ‚neuer Faschismus‘ zu politischen Konsequenzen mit innerer Logik hinführt. Ein fa- 
schistisches Regime kann man nur frontal bekämpfen, aus der Illegalität heraus. Gesellschaftliche 
Bereiche, indenen durch eine kontinuierliche politische Kleinarbeit Positionen gewonnen werden 
können, wären durch das faschistische Machtsystem verunmöglicht; eine darauf zielende Strate- 
gie wäre grundsätzlich verfehlt. Die Notwendigkeit und die historische Aufgabe des Widerstands 
gegen ein faschistisches Gewaltregime würde auch den „Griff zur Waffe“ rechtfertigen. Aber die 
Bundesrepublik ist kein faschistisches Regime und daher ist eine solche Strategie des bewaffne- 
ten Kampfes nicht nur unsinnig, politisch verfehlt, sondern ihr geht auch die ausdem Widerstands- 
recht abgeleitete moralische Rechtfertigung ab. Daher gerade rührt die politische und moralische 
Misere der RAF und ihrer Nachfolgegruppen. 

Auch die innere oder äußere Emigration, unter heutigen Bedingungen also die Flucht in 
die Landkommune oder das in sich ruhende, gesellschaftliche Kontakte möglichst aussparende 
Alternativprojekt, oder die Reise in „das Land, wo die Zitronen blühen‘ (nenne es sich nun Ita- 
lien oder Tunix) bietet sich als Konsequenz aus der Definition der bundesrepublikanischen Zu- 
stände als „faschistisch“ an. Und nicht wenige versuchen diese Konsequenz zu ziehen, unterstützt 
von einzelnen „Nouveaux Philosophes‘“ wie Glucksmann oder Guattari, die in allen Herrschafts- 
erscheinungen „‚mikrofaschistische“ Strukturen sehen: im Staat und seinem Handeln ebenso wie 
in den Strukturen der Arbeiterorganisationen, der Familie und in unseren Köpfen. Diesem Fa- 
schismus kann niemand entrinnen, Ausweglosigkeit ist die Folge. Schritte vorwärts zur Befrei- 
ung in gesellschaftlichem, kollektiven Zusammenhang, unter Berücksichtigung der Vermittlung 
von institutionellen und basisdemokratischen Formen können nicht angegeben, vielmehr nur 
noch denunziert werden als weitere Schritte in Richtung Gulag. Klar, daß die Herrschaft in die- 
sen hochentwickelten bürgerlichen Gesellschaften wie der BRD sich zu totalisieren tendiert. 
Aber muß daher auch Ausweglosigkeit entstehen? Gibt es nur den Widerspruch zwischen dieser 
Gesellschaft insgesamt mit Kapital und Arbeit, deren Klassengegensatz auf einmal gegenüber den 
Herrschaftsmechanismen nebensächlich, gar unbedeutend geworden ist, und den Randbereichen 
von Jugendlichen, Outcasts, Freaks und Spontis? Man beschneidet sich selbst der Handlungsmög- 
lichkeit in dieser Gesellschaft zur Veränderung dieser Gesellschaft, auch zur Schaffung befreiterer 
Verhältnisse zwischen den Menschen, wenn mit der Definition dieser Gesellschaft als einer fa- 
schistischen die Widersprüche im Herrschaftszusammenhang in allen Bereichen nicht mehr er- 
kannt und ausgenutzt werden. 
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Die deutsche Unfähigkeit, den Terrorismus politisch zu verarbeiten 


Tendenzen zur autoritären Demokratie gibt es auch in anderen Ländern als der westdeutschen 
Bundesrepublik. Nicht diese sind also das spezifisch deutsche Problem. Die Gefahr geht in die- 
sem Lande davon aus, daß sich über diese Entwicklungsrichtung ein repressiv zustande-gekom- 
mener Konsens herstellen könnte. Anders als in Ländern wie Italien oder Spanien oder Großbri- 
tannien erweist sich die westdeutsche Gesellschaft als erschreckend unfähig, den Terrorismus po- 
Hitisch zu verarbeiten. Nicht nur, daß eine Ursachenanalyse des Terrorismus in der BRD leichthin 
und demagogisch in „Sympathie“ für terroristisch agierende Gruppen oder doch für ihre Ziele 
umgemünzt werden kann; und nicht nur, daß die Abwehr des Terrorismus ausschließlich als staat- 
liche Aufgabe usurpiert und nicht als gesellschaftlich zu verarbeitende Erscheinung begriffen 
wird; die Mittel der Terrorismusbekämpfung seitens des Staates und seiner Organe produzieren 
gerade gesellschaftliche Hilflosigkeit, Machtlosigkeit und daher auf der einen Seite Nonchalance, 
ohnmächtige Wut, eine verantwortungslose (weil zur Verantwortung überhaupt nicht aufgerufe- 
ne) Kopfab-Stimmung, Ängste, und auf der anderen Seite verrückten Aktionsimus, der in indivi- 
duellen Terror münden kann, nicht muß. 

Um deutlicher zu machen, worum es geht, sei an die Terrorwellen der vergangenen Jahre 
in Italien erinnert. Die Bombenanschläge und die politischen Morde Ende der 60er und Anfang 
der 70er Jahre im Rahmen der ‚Strategie der Spannung“ waren, wie mittlerweile in einer Reihe 
von Prozessen aufgeklärt worden ist, ausschließlich von der Rechten organisiert, bei aktiver Mit- 
hilfe des Geheimdienstes (unter dem General Miceli) und von Teilen der Armee. Auch höchste 
Politiker regierender Parteien haben dabei ihre Hände im Spiel gehabt. Die Terrorwelle sollte die 
sozialen und politischen Spannungen im Lande so verschärfen, daß gegen die Erfolge der Arbei- 
terbewegung im Verlauf der Klassenkämpfe die Law-and-Order-Partei hätte Zulauf finden und 
politisch Terrain gewinnen können. Es war daher kein Zufall, daß in die gleiche Entwicklungs- 
phase 1971 der Putschversuch des Fürsten Borghese fällt. Es ist ausschließlich der Massenmobilisie- 
rung — und nicht der staatlichen Terrorabwehr, die eher Bock als Gärtner war — zu verdanken, 
daß dieser Spannungsstrategie kein Erfolg beschieden war, ja daß die politische Linke in diesen 
Auseinandersetzungen gestärkt worden ist und Demokratisierungstendenzen in den Betrieben, 
(Delegiertenbewegung) im kulturellen Bereich (Scheidungsreferendum etc.), in den öffentlichen 
Einrichtungen (Wahlsiege und Reformpolitik der linken Parteien, vor allem der KPI) durchgrei- 
fen konnten. Die Strategie der Spannung versagte, was allerdings kein Ende terroristischer An- 
schläge bedeutete. Gerade in jüngster Zeit haben die Attentate auf Richter und Staatsanwälte, 
die Entführungen von Industriellen, die politischen Attentate und Morde an Andersdenkenden 
in erschütterndem Ausmaß zugenommen. Aber es ist der politischen Öffentlichkeit bis weit ins 
bürgerliche Lager hinein klar, daß die Terroranschläge eine der verrücktesten, brutalsten, ausweg- 
losesten Erscheinungsformen gesellschaftlicher Zerrissenheit und Perspektivlosigkeit darstellen 
und folglich nicht durch die staatliche Aufrüstung gegen die Gesellschaft wirksam verhindert 
werden können. Die alten republikanischen Traditionen und die Erfahrungen aus der antifaschi- 
stschen Befreiung haben eine politische Kultur geformt, die gerade in der Verteidigung der repu- 
blikanischen Freiheiten gegenüber den Unterminierungsversuchen die politische Hauptaufgabe 
sieht. Demgegenüber tendiert die öffentliche Meinung in der BRD eher dahin, von einer Stärkung 
des Staates gegenüber der Gesellschaft, also durch seine militärische Niederschlagung, die Bewäl- 
tigung des Terrorismus zu erwarten. Die dabei mitzertrampelten, verlorengehenden Freiheiten 
erscheinen dann nur noch als „Preis für die innere Sicherheit“. Sie waren offensichtlich schon 
vorher wenig wert... 


Betroffenheit und Bedrohtheit der westdeutschen Linken 


Die westdeutsche Linke — ein schwammiger Begriff, aber daher gerade angemessen -— ist von die- 
sen Tendenzen in doppelter Weise betroffen. Einmal spürt sie unmittelbar die Einschränkung 
des Freiheitsspielraums durch die repressiven Reaktionen des Staates und durch eine sich ihr ge- 
genüber hermetisierende Gesellschaft. Zum anderen ist sie den Aktionen der terıoristischen Grup- 
pen ausgeliefert, so daß sie nur noch zu reagieren, oft genug nur noch hilflos die Taten und ihre 
Konsequenzen zur Kenntnis zu nehmen vermag, ohne die Initiative dabeiübernehmen zu können. 
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Resolutionen, in der die Terrortaten verurteilt werden, reichen beileibe nicht aus. Das war schon 
im Winter 1974 so, als mit dem Mord an Kammergerichtspräsidenten Drenkmann eine breite 
Kampagne für menschliche Haftbedingungen, wie sie nach dem Hungertod von Holger Meins an- 
lief, verunmöglicht wurde, Und alseine Bewegung 1975 gegen das Verfassungsgerichtsurteil zum 
Paragraphen 218 entstand, wurde ihr mit der Entführung des CDU-Vorsitzenden Peter Lorenz 
das Heft aus der Hand gerissen. Die Morde des Jahres 1977 schließlich haben viele anstrengende 
Jahre des Kampfes gegen die politische Repression in ihren Erfolgen geschmälert. Denn die Auf- 
klärungsarbeit gegen Berufsverbote und Gewaltparagraphen, gegen die Herstellung des repressiven 
Konsenses in dieser Gesellschaft darüber, ist dadurch gefährdet, daß nun die Regierenden mit 
der allgemein als notwendig erkannten Terrorabwehr einen Erdrutsch repressiver Gesetze auslö- 
sen können. Zur Betroffenheit der Linken kommt also eine sehr reale Bedrohtheit ihrer politi- 
schen und manchmal sogar ihrer persönlichen Existenz. 

Davon waren undsind denn auch die vielen Publikationen und Resolutionen zur Terroris- 
musfrage gekennzeichnet. Angst, Larmoyanz, Trotz, haben in vielen Fällen ihre Aussagen be- 
stimmt. Die eigentlich niemals in der Arbeiterbewegung und in der politischen Linken strittige 
Ablehnungder Terrorstrategie wurde und wird (wem gegenüber eigentlich?) nochmals versichert. 
Nicht, daß dies alles unwichtig, überflüssig gar gewesen wäre, aber mehrere Mängel in den Diskus- 
sionen, Publikationen, Resolutionen zu den Terroranschlägen müssen (aus einem, wenn auch 
noch geringen Abstand heraus und keineswegs mit besserwisserischer Gebärde oder dem Anspruch 
größerer politischer Radikalität) konstatiert werden: 

1. Über die analytische Bewältigung der Gewaltphänomene obsiegte häufig die moralische 
Verurteilung. Damit läßt sich jedoch keines ausgewiesene Position bestimmen, von der aus man 
politisch handeln könnte. Zu erreichen ist damit allenfalls eine gewisse Exkulpation vor denjeni- 
gen, die die Terrortaten der westdeutschen Linken anlasten wollen. Das Desiderat, die gesell- 
schaftliche Verantwortlichkeit für die Entstehung des Terrorismus in hochindustrialisierten Ge- 
sellschaften herauszuarbeiten und daher die Strategie gegen den politischen Terrorismus mit ei- 
ner gesellschaftlichen Veränderungsstrategie zu verknüpfen, ist oft genug unter dem moralischen 
und politischen Durck, insbesondere während der Wochen der Schleyer-Entführung, unberück- 
sichtigt geblieben. 

2. Aber auch die bloß analytische Aussage von dem Verhaftetsein des Terrorismus in 
den Klassenstrukturen der bürgerlichen Gesellschaft bleibt mangelhaft; denn man kann sich erst 
aus der Initiativlosigkeit lösen, wenn auch moralisch ausgewiesene Zielvorstellungen entwickelt 
werden. Diese Aussage steht nur scheinbar im Widerspruch zum ersten Punkt. Denn natürlich 
kann es nicht darum gehen, aus einer allgemeinen gattungsgeschichtlichen Ethik die politische 
Moral abzuleiten. Vielmehr bleiben auch die Moral und die damit verknüpften handlungsleiten- 
den Ideen, Zielvorstellungen, an die Gesellschaft und ihre möglichen, d. h. über den Kapitalismus 
hinausweisenden Entwicklungsrichtung, gebunden. Die Schwäche der westdeutschen Linken re- 
produziert sich in einem unproduktiven Zirkel, wenn ihre Handlungsschwierigkeiten aufgrund 
ihrer Schwäche zur Ursache für Selbstbezogenheit und für die Ablehnung der Anstrengung, poli- 
tiche Zielvorstellungen zu entwickeln, wird. Manchmal gar führt dies zu einer die gesellschaftli- 
chen Ausgrenzungsmechanismen verstärkenden Selbstmarginalisierung, die überhaupt keine Aus- 
arbeitung von Zielvorstellungen für politische Interventionen in dieser Gesellschaft mehr zuläßt. 
‘Es geht ja nicht nur um negative Abgrenzungen zur bürgerlichen Gesellschaft, ihrer Moral und 
Kultur, und dann um die Entwicklung von alternativen Verhaltensweisen und Verkehrsformen, 
sondern um zumindest ansatzweise positive Formulierungen dessen, was wir eigentlich wollen. 

3. Die Betroffenheit und Bedrohung durch die Terrortaten und die staatlichen Reaktions- 
weisen darauf haben eine zeitweise Fixierung auf diese Frage bewirkt. Keineswegs abzuleugnen 
ist deren außergewöhnliche Bedeutung und daher die Notwendigkeit, zu den immer wieder auf- 
geworfenen Fragen der Gewalt in dieser Gesellschaft Stellung zu beziehen. Aber ist es nicht 
merkwürdig und bezeichnend zugleich, daß der Flut von Positionspapieren und Resolutionen 
zur Frage der Gewalt, und zu den Terroranschlägen des letzten Jahres, nur ein schmales Rinnsal 
von ebensolchen Papieren zum gesellschaftlichen Problem der Arbeitslosigkeit gegenübersteht? 
Die (sicherlich nicht bewußt manipulierte) Ablenkung von gesellschaftlichen Strukturproblemen 
durch den Terrorismus und die politischen Konterstrategien haben auch die westdeutsche Linke 
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erfaßt. Die Zeitungen (und die Köpfe der Menschen) waren voll von den Anschlägen und von 
der staatlich organisierten Jagd mit BKA und GSG 9; doch zweifelhaft ist es, ob die tiefergrei- 
fenden gesellschaftlichen und individuellen Probleme von dem Rentendesaster bis zur Arbeits- 
losigkeit deshalb für uns keine so große Bedeutung mehr haben müssen, weil in der Öffentlich- 
keti der „Kampf gegen den Terrorismus“ Platz 1 eingenommen hat. Wie schon angedeutet, be- 
steht nach unserer Auffassung eine der Hauptaufgaben der Linken darin, die Bewältigung des 
Terrorismus nicht von den übrigen gesellschaftlichen Widersprüchen und Problemen isolieren zu 
lassen, sondern gerade den Zusammenhang analytisch und politisch strategisch herzustellen. 


Die Verdrängung geselischaftlicher Zerrissenheit durch den Terrorismus 


Der arbeitslose Familienvater aus dem Bayrischen Wald, der sich in seiner Verzweiflung das Le- 
ben nimmt, die 32jährige Lehrerin ohne Anstellung aus Berlin, die von einem Hochhaus springt, 
oder der ausgeflippte Jugendliche aus Seesen ohne Lehrstelle, der ein Moped klaut, damit abhaut 
und dabei von einem Polizisten erschossen wird, sind auch Leichen, die den Weg der westdeut- 
schen Entwicklung pflastern. Drücken sie ein weniger ernstes Problem aus als die Toten der Ter- 
roranschläge der RAF-Gangster? Man kann nicht Tote gegeneinander aufrechnen und jeder ge- 
waltsam umgebrachte Mensch, ob er nun Schleyer, Meier oder Baumann heißt, ist ein Toter zu- 
viel. Wir müssen unsdavor hüten, mit der Fixierung auf die Terrorismusfrage die anderen für Mil- 
lionenmassen relevanten Konflikte und Probleme aus unserem Gesichtskreis zu entfernen. Das 
Frappierende in der westdeutschen Entwicklung der jüngsten Zeit ist ja gerade, daß eine sehr 
breite Schichten ergreifene Betroffenheit von den Terroranschlägen platzgreift, daß in deren 
Verurteilung, Ablehnung und Bekämpfung so etwas wie gesellschaftliche Synthesis hergestellt 
wird — und damit zugleich die anderen Probleme der gesellschaftlichen Zerrissenheit überdeckt 
werden. In der Ablehnung des Terrorismus ist sich die Nation einig; aber wiekommt es trotzdem, 
daß jährlich über 100.000 Menschen in Untersuchungshaft geraten, daß Millionen Vorbestrafte 
unter uns sind, daß sich eine den bürgerlichen Normen von Arbeitsamkeit, Disziplin, Verzicht, 
Anpassung nicht mehr verpflichtete und darauf orientierte „zweite Gesellschaft‘‘ herausbildet — 
von all den unter Bedingungen der Arbeitslosigkeit nicht mehr in die bürgerlichen Normen Inte- 
grierbaren? Die Einigkeit der Nation in einem Punkt hergestellt ist somit nur eine scheinbare, 
nur Fassade. 

Dies ist aber gerade ein Ausdruck des „repressiven Konsenses‘“ in der westdeutschen Ge- 
sellschaft, daß hinter der Wirklichkeit der Fassade die ganze Erbärmlichkeit, Konfliktträchtigkeitt 
das Leiden und die Fülle der ungelösten sozialen Probleme verschwinden, sozusagen aus der 
Wirklichkeit der öffentlichen Wahrnehmung verdrängt werden. Über den oben berichteten poli- 
zeilichen Todesschuß auf den Jugendlichen in Seesen konnte man in der überregionalen Presse 
auf der letzten Seite lesen: Vermischtes aus aller Welt, irgendwie unpolitisch, allgemein mensch- 
lich, Der Todesschuß des Polizeibeamten Kurras auf den Studenten Benno Ohnesorg am 2. Juni 
1967 hat noch eine Bewegung ausgelöst, hat sich dem kollektiven Gedächtnis der westdeutschen 
Linken als unvergeßbares Datum eingeprägt. Aber ist der Tod des Lehrlings, der Lehrerin , die 
Selbstverbrennung des AKW-Gegners in Hamburg weniger politisch als der Tod von Ohnesorg 
auf der einen Seite, von Schleyer, Ponto, Buback, Drenkmann auf der anderen? Was nottut, ist 
sicherlich auch eine Klärung des Politikverständnisses in unserer Gesellschaft, das die politische 
Relevanz tatsächlich nur an der Fassade absieht. Farbeier, die nun wirklich die Fassade beschmut- 
zen, werden zur Kenntnis genommen, aufgeregt und empört, Die Gründe, warum Farbeier ge- 
worfen werden, die politischen Absichten, diedamit bezweckt werden, finden in der Regel keine 
Beachtung. Es findet so in beinahe jeder Hinsicht ein Verdrängungsprozeß gesellschaftlicher Ur- 
sachen und Bedingtheiten statt. Und die Terrortaten werden dann auch nicht mehr in ihrer gesell- 
schaftlichen Bedingtheit gesehen und politisch verarbeitet. Im Gegenteil, sie finden eine Öffent- 
lichkeit, die gesellschaftliche Probleme von mindestens gleicher Relevanz niemals erhalten, 

Als gesellschaftliches Problem ist die Terrorismusfrage schon im Ansatz verschoben ge- 
stellt, wenn die Neigung zu terroristischen Verbrechen einer bestimmten psychologischen Struk- 
tur angelastet wird. Da wurde breit die Rolle der Frau in der Terrorszene reflektiert, da sind dann 
auch Psychogramme konstruiert, Abnormalität festgestellt oder die Ausbildung an bestimmten 
Universitäten verantwortlich gemacht worden usw. Aber dies kann ja gar nicht der Kern des Pro- 
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blems sein. Man fragt nach der Psychologie der Susanne Albrecht, aber wer fragt schon nach der 
Psychologie des Franz Josef Strauß? Obwohl doch die seinige politisch für die BRD-Entwicklung 
sehr viel relevanter sein dürfte als die ihrige. Es wird so das innerhalb eines bestimmten historisch 
gewachsenen gesellschaftlichen Rahmens „deviant behaviour“, das ja in brutalster Form die Ter- 
rorkommandos ausüben, als psychologisches, also als ihr Problem bestimmt, und nicht mehr als 
ein gesellschaftliches, also auch unser Problem. Die Kopf-Ab-Haltung resultiert genau aus dieser 
Interpretationsstruktur: Die Probleme des Terrorismus lassen sich lösen, wenn man die Terrori- 
sten physisch beseitig. Der Terrorismus ist die Zuspitzung der destruktiven Tendenzen in dieser 
Gesellschaft, und diese realisieren sich auch in ganz legaler Weise in der Art und Weise, wie die 
Terroristen beseitigt werden. 

Die Verdrängung der gesellschaftlichen Dimension von Gewalt und Terrorismus, die Psy- 
chologisierungen und einfachen Zurechnungen sind also verhängnisvoll. Sie entsprechen voll den 
Ausklammerungsstrategien der bürgerlichen Öffentlichkeit, die als Marktöffentlichkeit sich um 
die Produktion, um gesellschaftliche Ereignisse sowieso nur kümmert, sofern sie sich zu Markte 
tragen, vermarkten lassen, Die Terrorakte erscheinen ihr als Sensationen, die im Begleitprogramm 
mit staatstragendem verantwortlichen Bewußtsein zur Schau gestellt werden. Aber der Gesamt- 
bereich gesellschaftlicher Probleme bleibt dabei letztendlich verborgen, oder Kommt nur zutage, 
wenn er ebenfalls sensationell wird. 

Für die Linke kann es nicht darum gehen, innerhalb dieser vorstrukturierten Öffentlich- 
keit auch ihre Position zu den Sensationen zur Schau zu stellen, durch Resolutionen und Publi- 
kationen. Fatal ist dies deshalb, weil die Gefahr besteht, an den relevanten gesellschaftlichen 
Problemen vorbei politische Entwürfe zu entfalten und dabei die eigene Schwäche eigentlich zu 
reproduzieren. Sicherlich ist es notwendig, zu Strategien, wie sie die RAF verfolgt, eine glaskla- 
re Position zu entwickeln, die nur in harter Ablehnung des individuellen Terrors bestehen kann, 
ohne „klammheimliche‘‘ Freude oderkopf- und identitätslose Abgrenzungen von Positionen aus, 
die nicht die unseren sind, die uns vorgegeben wurden. Politische Identität in dieser Frage zu fin- 
den, scheint uns nur möglich zu sein, wenn politische Strategien entwickelt werden, die die Fülle 
der gesellschaftlichen Konflikte aufgreifen, dazu Positionen entfalten und Handlungsalternativen 
aufzeigen. Es darf also nicht immer wieder von neuem passieren, daß durch Terrorakte lähmen- 
de Wirkungen ausgehen. Diese Lähmung ist natürlich nicht nur subjektiver Unfähigkeit geschul- 
det, sondern ist Ausdruck der realen Situation, in der sich die Linke in der Bundesrepublik be- 
findet. Aber gerade deshalb kommt es wesentlich darauf an, Konzeptionen zu entwickeln, mit 
denen sich diese Situation verändern läßt und nicht nur in oft genug hilfloser Reaktion auf die 
Terrortaten kleiner Gruppen, die lediglich der Rechten in die Hände arbeiten, zu antworten. 


Politische Fragestellungen, für die wir Antworten finden müssen 


Es erscheint uns angesichts der Vielzahl von Aufsätzen und Broschüren, die in jüngster Zeit zur 
Frage der Gewalt und Terrorismus herausgekommen sind (insbesondere: „links“ Sonderdruck, 
„Ästhetik und Kommunikation“, „Kritik‘‘, „Neuer Langer Marsch“, „SHL-Info‘“‘), nicht not- 
wendig, noch einmal die Probleme, die uns die Gewalt der bürgerlichen Gesellschaft und der Ter- 
ror von kleinen Gruppen aufgeben im einzelnen und daher wiederholend zu behandeln. Daher 
wird dieses vorliegende Heft auch keinen besonderen Diskussionsschwerpunkt zum politischen 
Terrorismus in der Bundesrepublik enthalten — entgegen der Ankündigung im Editorial von Pro- 
kla 29 —, zumal die dafür vorgesehenen Artikel von Altvater, Blanke u.a. und von Dingel aus zeit- 
lichen Gründen bereits in „Ästhetik und Kommunikation‘ und der „Kritik“ erschienen sind. 
Aber die Fragen, die der politische Terrorismus der sozialistischen Linken aufgibt, und erst recht 
die gesellschaftlichen Probleme, die durch die Sensationen terroristischer Gewalttaten verdrängt 
werden, werden uns in Zukunft weiter beschäftigen und auch die Veröffentlichungsstrategie der 
Prokla bestimmen. 

Die bisher zur Frage von Gewalt und Terrorismus erschienenen Stellungnahmen, Diskus- 
sionsbeiträge, Broschüren und Aufsätze — auch der hier im folgenden von ©. Kallscheuer abge- 
druckte — tragen alle mehr oder weniger den durch die aktuellen Ereignisse geprägten Charakter 
der Überwindung der Sprachlosigkeit, der Artikulation von politischen Standpunkten und der 
ansatzweisen Analyse verschiedener Aspekte der Bedingungen des Terrorismus. Soll politische 
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Diskussion sich nicht nur von Tagesereignissen abhängig machen, sondern sich an den längerfristi- 
gen Bedingungen und Praxisformen sozialistischer Politik orientieren, so bedarf es eines weiteren 
notwendigen Schritts: der intensiven Auseinandersetzung der vorgetragenen Positionen unter 
der Fragestellung der Handlungsmöglichkeiten und -bedingungen der sozialistischen Linken. Fol- 
gende Probleme erscheinen uns für eine solche politische Diskussion zentral: 

— Welche spezifischen gesellschaftlichen Ursachen führen in der BRD zur gegenwärtigen 
Form der Terroristenbekämpfung verbunden mit der Stigmatisierung der Linken bis in Gewerk- 
schaften und SPD hinein? Was sind die klassenpolitischen Grundlagen der Entwicklung zur ‚„‚au- 
toritären Demokratie‘ in der BRD? Welche staatspolitischen, rechtlichen und ideologischen Ele- 
mente definieren diese „autoritäre Demokratie‘? In welchem Zusammenhang stehen sie zu den 
spezifisch deutschen Traditionen des preußischen Obrigkeitsstaats, des unbewältigten Faschis- 
mus, der fehlenden bürgerlichen Revolution? Welche Rolle spielt dabei die gegenwärtige ökonmi- 
sche Krise mit den damit verbundenen sozialen Folgen insbesondere der Massenarbeitslosigkeit? 

— Warum entsteht der politische Terrorismus in der BRD im Zusammenhang der politi- 
schen Linken? Welche politische Kontinuität und Diskontinuität besteht zwischen der APO, der 
zerfallenden Studentenbewegung und der RAF? Hat sich die soziale Basis der RAF im Kontext 
der Arbeitslosigkeit von Jugendlichen und Akademikern verändert? 

— Besteht ein Zusammenhang zwischen den spezifischen klassenpolitischen Bedingungen 
der BRD, die sich in der „autoritären Demokratie“, der staatlichen Integration des Klassenkon- 
flikts und auch des spezifischen Staatssozialismus der deutschen Arbeiterorganisationen ausdrük- 
ken, und der spezifischen Isolation gesellschaftlichen und politischen Widerstands, sowohl der 
Linken in Gewerkschaften und SPD, der APO, der sozialistischen Linken, einer Isolation, die sich 
etwa auch in der RAF in extremer Weise artikuliert? 

— Im Vergleich zur BRD: In welchen Formen reagiert der Staat in anderen Ländern — wie 
hier am Beispiel Italiens angedeutet — auf den Terrorismus, welche gesellschaftlichen und politi- 
schen Ursachen hat der Terrorismus dort, und warum reagiert die staatliche Politik nicht in Form 
einer autoritären Demokratie? 

— Wenn die politische Isolation einer Opposition in der BRD die Grundlage sowohl der 
RAF, des Zerfalls der Studentenbewegung, aber auch die Bedingung einer sozialistischen Praxis 
ist, welche alternativen Perspektiven hat die sozialistische Linke? Welche alternativen Formen 
von Arbeit und Bedürfnisbefriedigung und damit Widerspruchspotentiale entstehen im Zuge der 
gesellschaftlichen und politischen Entwicklung der BRD, und in welcher Form sind sie politisier- 
bar? Wie verhält sich die sozialistische Linke zur SPD und Gewerkschaften? Wie verhält sie sich 
zur bürgerlichen Demokratie? Welche Ziele kann die sozialistische Bewegung formulieren, wel- 
che Kriterien für gesellschaftliche Veränderungen hat sie entwickelt und muß sie entwickeln, wel- 
che Formen der Organisation zur Verwirklichung der Ziele sind geeignet oder ungeeignet? 

Dies sind nur einige Fragen, die sich im Zusammenhang einer Terrorismusdiskussion auf- 
drängen und die eine Diskussion um die Bedingungen und Praxisformen sozialistischer Politik in 
der BRD beatnworten muß. Die Prokla wird versuchen, hierzu Analysen anzuregen und zu ver- 
öffentlichen. 
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ken Diskussion bisher nahezu völlig vernachlässigt, was meiner Meinung nach Aus- 
druck davon ist, daß sich die sozialistische Linke die Frage nach ihrer eigenen politi- 
schen Kultur noch nicht gestellt hat. Um einige der Schwierigkeiten dabei, diese Fra- 
ge zu stellen (geschweige denn, sie zu beantworten) soll es im folgenden gehen. 


D. 


Doch zuvor noch zwei Randbemerkungen: 


Erstens glaube ich nicht, daß Senator Glotz in seinen politischen Äußerungen gegenüber den Her- 
ausgebern des ‚Buback-Nachrufs‘ seiner Diagnose von den „zwei Kulturen“ treu geblieben ist, 
wenn nämlich seine — in anderen Punkten sicherlich diskussionswürdige (11) — Kritik auf die 
Forderung nach einer Art Vertrauensvorschuß für das Staatswesen der Bundesrepublik hinaus- 
läuft. Wer (z.B. durch eine Dokumentation, die dem Denken und Empfinden der „zweiten Kul- 
tur“ in der öffentlichen Diskussion einen Platz einräumen solt) nicht von vorneherein dem öf- 
fentlichen Konsens zuzuordnen ist, dem könne gar vorgeworfen werden, er trage zur „‚Zerstörung 
der politischen Kultur‘‘ der Bundesrepublik bei. 

Solche Argumentation zeichnet sich wohl Kaum durch Logik aus. Denn: dem Auseinan- 
derfallen „zweier ganz verschiedener Kommunikationssyteme“ ist sicherlich nicht dadurch bei- 
zukommen, daß eines der beiden zum einzig legitimen erklärt und damit das andere ausgegrenzt 
wird (um dann — wohl nicht von Senator Glotz, aber, um mit unseren Hypothesen im Bereich 
des Möglichen zu bleiben, vielleicht von einem christdemokratischen Nachfolger — später Krimi- 
nalisiert zu werden .. .). Zeugt solche Ausgrenzung von „politischer Kultur‘? Oder vielmehr: 
von welcher? 

Zweitens wäre nämlich auch zur offiziellen politischen Kultur der Bundesrepublik Einiges 
mehr zu sagen. Es muß allerdings sehr in Zweifel gezogen werden, ob die hiesige obrigkeitsstaat- 
liche politische Kultur — in ihren beiden Varianten von ‚akklamatorischem‘ und ‚legalistischem‘ 
Staatsverständnis (12) — in der Nachkriegsgeschichte der Bundesrepublik überhaupt jemals zum 
Abbau von Kommunikationsschranken in der Gesellschaft beigetragen hat. Damit ist u. a. das 
Fehlen einer echten, nationalen republikanischen Tradition angesprochen (13), das die deutsche 
Nation z. B. von der französischen oder italienischen unterscheidet und in Westdeutschland eine 
Auseinandersetzung mit der faschistischen Vergangenheit verhindert hat. DerBRD-Staat bestimm- 
te seine Identität zunehmend weniger durch positive Füllung von Demokratie als durch die Aus- 
grenzung von ‚Feinden der Demokratie‘. So ist in der Tat die westdeutsche politische Kultur nie 
ohne eine „Freund-Feind-Linie‘‘ ausgekommen: Die durch die ‚unbewältigte Vergangenheit’ hart 
angeschlagene nationale Identität wurde in den ersten Jahren der deutschen Spaltung negativ ge- 
genüber dem ‚äußeren Feind‘ (dem internationalen Kommunismus, Moskau, der DDR .. .) müh- 


il vgl. Blanke/Christoph Kreuzberger/Müller/Schäfer, „Über politisches Handeln ...“, a.a.O., 
S. 52 ff. 

12 s. H. Gerstenberger, SHL-Info Nr. 10); vgl. auch die Ausführungen von Blanke u.a. zur 
sozialdemokratischen Vorstellung einer bereits Demokratie garantierenden ‚parlamentari- 
schen Bereichsrationalität‘; „In geradezu klassischer Weise versucht die Sozialdemokratie, 
ihre linken Kritiker abstrakt auf einen parlamentarisch-demokratischen Rahmen zu ver- 
pflichten. Zugleich verändert sie durch ihre Konkrete Politik diesen Rahmen ständig in 
Richtung auf einen autoritären politischen Zustand. Diese ‚paradoxe‘ Handlungsweise 
kann gerade das Gefühl des ständigen Angeschmiertseins und Ausweglosigkeit produzie- 
ren, das manche Studenten zum politischen Wahnsinn treibt.“ (Kritik, Nr. 15, S. 54 f.) 

13 vgl. O. Negt, „Die Misere der bürgerlichen Demokratie in Deutschland“, in: ders., „Keine 
Demokratie ohne Sozialismus. Über den Zusammenhang von Politik, Geschichte und Mo- 
ral““, Frankfurt/M, 1976, 8.17 ff 
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sam stabilisiert, um dann — wie Jürgen Seifert gezeigt hat (14) — zunehmend auf die Front ge- 
genüber dem ‚inneren Feind‘ verschoben zu werden. (Nach Mogadisciu scheint nunmehr in der 
Kombination von ‚internationalem Terrorismus‘ und den zu seinen hiesigen ‚Sympathisanten‘ 
deklarierten sozialistischen Kritikern von Staat und Gesellschaft ein für die aktuelle ‚sozialpsy- 
chologische Kriegsführung‘ brauchbares neues Feindbild gefunden zu sein, das gleichzeitig ‚inne- 
rer‘ wie ‚äußerer‘ Feind ist.) 


mM. 


Soviel vorläufig zur politischen Kultur der BRD, ohne die auch der Mescalero nicht 
verstanden werden kann. Was mich an dieser Stelle interssiert, sind jedoch die z. B. 
im ‚Buback-Nachruf‘ oder anderen Blättern der „Info-Kultur“ (wie Senator Glotz sie 
genannt hat) zum Ausdruck gebrachten Haltungen selbst: Haltungen, Ansichten, Ge- 
fühle eines großen Teils der „linken scene“, die gar nicht mehr Aufnahme in die „of- 
fizielle Kultur“ finden und die im Zeichen der ‚Sympathisanten‘-Hatz nunmehr of- 
fen unterdrückt, ausgegrenzt, illegalisiert werden. (In Berlin hat man sich unter fa- 
denscheinigem Vorwand — sie hätten sich mit Druckerzeugnissen „identifiziert“ — 
die Drucker des Agit-Kollektivs herausgegriffen.) 

Warum ist die Auseinandersetzung mit diesen Gefühlen — auch wenn sie wie 
beim Mescalero als „Rülpser“ auftreten — notwendig und sinnvoll? (Eine Auseinan- 
dersetzung, von der viel geredet, die aber kaum praktiziert wird). Eine — durch die 
aktuelle Entwicklung von Staat und Gesellschaft der BRD beförderte — völlige Tren- 
nung der „beiden Kulturen“, der Info-Kultur und der offiziellen Kultur, ein völliger 
Abbruch der Kommunikation, wie er durch Zensur-Paragraphen und willkürliche Po- 
lizeieinsätze und Verhaftungen vorangetrieben wird, ist die beste Methode, echte 
Sympathisanten mit dem Terrorismus hervorzubringen. Gewalt —- gegen Menschen — 
ist eine mögliche Konsequenz der Unfähigkeit zur Kommunikation. 


IV. 


Daß es sich bei solchen Befürchtungen nicht um bloße Spekulationen handelt, läßt 
sich an der aktuellen Entwicklung in Italien feststellen. Dort sind es nicht mehr nur 
„zwei Kulturen“, von denen für die BRD der Sozialdemokrat Peter Glotz spricht, 
sondern — wie der KPI-Theoretiker Alberto Asor Rosa schrieb — „zwei Gesellschaf- 
ten“: Die erste, offizielle Gesellschaft umfaßt u. a. auch die organisierte Arbeiterbe- 
wegung, die beschäftigten Lohnabhängigen, kurz alle diejenigen, die innerhalb des 
gesellschaftlichen und politischen Systems Ausdrucks-, Handlungs- (und Verände- 
rungs-) Möglichkeiten finden; die zweite Gesellschaft umfaßt all die, die dies nicht 
mehr tun oder können u.a. die Arbeitslosen, prekär oder schwarz Beschäftigten (v.a. 
Frauen) und große Teile der Jugendlichen, der Studenten oder Akademiker ohne 


14 s. Jürgen Seifert, „Innerer Feind und Restauration. Seine Bestimmung und Behandlung 


in der Geschichte der BRD“, in: Links, Jan. 77 (Sondernummer über politische Unterdrük- 
kung und Repression in der BRD), S. 25 ff. 
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Aussicht auf sinnvolle Beschäftigung. 

„Der politisch entscheidende Punkt“ — so Asor Rosa an die Adresse seiner KPI- 
Genossen — „liegt in folgendem: Wir müssen uns fragen, was wir für diese zweite Ge- 
sellschaft getan haben, die neben der ersten gewachsen ist, oder vielleicht eher auf 
Kosten der ersten, jedoch ohne daraus relevante Vorteile zu ziehen, ohne einen Aus- 
weg zu haben und ohne eine wirkliche Verankerung in der ‚ersten Gesellschaft‘. Ich 
will — als notwendige Präzisierung — noch hinzufügen: Wir haben die Wahl getrof- 
fen, die ich für richtig hatle, einen Typ von Transformationsgesellschaft zu verteidi- 
gen, in deren Zentrum — soweit es uns als Partei betrifft — die organisierte Arbeiter- 
klasse steht. Heute besteht die Gefahr darin, daß alles, was nicht in diesen Gesell- 
schaftstyp eingeht — also ‚emarginazione‘ (15), Arbeitslosigkeit, Jugendarbeitslosig- 
keit, ‚disgregazione‘ (15) — sich gegen ihn wie ein zerstörerischer Wirbelwind ent- 

lädt.“ (16) 

Auch hier erscheint nur die erste, institutionell organisierte Gesellschaft, v.a. 
die organisierte Arbeiterbewegung als Träger positiver Werte der Gesellschaftsverän- 
derung: Diese Trennung, die in Italien zu recht als zynisch empfunden und kritisiert 
worden ist (17), wurde noch vertieft durch die von der KPI versuchte Entgegenset- 
zung von „zwei Moralitäten“: der Arbeitsmoral der organisierten Arbeiterbewegung, 
die Strenge und Sparsamkeit (‚austeritä), Effizienz und Staatsbewußtsein impliziert 
— und den aktuellen Aufgaben der Kommunisten als ‚Regierungspartei“ entspricht — 
und der Bedürfnismoral (‚teoria dei bisogni‘) der arbeitsunwilligen Studenten, der 
Ausgeflippten der Warenhausgesellschaft usw... . 

Die Explosion der ‚neuen italienischen Studentenbewegung‘ im Februar 77, 
auch die dadaistischen Aktionsformen der ‚Stadtindianer‘ (der Vorbilder des Göttin- 
ger Mescalero) waren Versuche eines Teils dieser „zweiten Gesellschaft‘‘, der ohne 
jede staatliche Unterstützung am Rande der Universität lebenden ‚nicht-garantierten‘ 
Studenten, sich zur Geltung zu bringen — Versuche, die gescheitert sind. Das Thea- 
tralische der ‚indianischen‘ Aktionen, ihre spielerische Ironie waren — was ihre aus- 
ländischen Fans in Berlin, Frankfurt oder Paris übersehen oder verdrängt haben — 


15 ‚emarginazione‘ = Verdrängung (vom Arbeitsmarkt) und ‚disgregazione‘ = Zersetzung be- 
ziehen sich im italienischen politischen Sprachgebrauch nicht allein auf die Herausbildung 
eines ‚sekundären Sektors‘ auf dem Arbeitsmarkt (in dem, je nach Region, die Übergänge 
zwischen Heimarbeit, ‚marginaler Beschäftigung‘, Schwarzarbeit und völliger Beschäfti- 
gungslosigkeit fließend sind), sondern auf soziale und psychologische Handlungsstruktu- 
ren wie ‚Randgruppenbewußtsein‘, der ‚Zersetzung‘ von politischer Handlungsfähigkeit. 
Der kommunistische Sprachgebrauch sieht hier allerdings nur die negativen Seiten gesell- 
schaftlichen Integrationsverlustes und läßt die positiven Versuche neuer Identitätsfindung 
— z. B. die kulturrevolutionären‘ Aspekte der Frauenbewegung, Studentenbewegung etc. 
— aus der Betrachtung heraus. In dem Maße, wie die KPI allerdings selbst von jener ‚Dis- 
gregation‘ angesteckt wird, hat sie seit Herbst 77 eine Kurskorrektur versucht. 

16 Dieser Artikel (Unitd, 20.2.77) wurde in die gleichnamige Aufsatzsammlung von A. Asor- 
Rosa aufgenommen: „Le due societä. Ipotesi sulla crisi italiana“, Torino (Einaudi editore) 
1977, hier S. 64 > 

17 Vgl. die Beiträge in: auf aut No 161 (sett.-ott. 1977) sowie die entsprechende Diskussion 
in der Tageszeitung il manifesto, s. a. Sergio Bologna, „La tribu delle talpe“, in: Primo 
Maggio No 8 (1977),S. 3 ff. 
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keineswegs Ausdruck von Freude, sondern von (u. a. materieller Existenzunsicher- 
heit, tiefer Traurigkeit (die sich selbst nicht mehr ‚ernst‘ nimmt), Perspektiv- und 
Sinnlosigkeit aller den ‚Nicht-Garantierten‘ in der Gesellschaft, auf dem Arbeitsmarkt, 
in den Institutionen offenstehenden Wege. Ihr kreativer ‚Nihilismus‘ hatte durchaus 
seinen Hintergrund in einier sinnlos werdenden geselischaftlichen Erfahrung, so daß 
für triumphalistische Umdeutungen, wonach „diese Bewegung, die es erreichen wird, 
die gigantische Kapitalistisch-bürokratische Maschinerie zu zerstören, afortiori durch- 
aus fähig sein wird, eine andere Welt aufzubauen“ (18), kein Anlaß bestand. 

Verzweifelte Ironie bestimmte auch zunächst das Verhältnis dieser ‚Nicht-Ga- 
rantierten‘ zum politischen System, nachdem sich die KPI (die die meisten auch der 
Stadtindianer am 20. Juni 1976 gewählt hatten!) durch ihre Haltung des ‚Nicht-Miß- 
trauens‘ gegenüber der christdemokratischen Regierung aus einer Oppositionspartei 
zu einer Partei der Regierungsmehrheit ohne Regierungsmacht transformiert hatte 
und damit der „zweiten Gesellschaft‘ als Teilhaber des alten Machtsystems erschei- 

"nen mußte (19). „Zwischen dem System und den Kräften der studentischen Protest- 
bewegung‘ — so wieder in seiner illusionslosen Sprache A. Asor-Rosa, KPI-Mitglied 
und Universitätsprofessor (‚roter Baron‘) an der römischen Universität — „gab es 
nur noch die Gewerkschaft und die KPI (aber in erster Linie die KPI), um die Be- 
‚weggründe jener ‚ersten Gesellschaft‘ zu vertreten“; an den völlig desorganisierten 
italienischen Massenuniversitäten war, die KPI somit „die einzige Institution, die als 
‚solche überlebt hatte und gleichzeitig gesellschaftlich verankert, sichtbar und faßbar 
war“ (20). Gegen sie also richtete sich die Verzweiflung einer Bewegung, die sich 
zunehmend als anti-institutionelle, anti-politische verstand. So gesehen bedeutete 
die Identifikation mit der Indianerrolle auch ein ironisch-resignatives ‚Anerkennen‘ 
der eigenen Situation des Ausgeschlossenseins (21). 

Indem aber die Bewegung bisher scheitert (aus Gründen, auf die wir hier nicht 
ausführlicher eingehen können (22)), in dem Maße, wie sich ihre Kontinuität nur 
durch Kampf(Re)Akrionen auf von außen gesetzte Anlässe — zumeist Polizeiprovo- 
kationen — herstellt, schlägt die gesellschaftliche ‚Zersetzung‘ (s. Anm. 15) auch auf 
ihr wichtigstes Potential durch: auf ihre alternative Art, Politik als nicht mehr vom 
eigenen Lebenszusammenhang getrennt zu begreifen, sie als ‚Wiederaneignung des 
Lebens‘ zu versuchen (oder wenigstens zu ‚inszenieren‘). Dies läßt sich am Kräftever- 
hältnis zwischen den ‚kreativen Autonomisten‘ und der ‚militarisierten Autonomie‘ 
innerhalb der Bewegung ablesen. Läßt sich die ‚kreative‘ Identitätsfindung der neuen 
Studentenbewegung mit der Liedzeile aus der italienischen Frauenbewegung ‚‚Wo die 
Macht aufhört, entsteht die Hoffnung‘ programmatisch beschreiben, so treibt die 


18 Felix Guattari, „Millionen und Abermillionen potentieller Alices“, Vorwort von: Kollek- 
tiv Altraverso, „Alice ist der Teufel. Praxis einer subversivern Kommunikation. Radio Ali- 
ce (Bologna)‘‘, Merve-Verlag Berlin 1977, hier S. 14 

19 vgl. die Diskussion in Prokla, Nr. 26, 27, 29 sowie Thomas Bieling, „16 Thesen zur italie- 
nischen Studentenbewegung‘“ (Januar 78, bisher noch nicht veröffentlicht, erscheint vor- 
aussichtlich in Prokla 32) 

20 „Le due societd“, a.a. O., S. 66 

21 s. Jens Huhn, „Auf dem Kriegspfad — die Stadtindianer“, in: Links, Dez. 77, S.15f£. 

22 vgl. den in Radikal Nr. 24 (Berlin 24.6.77) abgedruckten Bericht Carlo Donolos über die 
„Studentenbewegung in Italien“. 
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‚organisierte Autonomie‘ innerhalb der Bewegung rücksichtslos Machtpolitik. Indem 
Maße, wie die „Partei des bewaffneten Kampfes“, die „‚Genossin (Pistole) P 38“ in- 
nerhalb der „Autonomi“ an Einfluß gewinnt (23), droht die Identität dieser neuen 
gesellschaftlichen Befreiungsbewegung der ‚nicht-garantierten‘ Studenten kaputt zu 
gehen: In Rom und Bologna, also dort, wo die ‚Autonomi“ in der Studentenschaft 
einen gewissen Einfluß haben, wird es für die pazifistischen unter den „Autonomi‘“, 
die nur ihre „Betroffenheit“ artikulieren, alternative Verhaltensformen, „Politik in 
erster Person“ erproben wollen, für die Flippis oder Alternativ-freaks auf den perma- 
nenten Vollversammlungen zunehmend unmöglicher, sich gegen diejenigen durchzu- 
setzen, die aus der Uni heraus militante Demos organisieren, bei denen dann Autos 
in Brand gehen, Mollis fliegen und auf Polizisten geschossen wird. (All dies muß na- 
türlich auch vor dem Hintergrund der von Neofaschisten und Teilen des repressiven 
Staatsapparats vorangetriebenen „Spannungsstrategie“ gesehen werden). 

Diese wenigen Bemerkungen mögen als Einstieg genügen. Auf die neueren Ver- 
suche der Selbstkritik der KPI in ihrer Haltung gegenüber der Jugendbewegung, auf 
die innerhalb der Neuen Linken beginnenden Prozesse des Umdenkens (24), auf die 
neuen von Gewerkschaften und Linksparteien unterstützten Arbeitslosen-Initiativen 
soll — da das nicht Thema dieses Beitrags ist — hier nicht eingegangen werden. 


V. 


Die Entstehung von alternativen „scenes“, von „drop outs“ in allen kapitalistischen 
Metropolen (es hat ja nicht zufällig in den 60er Jahren in den USA angefangen) ist 
Zeichen des Integrationsverlusts alter Werte von Arbeit, Ordnung, Rationalität; An- 
zeichen auch eines Überdrusses an (Partei-)Politik. Mit der Gefahr der Übersteigerung 
kann man doch von ersten Anzeichen einer umfassenden Zivilisationskrise sprechen. 

Mit Zivilisationskrise meine ich den beginnenden Zerfall von identitätsstiften- 
den Momenten der bürgerlichen Gesellschaft (‚bürgerlich‘ hier im Sinne von ‚societä 
civile‘ (25)). Doch ist diese „Amerikanisierung“ kein Prozeß,dem Sozialisten freudig 
— oder bestenfalls achselzuckend — gegenüberstehen Könnten. Bedeutete er doch — 
wenn er wirklich durchgreift — auch den Verlust von Kommunikationsfähigkeit in 
der Gesellschaft, ihre Zersetzung in ein Mosaik von Ghettos, „scenes“ oder „Stäm- 
men“; und damit auch eine weitere Entkoppelung von politischer Herrschaft und 
Legitimation. 

(Am Ende eines solchen Zersetzungsprozesses stünde somit eine Art neuer au- 
toritärer [z.B. Polizei- oder Atom-] Staat, dem nur noch einige „communities“ am 
Rande der Gesellschaft Widerstand leisteten; ‚Sozialismus‘ stünde nicht mehr alter- 


23 vgl. den Briefüber „Autonomisten, Stadtindianer, Bewaffnung“ in Autonomie Nr. 8/Aug. 
77 (Trikont-Verlag), S. 74 £. 

24 Silviero Corvisieri, „Die Notwendigkeit einer Wende“, il manifesto, 3.9.77 

25 vgl. Jürgen Habermas, „Können komplexe Gesellschaften eine vernünftige Identität aus- 
bilden?“, in: ders., „Zur Rekonstruktion des Historischen Materialismus“, Frankfurt/M. 
1976, S. 92 ff. sowie die Einleitung zu diesem Buch, v.a. S. 30 ff. 
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nativ zu ‚Barbarei‘, sondern entstünde in ihr, an ihrem Rande, in Gestalt von Ghettos, 
die „inmitten der entfaltesten Todeskultur mit Leben experimentieren“ (26), die 
neuen „Kulturen“ nährten sich — gleichsam biologisch — vom Zersetzen, von der 
Fäulnis der alten... ..)) 

Natürlich ist ein solcher Prozeß weder bereits gelaufen, ist sein Ausgang bereits 
absehbar — wir beginnen gerade erst, seine Dimensionen zu ahnen — noch ist er ‚ob- 
jektiv‘: Er kann nämlich nur dann (alternativlos) stattfinden, wenn die gesellschaftli- 
chen Subjekte tatsächlich auf kommunikatives Handeln verzichten, wenn sie die Be- 
reitschaft zu rationaler Diskussion und Handlungsorientierung mit zu den leeren Co- 
ca-Cola-Büchsen auf den Abfallhaufen schmeißen. Und hier beginnt auch das Problem 
und die Verantwortung einer „politischen Kultur“ von Sozialisten. Diese kann (wenn 
die gerade skizzierte Apokalypse eine vielleicht pessimistisch übersteigerte, aber doch 
reale Gefahr zum Ausdruck bringt) keine bloß partikulare, kein bloßes ‚Wir-Bewußt- 
sein‘ eines ‚linken Lagers‘ mehr sein, sondern muß immer auch gesamtgesellschaftlich 
bezogen und legitimierbar sein. Nur dann können auch die Chancen für Alternativen, 
die im Aufbrechen von Ungleichzeitigkeiten, im „Patchwork der Minderheiten“ lie- 
gen, fruchtbar gemacht werden (27). 

Es ist keineswegs paradox, wenn die Aufgabe einer gesamtgeseilschaftlich be- 
zogenen „politischen Kultur“ von Sozialisten (v.a. von bundesdeutschen Marxisten 
(28)) zunächst einmal verlangt, gesellschaftliche Dynamik im Plural zu denken. Denn 
die oben als beginnende Zivilisationskrise bezeichnete Entwicklung hat sicherlich 
weitergehende Dimensionen und Ursachen als in der nur ökonomischen Krise des 
biherigen Akkumulationstypus der kapitalistischen Hauptländer. Ganze Dimensio- 
nen (der Krise) des gesellschaftlichen Lebens wie die Frauenfrage oder die politische 
Ökologie müssen von Sozialisten erst einmal ‚entdeckt‘ und ernstgenommen werden 
— auch und gerade dann, wenn man die „richtige“ Antwort noch nicht weiß! Das 
Terrain gesellschaftlicher Auseinandersetzungen — und das läßt sich auch für die in 
mancher Hinsicht spezifische BRD-Situation feststellen — hat sich im Spätkapitalis- 
mus nicht einfach homogen erweitert, sondern vervielfältiet. Und damit entstehen 
ebenso viele „Kulturen“ oder „Subkulturen“, die je eine spezifische „‚Betroffenheit“ 
zum Thema haben und sich insofern (erst einmal) „autonom“ entfalten müssen (29). 
Die richtige Antwort für die „Totalität“ aller geseilschaftlichen Probleme zeichnet 

‚sich erst recht bei uns noch lange nicht ab (wenn es sie — im Singular — überhaupt 
gibt). 


26 Editorial „USA“ der Nr. 7 von Autonomie (Juni 1977) 

27 Die entgegengesetzte Perspektive („Die Dekadenz der Wahrheit verschärfen!“) vertritt 
Jean-Frangois Lyotard in seinem (lesenswerten) Buch „Das Patchwork der Minderheiten“, 
Merve-Verlag-Berlin 1977 

28 vgl. B. Blanke, „Kritik und Selbstkritik“, Prokla Nr. 23 

29 auch bzw. gerade dann, wenn sie „Arbeitsfelder“ für Sozialisten sind! 
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Die kapitalistische Krise mit ihrer Dauerarbeitslosigkeit v.a. für die Jugend und die 
Gefahren einer „autoritären Demokratie“ haben aber Auswirkungen auf alle diese 
Bewegungen und die verschiedenen alternativen „scenes‘“. Und eine dieser Wirkun- 
gen läßt sich in der oben angesprochenen Gefahr der Entstehung einer bloßen Gegen- 
Kultur, Gegen-Gesellschaft sehen, die alle Kontakte zur offiziellen Gesellschaft ab- 
bricht und sich damit selbst ihrer Einwirkungsmöglichkeiten auf diese begibt. Einer 
solchen Gefahr kann natürlich nicht mit bloßen moralischen oder politischen Appel- 
len begegnet werden. Die Entwicklung einer Akademiker- und Jugendarbeitslosigkeit 
und der Ausbau des polizeilichen Repressionsapparats, die ideolgische Formierung 
eines „Totalitarismus der Mitte“, einer „Volksgemeinschaft gegen die Sympathisan- 
ten“ befördern diese Gefahr unendlich mehr, als Argumente gegen sie ausrichten 
könnten, 

Die Antwort auf diese Gefahr kann somit nur eine gesellschaftliche sein (30), 
sie muß gesucht, d.h. erkämpft werden in der Fähigkeit der Gewerkschaftsbewegung, 
die strukturelle Arbeitslosigkeit überhaupt als Problem anzugehen, in der Fähigkeit 
demokratischer Bewegungen, dem Abbau von Grundrechten wirksam entgegenzutre- 
ten, in der Möglichkeit von Bürger- und anderen (z. B. studentischen) „Initiativen“, 
Probleme wie die Zerstörung unserer Umwelt effektiv in den politischen Willensbil- 
dungsprozeß einzubringen . . . Nur hier liegen die Mittel, ein Auseinanderfallen 
„zweier Lesellschaften‘“ zu verhindern. Dies wohlgemerkt nicht, um „autonomen“ 
Bewegungen das Wasser abzugraben (z.B.: „Frauen an die Seite der Arbeiterklasse! “), 
sondern um ihnen den Raum (und nicht nur „Spiel-“ oder „Freiräume“) zu geben, 
der zur Entwicklung einer demokratischen, d. h. von vielfältigen (31) Subiekten ge- 
tragenen Gesellschaftsveränderung in sozialistischem Sinn unabdingbar ist. 


vn. 


Ja —- und? In der BRD bestehen diese Möglichkeiten oder Fähigkeiten für demokrati- 
sche und gewerkschaftliche Organisationsformen (noch) nicht oder nur in bescheiden- 
sten Ansätzen und die sozialen und politischen Aussichten für die nächsten Jahre 
sind wahrlich nicht rosig. In dieser Situation nun wächst die Gefahr, daß die skizzier- 
ten ‚objektiven‘ Tendenzen zum Abbruch derKommunikation verschiedener „scenes“ 
oder (Sub),,Kulturen“ mit der Gesamtgesellschaft nun auch noch im subiektiven Ver- 
halten dieser „scenes“ ihre Entsprechung finden. Die Linke — um bei uns selbst zu 


30 s. Negt, „Wider die deutsche Verstaatlichung der Konflikte“, a.a.0. j : 

31 Pierre Victor (nach dem Mai 68 einer der Wortführer der „Gauche Proletarienne‘‘) im 
Nouvel Observateur, 19.9.77: „Wenn die klassischen Liberalen diese radikale Erfordernis 
begreifen könnten — denn Pluralismus an den Arbeitsplätzen und Lebensorten und nicht 
nur an der Spitze der Staatsorganisation — so wäre das schon sehr gut. Der Pluralismus be- 
ginnt dort, wo die von der Rede und von der Entscheidung Ausgeschlossenen sich versam- 
meln und das Wort ergreifen.“ 
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bleiben — ist heute eine gesellschaftliche, politische und kulturelle „Randgruppe“. 
Das Verhängnisvollste, was sie tun Kann, wäre, daß sie sich auch noch als solche ver- 
hält. In Berlin (aber auch in Frankfurt, München oder anderswo) gibt es eine „linke 
scene‘, die bestimmtes Sprachverhalten, (oft kümmerliche oder gescheiterte Versu- 
che anderer als der herrschenden Lebensformen — wie Wohngemeinschaften, Kinder- 
läden usw.), einen linken Blätterwald ebenso einschließt wie die (meist nur noch so- 
genannt) „linken Kneipen‘ oder die Verlaufsformen studentischer Vollversammlun- 
gen. Diese „linke scene“ ist für viele von uns lebensnotwendig, sie bietet Wärme, 
Schutz gegenüber einem schon ganz anderen offiziell politischen Klima; sie stellt 
den Erfahrungsraum zur Erprobung alternativer (oft nur anders kaputter) Lebens- 
und Verkehrsformen z.B. zwischen Männern und Frauen dar, Formen solidarischer 
Alltagsbewältigung, die manchmal der Forderung nach „Sozialismus im Alltagsleben“ 
nahe kommen. Die „scene“ kann aber auch zum bloßen Refugium vor der Härte 
und Unbill des Uni-Alltags, des Jobs werden, das dann oft beim Eintritt in den (z.B. 
Lehrer-)Beruf nicht mehr weiter hilft: Einmal ohne den schützenden Hinter- oder 
Untergrund der ‚‚scene“ mit der gesellschaftlichen Wirklichkeit konfrontiert, kippen 
viele sehr schnell um. Einmal im Berufsleben stehend, bleibt vom jahrelangen Kapi- 
talstudium oft nur noch die (arrogante) Einsicht in die „Notwendigkeit des falschen 
Bewußtseins“ der anderen, ‚Normalen‘ übrig ohne praktische Konsequenzen für das 
eigene Verhalten. Die so praktizierte „scene“ macht einen also gleichzeitig stark und 
schwach: stark nach innen, im linken „wir“ (wo der leiseste sogenannte Opportunis- 
mus „kleinbürgerlichen‘‘ Denkens oder Verhaltens schonungslos als „Abweichung“ 
bekämpft wird... .), und schwach nach außen (mit den ‚anderen‘ „kann man ja so- 
wieso nicht reden“... .). 

In Berlin hat ein Student auf einer Uni-Vollversammlung diese Situation tref- 
fend mit dem Bild der „Stadt in der Stadt‘‘ beschrieben: „Wir retten uns in die Re- 
gel der Wissenschaft, die Bestätigung durch Papiere und Seminare, durch Bücheran- 
häufung, träumen von der Flucht (Kaffehaus in Kreuzberg, Grassplantagen in der 
BRD, Farm in Frankreich, eic., etc.). Viele von uns kennen diese Stadt hauptsäch- 
lich als (das Universitätsviertel) Dahlem und einen Wust von linken Kneipen und 
Wohngemeinschaften. Diese Stadt wie die Uni gehören nicht uns, noch nicht einmal 
zu uns.“ (32) 

Dies ist natürlich nur allein Folge der Formen linker Theoriebildung, der spe- 
zifisch „linken Überforderung“ (33), sondern vor allem und in erster Linie davon, 
daß die Studentenschaft im Uni-Alltag tatsächlich zum Objekt (und im Hochschul- 
rahmengesetz zu einer in Regelstudienzeit abzufertigenden Manövriermasse) gemacht 
wird... 


32 zitiert nach Konsequer /Forum des UStA, Nr. 1, 25.10.77 (UStA = Unabhängiger Studen- 
ten Ausschuß = unabhängige, basisdemokratisch orientierte Organisationsform von Stu- 
denten der Freien Universität und die in Westberlin derzeit wohl stärkste hochschulpoliti- 
sche Strömung) 

33 vgl. Burkhard Müller, „Die Widersprüche überleben“, in: Fuchs/Müller/Ortmann, „Univer- 
sitärer Alltag. Lernen, Lehren, und Leben an der Hochschule“, Focus-Verlag Gießen 1977, 
S. 127 ff. 
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Trotzdem, wir müssen uns fragen, ob wir nicht mit all den positiven und unver- 
zichtbaren Elementen herrschaftsärmerer Lebens- und Verkehrsformen auch eine 
Unfähigkeit, „die Widersprüche zu überleben“ (34) mit kultiviert‘ haben, wie sie 
z.B. wiederum mit, indianischer Ironie‘ (die sich selbst nicht mehr ‚ernst‘ nimmt) im 
Aufruf zum Treffen in TUNIX zum Ausdruck kommt: 


„Uns langt ’s jetzt hier! ... 
Wir hauen alle ab!... 
‚Dann steht hier alles leer und stil. .. 

Wir sind alle weg und sehen, daß wir da waren 

und sehen, daß wir viele'waren, denen es gestunken hat, die genug hatten. Wir sind alle abgehaue 
weil wir uns unmächtig fühlten und allein und sehen, daß wir gar nicht allein waren. 

Und das wollen wir doch mal sehen 

ob wir nicht jetzt schon — oder immer noch? — da sind, ob wir nicht jetzt schon viele sind, die genı 
haben von allem .... Das wollen wir doch mal sehen, ob wir nicht jetzt schon viele sind, die Wide 
stände leisten in so vielen Bereichen, mit so viel unterschiedlichen Ansätzen, in so vielfältigen Fo 
men. 

Kommen wir also zusammen, bevor wir alle abhauen, auf diesem Widerstandskongreß — erzahlen wi 
erfahren wir voneinander, bringen wir mal diese Widerstandsbewegung zum Ausdruck — und haue 
wir dann zusammen ab, segeln wir alle zum Strand von TUNIX, der weit weg liegen kann oder vielleicl 
unter dem Pflaster von diesem Land“ 


Ich habe hier nur aktuell einige Zeilen und Sprüche aus dem Flugblatt herausgegrif- 
fen. Dies nicht, um den TUNIX-Kongreß zu diffamieren, der zum Zeitpunkt, wo ich 
dies schreibe, erst in zwei Wochen stattfinden soll und hoffentlich ein fruchtbares 
Gespräch verschiedenster alternativer (Medien-, Schul- Zeitungs- usw.) Gruppen er- 
möglichen wird. Auch von Senator Glotzs These von den „zwei Kulturen“ wird dort 
geredet werden. Doch illustriert dieses Flugblat (das Trauer in Lachen verkleidet) 
ganz gut eine erste Gefahr von bloßem „scene“-Verhalten, von bloß nach innen ver- 
ständlichem Wir-Gefühl. Die vermeintliche Kompromißlosigkeit nach innen wird 
mit der Verhaltensunfähigkeit nach außen erkauft, mit der Gefahr von Selbstisola- 
tion, die auch eine Art innerer Emigration‘ werden kann: „Wir, die wir schon eine 
Weile auf unseren gepackten Koffern sitzen, schlagen vor, daß alle sich bis zum März 
1978 aus diesem Deutschland verpfeifen. Wir flaggen unsere Traumschiffe mit den 
buntesten Fahnen und segelnin den Süden davon — zum Strand von Tunix“ beginnt 
das Flugblatt. 


VO. 


Aus dieser Unfähigkeit zur Kommunikation nach außen hin — die hier nur als eine, 
allerdings reale Tendenz von „scene“-Verhalten angesprochen wird, also nicht als ar- 
rogantes Abkanzeln der gesamten scene’s verstanden werden soll (35) — folgt dann 


34 a.a.0. 
35 Dies haben z. B. Tilman Fichter und Siegward Lönnendoncker in ihrem Beitrag „Die 
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unter den aktuellen Bedingungen der Verhärtung des politischen Systems bei eini- 
gen eine (immer weniger spielerische) Illegalität als habitus. Diese zweite weiterge- 
hende Gefahr im „scene“-Bewußtsein mancher Linker zeigt sich z.B. bei Demos daran, 
daß viele sich mit (Palästinenser-)Halstüchern vermummen. Kann eine Demonstra- 
tion von Vermummten für die Freilassung der Agit-Drucker aber von Mitbürgern 
noch als Eintreten für Pressefreiheit verstanden werden? Wenn solche vermummten 
Scharen mit Fackeln in der Hand dann noch in Sprechchören „Sympathisanten — 
grüßen die Passanten“ rufen, so muß man kein BZ-Leser sein, um die Ironie im Aus- 
druck „Sympathisanten‘ nicht mehr verstehen zu können, sondern diese Horde für 
echte Terroristen-Anhänger zu halten. (Diese Gefahren zur Selbstisolation gibt es na- 
türlich nicht nur bei der studentischen Linken. H.-J. Benedict hat sehr gut aufgezeigt, 
wie bestimmte Mobilisierungsformen von ‚Berufsdemonstranten‘ die Isolation der 
‚Anti-KKW Bürgerinitiativen im März 1977 z. T. mit hervorgebracht haben: „Die 
neue Grohnder Tradition (Symbol Blume) wurde von der Brokdorfer (Stichwort 
Helm) abgelöst.“ (36)) 

Ein anderes Beispiel ist das „Info Berliner Undogmatischer Gruppen‘“ selbst, 
dessenwegen die Agit-Drucker im Knast sitzen. „Dadurch, daß für das /nfo niemand 
(presserechlich) verantwortlich ist‘‘ — schrieb das „Politische Buch“-Kollektiv in der 
(Abschieds-)Nr. 179 des Info zur Kritik an dessen Selbstverständnis —, „wird es der 
Staatsanwaltschaft geradezu aufgedrängt, sich am ‚Umfeld‘ schadlos zu halten. Es 
geht nicht, daß das Info illegal oder halblegal erscheint und die in der Legalität (im 
Falle von Gewerbeträgern wie auf dem Präsentierteller) arbeitenden Genossen dafür 
eingesperrt oder bedroht werden. Das Info illegalisiert dann tendenziell die Buchlä- 
den und Druckereien oder ist zumindest willfähriges Werkzeug.“ 

In der (Abschieds-)Nr. 179 des Info hat sich die Mehrheit der Beiträge noch 
auf die eine oder andere Weise mit diesem (auch die innerlinke Kommunikation letzt- 
lich zerstörenden) illegalen Habitus krtisch auseinandergesetzt und war zu dem 
Schluß gekommen, daß die alte Konzeption eines halb-legalen „scene“-Blättchens 
nicht aufrechtzuerhalten sei. Mit der neuen Nr. 181 des „Infos Berliner unfaßbarer 
Gruppen/Konspi-Ausgabe“ werden diese und andere Einwände (z.B, der Stadtteil- 
gruppe Kreuzberg) einfach vom Tisch gewischt: „Wir spüren kein Mißtrauen, wenn 
wir uns gegen die Bullen fest zusammenschließen‘“ heißt es nunmehr: „Wir lernen 
weiter, was in ein paar Jahren jede BI, jede Knastgruppe, jedes linke Kneipenkollek- 
tiv beherrschen muß: ein Stück in den Untergrund zu gehen, um den aufrechten 
Gang nicht zu verlernen.“ Und: „Meinungsbeiträge sind an den Berliner Untergrund 
zu richten. Eine Kneipe, eine Gruppe, ein Genosse — lauter Wege“. Hier wird letzt- 
lich zynisch der völlige Kommunikationsabbruch von Ober- und Untergrund bewußt 
vorweggenommen und damit die von interessierter Seite vorgebrachte These, aus 
der Linken, aus dem „Sympathisantensumpf“ führe jeder Weg in den Untergrund, 


Klammheimlichen im Ghetto“ getan (indem sie dig „zweite Kultur‘ in der Sprache und 
mit den Vorurteilen der „ersten Kultur‘ einfach als unpolitisch verurteilten), der in der 
von den Präsidenten der Technischen und Freien Universitäten Berlin herausgegebenen 
Broschüre ‚Zurück zur Politischen Diskussion“ 25.11.77, (8. 6 f.) erschien. 

36 s. Hans-Jürgen Benedict, „Bürger, Linke und Gewalt“, in: Kursbuch, Nr. 48, 8.137 - 152 
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indirekt bestätigt. 


IX. 


Und hier wird dann eine dritte, in der Ambivalenz von solch halblegalem Selbstver- 
ständnis angelegte, Gefahr psychologisch akut: die Gefahr nämlich, daß eine (auch 
im Umkreis mancher K-Gruppen geschürte) abstrakte Anti-Staats-Haltung in ein Ver- 
ständnis gesellschaftlicher Konflikte als konkreter Krieg umschlagen kann, Ein sol- 
ches Verständnis wurde z. B. deutlich in Versuchen, den Mord an Schleyer gegen die 
Stammheimer ‚Selbstmorde‘ aufzurechnen: Nach der Schlacht zählen beide Seiten 
‚ihre‘ Opfer... . Eine solche Haltung braucht die Faschisierungsthese, die psycholo- 
gische Bestätigung durch eine völlig feindliche Umwelt: Alle gesellschaftlichen Kon- 
flikte können dann nur noch als verschiedene Varianten derselben ‚totalen‘ Repres- 
sion begriffen werden. 

Was auch immer in Stammheim passiert sein mag — die offizielle Version des 
‚Selbstmordes‘ ist voller Widersprüche und unglaubwürdig: darum unsere Forderung 
nach einer internationalen unabhängigen Untersuchungskommission! — wer erlebt 
hat, wie auf einem teach-in Rechtsanwalt Otto Schily auf seine Warnung, die Linke 
möge sich davor hüten, in ihrem Urteil über den Tod von Baader, Ensslin und Raspe, 
von der Gewißheit ihrer Ermordung auszugehen, (also gewissermaßen das Vorgehen 
der staatlichen Stellen zu imitieren und „kurzen Prozeß zu machen“,) wie Schily 
und anderen Genossen Rechtsanwälten (Wesel, Spangenberg) eine Welle der Empö- 
rung, fast des Hasses aus dem Auditorium entgegenschlug, wer erlebt hat, daß mehr 
als zweitausend Linke die Aussage Uwe Wesels „Wir wissen nicht, wasinStammheim 
passiert ist“ nicht ertragen konnten ... der ist geneigt, sich über die psychologische 
Funktion der Mordthese in der Linken Gedanken zu machen. 

„Man mag an eine Ermordung der drei Häftlinge glauben‘ — hat Paul Thibaud 
in diesem Zusammenhang in der Liberation bemerkt (27.10.77) — „aber sich eine 
opportune Empörung zu fabrizieren, seine eigenen Gefühle soweit zu kanalisieren, 
daß sie einen blind machen, das ist die alte stalinistische Technik, die man nun inter- 
essanterweise bei vielen Anti-Stalinisten wiederfindet. Auf die gleiche Weise gelang 
es der KPF im Jahre 1956, dadurch bei vielen ihrer Militanten die ‚schmerzliche‘ Af- 
färe der Niederschlagung des Ungarnaufstands durch sowjetische Panzer in den Hin- 
tergrund ihrer Probleme zu verdrängen, daß sie auf die antikommunistischen Kund- 
gebungen in Frankreich verwies. Man will also in schwierigen Momente auf jeden 
Fall verhindern, daß die Geister sich verwirren: man muß sie dann daran erinnern, 
daß es nur einen Feind gibt, man muß dem Feind wieder Gestalt (des Einzigen, Ab- 
soluten) verleihen, was man 1956 tat, indem man den Installationsarbeiter vorzeigte, 
der bei der Verteidigung des Gebäudes der Aumanite gegen unterschiedslos als Fa- 
schisten klassifizierte Angreifer zu Tode kam, und was man heute wieder tut.“ 

Die Verengung aller — auch der eigenen — gesellschaftlichen Widersprüche auf 
die Repression, die Identifikation von ‚Stammheim‘ mit dem ‚Modell Deutschland‘, 
die Rede vom ‚Faschismus‘ (statt vom fortschreitenden Abbau verfassungsmäßiger 
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Rechte) usw... . haben also ihre Ursachen weniger in einer theoretisch unklaren Fa- 
schismusbegriffs als in einer verhängnisvollen psychologischen Funktion, die — wie 
der Göttinger Mescalero deutlich genug in seinem ‚Buback-Nachruf‘ beschrieben und 
kritisiert hat — zu einer ‚Identifikation mit dem Aggressor‘ führen kann: Zu einem 
Bild von Gesellschaft, die nur noch aus ‚Bullen‘ besteht. Hier wird dann die Abschot- 
tung der eigenen Wahrnehmung gegenüber der gesellschaftlichen Realität ‚total‘ — 
Gewaltphantasien, Klassen- oder „Volkshaß‘‘(!) nicht nur gegenüber „dem System“, 
sondern gegenüber einzelnen seiner Repräsentanten werden wieder legitim, morali- 
sche Barrieren, die oft am Anfang des politischen Engagements standen, können wie- 
der abgebaut werden... Mit diesen Gewaltphantasien setzte sich der Göttinger Mes- 
calero kritisch auseinander, allerdings auf eine zweideutige Weise: dadurch daß er 
sie äußert, auf sie „anspielt“, sie in Gedanken ‚‚durchspielt“, bleiben sie neben dem 
Urteil seiner prinzipiellen Ablehnung terroristischer Gewalt im Text noch gegenwär- 
tig(37). Dem Mescalero gelingt keine rationale Verarbeitung seiner Haßgefühle (38). 
Deutlicher ist dieses Problem in der bereits zitierten (Abschieds-)Nr. 179 des 
Info angesprochen: 
„Jeder kennt Todeswünsche — gegen seine Eltern, in Beziehungen, gegen Unterdrük- 
ker — dasist nichts ungewöhnliches. Das Unbewußte enthält eine Vielzahl destrukti- 
ver Tendenzen, die selbstverständlich gesellschaftlich bedingt sind. Dennoch sollten 
wir nicht hinter einen bestimmten Standart der Humanisierung und Triebbeherr- 
schung zurückfallen, zumal uns eine wahrhaft befreite humane Welt vorschwebt.“ 


EHEN anna meer hr 

37 s. P. Brückner, „Die Mescalero-Affäre“,; wo er den Gedankengang des Buback-Nachrufs 
wie folgt rekonstruiert: „die Überführung von Gewalt-Phantasien und z.T. chaotischen 
Einfällen in ein Urteil; die Kritik an Terror und Attentat auf der Basis einer — eingestan- 
denen, daher für viele ‚skandalösen‘ — eigenen spontanen Tendenz zur Gewalt“, (S. 30 £.) 

38 Insofern reicht die Kritik des Mescalero ‚Wir alle müssen davon runterkommen, die Unter- 
drücker des Volkes stellvertretend für das Volk zu hassen... .““ nicht weit genug: Haß ist 
nicht nur dann illegitim, wenn er in stellvertretender Form auftritt; die richtige politische 
Kritik an avantgardistischen Konzeptionen gesellschaftlicher Veränderung kann die not- 
wendige ethische Kritik an einer politischen Haltung, die Haß (und sei er ‚Klassenhaß‘) als 
legitim erscheinen läßt, nicht ersetzen. Eine befreite Gesellschaft kann nicht nur nicht 
mit der Knarre herbeigeschossen werden, sie kann auch nicht herbeigehaßt werden. Nicht 
allein die Knarre ist das Problem, sondern die Gedanken dessen, der den Feind bereits im 
Kopf liquidiert hat, wenn er ihn über Kimme und Korn anvisiert. (Dem kann man auch 
nicht durch den Verweis auf legitime — letztlich immer Selbstverteidigungs- — Gewalt in 
Argentinien ausweichen: Haß kann nie die Grundlage für solche Legitimität sein! 
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X. 


Die in den letzten drei Abschnitten (VII - IX) anskizzierten Gefahren, die in bestimm- 
ten Verhaltensmustern von Teilen der „linken scene“ angelegt sind (39), sind natür- 
lich sehr verschiedener Natur und auch von unterschiedlicher (politischer, ethischer) 
Tragweite. Um Mißverständnisse, die aus der Form (oder Reihenfolge) ihrer Darstei- 
lung erwachsen Könnten, vorzubeugen: Es besteht zwischen ihnen auch kein notwen- 
diger Zusammenhang, keinerlei logische Zwangsläufigkeit. Ebensowenig, wie z.B. 
ohne Zusatzprämissen aus einer radikalen Gesellschaftskritik die Annahme der Legi- 
timität revolutionärer Gewalt oder gar die Forderung nach stellvertretender (terrori- 
stischer) Gewalt gegen Repräsentanten „des Systems“ folgt (40), folgt aus den alter- 
nativen Lebens-, Verhaltens-, Sprach- und Lektüregewohnheiten im linken Ghetto ei- 
ne Fetischisierung von Illegalität oder gar ein „alternatives Fernsehprogramm: die 
Fortsetzungsserie RAF gegen die Polizei‘. (41) 

Eher schon kann es psychologische Umschlagspunkte geben, die jedoch von 
der Entwicklung des politischen Klimas in der BRD insgesamt abhängig sind: Je 
mehr die sozialistische Linke im öffentlichen Bewußtsein als „Staatsfeind‘“ angese- 
hen und behandelt wird, umso größer wird die Wahrscheinlichkeit sein, daß sich im 
heute weitgehend diffusen linken ‚Wir-Gefühl‘ auch ein Bild „des“ Staates als bIloßem 
„Feind“ festsetzt. Je weniger in der bundesrepublikanischen Öffentlichkeit grund- 
sätzliche Kritik an der kapitalistischen Verfaßtheit von Staat und Gesellschaft geäu- 
ßert werden kann, umso eher wird sich jeder, der solche Fundamentalkritik übt — 
ob er will oder nicht — als „illegal“ fühlen müssen. Usw. (42) 

Diesen Gefahren kann nun keineswegs einfach durch die Formei der „Einheit 
der Linken“ begegnet werden, die in politischen Diskussionen der letzten Zeit häu- 
fig aufgetreten ist (und zumeist von selbsternannten Avantgarden vorgebracht wird, 


39 Fraglos habe ich dabei im Sinne einer Argumentation, die auf Gefahren aufmerksam ma- 
chen — nicht aber sie beschwören will — Einzelaspekteüberspitzt. So haben Genoss(inn)en, 
mit denen ich eine erste Fassung dieses Papiers diskutiert habe, kritisiert, daß ich fast nur 
die negativen Seiten der „scene‘‘ benenne. Vielleicht. Ich tue dies aber gerade deshalb, 
weil ich davon ausgehe, daß in den vielfältigen — hier unter dem Sammelwort „scene‘‘ zu- 
sammengefaßten — Versuchen alternativer Verkehrs- und Lebensformen Elemente vor- 
handen sind, die notwendiger Bestandteil sozialistischer Politik sein müssen, gerade weil 
sie die Trennung von „Bewegung“ und „Endziel‘“ am eigenen Leibe nicht mehr mitma- 
chen und die Vorstellung befreiter, humaner Verhältnisse nicht auf den Tag nach der ‚Re- 
volution‘ verschieben. Gerade jene in der Tat alternativen Formen werden aber durch die 
Tendenzen zur Selbstisolation, durch bloßes Ghettobewußtsein usw., letztlich wieder 
zerstört. 

40 s. den Leserbrief Eınst Tugendhats „Ist Terrorismus die Konsequenz von Kritik?“, in 
der Zeit, 23.9.77 

41 s. Fichter/Lönnendoncker, a.a.0., wo einem solchen Ineinanderschieben von „scene-Ver- 
halten“ und „alternativem Fernsehprogramm‘“ zumindest Vorschub geleistet wird. 

42 Inwieweit die Form der aktuell von Teilen der etablierten Machtelite vorangetriebenen 
Terrorismusbekämpfung „nicht nur historisch erkämpfte bürgerliche Rechte bedroht, 
sondern paradoxerweise auch noch mit einiger Sicherheit dazu beiträgt, dem Terror neue 
Nahrung zu verschaffen“, hat Gerhard Vinnai in seinen Überlegungen „Zur Sozialpsycho- 
logie des Terrorismus in der BRD“ gezeigt; in: SHL-Info, Nr. 10, S. 38 ff. 
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die vorgeben, für „die Linke“ zu sprechen). Denn „die Linke“ als strukturierte pou- 
tisch-kulturelle Strömung gibt es in der BRD derzeit nicht; und die sehr verschiede- 
nen Strömungen, Traditionslinien und Milieus, die man als links‘ bezeichnen kann, 
lassen sich in ihren Denk-, Handlungs- und Reaktionsmustern keineswegs addieren 
(43). Auch ist eine ‚Vereinheitlichung‘ der verschiedenen Erfahrungsprozesse (z.B. 
von Bürgerinitiativen, Gewerkschaftern, studentischen Initiativen, Frauengruppen....), 
der Handlungsfelder und Aktionsformen, in denen radikale Opposition und anti-ka- 
pitalistisches Bewußtsein entstehen kann, für absehbare Zukunft wenig wahrschein- 
lich. 

Darüber hinaus zeigen schon die Argumentationen, mit denen die Forderung 
nach einer undifferenzierten „Einheit der Linken“ vertreten wird — und in denen 
meist nach dem empirisch falschen wie politisch verhängnisvollen Schema ‚,alles 
links von der Sozialdemokratie“ verfahren wird — daß wir unter diesem Motto kei- 
neswegs aus den oben skizzierten Gefahren einer „scene“-Mentalität herauskommen. 
Gegenüber den autoritären Entwicklungstendenzen in Staat und Gesellschaft müsse 
‚sich „die Linke‘ — so heißt es — „zusammenschließen“ .. ., um dann irgendwann 
mal wfeder in die Offensive zu kommen. „Dieses „Zusammenschließen“ wird dann 
oft — und hier treffen wir wieder auf Lagermentalitäten — im Sinne von „die Reihen 
schließen“ verstanden: Politische Kritik an undifferenzierten Vorstellungen von Ge- 
walt im Klassenkampf, klare und harte Distanzierung vom Terrorismus müsse zugun- 
sten jener Einheit zurückgestellt werden; wer solche Kritik übe, betreibe (bewußt 
oder unbewußt) das Geschäft der obrigkeitsstaatlichen Illegalisierung anti-kapitalisti- 
scher Kräfte innerhalb „der Linken“ weiter... 

Die Einheit, die sich auf diese Weise herstellte, käme jedoch wieder nur zustan- 
de durch den „gemeinsamen Feind“, wäre Einheit derjenigen, die „dagegen“ sind. 
Es würden also allenfalls verschiedene Ghettos (ML-scene, Sponti-scene .. .) unter ei- 
nem kleinsten gemeinsamen Nenner — unter einem gemeinsamen Transparent oder 
Flugblatt — addiert, der wieder nur ein negariver wäre, ohne das Problem der eigenen 
Ghetto-Existenz in neuer Weise anzugehen. Eine solche Einheit untereinander, die 
selbst nur instrumentellen Charakter hat (alleine sind wir zu wenige), kann dann mit 
den vielzitierten fortschrittlichen oder liberalen Kräften auch nur noch instrumentell 
umgehen (Motto: „Wie Kriegen wir zur Verteidigung unserer Freiräume blöde Libe- 
rale, die noch an Demokratie glauben? “). Daß einem solchen Kartell der Unzufriede- 
nen gegenüber von seiten der noch bestehenden Reste liberaler und demokratischer 
Öffentlichkeit in der Tat berechtigtes Mißtrauen besteht, braucht wohl nicht mehr 
hervorgehoben zu werden. 

Worum es bei der Inangriffnahme einer „politischen Kultur“ von Sozialisten 
also geht, ist nicht allein, daß unter den aktuellen politischen Entwicklungstenden- 
zen die Frage nach dem Zusammenhang „innerlinker“ Glaubwürdigkeit mit den Re- 
sten (oder Ansätzen) gesamtgesellschaftlicher Kommunikation neu gestellt werden 
muß. Das Problem ist allgemeiner: Eine ‚Bündnispolitik‘, die nicht immer auch auf 


43 vgl. das Nachwort zu Blanke/Christoph/Kreuzberger/Müller/Schäfer, „Über politisches 
Handeln ....“, a.a.O., S. 62 ff., dessen Ausführungen ich mich voll anschließen kann und 
die ich daher auch nicht zu wiederholen brauche. 
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kommunikativem Handeln beruht, kann gar nicht verstanden werden! 

Dies setzt aber eine Identität von Sozialisten voraus, die nicht allein auf einer 
‚objektiven‘ Analyse der Funktionszusammenhänge kapitalistischer Gesellschaften 
und ihrer Entwicklungstendenzen, nicht allein auf einer ‚materialistischen‘ Progno- 
se der möglichen sozialen Träger (z. B. Proletariat, Jugend...) von Fundamental- 
opposition zur kapitalistischen Gesellschafts- und Staatsordnung gegründet ist, son- 
dern auch auf einer Praxis der Verständigung über alternative Ziele (und die ihnen 
adäquaten Wege oder Mittel zu ihrer Verwirklichung). Eine solche Praxis der Verstän- 
digung aber wird durch den diffusen Solidarisierungszwang ‚„‚der Linken‘ eher ver- 
hindert als befördert. 

Was solche „polititsche Kultur“ sicher impliziert, ist die Anerkennung der Plu- 
ralität der Erfahrungshorizonte und Ansätze, in denen heute gegen ökonomische 
Ausbeutung und politische Unterdrückung Widerstand geleistet werden kann. Auch 
die so entstehenden alternativen Kulturen müssen aber von vornherein -— wie dies z. 
B. die Frauenbewegung tut — auf gesellschaftliche Kommunikation, auf Verständ- 
lihkeit und Legitimationsfähigkeit ‚nach außen‘ angelegt sein. Nur dadurch können 
neue Lebens- und Politikformen wirken über eine bloße selbstbezogene Vergewisse- 
rung „der Linken“ hinaus. Und hier hören die Fragen und Schwierigkeiten nicht auf, 
sondern fangen erst an. Doch dies wäre Thema für einen neuen Artikel. 

(Jan. 78) 
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Gerhard Wegner 
Organisierung der kollektiven proletarischen Erfahrung 
(zur Negt-Kritik in Prokla 29) 


Es soll im Folgenden in aller Knappheit die Behauptung begründet werden, daß Apel/Heidorn in 
ihrer Kritik an Oskar Negts Position in Prokla 29 falsch liegen. Apel/Heidorns These ist: Negt 
identifiziert „‚vorschnell unmittelbare Erfahrung mit begrifflicher Erkenntnis“ und eskamotiere 
damit das Problem der Analyse „des Umschlagens von bloß sinnlich wahrnehmender Erfahrung 
in die Einsicht desinneren Zusammenhangs gesellschaftlicher Phänomene.“ (S.10/11) Mir scheint, 
daß von dieser Behauptung her, die sich vielleicht aus einem Teil des Schrifttums Negts gewin- 
nen läßt, das eigentliche Anliegen Negts überlesen worden ist. Sein Interesse besteht genau an 
den Fragen, die er nach Apel/Heidorn nicht haben soll. 

Mein Interesse an Negts Theorie beruht darauf, daß er den Prozeß der Konstitution von 
Klassenbewußtsein als „hochkomplexe(n), bedingungsreiche(n) Lernprozeß“ analysiert, „‚der 
nur unter besonderen Konstellationen in historisch — spezifischen Konstellationen möglich ist“ 
(Apel/ Heidorn, S. 21). 

Es muß von vornherein zugestanden werden, daß Negt (ich beziehe mich hier der Einfach- 
heit halber nur auf sein, mit A. Kluge zusammen verfaßtes Buch ‚Öffentlichkeit und Erfahrung‘) 
sich schwer daran tut,den Zusammenhang von politökonomischen Kategorien und Bewußtseins- 
formen explizit zu entfalten. Von daher kann der Eindruck entstehen, es ginge bei Negts These, 
daß die Lernform der Arbeiter „gebrauchswertorientiert‘“ sei, um die Stilisierung der unhistori- 
schen und naturhaften Kategorie des Gebrauchswertes. Daß dem jedoch nicht so ist, kann man 
z. B. S. 147 nachlesen, wo es um die spezifisch kapitalistische Form des Gebrauchswertes geht. 
Und überhaupt geht es ja in ‚Öffentlichkeit und Erfahrung‘ darum, „die analytischen Begriffe 
der politischen Ökonomie nach unten, zu den wirklichen Erfahrungen der Menschen hin‘ zu öff- 
nen (S. 16). Von diesem Ziel her ist folglich der Bezug zu den kapitalistischen Bedingungen der 
Bewußtseinsbildung immer implizit vorhanden. Dies als richtig vorausgesetzt, hätten Apel/Hei- 
dorn beweisen müssen, daß Negt diesem Anspruch nicht gerecht wird. Ihm jedoch zu unterschie- 
ben, er hätte dieses Ziel nicht, geht fehl. 

Damit gleich zum Kern der Kritik. Negt geht es in ‚Öffentlichkeit und Erfahrung‘ doch ge- 
nau um das Problem der Aneignung der theorie durch diejenigen, die nicht theoretisch denken. 
Negts Behauptung ist, daß eine derartige Aneignung nur über ein den gesamten Lebenszusam- 
menhang des Nichttheoretikers umfassendes Konzept erfaßt werden kann. „Marx sagt: ‚Die Theo- 
rie wird zur materiellen Gewalt, sobald sie die Massen ergreift.‘ Es ist aber notwendig, daß die 
Massen die triebökonomischen Voraussetzungen produzieren, die sie in den Stand setzen, die 
Theorie zu ergreifen.“ (S. 413, Anm. 2). Im Abschnitt: „Die Aneignung mittelbarer Erfahrung 
im Lernrhythmus unmittelbarer Erfahrung“ (S. 57) wird diese These formal entfaltet. Damit ist 
das Problem des Weges von der unmittelbaren zur mittelbaren Erfahrung als roter Faden von 
‚Öffentlichkeit und Erfahrung‘ identifiziert. 

Man kann deswegen auch schwer davon sprechen, Negt beziehe sich mit seinem Erfah- 
rungsbegriff nicht auf Hegel, sondern auf Feuerbach. Sagt er doch selbst: „Im Folgenden geht 
der Begriff organisierter gesellschaftlicher Erfahrung von dem Erfahrungsgehalt der Hegelschen 
Bestimmungen aus, die auch dem Werk von Marx zugrunde liegen“ (S. 24). Gegen diese klare 
Aussage kommt ein Bezug auf Feuerbach explizit — soweit ich sehe — nicht vor. Sollte er von 
Apel/Heidorn unterstellt worden sein, hätte er klarer gegen diese eindeutige Aussage ausgewie- 
sen werden müssen. Erfahrung ist auch bei Negt auf den Begriff gebrachte Empirie, nur daß die- 
ser Satz auf seine materiellen Füße des proletarischen' Lebenszusammenhangs gestellt wird. 

In diesem Zusammenhang kommt es bei Apel/Heidorn auch zu einer folgenschweren Zi- 
tatentstellung. Unter Bezug auf S. 57 ‚Öffentlichkeit und Erfahrung‘ wird behauptet, Negt iden- 
tifiziere sinnliche-Erkenntnis mit unmittelbarer Erfahrung. Da Negt das Ganze aber als Prozeß 
sieht, schreibt er: „Die unmittelbare Erfahrung bewegt sich zunächst auf der Ebene der sinnli- 
chen Erkenntnis.“ (S. 57). Im weiteren wird dann an dieser Stelle beschrieben, wie die Fähig- 
keit, von sinnlicher Erkenntnis zu wirklicher Erfahrung zu kommen, bestimmt ist durch gesell- 
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schaftlich konstituierte Lernrhythmen, in denen sich die Dialektik der Erfahrungstätigkeit voll- 
zieht. 

Gerade von Hegel her, kommt Negt dazu, den Prozeß der Aneignung der Theorie als Or- 
ganisation gesellschaftlicher Erfahrung zu benennen. Unmittelbare Erfahrung muß in bestimmter 
Weise (vergl. den dialektischen Organisationsbegriff S. 28) organisiert werden, um die mittelbare 
zu erreichen. Dieser Organisationsbegriff, an dem in ‚Öffentlichkeit und Erfahrung‘ wirklich alles 
hängt, kommt bei Apel/Heidorn überhaupt nicht in den Blick. Mit ihm wird aber gerade das the- 
matisiert, was Apel/Heidorn vermissen: die kategoriale Vermittlung unmittelbarer Erfahrung. 
Proletarische Öffentlichkeit ist deswegen nicht nur einfache Zusammenfassung der in den Arbei- 
tern vorhandenen Erfahrung, sondern eben „organisatorische Zusammenfassung“ (S. 59). Die- 
ses Zitat wird bei Apel/Heidorn entstellt, indem das Wörtchen ‚organisatorisch‘ weggelassen wur- 
de (Apel/Heidorn, S. 13). Proletarische Öffentlichkeit ist damit der Prozeß, in dem sich unmittel- 
bare Erfahrung organisiert und so die mittelbare erreicht. 

Hat man Negts Interesse an der Organisation proletarischer Erfahrung im Auge, lösen sich 
einige von Apel/Heidorn konstruierte Gegensätze auf. So z.B. ihr Ausspielen des rationalen Dis- 
kurses Habermascher Couleur gegen die emotional-unbewußte Lebenspraxis, die bei Negt das 
Primat hätte. Diese Lebenspraxis hat doch in der Untersuchung nur insoweit den Vorrang, als 
sie in der kapitalistisch produzierten Lebenswelt des Proletariers faktisch dominiert. Durch ein 
Nichtbeachten dieses Faktums wird es nicht in gelungenem und stabilen Klassenbewußtsein auf- 
gehoben, Der rationale Diskurs erwächst gerade nicht lebenspraktisch aus den Widersprüchen 
des Kapitalismus, sondern organisiert sich scheinbar jenseits von ihnen. Dieses Absehen von den 
wirklichen Lebensbedingungen ist jedoch dem Arbeiter aufgrund seiner Abhängigkeit im Kapi- 
talverhältnis nicht möglich. Das heißt doch aber alles nicht, daß unbewußt — naturwüchsige — 
Momente im historischen Prozeß zum Ideal aufgewertet werden (so der Vorwurf von Apel/Hei- 
dorn S. 6)! 

Weiterhin unterstellt Negt nicht eine unmittelbare revolutionäre Qualität der unmittelba- 
ren Erfahrung. Erst die organisierte Form kann eine solche Qualität haben. Wird die unmittel- 
bare Erfahrung der Proletarier jedoch nicht in eigenen Formen zusammengefaßt und struktu- 
riert, bleibt sie nicht jungfräulich liegen, sondern bildet den Rohstoff der Verwertung des kultur- 
industriellen Kapitals. Proletarische Erfahrung bewegt sich deswegen immer zwischen ihrer eige- 
nen Organisierung und ihrer fremden Instrumentalisierung. Dazwischen gibt es nichts. Im Voll- 
zug ihrer Eigentätigkeit müßte es gelingen Können, das individuelle Verbleiben des proletarischen 
Bewußtseins auf den Oberflächenphänomenen der bürgerlichen Gesellschaft kollektiv zu durch- 
brechen. Dies geschieht, indem die Proletarier Erfahrungen mit der Produktion ihrer eigenen Er- 
fahrung machen (Vergl. S. 27). Sie lernen so, der Warenproduktion eine neue, qualitativ überle- 
gene, Produktionsform entgegenzusetzen, die Produktion von Lebenszusammenhängen. Daß 
dies zum Teil schon im Kapitalismus geschieht, ist Voraussetzung eines gelungen Sozialismus 
(vergl. S. 309, Anm. 36). Die Möglichkeit dafür ist Folge der spezifischen Eingebundenheit des 
Arbeiters im kapitalistischen Produktions- und Reproduktionsprozeß. Denn wenn es richtig ist, 
daß auch der Spätkapitalismus sich keine nur reaktionsgesteuerten Arbeiter leisten kann (vergl. 
S. 306 ff.),muß es in der Reproduktion der Arbeitskraft zu einer Minimalausstattung mit „wirk- 
lichem Leben“ kommen. Wie dieses „wirkliche Leben“ sich in der Form unmittelbarer Organisa- 
tion ausdrückt, beschreibt Negt an vier Punkten: Personalisierung, materialistischer Instirkt, ei- 
gene Sprache, sinnlich faßbare Solidarität. 

Mir scheint, daß Negt mit dem Aufweis der Widersprüchlichkeit der Lernformen, die im 
Kapitalismus produziert werden, gegenüber Adorno/Horkheimer einen wichtigen Fortschritt 
macht. Haben diese in ‚Dialektik der Aufklärung‘ den Zusammenhang der Kulturindustrie vom 
Tauschvorgang her als total beschrieben, so analysiert ihn Negt als widersprüchlich. Damit ver- 
sucht Negt das zu überwinden, was Apel/Heidorn letztlich auch Negt unterstellen: statt revolu- 
tionärer Praxis nur die vage Hoffnugn auf die Resistenz des Geistes zu haben (S. 25). Negt bleibt 
dagegen dabei, daß das Proletariat trotz allem Träger objektiver revolutionärer Potenzen ist und 
versucht die Spuren dieser Objektivität im sozialpsychologischen Haushalt der Proletarier aufzu- 
spüren. Damit unternimmt er den Versuch einer Verwertung der Kritischen Theorie in praktisch- 
politischer Absicht und das scheint mir Negts eigentliche Leistung zu sein. 
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